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Zu diesem Heft 


„Die erste industrielle Revolution gebar den spekulativen Städ- 
tebau. Ich erinnere Sie an viele Sektoren von Städten unseres 
Landes: Als Beispiel mögen gelten vor allem Berlin-Charlotten- 
burg, noch mehr Berlin-Kreuzberg — Das "Steinerne Berlin’: 
reinste Ausdrucksform des Stadtbaues zu Spekulationszwek- 
ken für die eingeströmte, für die wirtschaftliche Hausse benötig- 
te Arbeiterschaft. Diese erste Stufe der Industrialisierung verur- 
sachte ungeheures Wachstum der Städte; schwindender Bür- 
gersinn, aufgrund der hemmungslosen Spekulation und nicht 
geübter Sozialisation, schufen Stadtquatier-Probleme, die zwei 
Generationen später von einfliegenden Bombengeschwader 
teilweise gelöst zu sein scheinen.“ 

(G. Schwab in: Städteplanung und Kriminalität. Internationales 
Symposium im Bundeskriminalamt 11. — 13.12.1978, Wiesba- 
den 1979, S. 198.) 


„Wenn die Nazis die zeitgenössischen Urbanisten gekannt hät- 
ten, so hätten sie die KZs in Sozialbauwohnungen verwandelt.‘ 
(R. Vaneigem) 


Wir wollen hier die Entwicklung der Stadt nicht aus der Logik 
der Verwertung, sondern aus der Logik des Kampfes, der so- 
zialen Zerstörung und Kontrolle erklären. Das widerspricht der 
Ideologie der Architekten, dem Jargon der Stadtplaner, der 
Empfindsamkeit der Kritiker der modernen Großstadt. Aber 
Stadtplanung und Städtebau heißt seit nunmehr 150 Jahren vor 
allem Zerstörung von Städten. Wie grob oder verfeinert die so- 
zialräumlichen und baulichen Konzepte auch sein mögen: Se- 
gregation der Stadt nach Klassen, Trennung der Funktion von 
Arbeiten, Wohnen und Bewegen, Sozialwohnungsbau, Zen- 
trenmetropole etc. — immer wieder sind es die Quartiere der 
Armen und der Arbeiter, die von der Politik der Demolierung, 
Sanierung, Modermiesierung und Vertreibung getroffen werden. 
Vielleicht bilden die Konzentrationslager des NS und der Bom- 
benkrieg tatsächlich den makabaren Höhepunkt dieser Sanie- 
rungspolitik; jedenfalls gehören sie zu den Voraussetzungen 
des sog. sozialen Wohnungsbaus der 50er und 60er Jahre, zu 
den Voraussetzungen dessen, was wir die „Zweite Zerstörung“ 
Deutschlands nennen. 


Es beginnt damit, daß der soziale Wohnungsbau keine Errun- 
genschaft der Nachkriegszeit ist, sondern seinen Ursprung in 
den Initiativen der Deutschen Arbeitsfront und ihres Führers, 
des Reichskommissars für den sozialen Wohnungsbau, Robert 
Ley, hatte. Es geht damit weiter, daß der soziale Wohnungs- 
bau, der Anfang der 50er Jahre wieder aufgenommen wurde, 
nicht etwa ein Mittel zur Versorgung breiter Bevölkerungsmas- 
sen und vor allem der Arbeiter und kleinen Angestellten mit billi- 
gem Wohnraum war. Dies war er sicher auch, aber nur hin- 
sichtlich seiner quantitativen Funktion und infolge der staatli- 
chen Subventionierung. In: seiner qualitativen, gesellschafts- 
planerischen Funktion war er von Anfang an darauf ausgerich- 
tet, eine wirksame Struktur der Unterwerfung der Arbeiter und 
Angestellten unter die Bedürfnisse des Handels- und Industrie- 
kapitals zu schaffen und, was noch wichtiger war, neue Instru- 
mente und Verfahrensweisen sozialer Kontrolle zu liefern. Der 
Bau von Großsiedlungen des sozialen Wohnungsbaus bedeu- 
tete nicht nur, daß 20.000 Wohnungen erstellt wurden, sondern 
er hatte zur Folge die gezielte Vereinzelung und Isolation in 
20.000 Zellen, die soziale Kontrolle durch Techniken der Bevöl- 


kerungsmischung und Observation, die Unterwerfung der Be- 
friedigung aller Bedürfnisse unter die Herren des Einkaufszen- 
trums, die Zuordnung zu industriellen Entwicklungsachsen. ..., 
kurz: die völlige Zerstörung einer Autonomie des sozialen All- 
tags. 


In einer zweiten Phase (d.h. schon ab 1960) bestand die sozial- 
demokratische Gesellschaftsreform darin, die im sozialen Woh- 
nungsbau entwickelten zerstörerischen und gewalttätigen Ge- 
sellschaftsmodelle auf die Gesamtstadt anzuwenden. Es war 
im Frühling sozialdemokratischer Reformen auf Bundesebene, 
als die Instrumente gesamtgesellschaftlicher Zerstörungs- und 
Kontrollpolitik — seit 10 Jahren hartnäckig vom sozialdemokra- 
tisch beherrschten Deutschen Städtetag sowie vom Gewerk- 
schaftsunternehmen »Neue Heimat« vorbereitet — für die näch- 
sten 15 Jahre geformt wurden. Nachdem Ende der 60er Jahre 
die Sozialdemokratie endgültig das Todesurteil über den sozia- 
len Wohnungsbau gesprochen hatte, lief die Zerstörung der 
Groß- und Mittelstädte wie auch der kleinen Gemeinden mit Hil- 
fe des Städtebauförderungsgesetzes (,‚Lex Neue Heimat‘‘) und 
dessen späterer Ergänzung durch das Moderniersierungsge- 
setz an. Das Ziel war die Auflösung traditioneller und homgener 
Arbeiterquatiere und die Vertreibung ihrer Bewohner an die 
Stadtränder, es ging darum, die alten Quartiere zu Großwohn- 
anlagen nach Modellen des sozialen Wohnungsbaus umzu- 
schmelzen und beherrschbar zu machen. Daß die kalkulierte 
und geplante Mietenexplosion im sozialen Wohnungsbau die 
Ärmsten über kurz oder lang auf der Strecke lassen würde, ge- 
hört mit zur Politik: die ebenfalls in die Frühlingsphase der So- 
zialdemokratie fallende Orientierung des Kapitals auf eine for- 
cierte Rationalisierung in den produktiven und Informationsin- 
dustrien würde ohnehin auf lange Sicht einen nicht reintegrier- 
baren Bevölkerungsausschuß von sozial Randständigen schaf- 
fen. Wenn also die Wohnungspolitischen Gesprächszirkel der 
SPD schon im Jahre 1970/71 auf einen gezielten stadtplaneri- 
schen Angriff gegen die innerstädtischen Slums drängten, so 
war dies auf dem Hintergrund der Entscheidung für die Schaf- 
fung eines ausgegrenzten gesellschaftlichen Randes nur folge- 
richtig. Daß dieser Angriff dann nicht als „Flächensanierung‘, 
sondern als „Stadtteilsanierung‘‘ geführt wurde, ändert nichts 
daran. 


Wir müssen heute begreifen, was der sozialdemokratische 
Frühling mit dem sozialdemokratischen Herbst zu tun hat. Der 
Frühling hat die Weichen für die systematische Aussonderung 
der Randständigen aus einer immer enger werdenden, dynami- 
schen Kerngesellschaft gestellt. Jetzt im Herbst wird die Aus- 
sonderung, regionale Unterschiede und Vorläufe eingerechnet, 
konsequent zu Ende geführt. Sanierung, Modernisierung, Zen- 
trenpolitik erscheinen vor diesem Hintergrund als die Mittel, den 
unproduktiven sozialen Rand auszufiltern und zu isolieren. In 
manchen Großstädten der BRD haben die Ausgrenzungstech- 
niken der Modernisierung bereits zu greifen begonnen. Zudem 
werden gerade jetzt neue Strategien der sozialräumlichen Kon- 
trolle im Ghetto und Kontrolle des sozialen Randes entwickelt. 


Dem Herbst wird ein Winter folgen: aus den Debatten um das 
Investitionsprogramm des Kapitals für die 80er Jahre wird deut- 
lich, daß die Formen der repetitiven Massenarbeit keinen Platz 
mehr im Zentrum der Fabriken des kommenden Jahrzehnts ha- 
ben werden. In Westeuropa wird es neben einer Kernschicht, 
der „Blaupausenarbeiter‘‘ — und neben dem anschwellenden 
Tertiärsektor — eine breite Schicht mobiler Jobber geben, die 
allenfalls noch das austauschbare Anhängsel der durchauto- 
matisierten Kombinate sein werden. Ihr Einkommen wird nicht 
mehr im Zyklus von Produktivitätszuwachs und Lohnsteigerung 
stehen: die Masseneinkommen werden sinken. Die Strategien 
der sozialen Kontrolle werden es dann mit einem sozialen 
„Rand‘'zu tun haben, der weit größere Ausmaße annehmen 
dürfte, als wir es uns heute vorstellen können. 


Wir folgen bei der Darstellung zunächst den Entwicklungsplä- 
nen der Landeskriminalämter und des Bundeskriminalamtes 
sowie den neuen Konzepten polizeilicher Gemeinwesenarbeit 
(Martin Schaub über „Städtbau und Kriminalität‘). Bei der 
Darstellung der Geschichte des sozialen Wohnungsbaus 
kommt uns die von der Sozialdemokratie gewählte Organisa- 
tionsform zu Hilfe. Bis in die 70er Jahre hinein war sozialdemo- 
kratische Stadtplanung und Stadtzerstörung zum großen Teil 
ein Produkt der ‚Neuen Heimat‘, zumindest war sie jeweils ex- 
akt an den Reformstrategien dieses gewerkschaftlichen Unter- 
nehmens ablesbar (Detlef Hartmann, ‚Von der Integration zur 
Aussonderung‘‘). Die ausgefeiltesten Instrumente der Raum- 
ordnung in den Städten und der gewaltförmigen Zurichtung 
ders städtischen Alltags sind die Einkaufszentren und Fußgän- 
gerzonen: hierzu liegt der Aufsatz von Gisela Schmidt vor 
(„Entwicklung einer Strategie der Gewalt‘‘). — Der aktuelle 
Stand und die Flexibilität sozialdemokratischer Kommunalpoli- 
tik und der dagegen gerichtete Widerstand sollen sodann am 
Beispiel der Städte Köln, Bremen und Berlin demonstriert wer- 
den (Detlef Hartmann, Horst Wesemann, Sabine Hilden- 
brand); dabei werden auch die Risiken der Integration be- 
stimmter Formen des Widerstands und der linken Stadteilarbeit 
deutlich. — In einem historischen Exkurs beschäftigt sich Ahl- 
rich Meyer mit dem doppelten Angriff der Sozialutopie und der 
Urbanistik des 19. Jahrhunderts auf die Quartiere der Unter- 
klassen (,‚Architekturutopien, Arbeiterwohnen und die bürgerli- 
che Hauptstadt des 19. Jahrhunderts‘). Ilona Bauer zeigt an 
Krankenhäusern Hamburgs exemplarisch die sozıalhygieni- 
schen und Kontrollfunktionen solcher Einrichtungen im Stadtteil 
auf (‚„‚Krankenanstalten als Ort der sozialen Aufbewahrung im 
19. Jahrhundert am Beispiel Hamburgs‘); Elke Pahl wertet die 
Zerstörung des Hamburger Gängeviertels als einen »Versuch, 
Hamburger Hafenarbeiter über ihre Wohnungen zu kontrollie- 
ren‘. Susanne Heim führt das Thema des Heftes weiter: von 
der Stadtzerstörung kann nicht gesprochen werden, ohne daß 
in der Zerstörung ländlicher Strukturen — zentrale Orte, Rand- 
gebiete, Erholungsgebiete — eine parallele Entwicklung gese- 
hen wird. — Wir schließen mit einem theoretischen Beitrag Det- 
lef Hartmanns; seine zentrale These lautet: Der Zerstörung der 
Stadt liegt eine formale Logik der Gewalt zugrunde. 


Wir haben nur an einigen Punkten die historische Kontinuität 
der Kontrolle und Selbstkontrolle im Stadtteil aufzeigen können; 
je mehr die traditionellen Formen der community und Gemein- 
schaftlichkeit versagen und vernichtet sind, desto dringlicher 
wird ihre Inszenierung von oben. Die neue Asozialität und Ver- 
elendung — ein Produkt sowohl des Scheiterns der Stadt — und 
Ghettoplanung, deren verobjektivierte Strukturen immer mehr 
Menschen in selbstzerstörerische Bedürfnisse , Alkoholismus, 
Drogen und Delinquenz treiben, und immer mehr auch ein Pro- 
dukt der Weltwirtschaftskrise, der Umstrukturierung der Arbeit 
und des sozialdemokratischen Herbstes — diese neue Asoziali- 
tät erfordert völlig neue staatliche Kontrollformen. 

Wir werden mit einem gespenstischen Doppelspiel konfrontiert. 
Es gibt das einladende Angebot zu Gesprächen, Beteiligung 
und Integration der Linken, die Linken werden allerorten als 
Vermittler und Sozialarbeiter innerhalb der Unterklassen ge- 
braucht; und es gibt die harten Kontrollformen der Sozialdien- 
ste der Polizei. 


Die Fronten des Stadtkampfes, in den altstädtischen Quartieren 
und in den neugebauten Massenlagern, sowie die Rolle der 
Linken sind also gegenwärtig neu zu bestimmen. Daß das Bun- 
deskriminalamt mehr Interesse am Ghetto und seiner spezifi- 
schen Kriminalität als an den Projekten und Kämpfen der Lin- 
ken in den Vierteln hat, überrascht nicht. Wie es scheint, wird 
die Kontrolle der Städte durch baulich-strukturelle Maßnahmen 
der Durchmischung der Sozialstruktur und der Vertreibung, 
durch Konzepte der Selbstkontrolle der Bewohner und durch 
Formen präventiver polizeilicher Sozialarbeit heute ergänzt 


durch die Differenzierung des sozialen Randes selbst: die lin- 
ken, akademisch qualifizierten Jobberschichten, denen die 
Rückkehr in den Schoß des Mittelstandes nicht mehr gelingt 
und die noch nicht von den neuzusammengesetzten Arbeits- 
märkten aufgesogen sind, übernehmen auf dem Wege von Ar- 
beitsbeschaffungsmaßnahmen oder in sozialarbeiterischer Ei- 
geninitiative die Zulieferung von soft-ware-Technikern im Um- 
gang mit Asozialität und den Kontakt zu den Opfern staatlicher 
Planung. 


Es ist immer dringlicher, die Frage nach der Identität der Sub- 
jekte zu stellen, die in den neuen Massenquartieren leben und 
immer zahlreicher leben werden. Gibt es hinter der Jugendde- 
linquenz, hinter der Selbstzerstörung, der Bandenbildung eine 
Widerstandslinie, die sich die Selbstbestimmung durch Zerstö- 
rung der Kontrollinstrumente und der verordneten Kommunika- 
tionswege zurückerobern könnte? Wird sich in den Ghettos der 
80er Jahre eine neue sozialrevolutionäre Bewegung entwik- 
keln? Werden ihr die Linken als Sozialpädagogen oder als 
Kampfgenossen begegnen? 

Wir haben uns gefragt, ob es überhaupt eine Möglichkeit der 
nicht-sozialarbeiterischen Strategie und Intervention der Linken 
in der Stadt gibt. Die Antwort lautet in den Artikeln des vorlie- 
genden Heftes unterschiedlich; die Konzeption des Heftes ist 
nicht bruchlos. Aber es ist wichtig genug, die Fronten zu ken- 
nen und zu wissen, was noch ins Planungskonzept paßt und 
was nicht, welche Stadtteilkämpfe in einen Beitrag zur Modemi- 
sierung umschlagen usw. Die Gegenstrategie müßte darauf 
eingerichet sein, jede Stadtplanung zu sabotieren und die Ent- 
scheidung darüber, wer wo wohnen und leben dar, zurückzu- 
fordern. 


„Städtebau und Kriminalität« 
Symposion des Bundeskriminalamtes 


Christiane schildert Erfahrungen aus der 
Gropiusstadt in Berlin’ 


So mit zehn fing ich auch an zu klauen. Ich klaute in den Super- 
märkten. Sachen, die wir sonst nicht bekamen. Vor allem Sü- 
Bigkeiten. Fast alle anderen Kinder durften Süßigkeiten essen. 
Mein Vater sagte, von Süßigkeiten bekäme man schlechte Zäh- 
ne. 


Man lernte in Gropiusstadt einfach alles automatisch zu tun, 
was verboten war. Verboten zum Beispiel war, irgend etwas zu 
spielen, was Spaß machte. Es war überhaupt eigentlich alles 
verboten. An jeder Ecke steht ein Schild in der Gropiusstadt. 
Die sogenannten Parkanlagen zwischen den Hochhäusern, 
das sind Schilderparks. Die meisten Schilder verbieten Kindern 
natürlich irgend etwas. 


Ich habe die Sprüche auf den Schildern später mal für mein Ta- 
gebuch abgeschrieben. Das erste Schild stand schon an unse- 
rer Eingangstür. Im Treppenhaus und in der Umgebung unse- 
res Hochhauses durften Kinder eigentlich nur auf Zehenspitzen 
rumschleichen. Spielen, toben, Rollschuh- oder Fahrradfahren 
— verboten. Dann kam Rasen und an jeder Ecke das Schild: 
»Den Rasen nicht betreten.« Die Schilder standen vor jedem 
bißchen Grün. Nicht einmal mit unseren Puppen durften wir uns 
auf den Rasen setzen. Dann gab es da ein mickriges Rosenbe- 
et und wieder ein großes Schild davor: »Geschützte Grünanla- 
gen«. Unter diesem Hinweis war gleich ein Paragraph aufge- 
führt, nach dem man bestraft wurde, wenn man den mickrigen 
Rosen zu nahe kam. 


Wir durften also nur auf den Spielplatz. Zu ein paar Hochhäu- 
sern gehörte immer ein Spielplatz. Der bestand aus verpißtem 
Sand und ein paar kaputten Klettergeräten und natürlich einem 
Riesenschild. Das Schild steckte in einem richtigen eisernen 
Kasten drin, unter Glas, und vor dem Glas waren Gitter, damit 
wir den Quatsch nicht kaputtschmeißen konnten. Auf dem 
Schild stand also »Spielplatzordnung« und darunter, daß die 
Kinder ihn zur „Freude und zur Erholung benutzen“ sollten. Wir 
durften uns allerdings nicht ‚erholen‘, wann wir gerade Lust 
hatten. Denn was dann kam war dick unterstrichen: „,... in der 
Zeit von 8 bis 13 Uhr und 15 bis 19 Uhr.‘‘ Wenn wir also aus der 
Schule kamen, war nichts mit Erholung. 


Meine Schwester und ich hätten eigentlich gar nicht auf den 
Spielplatz gedurft, weil man dort laut Schild ‚nur mit Zustim- 
mung und unter Aufsicht des Erziehungsberechtigten‘‘ spielen 
durfte. Und das auch nur ganz leise: „Das Ruhebedürfnis der 
Hausgemeinschaft ist durch besondere Rücksichtnahme zu 
wahren.‘ Einen Gummiball durfte man sich da gerade noch ar- 
tig zuwerfen. Ansonsten: „Ballspiele sportlicher Art sind nicht 
gestattet.‘‘ Kein Völkerball, kein Fußball. Für die Jungens war 
das besonders schlimm. Die ließen ihre überschüssige Kraft an 
den Spielgeräten und Sitzbänken und natürlich an den Verbots- 
schildern aus. Es muß einige Kohle gekostet haben, die kaput- 
ten Schilder immer wieder zu erneuern. 


Über die Einhaltung der Verbote wachten die Hauswarte. Ich 
hatte schon ziemlich schnell bei unserem Hauswart verschis- 
sen. Nach unserem Umzug in die Gropiusstadt langweilte mich 
der Spielplatz aus Beton und Sand mit der kleinen Blechrutsche 
schon wahnsinnig. Da fand ich dann doch noch etwas Interes- 
santes. Die Gullys im Beton, durch die das Regenwasser abflie- 
Ben sollte. Damals konnte man das Gitter über dem Abfluß 
noch abheben. Später machten sie es dann fest. Ich hob also 
das Gitter ab und warf mit meiner Schwester allen möglichen 
Mist in den Gully. Dann kam der Hauswart, griff uns und zerrte 
uns in das Büro der Hausverwaltung. Da mußten wir beide, 
sechs und fünf Jahre alt, unsere Personalien angeben. So gut 
wir das schon konnten. Meine Eltern wurden benachrichtigt, 
und mein Vater hatte einen guten Grund zum Prügeln. Ich be- 
griff noch nicht so ganz, warum das so schlimm war, den Abfluß 
zu verstopfen. In unserem Dorf am Bach hatten wir ja ganz an- 
dere Sachen gemacht, ohne daß je ein Erwachsener gemek- 
kert hätte. Ich begriff aber so ungefähr, daß man in Gropius- 
stadt nur spielen durfte, was von den Erwachsenen vorgesehen 
war. Also rutschen und im Sand buddeln. Daß es gefährlich 
war, eigene Ideen beim Spielen zu haben. ... 


Bei Regen zwischen den Hochhäusern rumzuhängen, macht 
echt keinen Spaß. Wir mußten uns schon etwas einfallen las- 
sen. Etwas, was wahnsinnig verboten war. Das gab es auch: 
mit den Fahrstühlen spielen. 


Zunächst ging es natürlich darum, andere Kinder zu ärgern. Da 
griffen wir uns ein Kind, sperrten es in einen Fahrstuhl und 
drückten alle Knöpfe. Den anderen Fahrstuhl hielten wir fest. 
Dann mußte der bis zum obersten Stockwerk hochjuckeln mit 
einem Halt in jedem Stockwerk. Mit mir haben sie das auch oft 
gemacht. Gerade wenn ich mit meinem Hund zurückkam und 
rechtzeitig zum Abendbrot zu Hause sein mußte. Dann haben 
die alle Knöpfe gedrückt, und es dauerte eine elend lange Zeit, 
bis ich im elften Stock war, und Ajax wurde dabei wahnsinnig 
nervös. 


Gemein war es, jemanden alle Knöpfe zu drücken, der hoch- 
wollte, weil er mußte. Der pullerte am Ende in den Fahrstuhi. 
Noch gemeiner allerdings war es, einem Kind den Kochlöffel 
wegzunehmen. Alle kleinen Kinder gingen nur mit einem Koch- 
löffel nach draußen. Denn nur mit einem langen hölzernen 
Kochlöffel kamen wir an die Fahrstuhlknöpfe ran. Ohne Koch- 
löffel war man also total aufgeschmissen. Wenn man ihn verlo- 
ren hatte oder andere Kinder ihn weggenommen hatten, konnte 
man elf Stockwerke zu Fuß hochlatschen. Denn die anderen 
Kinder halfen einem natürlich nicht, und die Erwachsenen 
dachten, man wolle nur im Fahrstuhl spielen und ihn kaputt ma- 
chen. 


Die Fahrstühle waren oft kaputt, und daran waren wir nicht 
schuldlos. Wir machten nämlich auch richtige Wettfahrten mit 
den Fahrstühlen. Die fuhren zwar gleich schnell, aber es gab 
einige Tricks, mit denen man ein paar Sekunden einsparen 
konnte. Die äußere Tür mußte man schnell, aber mit viel Gefühl 
zumachen. Denn wenn man sie zu heftig zuschlug, ging sie no- 
cheinmal wieder ein Stück auf. Die Sicherheitstür ging automa- 
tisch zu, aber wenn man mit den Händen nachhalf schloß sie 


schneller. Oder ging auch mal kaputt. Ich war ziemlich gut im 
Fahrstuhl-Wettfahren. 


Unsere 13 Stockwerke reichten uns schon bald nicht mehr. Au- 
Berdem war uns natürlich der Hauswart ständig auf den Fersen. 
Das Pflaster wurde also immer heißer in unserem Haus. Das 
Betreten anderer Häuser war aber für Kinder streng verboten. 
Wir kamen da auch nicht rein, weil wir keinen Hausschlüssel 
hatten. Aber es gab immer einen zweiten Eingang. Für Möbel 
und irgendwelche großen Gegenstände. Der war mit einem Git- 
ter abgesperrt. Ich fand heraus, wie man durch das Gitter kam. 
Mit dem Kopf zuerst. Es war richtig trickreich, wie man den Kopf 
drehen mußte, um durchzukommen. Den Körper quetschten 
wir dann irgendwie durch. Nur die Dicken konnten nicht mit. 


Ich habe uns so den Weg in ein richtiges Fahrstuhl-Paradies 
geöffnet. In ein Haus mit 32 Stockwerken und unheimlich raffi- 
nierten Fahrstühlen. Da entdeckten wir dann erst, was man mit 
Fahrstühlen alles machen kann. Besonders gern haben wir 
hopsen gespielt. Wenn alle zusammen während der Fahrt 
hochsprangen, blieb das Ding stehen. Die Sicherheitstür ging 
auf. Oder die Sicherheitstür ging erst gar nicht zu. So eine Hop- 
se-Fahrt war jedenfalls eine ziemlich spannende Sache. 


Dann ein sensationeller Trick: Wenn man den Schalter für die 
Notbremse nicht nach unten, sondern zur Seite drückte, dann 
blieb die Sicherheitstür auch während der Fahrt auf. Da merkte 
man erst, wie schnell die Dinger fuhren. In einem irren Tempo 
sausten Beton und Fahrstuhltüren an uns vorbei. 


Die schärfste Mutprobe war es, den Alarmknopf zu drücken, 
Dann ging eine Klingel los, und die Stimme des Hauswarts kam 
durch einen Lautsprecher. Dann hieß es türmen. In einem Haus 
mit 32 Stockwerken hat man eine gute Chance, dem Hauswart 
zu entkommen. Der lag sowieso immer auf der Lauer, erwischte 
uns aber selten. 


Das spannendste Spiel bei schlechtem Wetter war das Keller- 
Spiel. Das war auch das verbotenste. Wir haben irgendwo ei- 
nen Weg in den Hochhaus-Keller gefunden. Da hat jeder Mieter 
eine Box aus Maschendrahtgitter. Die Gitter gingen nicht bis 
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zur Decke. Man konnte also oben rüberklettern. Da haben wir 
dann verstecken gespielt. „Verstecken mit alles‘ hieß das. Das 
war wahnsinnig gruselig. Es war an und für sich schon unheim- 
lich zwischen all dem fremden Kram in ziemlich schummrigem 
Licht. Dazu kam die Angst, daß jemand kommen könnte. Wir 
ahnten ja, daß wir so ungefähr das Verbotenste überhaupt 
machten. 


Dann haben wir auch gespielt, wer die tollsten Sachen in den 
Verschlägen fand. Spielsachen, Trödelkram oder Kleider, die 
wir uns anzogen. Nachher wußten wir natürlich nicht mehr so 
genau, wo wir den Kram herhatten, und schmissen ihn einfach 
irgendwo rein. Manchmal ließen wir auch was ganz Tolles mit- 
gehen. Natürlich kam es raus, daß da unten jemand ‚eingebro- 
chen‘‘ war. Aber uns schnappten sie nie. So lernte man also 
ganz automatisch, daß alles, was erlaubt ist, unheimlich fade 
ist, und daß das Verbotene Spaß bringt. 


Das Einkaufszentrum, das unserem Haus gegenüber lag, war 
für uns auch mehr oder weniger verbotenes Viertel. Da war ein 
ganz wilder Hauswart, der uns immer verscheuchte. Am wilde- 
sten war er, wenn ich mit meinem Hund in die Nähe kam. Er 
sagte, wir machten den ganzen Dreck im Einkaufszentrum. Es 
war wirklich stinkig da, wenn man genau hinsah und hinroch. 
Die Läden taten einer feiner und vornehmer und moderner als 
der andere. Aber die Müllkisten dahinter quollen ständig über 
und stanken. Man trat überall in geschmolzenes Speiseeis oder 
Hundescheiße und trat gegen Bierdosen und Coladosen. 


Der Hauswart da sollte das abends alles sauber machen. Kein 
Wunder, daß er den ganzen Tag lauerte, um jemanden zu emwi- 
schen, der Dreck machte. Aber gegen die Geschäftsleute, die 
den Müll neben die Kästen warfen, konnte er nichts machen. 
An die betrunkenen Halbstarken, die mit den Bierdosen rum- 
warfen, traute er sich nicht ran. Und die Omas mit ihren Hunden 
gaben ihm auch nur patzige Antworten. Da hielt er sich in seiner 
urischen Wut eben an die Kinder. 


1) Christiane F.: Wir Kinder vom Bahnhof Zoo, 5. Auflage, Hamburg 1979, S. 23- 
29 


Das Verhalten von Christiane als Pro- 
blem des BKA 


Im Dezember 1978 veranstaltete das BKA eine internationale 
Tagung zum Thema „Städtebau und Kiminalität“.')Außer Poli- 
zeifachleuten beratschlagten Soziologen, Architekten, Politiker, 
Kriminologen und Experten der Neuen Heimat, was im In- und 
Ausland die Zunahme krimineller Taten in bestimmten Stadttei- 
len bewirke und wie Abhilfe zu schaffen sei. Inzwischen werden 
die weitreichenden Ergebnisse in der Linken diskutiert und Bei- 
spiele praktischer Umsetzung im Stadteil dokumentiert (Hanno- 
ver-Garbsen)?). Ich finde den Band mit den Referaten (die Dis- 
kussionen sind nicht abgedruckt) aus verschiedenen Gründen 
wichtig: es geht nicht nur um eine Klärung von Fehlern im Städ- 
tebau und Schlußfolgerungen für eine Strategie für den Mas- 
senwohnungsbau der Zukunft. Es geht nicht nur um ein vergan- 
genes Bauen und neue Architektur, die sich mit Randerschei- 
nungen von Kriminalität auseinanderstetzt. Es geht vielmehr 
darum, daß sich „Experten‘‘ der Herrschenden — die herr- 
schende Klasse also — überlegen, wie sie in einer weiter sich 
verschärfenden Weltwirtschaftskrise die Massen im Stadtteil 
unter Kontrolle halten können. Zweitens finde ich, daß die Pro- 
bleme der Linken mit jugendlichen Rebellen, mit deren Aggres- 
sivität oder Selbstzerstörung sie nicht viel anfangen kann, an- 
hand der sichtbar werdenden Strategien der Gegenseite neu 
aufgerollt werden müßten. Drittens ist das Symposium ein Ge- 
genbeweis für diejenigen, die immer absteiten, daß das Kapital 
gesamtgesellschaftlich bewußt handele und uns vorwerfen, wir 
würden fälschlich „Superverschwörungstheorien‘‘ aufstellen. 
Die Kombination von Zuckerbrot (Sozialarbeit) und Peitsche 
(Sonderstreifen im Stadtteil mit Verhaltensmeldung in den 
Computer, Kontaktbereichsbeamte, Jugendpolizei) wird für alle 
Eventualitäten abgestuft vorbereitet und mit strukturellen Maß- 
nahmen wie Steuerung der sozialen Zusammensetzung ver- 
bunden. 

In dem Artikel werde ich nicht die Feinheiten der Analysen wie- 
dergeben oder kritisieren, sondem versuchen darzustellen, in 
welche Hauptrichtungen die Kontrolle im Stadtteil weiterentwik- 
kelt werden soll. Das Phänomen „Jungendkriminalität‘‘ ist da- 
bei der Ausgangspunkt — es ist die Spitze des Eisberges von 
Verhaltensweisen, die den Herrschenden nicht in den Kram 
passen. 


Was ich an Ergebnissen abgelesen habe, möchte ich als Zu- 
sammenfassung kurz voranstellen: 


1. Maßnahmen für die bestehenden Großsiedlungen: 


Die in den fünfziger Jahren bis Anfang der sechziger errichteten 
Großsiedlungen, Betonghettos genannt, sind eine städtebauli- 
che Fehlentwicklung. Ohne gezielte Gegenmaßnahmen wer- 
den sie sich zu Slums entwickeln, weil dort immer mehr Sozial- 
hilfeempfänger, Ausländer, Arbeitslose bzw. Gelegenheitsar- 
beiter und Alte wohnen, während sich die Anzahl der Besser- 
verdienenden ständig verringert und unter diesen die Fluktua- 
tion besonders hoch ist. Dieser Tendenz zur sozialen Ghettobil- 
dung soll durch vermehrte Anreize für die Mittelschicht (Eigen- 
tumsbildung) und Zuzugssperren entgegengewirkt werden. Als 
besonderes Krisensymptom in den Betonstädten ist die weit 
über dem Durchschnitt liegende Jugendkriminalität anzusehen, 
die sowohl in architektonischen Mängeln als auch fehlender 
Kontrolle durch die Bürger selbst wesentlich begründet ist. Mit 
einer neuen „kommunikativen Gemeinschaftlichkeit‘ 3) soll 
gleichzeitig informelle Sozialkontrolle unter den Bewohnern 
und Nachbarschaft zur Überwindung von Isolation und Anony- 
mität geschaffen werden. Um diese herbeizuführen wird die 
Einstellung von ein paar tausend zusätzlichen Sozialarbeitern 
durch die Wohnungsbaugesellschaften vorgeschlagen. Zu- 
sammen mit Bürgerinitiativen und Leuten, die Kulturarbeit ma- 
chen, sollen sie die ‚community‘ organisieren, also Gemein- 


schaftsleben zustandebringen und Mißstände beseitigen, wo- 
bei die Bekämpfung von Kriminalität und das Weitermelden von 
Ausgeflippten und Problemfamilien an Soziale Dienste und Po- 
lizei mit als Hauptaufgabe dazugehört. Sozialfürsorge, Polizei, 
Schulen und therapeutische Krisendieste sollen eng zusam- 
menarbeiten, um vorbeugend besser koordiniert eingreifen zu 
können. Für das, was dann noch übrig bleibt, wird die Polizei 
ein effektiveres System der Überwachung, sogenannte ‚„Regio- 
nalstrategien‘‘ ausarbeiten, das praktisch jedes auffällige Ver- 
halten, auch das nicht strafbare, mittels Sonderstreifen, Kon- 
taktbereichsbeamten, Jugendpolizei, V-Leuten (Spitzel) zu er- 
fassen versucht. 


2. Vorstellungen für den künftigen Wohnungsbau 


Aus der Kritik an den monofunktionalen Wohnsiedlungen, spe- 
ziell in Hochhausform, ergibt sich, daß der Städtbau der Zukunft 
anders aussehen muß. Durch die Zusammenführung verschie- 
dener Bauformen soll von vorneherein gewährleistet werden, 
daß eine im Sinne von Kontrolle funktionierende Durchmi- 
schung der Bevölkerung erhalten bleibt. Beim Bauen sollen die 
Erkenntnisse über den „defensible space‘ berücksichtigt wer- 
den, was besagt, daß zwischen Wohnung und öffentlicher Stra- 
ßensphäre (wozu in den Hochhäusern die praktisch öffentli- 
chen Treppen und Flure gehören) ein halbprivater bzw. halböf- 
fentlicher Zwischenbereich geschaltet wird, der eine informelle 
Kontrolle durch die Bewohner ermöglicht. Außerdem soll die in 
den letzten Jahrzehnten übliche Trennung von Wohnquartie- 
ren, Dienstleistungszentrum und Gewerbegebieten soweit als 
möglich vermieden werden. 


Jugendkriminalität als aktuelles Krisen- 
symptom 


Die genaueste Analyse eines Stadtteils stammt vom Ltd. Krimi- 
naldirektor Herbert Schäfer aus dem LKA Bremen.*) Aufgrund 
des „Erkenntnisprivilegs erster Ordnung, das die Polizei be- 
sitzt‘ hat er die Informationen, um präzis das Desaster zu be- 
schreiben, das die Herrschenden mit ihrem Demonstrativbau- 
vorhaben Osterholz-Tenever in Bremen erlitten haben. Oster- 
holz-Tenever, im allgemeinen „Klein-Manhattan‘‘ genannt, 
wurde erst Anfang der siebziger Jahre als Forschungsmodell 
für ursprünglich 4 000 Wohnungen begonnen, von denen aller- 
dings nur 2652 Wohnungen fertiggestellt wurden. Angeblich 
wegen einer nicht zustandegekommenen Flächensanierung in 
der Innenstadt und wegen des Pillenknicks mußten die Bedarf- 
sprognosen nach unten korrigiert werden. Heute machen „Ob- 
jektive Sicherheitsstörungen“ und „kommunal- und sozialpoliti- 
sche Unruhe in der Bevölkerung‘ eine polizeiliche ‚‚Regional- 
strategie Tenever“ erforderlich. 


Es ist vielleicht ganz interessant, wie ein höherer Polizeioffizier 
die Dinge sieht”) 

„Eines der deklarierten Hauptziele des Demonstrativbauvorha- 
bens war die Wohnverdichtung, d. h. die preiswerte, kostenspa- 
rende Akkumulation von zahlenden Mietern in modernen 
Wohntürmen. Dieses Ziel wurde offenbar erreicht: die durch- 
schnittliche Wohndichte in Bremen beträgt 18 Einwohner pro 
Hektar, im Bereich des Demonstrativbauvorhabens 86 Einwoh- 
ner pro Hektar. (Zwei Drittel der Mieter wohnen in Häusern mit 
30 und mehr Wohneinheiten). 


Am 01.04.78 waren 5682 Personen im Demonstrativbauvorha- 
ben polizeilich gemeldet. 966 Personen waren Sozialhilfeem- 
pfänger. 

Die vom Sozialamt errechnete „Sozialhilfeziffer‘‘ liegt für die 
Stadt Bremen beim Wert 55, im Ortsteil Demonstativbauvorha- 
ben bei 170 (01.04.1978), oder offener formuliert: über 16% der 
Bewohner erhielten Sozialhilfe. 


Osterholz- Tanaver| in Bremen 


Der Anteil der Wohngeldempfänger lag am 01.11.1976 im städ- 
tischen Durchschnitt bei 4,3%, im Demonstativbaukomplex bei 
8,3% der Bewohner und dürfte sich inzwischen (nach Mietan- 
hebungen) erhöht haben. 


Wenn hier versucht wird, mit Hilfe der relativ einfach zu errei- 
chenden kriminalökologischen Daten eine regionale Prävent- 
ionsstrategie anzubahnen, dann wird damit der Erkenntnis ge- 
folgt, daß es für die Kriminalpolizei weniger darauf ankommt, 
auf der taktischen Ebene in der Arbeit am Einzelfall den multi- 
faktoriellen kriminogenen Ursachen im Leben des einzelnen bis 
in die letzten Verästelungen hinein nachzuspüren. Es kommt 
vielmehr für strategische und operative Zwecke ausreichend 
darauf an, die Indikatoren für eine drohende oder bereits einge- 
tretene oder sich noch verschärfende Kriminalitätslage zu er- 
kennen und danach die polizeipräventiven und die sozialpro- 
phylaktischen operativen Maßnahmen zu bestimmen. Auf kri- 
minologische Ziselierungskünste darf dabei verzichtet 
werden. '*) 


Je mehr Indikatoren vorliegen, um so leichter ist die Analyse 
der Situation und um so treffsicherer die Prognose der kurz- 
und mittelfristigen Kriminalitätsentwicklung. 

In bezug auf den Demonstrativbaukomplex Tenever könnte 
dies umgekehrt den Einwand begründen, daß zu wenig krimi- 
nalökologisch interessante Daten vorliegen, welche entspre- 
chende Schlußfolgerungen ermöglichen könnten. Diese weni- 
gen und durchaus ergängzungsbedürftigen kriminalökologi- 
schen Indikatoren zeigen aber immerhin an, daß Personen- 
mehrheiten mit sozialen Noxen und Läsionen (Schäden und 
Verletzungen, d. Verf.) in einem überproportional starken Maß 
offenbar schon in den ersten Jahren dort zuzogen. Damit wur- 
den möglicherweise Schwellenwerte in den einzelnen sozialen 
Zuordnungs- und Eigenschaftsbereichen überschritten, die in 
ihrer Addition und Akkumulation zu einer „kritischen Masse“ 
führen können, von der dann im Wege der Induktion und Irra- 
diation Situation- und Klimaverschlechterungen sowohl in den 
einzelnen Familien wie auch bei der Mehrheit der Bewohner 
eintreten können. Es kann arbeitshypothetisch davon ausge- 
gangen werden, daß die rückkoppelnden Folgen der Schwel- 
lenwertüberschreitung (also die Folgen der Belegung) vor allem 
diejenigen treffen, für welche das Leben — aus welchen Ursa- 
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chen auch immer — schon an sich schwerer zu bewältigen ist: 
das sind in erster Linie die sozial noch nicht angepaßten Min- 
derjährigen und die ‚sozialen Sitzenbleiber‘‘. Diese werden 
aber auch durch die Unwirtlichkeit des modernen Massenge- 
bäudekomplexes wahrscheinlich am ehesten tangiert. Selbst 
die Flucht in die gut ausgestatteten Wohnungen entlastet dann 
nicht. Damit wird die Frage nach der Zusammensetzung der 
Bewohner dieses Viertels scheinbar zur Hauptfrage und das 
Problem der wenig anheimelnden Architektur tritt unzulänglich- 
erweise in den Hintergrund. Erst aus Gesprächen mit Vertre- 
tern der Mieterinitiativen wird wieder erkennbar, wie sehr sich 
die durch die Umgebung gesetzten Bedingungen auf das sub- 
jektive Lebensgefühl auswirken und wie stark sie das sozial an- 
gepaßte oder sozial abweichende (ggf. strafbare) Verhalten be- 
einflussen. Davon werden vier Gruppen betroffen 


1. Die Gruppe der interessierten Wohnungssuchenden, welche 
nach einer Besichtigung des Viertels, nach Gesprächen mit 
Bewohnern und spätestens nach dem Lesen der Mietverträ- 
ge erst gar nicht einziehen. 


2. Die nicht sehr große zweite Gruppe besteht aus älteren Mie- 
tern, welche zurückgezogen leben, die den Vorteil der über 
kurze Strecken zu erreichenden Versorgungseinrichtungen 
des Viertels gem nutzen und die im übrigen sich hier endgül- 
tig niederlassen möchten und ohne Umzugsfurcht und Um- 
zugsabsichten selbst unter Inkaufnahme gelegentlicher so- 
zialpsychologischer Entzündungspunkte wohnen bleiben 
möchten. Als Rentner und Pensionäre werden sie auch in 
Zukunft nicht durch die alle fünf Jahre automatisch anzuhe- 
benden Mieten so bedroht werden wie etwa die Gruppe drei, 
weil bei höheren Mieten auch das ihnen zu zahland Wohn- 
geld angehoben werden würde. 


3. Die dritte Mietergruppe setzt sich aus den dynamischen, bio- 
logisch und begabungsmäßig begünstigten, vitalen Perso- 
nen zusammen, welche entweder mit einer nur auf einige 
Jahre befristeten Verbleibensabsicht zuziehen oder aber 
durch die ihnen nicht zusagenden Einzelsituationen bzw. 
durch die Gesamtlage bewogen, sich nachträglich zum Aus- 
zug — in der Regel in ein Eigenheim — entschliessen. 


4. Die vierte Gruppe ist die problematischste. Könnte die dritte 
Mietergruppe als die der „Sozialen Durchsteiger‘‘ bezeichnet 
werden, so könnte für die vierte Gruppe der Begriff der „So- 
zialen Sitzenbleiber‘ zutreffen. In dieser Gruppe häufen sich 
die Träger sozialer Noxen und Läsionen überproportional 
stark. Hier tauchen die Problemfamilien auf, welche sozial- 
prophylaktisch zu betreuen sind und welche — mit dem eige- 
nen sozialen Überleben ausschließlich überbelastet und be- 
schäftigt — keine aus diesem Viertel hinausführende Zu- 
kunftsplanung erfolgreich durchdenken, betreiben und ver- 
wirklichen können. Es kann hier dahingestellt bleiben, wie 
groß z. Z. der Anteil dieser vierten Mietergruppe an der Ge- 
samtmieterzahl ist, da sich dieser Anteil durch den Abzug der 
sozialen Durchsteiger und das Auffüllen des Viertels mit ei- 
ner offenbar immer größer werdenden Zahl von Mietern der 
vierten Gruppe ständig verändert. Diese Veränderung wird 
um so schneller vonstatten gehen, als sich der Ruf dieses 
Viertels verschlechtert und die Baugesellschaften als die 
vermietenden Eigentümer schon aus wirtschaftlichen Grün- 


den daran denken müssen, die große Zahl der leerstehen- 


den Wohnungen mit Mietern zu füllen: wer aber leistet zuver- 
lässigere Mietzahlungen, als diejenigen, deren Mieten durch 
die Sozialbehörde und via Wohnungsgeld gesichert sind? ... 


Durch die Schwierigkeit der Anpassung an die Widrigkeiten 
dieses Viertels sind aber vor allem diejenigen betroffen und ge- 
fährdet, welche die soziale An- und Einpassung erst noch am 
Vorbild der Erwachsenen orientiert erleben und nachahmen 
sollen: die Kinder und Jugendlichen und die Heranwachsenden 
im Sinne des $ 105 Jugendgerichtsgesetz. Es wird also nicht 
ausbleiben, daß gerade deshalb — und nicht allein nur wegen 
der großen Zahl der dort lebenden Minderjährigen — die Ju- 
gendkriminalität besonders stark ansteigen wird. Die Minder- 
jährigen vor allem sind durch die interfamiliäre Induktionswir- 
kung und durch die Irradiation der näheren Umwelt besonders 
betroffen und beeinflußbar. Sie zeigen u.U. Reaktionen nach 
latenten Anlässen, die der Erwachsene als solche gar nicht 
mehr empfindet und versteht. 


Es ließe sich nun dagegen einwenden, daß sich gegen subjekti- 
ves Unbehagen im spannungsreichen Mieter-Vermieter-Ver- 
hältnis nichts unternehmen lasse und daß man diese Rederei- 


en am besten ignorieren sollte, da sie nicht genügend substan- 
tiiert seien. Ein solcher Einwand hieße die Problematik unter- 
schätzen, zumal das subjektive Unbehagen sich nicht nur im 
sozialmotivierten Protest einschließlich politischer Aktionen und 
Wahlen, sondern auch im abweichenden Verhalten und 
schließlich in gewissen Formen der Kriminalität äußern kann. 
Darunter leidet schließlich das subjektive. Gefühl der Sicherheit 
in diesem Viertel"). 


An erster Stelle aller Beanstandungen steht der Begriff der 
„Anonymität‘‘, der mit dem der ‚lsolation‘‘ gekoppelt wird. Es 
gebe keine Gemeinsamkeiten. (‚Die Anonymität ist schreck- 
lich.‘‘) Selbst das Treppenreinigen werden entgeltich (einge- 
schlossen im Mietpreis) durch anonyme Reiniger von Reini- 
gungsfirmen men. Die Bewohner träfen sich nicht 
einmal im Fahrstuhl (,‚Wie schön war das, als einmal der Fahr- 
stuhl ausfiel und wir alle die Treppen herunterlaufen mußten, 
uns dabei kennenlernten und gemeinsam schimpften.‘‘) Wohn- 
ten drei Familien auf einer Etage, so bestünde die Chance, daß 
man sich nach und nach kennenlernt. Bei sechs bis acht Fami- 
lien sei dies praktisch ausgeschlossen. Es werde nicht bekannt 
wer einzieht und nicht wer auszieht. 


Die „‚Kommunikationshöfe, in die im Herbst und im Frühjahr 
lange Häuserschatten fallen‘‘, seien schöne Anlagen „ohne 
Sommeraktivitäten‘ (es sei denn, die Mieterinitiativen versuch- 
ten eine gemeinsame Veranstaltung zu organisieren). Zwar 
würden die großen Sandkisten durch die unbefangenen Kinder 
angenommen, doch fehle diesen Höfen die „Intimität‘‘, da sie 
von oben, d.h. aus allen Fenstern schutzlos eingesehen wer- 
den könnten"®). 


Für die Innenhöfe seien Grillstellen, Feuerstellen (mit Wasser- 
hähnen zum Löschen), hölzerne Sitzgruppen, Schachbrett, 
Bocciabahn u.ä. vorgesehen, die teilweise nach und nach de- 
montiert und bisher nicht wieder erneuert worden seinen'”). 


Selbst die Einkaufszentren beseitigen nicht die Anonymität; so 
wird geklagt, daß die Frauen sich dort kaum zweimal begegnen 
würden. Auch die kostenlosen Saunen würden zwar eifrig be- 
sucht, aber nur von einer exklusiven Minderheit, die mit Miß- 
trauen betrachtet würde (‚Sozial Schwächere gehen nicht in 


die Sauna“). Die „Zuwanderer“ aus anders strukturierten 
Stadtteilen fühlten sich nach ihrer „Entwurzelung‘“ (Abreißen 
der alten Verbindungen und Beziehungen) allein. Sie würden 
sich auch nicht bei neuen Nachbar vorstellen. (‚Da war ein 
Mann aus Walle, der muschelte dort mit seinen Hühnern und 
Kaninchen herum. Er hat sich die neue Wohnung angesehen, 
sich über den Fahrstuhl gefreut und darüber, daß aus allen 
Hähnen heißes Wasser kommt. Er zog mit. seiner Familie ein, 
hatte nach einigen Monaten 4 000 Mark Schulden, fühlt sich al- 
lein und unglücklich.‘‘) 


Wenn man jemanden vom Ansehen her kennt, wird er trotzdem 
nicht gegrüßt. Leute, die morgens Papier auf den Verbindungs- 
wegen wegwerfen, meckern abends darüber, daß alles so 
schmutzig sei und der Hausmeister nicht für Ordnung sorge. ... 


Die Aufgliederung der Straftaten nach Deliktsgruppen ergibt ein 
erhebliches Übergewicht der Diebstähle unter erschwerenden 
Umständen, vor allem in den „jugendtümlichen‘‘ Begehungs- 
weisen. 


Straftaten nach Deliktgruppen?®) 


Stadt 
373-2 DBV Bremen 
Erfaßte Fälle Häufigk.-  Häufigk.- 
abs. in% _ ziffer ziffer 
0000 Straftaten gegen das Leben > = — = 
1000 Straftaten gegen die sexuelle 
Selbstbestimmung 10 1,1 181,8 113,9 
2000 Rohheitsdelikte u. Straftaten 
gegen die persönliche Freiheit 37 4,1 672,7 548,6 
3000 Diebstahl ohne erschwerende 
Umstände 158 17,6 2872,7 3525,2 
4000 Diebstahl unter erschwerenden 
Umständen 538 59,8 9781,8 2676,5 
5000 Vermögens- u. Fälschungsdelikte 10 1,1 181,8 1086,1 
6000 Sonst. Straftatbestände (StGVB) 144 16,0 2618,2 1312,5 
7000 Strafrechtliche Nebengeseze 3 0,3 54,5 233,3 
Straftaten insgesamt 900 100,0 16363,6 9493,8 
Delikte nach Häufigkeit 
Erfaßte Fälle 
abs. in % 
1. Diebstahl unter erschwerenden 
Umständen 538 59,8 
2. Diebstahl ohne erschwerende Umstände 158 17,6 88,6 
3. Sachbeschädigung 101 11,2 
4. Sonstige Delikte 103 11,4 
insgesamt 900 100,0 


15) Zur Frage des subjektiven Sicherheits- bzw. Unsicherheitsgefühls siehe ge- 
nerell mit interessanten Parallelen die Untersuchung von Gunther Arzt „Der 
Ruf nach Recht und Ordnung‘ (Ursachen und Folgen der Kriminalitätsfurcht 
in den USA und in Deutschland), Mohr-Siebeck, Tübingen, 1976 

16) Wer umgekehrt einmal die psychologisch wohl geplante Intimität eines Ho- 
fraumes beobachten möchte, dem sei der Besuch eines Kontakthofes eines 
Eroszenter in Hamburg empfohlen: abgedeckt, verwinkelt, nur auf kurze 
Strecke übersehbar, mit Wärmestrahlern ausgestattet, sind die Vorausset- 
zungen für die Entstehung sozialer — wenn auch nicht unbedingt zu empfeh- 
lender — Kontakte gegeben. 

17) Es kommt offenbar nicht auf die erstklassige Erstausstattung eines „‚Kommu- 
nikationszenters“ an, sondern auf die dort anzutreffende, auf den entspre- 
chenden Personenkreis abgestellte und durch optische und akustische Har- 
monie erzeugte Stimmung. Ein Kollege einer Großstadt berichtete mir einmal 
von der Neueinrichtung eines eleganten, mit Leder und Chrom ausgestatte- 
ten Spielsalons in einem der frequentiertesten Vergnügungsviertel der Bun- 
desrepublik. Sogar die Zigaretten wurden in diesem erstklassigen Etablisse- 
ment kostenlos abgegeben. Die Zocker seien in dieses vornehme Haus ge- 
kommen, hätten die Zigaretten entnommen und sich dann jenseits der Straße 


in einen umgebauten Zimmerschlauch zwischen zwei Häusern zurückgezo- 
gen, wo zeitweilige bis zu 40 Spieler und Kiebitze sich enggedrängt, schwit- 
zend und rauchend stundenlang mit dem gleichen Spiel aufhielten, wie es in 
dem vornehmen Lokal angeboten wurde. Der Inhaber des neuen Lokals 
machte Pleite: seinem Lokal fehlte das intime Fluidum! 


28) Die Fehlerquote der „Fall-Datei‘‘ dieses Zeitraumes liegt bei 36%. 22% der 
Fehler sind entstanden durch die fehlenden Angaben zum Staßenschlüssel 
und der Postleitzahlen (z.B. in den Fällen der Fahrgeldhinterziehung) oder 
durch fehlende Angaben zum Polizeirevier, Revierbuch oder zum sachbear- 
beitenden Kommissariat. ... 


Nach der sog. Häufigkeitsziffer ist die Gesamtkriminalität im 
Stadtteil doppelt so hoch wie im Bremer Durchschnitt. Diese 
Häufigkeit basiert ausschließlich auf den „jugendtümlichen De- 
likten‘, die 88,6% der Gesamtkriminalität ausmachen. Dabei 
handelt es sich um den „Diebstahl unter erschwerenden Um- 
ständen‘“, der dreimal so häufig vorkommt, wie sonst in Bre- 
men, und die Sachbeschädigung. Bei den „Tatverdächtigen- 
“sieht es so aus, daß 60,7% unter 21 Jahre alt sind, während 
diese Altersgruppe im Bremer und im Bundesdurchschnitt nur 
mit etwa etwas mehr als 35’vertreten ist. ©) 

Die Delikte sind im Einzelfall kaum als „objektive Sicherheits- 
störung‘‘ erkennbar, sie sehen eher wie Streiche aus. „Im halb- 
jährigen Rythmus bilden sich immer wieder Jugendgruppierun- 
gen, aus denen heraus Eigentumsdelikte verübt werden.‘Sie 
holen sich z.B. ds Eingemachte aus den Lattenverschlägen im 
Keller, sie treiben sich auf den Böden oder in der Tiefgarage 
herum und machen aus Bock irgendetwas kaputt, sei es die 
Autoantenne oder das Telefonhäuschen. 


Bargeld lockt ebenfalls. Es ist in Form von 50-Pfenning-Mün- 
zen in den Waschautomaten im Keller erhältlich (Hamburg/ 
Kirchdorf-Süd). Jetzt sind die Geldautomaten allerdings unter 
Strom gesetzt, was die Jugendlichen dazu nötigt, vorher die 
Stromzufuhr zu unterbrechen. 


Mit anderen Worten: was in Klein-Manhattan als besonders ho- 
he Kriminalität ausgewiesen wird, sind die zahlreichen Aneig- 
nungs- und Zerstörungsakte Jugendlicher. 

Es ist klar, daß wir nicht lange nach den Ursachen für die Ju- 
gendkriminalität suchen müssen. Christianes Bericht am An- 
fang macht da, glaube ich, einiges deutlich. Ich habe keine 
Lust, die kriminologischen Theorien und weiteres sozialstati- 
sches Material aus dem Symposionsband hier zu dokumentie- 
ren. Es stellt sich für mich — und den Leser wahrscheinlich 
auch — die Frage, ob sich aus den Verhaltensweisen der ju- 
gendlichen Rebellen eine sozialrevolutionäre Perspektive im 
Stadtteil ergibt. 


Wir wissen, daß wir das Verhalten der Jugendlichen, so wie es 
ist, nicht einfach unter die Widerstandsformen, die uns weiter- 
bringen, subsumieren können.) Dazu ist zuviel Selbstzerstöre- 
risches in ihm enthalten. Viele haben das Buch von Christiane 
weitergelesen und kennen ihren Leidensweg. Wir wissen über 
Alkohol und Heroin, über Gewalt und Schwäche, über Rassis- 
mus, über das Klauen untereinander und über die Behandlung 
von Außenseitern genug, als daß wir uns an den polizeilichen 
Problemen mit zunehmender Kriminalität als Zeichen für die 
Auflösung des Systems von unten nur freuen könnten. 


Wir wissen aber auch, daß jeder Reformismus — wie jede Er- 
ziehung — an der Aggressivität, die das System produziert, 
scheitern wird. Für mich sind die Jugendlichen angepaßt an die 
zerstörerische Umgebung. Es geht darum, mit ihrer Kraft und 
Stärke eine Praxis von Militanz und Verweigerung zustandezu- 
bringen, die unmittelbar angreift und nicht künstlich Bewußtsein 
einpflanzen will. Vielleicht kennt ihr die Klagen von ML-Grup- 
pen über den „Anarchismus‘ von politischen Jugendlichen. 
Positive Beispiele einer Praxis mit Jugendlichen im Stadtteil, 
wie die vom SSK in Köln, aus dem Häuserkampf, von Fahr- 
preisdemonstationen und aus der Jugend- und Lehrlingszen- 
trenbewegung wären aufzuarbeiten. 


Die Rockerbanden waren die historischen Vorläufer der heuti- 
gen Jugendbanden. Sie wurden von der Polizei systematisch 
zerschlagen. ®'Nach den Krawallen auf einem Rolling Stones 
Konzert im Jahre 1966 wurde in Hamburg bereits eine Jugend- 
polizei aufgebaut unter der Bezeichnung „Abt. Jugendschutz“. 
In Zivil trieben sich die Jugendschutzbullen in den Freizeithei- 
men und an den Treffpunkten der Gangs herum, versuchten 
sich im Umfeld der Banden anzubiedern und Erkenntnisse über 
die „Rockerkartei‘‘ zu sammeln. In Hamburg beteiligten sich die 
Rocker aktiv an den Kämpfen gegen Springer 1968, 1972 
stürmten und besetzten Rocker die Polizeiwache 70 in Ham- 
burg Wilhelmburg, 1973 fanden Hausbesetzungen in HH-Wil- 
helmsburg und in der Ekhofstraße statt, an denen militante Ar- 
beiterjugendliche beteiligt waren. Die damaligen „Avantgar- 
den‘ der Banden sind wohl ausnahmslos in den Knast gewan- 
dert. Ich weiß nicht, ob sich jemand aus der Linken um sie ge- 
kümmert hat. 

Die Verbindung von jugendlicher Militanz und politischer Praxis 
wird von den Herrschenden wie Tod und Teufel gefürchtet, be- 
sonders, wenn dabei Klassenschranken verschwinden. 

Im folgenden soll skizziert werden, wie sich die Planer erhoffen, 
solche Solidarisierungsprozesse unterlaufen zu können. 


Das BKA auf der Suche nach kommuni- 
kativer Gemeinschaftlichkeit 


Historisch kann man davon ausgehen, daß die Zersplitterung 
von Lebenszusammenhängen, das Durcheinandermischen 
verschiedener Klassen und die Auflösung von Nachbarschaf- 
ten mit Leuten gleichlaufender Lebenserfahrungen kein bedau- 
erlicher Nebeneffekt, sondern politisches Ziel der Sanierungen 
und Umsiedlungen gewesen ist. Mit den Kriegszerstörungen 
der alten Arbeiterviertel der Großstädte wurde praktisch end- 
gültig reiner Tisch gemacht: nachdem 1933 die Parteien und 
Organisationen zerschlagen worden waren, nachdem im Laufe 
der folgenden Jahre der NS-Herrschaft die Produktion endgül- 
tig zur Massenproduktion mit entsprechender Zersplitterung 
der Arbeiter auf betrieblicher Ebene umgestaltet worden war, 
kann man die Zerbombung der Städte als vorläufig letzten Akt 
auf Stadtteilebene sehen. Äußerlich mag es in der Wiederauf- 
bauphase so ausgesehen haben, als wären die Gesichtspunkte 
zur Neugestaltung der Städte durch technische Notwendigkei- 
ten, wie den wachsenden Autoverkehr bedingt. Tatsächlich ist 
es umgekehrt: die Städte wurden so umgemodelt, daß selbst 
Arbeiterfamilien immer mehr auf diese Verkehrsmittel angewie- 
sen waren, um die steigende Zeit, die sie für die Fahrt zur Arbeit 
brauchten, etwas zu vermindern. „Urbanität‘, Lebendigkeit: 
Tante Emma-Laden, das Kino und die Kneipe um die Ecke wä- 
ren ohne andere Strukturen in den Neubauvierteln nicht so 
leicht gestorben. Ob nun das Auto, die Zentralisierung des Ein- 
zelhandels oder auch das Fernsehen selbst die Haupttriebkräf- 
te waren oder diesen Atomisierungsprozeß nur flankiert haben, 
kann ich nicht auseinanderfieseln. Alles paßt zusammen und 
dient demselben Ziel: Auslöschung von gemeinsamer Erfah- 
rung, über die im Alltag kommuniziert werden kann, die politi- 
sche Qualität hat und somit zum Widerstand gegen das System 
sich verdichten könnte. Die Technik der Neuzusammensetzung 
der Arbeiterklasse ist uns aus der Fabrik als entscheidendes 
Herrschaftsinstrument bekannt. Mit Hilfe der angewandten So- 
zialwissenschaft wird nun seit zwanzig Jahren das Betonghetto 
so konstruiert, daß eine Wiederaneignung des Stadtteils durch 
die selbstorganisierte Community möglichst unterbleibt. Was 
sollte da auch passieren, was von den zusammenlebenden 
Menschen selbst kommt. Kein Umbau, kein Anbau, keine Knei- 
pe, kein Stein keine Wiese keine Blume, die nicht von oben ex- 
akt vorberechnet wären. Die Verhinderung des Sich-Kennen- 
lernens als Programm. Die Lüge der äußeren Ordnung. Außen 
glatt und kahl und in den Menschen das Chaos: die Wut, die die 
Männer an der Frau und den Kindern auslassen. Die Anonymit- 


ät schafft Distanz nach außen und verringert sie innerhalb der 
Kermfamilie. Somit frißt sich die äußere Gewalttätigkeit von Ar- 
beitszwang und Betonstrukturen in den Menschen und zwi- 
schen die Menschen. 


Vieles von dem, was nur in einer neuen Anonymität möglich 
wurde, haben wir selbst als Befreiung erlebt. Die traditionellen 
Normen haben wir im Bereich von Sexualität und Ehe gern mit 
zerstört. Auf kleinbürgerliche Kontrolle durch die klatschende 
Nachbarin konnten wir pfeifen. Dieser Auflösungsprozeß von 
Traditionen und Ritualen bedeutet in den Vorstädten ohne Sze- 
ne jedoch, daß nur noch die nackten materiellen Tatsachen üb- 
rig bleiben. Die vereinzelte kleine Keimzelle der Gesellschaft ist 
hilflos der Konkurrenz um das höhere, gesicherte Einkommen 
mit repräsentativem Konsum als Selbstdarstellung nach außen 
ausgeliefert. Soweit, so gut — für die Herrschenden. 


Warum wird plötzlich die fehlende „kommunikative Gemein- 
schaftlichkeit‘‘ auf einem BKA-Symposium diskutiert und zum 
erstrangig Forschungsgegenstand erhoben? Sind es Kritik und 
Unzufriedenheit der Betroffenen, die sich eine andere Wohn- 
umwelt wünschen? Anonymität und Isolation stehen immerhin 
an erster Stelle, wenn nach Mängeln in den Siedlungen gefragt 
wird. In einer Studie der GEWOS wird berichtet, daß in 10 un- 
tersuchten Neubausiedlungen ca. 60% der Bewohner keine 
Freunde in der Siedlung haben und zwischen 30% und über 
50% selten oder nie Gespräche mit Nachbarn haben.'” Für die 
Polizei geht es kaum darum, die erfolgreiche Zersplitterung von 
Lebenszusammenhängen wieder rückgängig zu machen. Sie 
bedauert nur die bei diesem Prozeß ebenfalls verlorene soziale 
Kontrolle. Die jeder staatlichen Repression vorgeschaltete In- 
stanz: die wachsamen Augen der Nachbarn fehlt in der Anony- 
mität des Ghettos. Bisher ist das Bedürfnis nach gesellschaftli- 
cher Kommunikation dessen Nichtbefriedigung ein emotionales 
Grunddefizit im Kapitalismus darstellt und deshalb Basis der di- 
versen Triebmanipulationen ist, sowohl ökonomisch als auch in 
der Ideologie der Klassenharmonie und des Nationalgefühls 
ausgebeutet worden. Über den Umweg der Ware (‚die gemütli- 
che Wohnungseinrichtung‘, „der Stereo-Hörgenuß‘“‘, „‚die tolle 
Urlaubsreise‘) werden Teilbefriedigungen angeboten, die Me- 
dien schaffen verlogene Interpretationen des gesellschaftlichen 
Lebens. Nun sind wir auf dem perversen Stand, das BKA for- 
schen zu sehen, wie man die Emotionalität des isolierten Indivi- 
duums für eine Strategie der gegenseitigen Kontrolle auf Stadt- 
teilebene benutzen kann. 


Ausgangspunkt der Forschungen ist die sog. empirische Kri- 
minalitätsgeographie. Für den interessierten Laien ist der 
„Kriminalitätsatlas Bochum‘‘, vom BKA im Jahre 1978 heraus- 
gegeben, als  Standartwerk und Einführungsliteratur 
empfehlenswert.'!) Er enthält nämlich einen historischen Ein- 
führungsteil, in dem z.B. auf das wahrscheinlich interessante 
Werk eines Herrn Walther aus dem Jahre 1936 verwiesen wird, 
der eine Stadtplanung ermöglichen will, in deren Vordergrund 
die „soziale Gesundung‘‘ gerückt wird.'?) Dieser Gesichtspunkt 
wird vom BKA-Autor als „recht anrüchig‘‘ bezeichnet, vielleicht 
weil zu offensichtlich davon gesprochen wird, „die nicht Besse- 
rungsfähigen unter Kontrolle zu nehmen und das Erbgut der 
biologisch hoffnungslos Defekten auszumerzen.‘“ ®)n der Me- 
thode gibt es allerdings keinen Unterschied zum konkreten Teil 
des Bochumer Atlas. Damals (wie auch heute wieder) war es 
wegweisend, die Häufung der Wohnungen von Familien mit 
Hilfsschulkindern und Fürsorgezöglingen mit der Konzentration 
von Kriminalitätszahlen in den einzelnen Wohngebieten zu ver- 
gleichen. Früher wurden auch noch die ‚„Nester‘‘ der Wohnun- 
gen der kommunistischen Wähler erfaßt. Heute müßten die 
Wohngemeinschaften miterfaßt werden, was für die Verfas- 
sungsschutzausgabe bestimmt angestrebt wird. In dem Bochu- 
mer Atlas geht es im empirischen Teil um die Verteilung von 
Wohnsitzen von Tätern, um Tatorte, um die Bauformen der ent- 
sprechenden Gebiete und die sozialen Tatbestände wie Alter 
der Bevölkerung, Ausländeranteil, Einkommen, Gewerbegebiet 
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oder City usw. All das wird durch Computer miteinander in Be- 
ziehung gesetzt und auf zig-verschiedenen Karten automatisch 
ausgedruckt. Besonders wichtig scheint den Experten das Ab- 
gehen vom Planquadrat und die Umstellung auf das Stadtvier- 
tel und den Häuserblock. Einmal programmiert kann der Com- 
puter monatlich die aktuelle Entwicklung auf neuen Karten aus- 
drucken und macht den räumlichen Schwerpunkteinsatz der 
ausführenden Organe möglich. Mit einiger Phantasie läßt sich 
beim Anschluß an die Datei der Krankenversicherungen auch 
ein „Krankfeiereratlas‘ vorstellen. Dann gibt es noch das sog. 
Dunkelfeld, das die gar nicht gemeldete bzw. angezeigte Krimi- 
nalität wiedergeben soll. 


Leider ist das Bochumer Werk in seinen Ergebnissen für die 
Polizei nicht deutlich genug ausgefallen. „Rückständige‘‘ Ge- 
biete mit schlechtem Altbaubestand, die als slumverdächtig mit 
hoher Anzahl an Täterwohnsitzen erwartet worden waren, er- 
wiesen sich gar nicht so kriminalitätstfördernd. Es wurden zwar 
Gebiete sei es mit vielen Tatorten, sei es mit vielen „Aktivitäts- 
ausgängen“ (da, wo die Kriminellen wohnen) oder mit beidem 
gefunden, die aber alle irgendwelche (historisch zu erklären- 
den) Sondermerkmafe hatten, die ein einfaches Erklärungsmu- 
ster z.B. nach dem schlechtesten Baubestand verhinderten. Ei- 
ne besondere These hinsichtlich der Neubaughettos bestand 
offensichtlich nicht.'?) 


Der Atlas geht von recht traditionellen sozialen Merkmalen und 
einer einfachen Charakterisierung der Baulichkeiten aus. Er ist 
auch mehr als Instrument für die praktische polizeiliche Arbeit 
gedacht. Das ist bei dem geplanten BKA-Forschungsprojekt 
„Kriminalitätsabwehrende Architektur‘ anders.'*) Hier wird ver- 
sucht, die aus der Untersuchung besonders ausgewählter 
Wohngebiete gewonnenen Erkenntnisse in ein umfassendes 
präventiv ausgerichtetes Stadtbaukonzept einfließen zu las- 

sen.‘ 
Zunächst werden die von Oscar Newman in den USA entwik- 
kelten Theorien des ‚„defensible space‘‘ aufgegriffen. 


„Newman geht von der Variable ‚architektonische Gestaltung‘ 
von Wohnhäusern und Wohnhauskomplexen aus, und zwar 
von einem „defensible space‘‘. Hierunter versteht er eine bauli- 
che Anordnung, 


— die den Bewohnern suggeriert, ihren Verantwortungs- 
bereich von ihrer Wohnungstür bis an die Straße hinaus 
zu verlegen, 


— die eine Sichtkontrolle der Fremden durch die Bewoh- 
ner ermöglicht (surveillance) und 


— die eine höhere Kommunikation unter den Bewoh- 
nern fördert und Anonymität abbaut (1973,3).“ 


„defensible space‘ wird erreicht, indem der halböffentliche 
Raum — wie Wege von der öffentlichen Straße zum Gebäude, 
Eingänge, Eingangshallen, Treppenhäuser und Aufzüge, Flure 
— durch bauliche Gestaltung als zum Bereich der Bewohner 
gehörend definiert wird. Deutliche Markierungen wie Hecken 
und Zäune, einsehbare Eingänge und Eingangshallen durch 
Anordnung von Fenstern, ferner geringe Anzahl von Wohnpar- 
teien in einem Flur u.ä. vermitteln dem Bewohner unmittelbar 
das Gefühl, in seinen erweiterten Wohnbereich einzutreten und 
dem Fremden, auch potentiellen Straftäter, in den Bereich an- 
derer einzudringen. Der Aufbau einer informellen Sozialkontrol- 
le führt mithin zu einem größeren Entdeckunggsrisiko für den Tä- 
ter und damit zur Verringerung von Kriminalität in diesem 
Bereich.‘‘'®) 


Das BKA kritisiert aber diesen Ansatz als nicht umfassend ge- 
nug, da hierbei nur die von außen auf die Bewohner zukom- 
mende Kriminalität erfaßt werde. Die Kriminalität bzw. das so- 
zial unerwünschte Verhalten der Bewohner selbst bleibe unbe- 
rücksichtigt. Es soll deshalb erforscht werden, welche Variablen 
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des Städtebaus wieder eine Gemeinschaftlichkeit unter den 
Bewohnern herstellen, die eine Sozialisation zu gesellschaftlich 
erwünschtem Verhalten herbeiführt, also die kaputtgegangene 
ehemalige „kleinbürgerliche‘‘ Kontrolle wieder in Gang setzt. 


„Wir fragen nicht nur, welche Architektur-Form macht seine 
Bewohner wehrloser oder wehrhafter gegen eindringende Kri- 
minalität, sondern darüber hinaus, welche Architektur, fördert 
Sozialisationsbedingung, 
— unter denen sozial-angepaßte Handlungsmuster opti- 
mal ausgebildet und 
— vorhandene kriminelle Handlungsmuster möglichst 
abgebaut werden.“'” 


Gemeinschaftlichkeit kann durch Architektur gehemmt und ge- 
fördert werden, aber es gibt noch andere Gründe für einen ho- 
hen Grad an kommunikativer Gemeinschaftlichkeit. Diese an- 
deren Gründe enthält uns das BKA leider vor: sie sind noch 
nicht operationalisiert, (sollen es aber für das Projekt noch 
werden). Ich stelle mir vor, daß da von der Liebenswürdigkeit 
des Kneipenwirts bis zum Vereinsleben und der Bürgerinitiative 
einiges operationalisiert werden kann. Im Bereich der Archi- 
tektur ist an folgende Indikatoren für Gemeinschaftlichkeit 
gedacht: '®) 


„Im gegenwärtigen Stadium der Untersuchung liegen noch kei- 
ne Operationalisierungen für die Variblen vor. Die Kennzeich- 
nung der Varible „archtektonische Gestaltung‘‘ dürfte aber 
kaum Schwierigkeiten machen. Zunächst ist an die Indikatoren 
gedacht, die auch Newman zur Charakterisierung des Begriffs 
„defensible space‘‘ benutzt hat: 

— Größe des Wohngebäudes: 

Anzahl der Stockwerke, Anzahl der abgeschlossenen 

Wohnungen auf einem Korridor etc. 


Gute oder schlechte Einsehbarkeit des halböffentlichen 
Raumes: 

Weg von der Straße zum Wohngebäude, Hauseingang, 
Korridore, Treppe, Aufzug, Eingänge der anderen Woh- 
nungen. 


— besondere Sicherungsvorkehrungen: 
Sprechanlage, Sicherungskette, Türauge etc. 

Sodann sollen ergänzende Merkmale hinzukommen wie z.B.: 
— Vorhandensein oder Nichtvorhandensein von Ge- 
meinschaftseinrichtungen: 

Gemeinsame Waschküche, gemeinsamer Trocken- 
raum, Schwimmbad, Tischtennisraum, Kinderspielplatz, 
Bolzplatz für Jugendliche, gemeinsamer Grillplatz, ge- 
meinsame Umzäunung (Hecke) für alle Wohnungen etc. 


— Ausstattungen und Eigentumsverhältnisse: 
Eigentumswohnungen, Mietwohnungen, Luxusausstat- 
tung (Marmor, Wohnungsgröße etc.), einfache Ausstat- 
tung. 


— Integration des Gebäudes in der weiteren Umgebung: 
Nähe Innenstadt, Trabantenstadt mit gleichartigen Ge- 
bäuden in unmittelbarer Nachbarschaft, Anordnung der 
einzelnen Wohngebäude zueinander etc. 


— Geschätzte Deliktsanfälligkeit: 

Drei Kriminalbeamte als „rater‘‘ schätzen aus der Rolle 
des potentiellen Täters das konkrete Gebäude darauf- 
hin ein, ob es sich als Ort eines Deliktes (Einbruch, 
Raub) eignet. 


Sehr viel schwieriger ist die sozialstrukturelle Variable zu ope- 
rationalisieren. Demzufolge liegen auch noch keine ausbreitba- 
ren Vorformulierungen vor. Soweit es geht, wollen wir bewährte 
Indikatoren aus der Kommunikationsforschung benutzen. 


— Informationsfluß unter den Nachbarn: 
Schwatz auf der Treppe, Grüßen, Reichweite des Infor- 
mationsflusses u.a. 


— Umfang der sonstigen Kontakte: 

Gegenseitige Besuche, gemeinsame Aktivitäten, ge- 
genseitige Hilfe,Wohnungsverwahren während des Ur- 
laubs, Kinder vorübergehend überwachen u.a. 


— Einschätzung des Umfangs des privaten und halböf- 
fentlichen Wohnbereichs. 


— Grad der Angst, Opfer eines Verbrechens zu werden. 
— Fluktuation der Bewohner. 
— Analyse der Bedürfnisse, die an ein zufriedenes Woh- 


nen in einem Wohngebäude gestellt werden, u.a. 


Die empirische Überprüfung der Hypothesen soll in fol- 
gender Form erfolgen: In Regensburg und in München 
sollen je zwei abgrenzbare Wohngebiete unter dem Ge- 
sichtspunkt unterschiedlicher Baugestaltung ausge- 
wählt werden.‘ 


Experimente für eine zukünftige Kontrol- 
le: Stadtteilgruppen als Bindeglied im 
flexiblen Ausnahmezustand 


Vielleicht schafft das BKA es ja mit seinen angelaufenen For- 
schungsprojekten herauszubekommen, wie man beim Massen- 
wohnungsbau der Zukunft eine verbesserte Kontrolle unter den 
Bewohnerr: selbst von vornherein einbaut. Zur Zeit ist man sich 
noch nicht ganz einig, ob es tatsächlich der Beton ist, der die 
Unangepaßtheit hervorruft oder ob sich in den Ghettos nur an- 
häuft, was sonst in anderen Stadtteilen ebenfalls verstärkt auf- 
getreten wäre. 
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Das spielt auch keine so große Rolle, weil der Schwerpunkt im 
Wohnungsbau der Zukunft nicht beim Neubau ganzer Stadteile 
liegen wird, sondern in der Erneuerung alter Quatiere. Die 
Neue Heimat ist sowieso der Ansicht, daß sich der Mensch ge- 
fälligst den — vorhandenen — Bauformen anzupassen hätte 
und nicht umgekehrt, die Bauten dem Mensch. 

„Baumassen dagegen sind statisch und allenfalls innerhalb 
langer Zeiträume veränderbar. Die laufende Anpassung vor- 
handener Baumassen kann daher — selbst wenn dies erwiese- 
netmaßen heilsam wäre (was ich nicht glaube) — schon aus 
ökonomischen Gründen — nicht der entscheidende Lösungs- 
ansatz sein, wenn es darum geht, Kriminalität abzubauen. ‘‘'?) 
Nach Vormbrocks Überzeugung liegt der „entscheidende He- 
bel‘‘ gegen die Kriminalität in „Organisationskonzepten‘, die 
geeignet sind, eine Prävention zu bewirken. Damit befindet er 
sich in Übereinstimmung mit sehr vielen Diskussionsteilneh- 
mern, denen es darum geht, im Vorfeld der offenen Repression 
die Bewohner selbst für eine Kontrolle ihrer Mitbewohner zu 
mobilisieren. Natürlich wird das Ziel der Kontrolle gerade von 
den hauptsächlich Angesprochenen, den wissenschaftlichen 
Vertretern der Sozialarbeit, nicht genannt. Herr Kapius bei- 
spielsweise, der die sozialkulturelle Aufbauarbeit vertritt, spricht 
von Emanzipation, Befreiung, Partizipation und Selbstverwirkli- 
chung unterprivilegierter Gruppen usw.20) Insgesamt sind sich 
alle aber in der Analyse und Schlußfolgerungen einig, wenn 
das Vokabular auch unterschiedlich ist und verschiedene Me- 
thoden zur Erreichung des gleichen Ziels bevorzugt werden. 


Im folgenden möchte ich zeigen, wie die Konzepte einer pro- 
gressiven Sozialarbeit ebenso wie die guten politischen Ab- 
sichten mancher Bürgerinitiative in den Klassenkampf von 
oben eingebaut werden. 

Es geht darum, daß sich seltsamerweise im Ziel „Gemeinschaft 
und Kommunikation schaffen‘ sowohl Linke und fortschrittliche 
Sozialarbeiter als auch die Planer vom BKA, Neuer Heimat und 
Unis einig sind. Wie das} 


Bei der Linken erkläre ich mir das folgendermaßen: Vor ein 
paar Jahren haben wir den „proletarischen Lebenszusammen- 
hang“, später unter dem Begriff ‚community‘, als wesentliche 
Voraussetzung des Widerstands der Arbeiterklasse entdeckt 
und als Widerstandszusammenhang für den Stadtteil theoreti- 
siert. Uns kam es vor allem darauf an, neben den formellen Or- 
ganisationsstrukturen einer Partei oder Gewerkschaft die Be- 
deutung informeller Zusammenhänge unter den Arbeitern zu 
begreifen. Diese Erkenntnisse haben damals den Abschied von 
unseren eigenen Organisationsstrukturen erleichtert. Als Alter- 
native wurden damals Stadtteilzentren vorgeschlagen und teil- 
weise auch realisiert, immer unter der Perspektive einer offen- 
siven Politik gegen das Ausbeutersystem. Die linke Sozialarbeit 
geht von ähnlichen Gedanken bei den neueren Ansätzen zur 
Gemeinwesenarbeit aus, allerdings mit dem wesentlichen Un- 
terschied, daß es um den Zusammenschluß ‚Unterprivilegier- 
ter‘ zur Wahrnehmung ihrer Interessen im Rahmen dieses Sy- 
stems geht. Also erst einmal Ausschöpfung der legalen Mög- 
lichkeiten zur Durchsetzung berechtigter Ansprüche. 


Wenn sich kollektive Ansätze zur Beseitigung von Mißständen 
in der Wahl der Kampfformen von vornherein eingrenzen las- 
sen oder eingegrenzt sind, weil die Sozialarbeiter sonst ihren 
Job verlieren würden, lassen sie sich als ‚„Frühwarnsysteme‘, 
aber mehr noch zur Unterdrückung weitergehender Aktionen 
einbauen. Von den Konzepten einer aggressiven, konfliktorien- 
tierten Sozialarbeit scheint man in den letzten Jahren unter den 
gegebenen Verhältnissen ohnehin abgekommen sein, obwohl 
dies in der Zeitschrift „päd. extra sozialarbeit‘‘ als vorschnelle 
Resignation in Frage gestellt wird.2") Merkwürdigerweise wird 
als Ersatz statt des Rückzugs in die Einzelfallhilfe nun Mut ge- 
macht für die Gemeinwesenarbeit mit dem Ziel „Neue Nach- 
barschaft entwickeln‘‘. Die Methoden „ein entwickeltes Stadt- 
teilleben herzustellen‘ werden exemplarisch an der Stadtteilar- 


Ein Wohnblock in den USA wird gesprengt. Er war unrentabel geworden, weil sich keine Mieter fanden. 


beit in Duisburg-Neumühl vorgestellt: Videoarbeit, Stadtteilfe- 
ste, Stadtteilwoche mit Veranstaltungen, Stadtteilzeitung, Vor- 
schläge zur baulichen Veränderung ausarbeiten wie die Begrü- 
nung von Flächen oder die exemplarische Gestaltung eines In- 
nenhofes. 


Die ganze Diskussion um Nachbarschaft oder, schlimmer noch, 
Koordinierung von Freizeitaktivitäten, egal ob sie mit den Mit- 
teln einer Bürgerinitiative oder denen der professionellen So- 
zialarbeit hergestellt werden soll, geht zwar berechtigterweise 
von den Leiden des anonymisierten Individuums in der moder- 
nen Stadt aus. Sieht man sich aber Literatur und Praxis genau- 
er an, entdeckt man, daß Widerstand - falls er überhaupt er- 
wähnt wird — nur im Rahmen des Machbaren, des legalen, in- 
stitutionellen Weges vorstellbar scheint. Letztendlich geht es 
darum, die kleinen Ärgernisse zu beseitigen, während das zer- 
störerische Grundübel als nun einmal gegeben und unverän- 
derbar akzeptiert werden muß: 

Identifikationen mit dem Stadtteil, Integration und Verhalten- 
sänderung sind die Schlagworte. 

Trotzdem wäre an sich nichts gegen die guten Absichten von 
Sozialarbeitern und Initiativen zu sagen, wenn sie wirklich dar- 
auf hinausliefen, einen solidarischen Zusammenhang aller Be- 
wohner, auch der ‚kriminellen‘ und „arbeitsscheuen‘ zu schaf- 
fen. Dazu müßten sie den kollektiven Ladenklau (,Bezahlt wird 
nicht!‘‘) oder Aktionen für Erhöhung der Sozialhilfesätze organi- 
sieren. Oder die Bestimmungen für den Erhalt des Arbeitslo- 
sengeldes angreifen. 


Das Gegenteil ist das Ziel, wenn das BKA von Gemeinschaft- 
lichkeit redet. Ein Hauptinstrument der Planer ist die Entsoli- 
darisierung mittels heterogener Zusammensetzung. Ursprüng- 
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lich ging man wohl davon aus, daß die Durchmischung schon 
eine disziplinierende Wirkung haben würde, die das Unterklas- 
senverhalten genügend domestizieren könne. „Heterogenität 
war für die Nachbarschaftsplaner eine wichtige Voraussetzung 
für solche sozialen Lernprozesse: die entstehende Mannigfal- 
tigkeit bereichere das Leben jedes einzelnen, durch die unter- 
schiedlichen Gruppen entstehe praktisch eine Art ’Kulturaus- 
tausch’. Unterschichtsangehörige könnten z.B. von dem höhe- 
ren Standart des Mittelstandes profitieren. ‘2? Dieses Ziel des 
gegenseitigen Achtens auf Einhaltung der Mittelstandsnormen 
wird aber nicht erreicht, wenn erstens die Anonymität zu groß 
ist, so daß jeder sowieso unkontrolliert macht, was er will und 
zweitens die Mittelschicht aus den Ghettos wegzieht, weil sie es 
nicht aushält und sich noch leisten kann, ein Häuschen im Vor- 
ort zu erstehen. Dann käme der Gemeinwirtschaft in der Arbeit 
der Planer die doppelte Aufgabe zu, erstens die Bessersitu- 
ierten und Angepaßten durch stärkere soziale Bindungen im 
Stadtteil zu halten und zweitens diese sozialen Bindungen, die 
neue Gemeinschaftlichkeit, gegen den unangepaßten Rand der 
Ausgeflippten, jugendlichen Kriminellen usw. einzusetzen. Ich 
behaupte also, daß es die Absicht der Planer ist, die angepaß- 
ten Bürger im Stadtteil durch Gemeinwesenarbeit gegen die 
Kriminalität formell und informell zu organisieren. Vormbrock 
von der Neuen Heimat spricht das als Aufgabe der Sozialarbei- 
ter offen an: 

„käme es ... nun darauf an, bei der Bevölkerung in den vor- 
nehmlich durch Mietwohnungen geprägten Wohngebieten das 
Bewußtsein für die Notwendigkeit zu wecken, sich viel mehr als 
bisher mit potentiellen Delikten in ihren Quartieren zu befassen 
... also neben der generellen Aufgabe, bei der Bildung stabiler 
Nachbarschaften erfolgreich behilflich zu sein, wäre jene Auf- 
gabe ein neuer wichtiger Akzent in der Bewohnerbetreuung 
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durch den Sozialarbeiter. ... Um aber an einem Beispiel deut- 
lich zu machen, was in der Praxis gemeint sein kann, nur eine 
Anregung aus dem sehr breiten Spektrum denkbarer Möglich- 
keiten etwa zu der Überschrift Sicherheit der Kinder. Hier könn- 
te man sich vorstellen, daß der Sozialarbeiter, nachdem er eine 
entsprechend positive Resonanz bei den Bürgern, auch selbst 
mitzuhelfen, sicherlich mühsam erwirkt hat, Rundgänge von Er- 
wachsenen organisiert, deren Präsenz alleine bereits, im Sinne 
einer sozialen Kontrolle, deliktmindernd wirken könnte. Dar- 
überhinaus wäre fallweise auch zu prüfen, ob und wenn ja, in 
welcher Form eine Zusammenarbeit mit der örtlichen Polizei 
sinnvoll ist.‘2?) 


Ähnliche Gedanken zum Thema Prävention äußert der Krimi- 
nologe: Günter Kaiser auf dem Symposion: „Ferner könnte 
man in Anlehnung an schwedische Vorschläge an Mieter- und 
Lehrerräte denken, um dem ansteigenden Vandalismus durch 
junge Menschen wirksamer Einhalt zu gebieten.“ 


Vormbrock schlägt vor, pro 800 Wohnungen im sozialen Woh- 
nungsbau jeweils 1 Sozialarbeiter durch die Wohnungsbauge- 
sellschaften einzustellen (bisher 1 Sozialarbeiter auf 12 000 
Wohnungen bei der Neuen Heimat). Es würden dann 6 000 
neue Sozialarbeiter eingestellt werden, wofür die Miete nur um 
10 Pf. pro qm im Monat erhöht werden müßte. (Für die aner- 
kennenswert große Zahl junger Menschen, die sich auf diesem 
Gebiet beschäftigen möchten ... vom Motiv her sehr überzeu- 
gende Arbeitsplätze.‘?*) Wahrsacheinlich werden sich die offen 
repressiven Varianten durch Bürgerpolizeien nicht durchsetzen 
lassen, dafür könnten aber die nach außen hin fortschrittlichen 
Ansätze die gleiche Fuktion bekommen. Ansätze nämlich, die 
das Stadtteilleben mit Festen, Kommunikationszentren und 
eventuell Beratungsstellen bereichern, und die sich tatsächlich 
gegen die Gesellschaften für die Bewohnerinteressen einset- 
zen. Die aber, da sie von anständigen, politikfähigen Leuten 
getragen werden, sich von allem kriminellen und illegalen Tun 
distanzieren. Interessant wird es dann, wenn die anständigen 
Politmenschen und Sozialarbeiter ihre Informationen über den 
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Stadtteiluntergrund der Jugendlichen an die Polizei, die zukünf- 
tigen Kontaktbereichsbeamten oder Jugendpolizisten weiterge- 
ben. Aus eigener Erfahrung weiß ich, daß sich dies in den nor- 
malen Stadtteilinitiativen gar nicht vermeiden läßt, falls nicht 
vorher eine knallharte Diskussion darüber stattgefunden hat. In 
den Jugendzentrem läuft es ja meist so, ddß die links einge- 
stellten Sozialarbeiter oder Erzieher sich nicht gegen „Hauer“ 
oder Zerstörungswütige zu helfen wissen und der zivile Ju- 
gendschutzbulle dann zu Hilfe geholt wird, um durch seine 
ständige Präsenz bei den Discos etc. vorzubeugen und die ent- 
sprechende Vorinformation für das spätere Eingreifen der Nor- 
malbullen zu haben. 


In absehbarer Zeit wird der Staat versuchen, all das, was auf 
Stadtteilebene an Initiativen und Sozialarbeit läuft, für ein neu- 
es Konzept von Kontrolle zu benutzen. Er wir versuchen, Bür- 
gerinitiativen, vielleicht im Zusammenhang mit den „Grünen‘‘, 
offiziell als „4. Gewalt‘‘ anzuerkennnen und damit den Spielre- 
geln institutioneller Politik unterwerfen. Wie die Gewerkschaft 
die Arbeiter schon seit langem in der Fabrik an die Kette legt, so 
braucht man heute, als Antwort auf die steigende Unzufrieden- 
heit in der Region und die Anti-AKW-Bewegung, einen neuen 
Grenzträger von Herrschaft. 


Man wird eine flexiblen Puffer einrichten, der aus Elementen 
von Sozialarbeit, Bürgerinitiativen, Freizeiteinrichtungen, Verei- 
nen und Nachbarschaftsorganisationen zusammensettzt ist und 
der für sich in Anspruch nimmt, im Namen der Bürger zu be- 
stimmen, was im Stadtteil laufen soll und darf und was nicht. Ei- 
nen vielsagenden Versuch in diese Richtung unternimmt man 
bereits in Bremen. Für den Arbeiterstadtteil Hemelingen soll ei- 
ne eigens dazu bestellte Diplom-Sozialpädagogin die Stadtteil- 
arbeit koordinieren. Sie wird sämtliche Vereine und Stadtteil- 
gruppen für eine Koordination der Aktivitäten unter ihre Fittiche 
nehmen. Offiziell heißt das Ziel: Förderung der Freizeitaktivitä- 
ten. Dies dürfte aber nur eins unter vielen Experimenten in ähn- 
licher Richtung sein. Ziel aller Experimente ist es, das „unan- 
ständige‘ und „kriminelle‘‘ Element im Stadtteil zu isolieren und 
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damit einer Slumbildung vorzubeugen. Die neuen Koordinatio- 
nen 0.ä. werden sich als legale Organismen ja nur konstituieren 
können, wenn eine autonome, auf unmittelbar praktischen 
Kampf gerichtete Stoßrichtung unterbleibt. 


Eines wird in Zukunft nicht gemacht werden: daß man den 
Menschen, heute kann man schon sagen dem größten Teil der 
Gesellschaft, da auch die Mittelklasse längst zum Objekt einer 
umfassenden Gesellschaftsplanung geworden ist, einen Ein- 
fluß auf Strukturen, auf etwas Grundsätzliches, ein Recht auf 
etwas von unten organisch Wachsendes zugestehen würde. 
Der Verzicht auf differenzierte Planung von oben, käme einem 
Verzicht auf die Klassenherrschaft gleich, wäre in den Augen 
der Herrschenden das Chaos. Der Prozeß des Entzugs von 
Einflußmöglichkeiten und damit des Denkens ist bereits soweit 
vorangetrieben, daß er nur immer neue Antagonismen hervor- 
ruft, von steigender Kriminalität, Krankheit, Arbeitsunlust und 
Verzweiflung bis hin zur Parteimüdigkeit auch bei den integrier- 
ten Schichten, daß die Antwort darauf nur in einer neuen Ebene 
von besserer, päventiver Planung zu bestehen scheint. Die 
Taylorisierung der Stadt, ist nicht mehr zurückzunehmen, sie ist 
in der Logik dieses Systems nur durch dasselbe zu bekämpfen, 
was ihr Ausgangspunkt war: Soziale Kontrolle und Stabilisie- 
rung der Ausbeuterherrschaft durch Planung des gesellschaftli- 
chen Lebens. 


Die entsubjektivierende Planung bleibt — bis wir ihr durch die 
soziale Revolution eine Ende setzen. 
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Von der Integration zur Aussonderung 


30 Jahre Städtebaupolitik 
am Beispiel der Neuen Heimat 


Anfang der 60er Jahre, als selbst die größten gemeinnützigen 
Wohnungsbauunternehmen sich noch mit dem Bau von Häu- 
seransammlungen beschäftigten, die kaum die Bezeichnung 
„Siedlung“ verdienten,konnte die Neue Heimat schon,was die 
größte Stadt und auch kein Land konnten: Städte bauen. Da- 
mals begann sie ein Monpol zu entwickeln, das ihr den Titel 
„größtes Städtebauunternehmen der Welt‘ eintrug. Dieser Titel 
untertreibt ganz erheblich. Denn die Einzigartigkeit dieses Un- 
ternehmens beruht nicht nur auf einem unternehmerischen Mo- 
nopol, sonder sie liegt darin begründet, daß sie als kapitali- 
stisch organisiertes Unternehmen zugleich ein gesell- 
schaftspolitisches Monopol auf dem Gebiet der Stadtplanung 
entwickelte. Sie wurde zu einer Art gesamtrepublikanischen 
Superbehörde in den Formen eines kapitalistischen Unterneh- 
mens. 


An ihr läßt sich der ganze Bogen sozialdemokratisch-kapitalisti- 
scher Stadtplanung nachzeichnen, von den Anfängen einer auf 
völlige technokratische Integration in die plankapitalistische 
Verwertung und Kontrolle zielende Politik bis schließlich zum 
vorläufigen Ende: einer Politik der Scheidung des verwertbaren 
Kerns vom ständig wachsenden Rand eines sozialen Restes, 
den es mit neuen Formen sozialer Kontrolle unter der Führung 
des BKA und der LKA’s in Schach zu halten gilt. Aber noch in 
diesem Stadium bewies sie ihre Führungsrolle. Lange vor den 
Kriminalämtern propagierte und praktizierte sie ein verstärkte 
Zusammenarbeit der sozialen Dienste mit der Polizei und wei- 
tere neue Formen der Überwachung,um die Kontrolle über das 
abweichende Verhalten der sozial Randständigen in den Neu- 
baughettos zu sichern. Und es ist kein Zufall, daß schließlich 
auf dem Weihnachtssymposium des BKA über „Städtebau und 
Kriminalität‘‘ im Jahre 1978 Kerndiskussion am Beispiel der 
Neue-Heimat-Siediung „Osterholz-Tenever‘‘ und unter Teil- 
nahme des Vorstandsmitglieds der Neuen Heimat durchgeführt 
wurde. 


Ein Abriß dieses geschichtlichen Bogens am Beispiel der Neu- 
en Heimat kann hier einem Anspruch historischer Lückenlosig- 
keit nicht entfernt genügen. So liegt mir vielmehr daran, eine 
Hypothese zur Erklärung des historischen Hintergrunds der ex- 
trem zugespitzten Krisensituation zur Disskussion zu stellen, 
um damit einen Beitrag für die Orientierung zukünftiger politi- 
scher Arbeit zu leisten. 


Eine Geschichte des bundesrepublikanischen Wohnungsbaus 
— und damit auch eine Geschichte der Neuen Heimat — wäre 
unvollständig ohne die Darstellung ihrer Anfänge im National- 
sozialismus. Denn die zweite Zerstörung Deutschlands hat be- 
gonnen, bevor die erste überhaupt vollendet war. Nach ver- 
schiedenen Initirtiven und Vorbereitungen der deutschen Ar- 
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beitsfront wurde deren Führer, Robert Ley, Anfang des Krieges 
zum „Reichskommissar für den sozialen Wohnungsbau‘ durch 
Führererlaß ernannt. Zugleich wurden unter der Direktion sei- 
nes Uhnterführers, Fischer-Dieskau (der nach 1945 erster 
Staatssekretär im neuen Wohnungsbauministerium wurde), die 
rechtlichen und organisatorischen Voraussetzungen für den 
sofortigen Beginn des sozialen Wohnungsbaus nach dem Sieg 
vorbereitet. Eine detailierte Darstellung der nationalsozialisti- 
schen Wurzeln des bundesrepublikanischen Massenmietwoh- 
nungsbaus ist an dieser Stelle nicht möglich. Sie soll in einem 
der folgenden Hefte zum Thema „Nationalsozialismus‘‘ nach- 
geholt werden. 


Der gemeinnützige Profit 


Von Anfang an war die Neue Heimat durch die Gewerkschafts- 
spitze auf ihre Rolle als gesellschaftspolitisches Instrument der 
sozialdemokratischen Einheitsgewerkschaft programmiert wor- 
den. Schon im Jahre 1950 wurde eine Arbeitsgemeinschaft der 
gesellschaftseigenen Wohnungsunternehmen unter dem Vor- 
sitz Reihold Tarnow’s gegründet. Sie hatte die Aufgabe, ‚eine 
einheitliche Linie in der Politik dieser Gesellschaften herbeizu- 
führen ...‘‘') „Wie die Gewerkschaftsbewegung insgesamt sich 
von der rein sozialpolitischen Sicht ihrer Aufgaben zur wirt- 
schaftlichen Gesamtbetrachtung aller Probleme, auch der so- 
zialpolitischen Zielsetzung, entwickelt hat, so haben auch die 
gewerkschaftlichen Wohnungsunternehmen eine Erweiterung 
ihrer Aufgabenstellung erfahren. Sie dienen einerseits der so- 
zialen Wohnungsversorgung jener breiten Schichten des Vol- 
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kes, deren Interessen von der Gewerkschaftsbewegung vertre- 
ten werden, und entwickeln sich gleichzeitig immer mehr zu 
wohnungspolitischen Laboratorien, die der innergewerkschaft- 
lichen Klärung und Weiterentwicklung der Probleme des Woh- 
nungsbaues dienen. ‘‘?) Ein Gewerkschaftschronist bemerkt da- 
zu aus seinen Erfahrungen: „Obwohl die führenden Kräfte der 
gewerkschaftlichen Wohnungsunternehmen wußten, daß es 
zunächst einmal darauf ankam, Wohnungen, und nochmals 
Wohnungen zu bauen, um die drängendste Wohnungsnot zu 
beseitigen, wurde aber in der Arbeitsgemeinschaft bereits 
überlegt, was geschehen könne, um ... den Wohnungsbau mit 
der Sanierung und Neugestaltung der Städte zu verbinden. ‘“”) 
So wurden schließlich unter Führung der Hamburger „Neuen 
Heimat‘‘ sämtliche 27 gewerkschaftseigenen Wohnungsbauun- 
ternehmen zu einem riesigen gesamtrepublikanischen Netz 
verbunden. Die Zeitspanne bis zum Beginn der Sechziger Jah- 
re nutzte die Neue Heimat zur Akkumulation und zum Aufbau 
nie im Städtebau gekannter Planungskapazitäten. Es waren die 
fetten Jahre des sozialen Wohnungsbaus. Der Neuen Heimat 
war das Thema ‚Profit‘ sehr unangenehm. Immer, wenn sie 
darauf angesprochen wurde, verwies sie auf das schlechte Ge- 
schäft einer Gewinnausschüttung, die nach dem Wohnungsge- 
meinnützigkeitsgesetz auf 4% beschränkt war. Aber diese Aus- 
rede liegt völlig neben der Sache. Es kam den Gewerkschaften 
nicht auf guten Profit an, sondern auf maximale Expansion. 
Und die war in dieser Zeit unter den Bedingungen des gemein- 
nützigen sozialen Wohnungsbaus am besten garantiert, ja 
durch die 4% Schranke geradezu noch gefördert. Der mögliche 
Gewinn wurde damit zwangsweise voll reinvestiert. Und er war 
nicht gerade knapp. 


Als gemeinnütziges Wohnungsbauuternehmen kam die Neue 
Heimat in den Genuß der Befreiung von Körperschafts-, Ge- 
werbe-, Vermögens-, und Grunderwerbssteuer. Hinzu kamen 
die in den fünfziger Jahren reichlich fließenden staatlichen Sub- 
ventionen und Erleichterungen. 


Das sogenannte „Kostendeckungsprinzip‘‘, nach dem die Un- 
ternehmen nur eine Miete in Höhe ihrer eigenen Aufwendun- 
gen verlangen können, war auch eine jener Beschwörungsfor- 
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meln, mit der sıe ihre Mieter und Kritiker von ihren lauteren un- 
eigennützigen Motiven überzeugen wollten. Aber es war gera- 
de die Kostenmiete, die es erlaubte, die gesamten oft hohen 
Kapitalkosten für Planung, Durchführung und Verwaltung auf 
die Mieter abzuwälzen. Bauprojekte wurden zum Teil bis zu 
90% über den Kapitalmarkt finanziert, damit gingen die Kapi- 
talkosten voll zu Lasten der Mieter. Auch die Kosten der Expan- 
sion ihrer Planungskapazität konnte sie über das Kostendek- 
kungsprinzip voll auf ihre Mieter abwälzen. Die Neue Heimat 
„kaufte‘‘ Planungs- und sonstige Dienstleistungen in der Regel 
bei sich selber, d.h. der Hamburger Holding-Gesellschaft,ein. 
Darüberhinaus brachte sich die Neue Heimat selbst besonders 
bei Großbauvorhaben voll in den Genuß ihrer eigenen Rationa- 
lisierungsvorteile, denn die Kostenmiete wird auf der Basis iso- 
lierter Einheiten berechnet. Immerhin ist es bemerkenswert, 
daß die Quadratmetermiete der Neuen Heimat sich immer ge- 
nau an den Bundesdurchschnitt hielt. Entscheidend in diesem 
Zusammenhang war auch die auf Vorrat eingerichtete Grund- 
stücksaquisitationspolitk der Neuen Heimat Kopfgesellschaft. 
So konnte sie auch Gewinne aus Bodenwertsteigerungen für 
sich nutzen. Außerdem preßte sie aufgrund ihrer marktbeherr- 
schenden Stellung den Kometenschweif der von ihr abhängi- 
gen mittelständischen und kleinen Bau- und Handwerksbetrie- 
ben aus wie eine Zitrone. Sie erzwang Preisnachlässe von bis 
zu 25%. Was das in der Gesamtkalkulation bedeutet, kann 
man nur auf dem Hintergrund ermessen, daß die Neue Heimat 
insgesamt zu bestimmten Zeiten mehr als 4 000 Baufirmen be- 
schäftigte, denen sie Arbeit, Materialversorgung, Kalkulation, 
Sonderkonditionen diktierte. Mit dem Ende dieser Expansions- 
phase hatte die Neue Heimat ihre Gesamtbilanzsumme von 30 
Millionen (1950) auf 3,5 Milliarden (1961) und den Bauausstoß 
auf insgesamt 19 098 Baueinheiten gesteigert. Im Jahre 1962 
beschäftigte sie 2 695 Angestellte allein in Planung und Verwal- 
tung. 


Mit dem Ende der fünfziger Jahre waren die gröbsten Lücken in 
der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum, die der Krieg 
gerissen hatte, gefüllt, die erste Expansionsphase der Neuen 
Heimat abgeschlossen. Zugleich wurde deutlich, daß die Ver- 
wertung des Monopolkapitals an ihre struktruellen Grenzen 
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stieß. Ihre Expansion bedurfte neuer Kompetenzen und organi- 
satorischen Möglichkeiten des regionalen Planstaates. Das 
Handelskapital drängte auf neue Formen der Zentralisierung 
und Rationalisierung räumlicher Kaufkraftabschöpfungsstruktu- 
ren, das Industriekapital forderte die strukturelle Optimierung 
der „Allokation der Resourcen‘ (Zuordnung der Produktions- 
voraussetzungen), wie es im Infrastrukturrotwelsch hieß und 
Banken, informationsverarbeitende Industrie, Verwaltungen — 
der „tertiäre Sektor‘ eines „neuen Wachstums‘ verlangte eine 
bessere Erschließung innerstädtischer Standorte. Von Anfang 
an spielte die Neue Heimat — eine dominierende Rolle bei der 
Entwicklung der Durchsetzung neuer Organisationsmodelle 
oder besser: der zweiten Zerstörung Deutschlands. 


Das plankapitalistische Instrumentarium 
der Neuen Heimat 


Schon Anfang der 60er Jahre war die Planungskapazität der 
Neuen Heimat konkurrenzlos. Neben ihren Wohnungsbauge- 
sellschaften waren die tragenden Unternehmensbestandteile, 
die später im Jahre 1969 unter dem neuen Dach der „Neue 
Heimat Städtenbau‘‘ zusammengefaßt werden sollten, bereits 
vorhanden. Hierzu gehörte die „Gewerbebau-Träger GmbH‘. 
Sie war auf die Herstellung von Einkaufszentren spezialisiert 
und sollte in der kommenden Zeit die Unterwerfung ganzer 
Siedlungen und sanierter Stadtteile unter die Verwertungsziele 
und Herrschaft des Handelskapitals leisten. In dieser Funktion 
war ihr bundesrepublikanisches Monopol nie gefährdet. 


Die „Neue Heimat Kommunal“ schließlich war auf Planung, Fi- 
nanzierung und Bau kommunaler Einrichtungen ausgerichtet. 
Sie stand konkurrenzlos neben den Bauämtern der großen 
Städte. Einziartig in der BRD war sie in der Lage, das gesamte 
Objekt, — ob Schule ob Krankenhaus, Kongresszentrum, Ra- 
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thaus — als Paktet frei Haus zu liefern, einschließlich Erschlie- 
Bung, Planung, Finanzierung usw. Dabei machte sich die Neue 
Heimat das Fehlen einer mittelfristigen Finanzplanung zunutze. 
Über eine Art Mietkaufkonstruktion eröffnete sie den Gemein- 
den die Möglichkeit, die Herstellungskosten über einen langfri- 
stigen Entschuldungsplan als Pachtzins langsam abzustottern. 
Die Erfolge ließen nicht auf sich warten. Schon bei ihrer Grün- 
dung lagen Aufträge für den Bau von Krankenhäuser in Höhe 
von 50 Mill. DM und die Anfrage über den Bau einer Universität 
vor. Schon ein Jahr später überschritt das Bauvolumen 500 
Mill. DM und waren insgesamt 53 Projekte in Arbeit. 


Bis Anfang der 70er Jahre baute die Neue Heimat ihr Städte- 
baumonopol konsequent aus. 

Im Vollge- 
fühl ihrer Macht proklamierte sie sich für „‚konkurrenzlos‘, ohne 
bösen Widerspruch befürchten zu müssen. Denn selbst die 
größte Stadt der BRD, Hamburg, mußte eingestehen, ohne ihre 
Hilfe vor größeren stadtplanerischen Maßnahmen kapitulieren 
zu müssen. Hämisch bohrte damals ‚‚Die Welt‘‘ den Stachel tie- 
fer: „...Fast alle städtebaulichen Ideen der letzten Jahre ent- 
standen nicht — wie es eigentlich sein sollte — in den Gehirnen 
der beamteten Stadtplaner, sondern in den Konstruktionsbüros 
der cleveren Neue Heimat Architekten.‘ 


Bösartigen Kritikern, die der Neuen Heimat ihre Marktmacht 
vorwarfen, entgegnete sie immer bescheiden mit ihrem Hinweis 
auf ihre geringen Marktanteile. Und in der Tat: Ihr Anteil am 
Wohnungsbau pendelte zwischen 3 und 4 % und ihre Mietwoh- 
nungen machten (im Jahre 1967) sogar nur ein Prozent des ge- 
samten Wohnungsbestandes aus. Aber diese Zahlen setzen 
auf einer völlig falschen und untergeordneten Ebene an. Das 
absolute konkurrenzlose Monopol der Neuen Heimat lag im 
Verkauf und Realisierung von kapitalistischem Plan. So wurden 
Großsiedlungen ohnehin nur von den Gemeinnützigen Woh- 
nungsbauunternehmen hergestellt. An deren Bauvolumen war 


die Neue Heimat 1971 bereits mit 18 % beteiligt. Aber selbst 
das gibt die beherrschende Position der Neuen Heimat, soweit 
es den Wohnungsbau betrifft, nicht annähernd wieder. Denn 
schon bei Anlagen in einer Größenordnung von 5000 Wohnun- 
gen konnten die meisten Gemeinnützigen und Gemeinden 
nicht mithalten. So kam es denn, daß die Neue Heimat bei der 
Errichtung der Großsiedlungen von städtebaulicher Bedeutung 
die Federführung in Planung und Realisierung an sich riß. 


Die Monopolstellung der städtebaulichen Gesamtkapazität der 
Neuen Heimat war noch weit eindrucksvoller und wurde bis En- 
de der 60er Jahre ständig ausgebaut. Planungs- und Finanzie- 
rungskapazität selbst der größten deutschen Städte reichten 
nicht entfernt an das ‚größte Städtebauunternehmen der Welt“ 
heran. So bot sich die Neue Heimat schließlich selbst offen als 
das an, was sie seit ihrer Gründung immer sein sollte: eine ka- 
pitalistisch organisierte kommunale Superbehörde für die Auf- 
gaben der Reorganisation und Unterwerfung der Städte unter 
die technologischen Bedürfnisse des Kapitals. Sie verkaufte 
kapitalistischen Plan als Ware. Der Neue Heimat Chef Vietor 
charakterisierte sie so: „Wir sind an einem Punkt der Entwick- 
lung angelangt, an dem es wahr wird, daß die Bürger ihre Stadt 
selbst bauen. Die Behörden mögen Regeln aufstellen für 
Stand, Sicherheit und Standart, für die Art der Bebauung usw. 
usw., sie haben jedoch nicht das Geld und die Organisation, um 
wirklich in der Lage zu sein, rasch und zügig ganze Stadtteile 
umzugestalten oder neu zu bauen. Das kann nur die Gemein- 
schaft der Grundeigentümer und Bewohner unter betreuender 
Anleitung durch erfahrenen Organisationen als Träger aller 
Maßnahmen, natürlich in Zusammenhang mit den städtischen 
Behörden und allen anderen einschlägigen Institutionen.‘“*) 
„Der Städtebauträger übernimmt die gesamte Organisation der 
Projektvorbereitungs- und Abwicklungsprozesse und hält den 
kommunalen Partner frei von einschlägigen Risiken. Eigene 
Spezialisten müssen nicht vorgehalten werden. Die kommende 
Verwaltung hat einen gesamtverantwortlichen Partner und 
nicht wie sonst unvermeidlich eine Vielzahl von 
Auftragnehmern.‘®) Wie weit die Vorstellungen der Neuen Hei- 
mat gingen, dieses Monopol einer kapitalistisch organisierten 
kommunalen Superbehörde auch institutionell zu verankern, 
um dadurch die reibungslose Unterwerfung der Stadtplanung 
unter die Verwertungsbedürfnisse des Kapitals zu garantieren, 
geht aus ihren wütenden Stellungnahmen im Gerangel um die 
Funktion des ‚„Sanierungsträgers“ in den Entwürfen zum Städ- 
tebauförderungsgesetz hervor. So betonte Neue Heimat-Vor- 
standsmitglied Harro Iden die größere Flexibilität eines kapitali- 
stisch organisierten Unternehmens für die Forderungen der in- 
vestitionswilligen Kapitale folgendermaßen: „Der Entwurf geht 
davon aus, daß ein Sanierungsträger ausschließlich als Treu- 
händer der öffentlichen Hand auftritt. Dieses System hat zwei- 
fellos Vorteile, für die praktische Durchführung sind jedoch 
auch Nachteile ersichtlich. Starke Anbindungen an die Gemein- 
de, die sich aus der Treuhänderfunktion ergibt, engt die unter- 
nehmerische Beweglichkeit und die Möglichkeiten des Sanie- 
rungsträgers ein ... Es ist unbedingt nötig, daß über die vorge- 
sehenen Möglichkeiten hinaus abweichende Vereinbarungen 
über das Treuhandverhältnis zwischen Gemeinde und Sanie- 
rungsträger ermöglicht werden. Risiken sollten zwischen den 
Beteiligten auch teilbar sein und die unternehmerische Initiative 
müßte erhalten bleiben. Kleinere Gemeinden werden nur unter 
diesen Voraussetzungen erforderliche Sanierungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen in Angriff nehmen. Diese Kritik an der 
vorgesehenen Regelung soll kein Mißtrauen gegenüber der 
Arbeit der öffentlichen Hand bedeuten;‘‘°) Eine unverschäm- 
tere Formulierung für die ausdrückliche Forderung einer direk- 
ten Übertragung staatlicher Kompetenzen an das Kapital kann 
man sich kaum denken. Daß die Neue Heimat es sich leisten 
konnte, diese Forderung derart unverblümt zu stellen, war aller- 
dings auch schon das Resultat jahrelanger Arbeit an einem 
weiteren Monopol: ihrer beherrschenden Rolle bei der Entwick- 


lung politischer Konzeptionen des Städtebaus. Diese hatte sie 
hartnäckig und zielstrebig über ihr vielleicht raffiniertestes In- 
strument herausgearbeitet: die GEWOS e.V.! 


Die GEWOS e.V. 


Noch bevor die Neue Heimat ihre erste Infrastruktur-Instrumen- 
talgesellschaft — die „Neue Heimat Kommunal‘ — gründete, 
rief sie am 1.8.1963 die Gesellschaft für Siedlungs- und Woh- 
nungswesen e.V. (GEWOS e.V.) ins Leben. Sie war von An- 
fang an konstruiert als kapitalistisch gesteuerter außerparla- 
mentarischer Riesenausschuß zur Steuerung der Städtebau- 
politik. Schon auf der Gründungsversammlung präzisierte Vie- 
tor die Ziele: „Sowohl die unternehmerische Wohnungswirt- 
schaft, wie der Realkredit, die Städte, die Gemeinden, die Ge- 
meindeverbände, der Bund und die Länder möchten viele Fra- 
gen beantwortet haben, die für die weitere Entwicklung des 
Wohnungsbaus und der Sanierung, der Städteerneuerung der 
Raumordnung von Bedeutung sind. Die Antworten auf diese 
Fragen müssen durch wissenschaftliche Forschungen, Struk- 
turuntersuchungen und die systematische Auswertung der be- 
reits vorliegenden Untersuchungen gewonnen werden.‘”) Und 
auf der ersten Jahresversammlung: „Wohnungsbau, Städte- 
bau, Stadtsanierung und Raumordnung sind entscheidende 
gesellschaftspolitische Aufgaben im Dienst der Wirtschaft und 
nicht zuletzt des Menschen. Aber zur Bewältigung dieser Auf- 
gaben fehlen immer noch die wichtigsten Grundlagen und 
Grunddaten.‘®) Mit sicherem Instinkt gestaltete die Neue Hei- 
mat ihr Instrument zu einer Mischung von „wissenschaftli- 
chem“ Institut, Public-Relations-Einrichtung, Show-Business 
und exklusivem Club für die Creme aus Wirtschaft und Politik. 
Um von vomeherein der GEWOS die größtmögliche öffentliche 
Glaubwürdigkeit zu sichern und gleichzeitig die wahren Abhän- 
gigkeitsverhältnisse zu verschleiern, wurde sie als Verein orga- 
nisiert, der Form nach eine autonome Personenvereinigung, an 
der es keine Eigentumsrechte gibt. Diese ‚Autonomie‘ war al- 
lerdings nur juristischer Schein. Praktisch hielt die Neue Heimat 
aile wichtigen Posten mit ihren Leuten besetzt. Vorstand, d.h. 
das allein vertretungsberechtigte Vereinsorgan wurde „Gene- 
ralsekretär‘ Heinz Roosch. Roosch war nach seiner Einstellung 
bei der Neuen Heimat im Jahre 1952 bald zum Hauptabtei- 
lungsleiter für Finanzierungsfragen und dann zum kaufmänni- 
schen Leiter avanciert und hatte diesen Posten bis zur Grün- 
dung der GEWOS inne. Im Präsidium des Kuratoriums — eine 
Art kollegiales Kontroll- und Aufsichtsorgan — gehörten von 
drei Leuten zwei der Neuen Heimat an: als Vorsitzender des 
Kuratoriums Albert Vietor persönlich, in seiner Funktion des 
Vorsitzenden des Wissenschaftsrats Prof. E. May, Leiter der 
Planungsabteilung der Neuen Heimat. Der Dritte, E. Godefroy 
von der Deutschen Genossenschaftshypothekenbank hatte 
den weniger wichtigen Posten als Vorsitzender des Verwal- 
tungsrats inne. 


Der Bestand des Kuratoriums selbst flukturierte und wurde 
ständig nach Gesichtspunkten des politischen und wirtschaftli- 
chen Einflußes aufgebessert. Die Namensliste des 1969 neu 
bestellten Kuratoriums spricht für sich: Präsident: Albert Vietor; 
weitere Mitglieder: Bundesminister a.D. Ewald Bucher; E. Go- 
defroy; Senator Horst Grabert, Beauftragter für Bundesangele- 
genheiten des regierenden Bürgermeisters von Berlin; Staats- 
sekretär F. Halstenberg, Chef der Staatskanzlei des Landes 
Nordrhein-Westfalen; Walter Hesselbach, BfG-Vorsitzender; 
Harro Iden und Paul Seitz aus dem Vorstand der Unterneh- 
mensgruppe Neue Heimat; H.l. Lange, Beigeordneter des 
Deutschen Städtetages; Heinz Dietrich Ortlieb, Direktor des 
Hamburger Weltwirtschaftsarchivs; Oswald Paulig, Präsident 
des Bundes Deutscher Konsumgenossenschaften, MdB; Lud- 
wig Rosenberg; K. Saage, Präsident des Bundes Deutscher Ar- 
chitekten; Josef Stingl, Präsident der Bundesanstalt für Arbeit; 


Louis Storck, Staatssekretär im Bundesministerium für Städt- 
bau und Wohnungswesen. 


Zu den Mitgliedern des Vereins zählen neben den einzelnen 
Neue Heimat-Gesellschaften das Bundesministerium für Städ- 
tebau und Wohnungswesen, einige Bundesländer, unter ande- 
rem Hamburg und Berlin, einige Wohnungsbauunternehmen, 
sowie führendes Management von Staat und Wirtschaft. Ihre 
Anzahl: 193 im Jahre 1966, 302 im Jahre 1972. Eine unglaubli- 
che Menge höchster Funktionäre aus Staat und Wirtschaft ar- 
beiteten in Kommissionen für verschiedene Spezialbereiche 
mit: „Finanzierung“, „Wohnungsstandard, Wohnungsbedarf 
und Wohnungsaufsicht‘, „Arbeits-, Wohnstätte — Nahver- 
kehr‘‘, Boden- und Enteignungsrecht‘‘ usw. Ich kann sie hier 
namentlich nicht alle aufführen, aber sie reichen von Ministern, 
Staatssekretären, Oberbürgermeistern, ehemaligen Senats- 
präsidenten am BGH bis zu den obligatorischen Vorstandsmit- 
gliedern der Neuen Heimat. 
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Über dieses Instrument wurde die Neue Heimat zum entschei- 
denden Motor plankapitalistischer Vereinheitlichung auf dem 
Feld des Städtebaus und der Raumordnung. Von hier aus wur- 
de das Zentrale-Orte-Modell (dessen Ursprünge in den Natio- 
nalsozialismus zurückreichen) als Raumordnungskonzept pro- 
pagiert und forciert. Hierüber nahm die Neue Heimat Einfluß auf 
das „Städtbauförderungsgesetz‘‘, das auch „Lex Neue Hei- 
mat‘‘ genannt wurde. Das bei vielen Sanierungen angewendete 
„Bewertungssystem zur Beurteilung von Sanierungserforder- 
nissen‘ der GEWOS e.V. sorgte für gutacherliche Richtlinien in 
die Richtung von Kahlschlag und Flächensanierung. Der in der 
GEWOS entwickelte ‚Entwurf eines Gesetzes zur Sicherung 
gesunder Wohnverhältnisse‘‘ legte die Grundlagen für das 
spätere „Modernisierungsgesetz“. Die Kommission „Boden- 
recht‘ bereitete mit ihrer Propaganda für ein System von Infra- 
strukturkostenbeiträgen, Planungswertausgleichsabgaben, 
flankierenden steuerlichen Maßnahmen sowie eines Arsenals 
von Abbruch-, Modernisierungs- und Baugeboten die nunmehr 
erfolgte Novellierung des Bundesbaugesetzes von langer Hand 
vor. Dies sind nur einige der wichtigsten Initiativen. 


Die Dreistigkeit in dieser informellen Organisation von Staats- 
gewalt ging soweit, daß es Anfang 1973 der Wohnungs- und 
Städtbauminister Vogel wagte, sich mit Vietor über die GEWOS 
anzulegen. Es störte ihn vor allem, daß Beamte seines Ministe- 
riums in Ausschüssen der GEWOS mitarbeiteten und als 
Staatsdiener Gesetzesvorschläge prüfen mußten, die sie vor- 


her mit ausgearbeitet hatten. Die Kontroverse verlief zeitweise 
dramatisch und führte sogar zu einer parlamentarischen Anfra- 
ge der CDU/CSU. Nach mehreren laschen Dementis durfte 
Vietor mit Genugtuung vermerken, daß auch der widerborstige 
Vogel der GEWOS und der Neuen Heimat seine Referenz er- 
wies und auf der Jahresversammlung der GEWOS den gerüg- 
ten Gesetzesvorschlag seiner Beamten aus den Händen der 
GEWOS entgegennahm. 


Neben der GEWOS e.V. sind als weitere Instrumente der Be- 
einflussung der Stadtplanung zu nennen: das 1972 von der 
Nordrhein-Westfalen gegründete „Institut für Bodenordnung‘“', 
das voll im Eigentum der Neuen Heimat stehende renomierte 
„SIN-Städtenbauinstitut‘‘, die „‚Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Städtebau- und Wohnungspolitik der SPD“, in der Vietor den 
stellvertretenden Vorsitz führte. Natürlich darf an dieser Stelle 
der direkte „Filz‘‘ nicht vergessen werden. Schon die ‚Neue 
Heimat-Kommunal“ führte in ihrem Aufsichtsrat insgesamt fünf 


Landesminister, die Anzahl der Bürgermeister, Landtagsmit- 


glieder, ja sogar Minister in den Aufsichtsräten der Neuen Hei- 
mat-Gesellschaften war immer sehr groß. 


Mit diesem Gesamtinstrumentarium hat die Neue Heimat eine 
führende Rolle in der Reorganisation in der BRD übernommen. 
Ihr Beitrag an der Entwicklung der Raumordnungsprogramme 
hat Zentralisierung und Konzentration des tertiären Sektors und 
die Entwicklung industrieller Schwerpunkte vorangetrieben. Sie 
hat den Wohnungsbau in den Dienst neuer Industrieansiediun- 
gen gestellt, ja sie hat sogar selbst Industrieansiedlungen pro- 
jektiert usw. Es würde den Rahmen dieses Beitrages sprengen, 
wenn ich hierauf näher eingehen wollte. Ich möchte mich hier 
vielmehr auf denjenigen Sektor beschränken, der das Kernthe- 
ma dieses Heftes bildet: den Reproduktionsbereich. 


Hier liegt auch der eigentliche gesellschaftspolitische Schwer- 
punkt der Neuen Heimat. Mit ihrer beispielgebenden Entwick- 
lung von integrierten Einkaufszentren und Großwohnanlagen, 
die zugleich als Strukturmodell für die später in Angriff genom- 
menen Stadtsanierungen dienten, übernahm sie die Führung in 
der Zerstörung gesellschaftlicher Zusammenhänge und der 
Unterwerfung gesellschaftlichen Lebens unter ein Modell von 
Verwertung, Herrschaft und Kontrolle. Es baut auf auf der sy- 
stematischen Isolierung der Kernfamilie, die, ihres Halts im 
Netz sozialer Beziehungen beraubt, verfügbar wird für ihre Ver- 
wertung im Einkaufszentrum — der kapitalistischen Aneignung 
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des öffentlichen Alltags — verfügbar darüberhinaus für die 
Scheinversprechungen sozialen Aufstiegs und als flüssiges 
Angebot mobiler Arbeitskraft. 


Die technologische Gewaltstruktur der 
Großsiedlung 


In dem Beitrag von Gisela Schmidt über Einkaufszentren wurde 
bereits ausführlich dargestellt, daß und wie das integrierte Ein- 
kaufszentrum als Kern und strukturelle Verdichtung der Gewal- 
torganisation in der Gesamtsiedlung konzipiert ist. Das Ein- 
kaufszentrum Hannover-Laatzen, aus dem auch die Bilder 
stammen, wurde von der Gewerbebauträger GmbH gebaut. 
Die dort beschriebene funktionale Verödung des Siedlungsrau- 
mes als Mittel der Einsaugung und Unterwerfung der Lebens- 
bedürfnisse unter das Zentrenkapital und gleichzeitig als Mittel 


striktester Verhaltenskontrolle wird durch dieselben Gewaltfor- 
men realisiert wie im Zentrum selbst. Der gesamte Raum ist or- 
ganisiert als extrem verarmtes reduziertes ‚Raumprogramm“ 
aus genormten, räumlich genau festgelegten und voneinander 
abgeschotteten Lebensfunktionen: Schlafzimmer, Wohnzim- 
mer, Küche, Clo, Treppenhaus, Keller, Wege, unbetretbarer 
Rasen, abgerenzte Spielplätze. 


Die Neue Heimat hat immer wieder unerbittlich deutlich ge- 
macht, daß sie die strikte Verhaltensorientierung am Raumpro- 
gramm und damit ihre Herrschaft und Kontrolle über den Le- 
bensalltag rigoros durchzusetzen gedenkt. Dies wird vor allem 
an trivialen Beispielen deutlich. In den sechziger Jahren be- 
mühte sie eine Reihe von Gerichtsverfahren, um die Aneignung 
des Rasens durch spielende Kinder einzudämmen. Ihre eige- 
nen Mieter wurden unter Berufung auf das Exklusiveigentum 
der Neuen Heimat am Rasen mit einstweiligen Verfügungen 
geradezu bombardiert. Wenn die Neue Heimat den Kindern 
einmal mehr erlaubte, so nahm dies häufig geradezu groteske 
Formen von Kontrolle an. Ein besonders drastisches Beispiel 
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ist die Pflanzgärtchen-Aktion in einer Wiesbadener Siedlung. 
Kinder durften selbst Pflanzgärtchen ‚betreiben‘, anders kann 
man es kaum nennen. Durchführungsordnung: „Jedes Beet 
soll etwa 3 Quadratmeter groß sein und mit Gehwegplatten ein- 
gefaßt werden. Durch die gruppenweise halbkreisförmige An- 
ordnung der Beete werden übersichtliche Bereiche re 
sodaß die Kinder sich in der Anlage gut orientiern können. . 

Der gesamte Garten wird mit sogenanntem Jägerzaun aus 
Holz gegenüber den anderen Außenanlagen abgegrenzt.“ a 
Die politische Intention der Lebensprogrammierung wurde be- 
sonders plastisch, als die Neue Heimat nach den ersten Krise- 
nerscheinungen in ihrem Gewaltprogramm begann, den „halb- 
öffentlichen Bereich‘‘ zwischen den Wohnungszellen dosiert 
durch sogenannte „Gemeinschaftseinrichtungen‘“ zu lockern. 
Geigenberger, Vorsitzender der Neuen Heimat Bayern sagte 
damals: „Ein wichtiges Moment ist auch der halböffentliche Be- 
reich, um den sich Bauherren intensiv kümmern können und 
müssen, wie z.B. Außenanlagen, Treppenhäuser, Hauseingän- 
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ge und auch Gemeinschafts- bzw. Gruppenräume. Bei den er- 
sten bemühen wir uns, das Angebot auszubauen. Was aber 
Gruppenräume angeht, so habe ich da eine etwas andere Mei- 
nung. Entweder verwahrlosen sie und stehen dann leer oder 
sie sind für Übertüchtige ein Instrument der Manipulation. Der 
Mittelweg wäre nur denkbar durch geschulte Kräfte für ein in- 
haltliche Betreuung.“ 


Die objektive Gewaltstruktur durch Raumprogrammierung wird 
ergänzt durch eine systematische Planung der Bevölkerungs- 
struktur. Die Isolation der Wohnzellen voneinander, die Verhin- 
derung kollektiver Ansätze im Raumprogramm bilden natürlich 
auch den Kern der Sozialplanung, der Planung sozialer Nicht- 
Beziehungen. Das Isolationsmodell ist nichts anderes, als das 
Modell eines auf die Spitze getriebenen Sozialdarwinismus. Er 
wird intensiviert durch das Strukturmodell der sog. „feinkörni- 
gen sozialen Mischung‘‘. Zielsetzung ist, unter allen Umständen 
eine homogene Sozialstruktur zu vermeiden und zusätzlich 
durch die Mischung voneinander angrenzenden „Schichten“ 
über den Mechanismus des Neides soziales Aufsteigertum zu 


imitieren. „Dabei soll einer der Hauptgrundsätze wohl in dem 
Ziel bestehen, vor allem keinerlei Ghettocharakter aufkommen 
zu lassen. Einschlägige Erfahrungen weisen daraufhin, daß ei- 
“ne heterogene Bevölkerungsstruktur am ehesten positive 
‚Spannungsfelder schafft, eine gewisse Dynamik der sozialen 
Beziehungen fördert und zu einer dauerhaften Vitalisierung der 
Sozialkontakte eines Gemeinwesens beiträgt ...‘'') 


„Das Wohnungsangebct soll m.E. in ganz kommerzieller Weise 
erfolgen ... Der Interessent sucht aus — nach Plan und Modell 
— was ihm gefällt, solange der Vorrat reicht. Der Vergeber prüft 
dabei die in der Person bzw. im Familienstand liegenden Vor- 
aussetzungen der Förderungswürdigkeit pp. Nur so wird die 
„künstliche‘‘ Bewohnerstruktur bereits am Anfang ein wenig 
„humanisiert‘‘ und auch harmonisiert. Vor allem werden so 
Ghettobildungen vermieden. Schließlich wirkt die eigene Ent- 
scheidung (anstelle der Zuteilungsannahme) positivierend in 
der Einstellung zur Gesamtlage und bildet damit einen weiteren 
positiven Schritt auf dem Wege zu einer ansprechenden Atmo- 
sphäre und Anpassung. Zeigt sich nach einer Belegungsphase 
in der nicht befriedigten Nachfrage eine andere Struktur als die 
die Wohnungstypenmischung im vergebenen Block vorsah, 
wären im Rückkopplungsverfahren die nächsten Blocks ent- 
sprechend und anders aufzuteilen, wobei allenfalls soziologi- 
sche Limitierungen zu berücksichtigen wären. Die für die Struk- 
turharmonie wichtigen Gesichtspunkte sollten Primat haben vor 
der Räumung bestimmter Nachfragekontingente.‘''?) 


„Und es wäre schließlich zu fragen, wie das Mischungsverhält- 
nis mindestens sein muß, um sozial einen leichten Trend nach 
oben zu bekommen. Diese konkreten, aber sehr schwierigen 
Fragen sind zu beantworten und ggf. in subtiler Form zum Be- 
standteil der Vergabeschulung zu machen.“ 


Höhepunkt der subtilen Planung feinkörniger Mischungen ist 
das Sozialkonzept, das für das Riesenstädtebaukonzept Bill- 
werder-Allerhöhe in Hamburg vorgesehen war. Dort wurde mit 
drei verschiedenen Quartierstypen operiert, die jeweils ihrer- 
seits wieder eine andere prozentuale Zusammensetzung der 
drei gemischten ‚Schichten‘ haben sollten. Der neidfördernde 
und leicht distanzierende Effekt wird nach außen vermittelt 
durch die Akzentuierung und gegenseitige Absetzung verschie- 
dener Wohnungstypen, die darauf angelegt sind, soziale Unter- 
schiede zu symbolisieren. Gerade die Neue Heimat hat sich in- 
tensiv um diese Fragen gekümmert. Beleg dafür ist ein eigens 
auf diese Fragen ausgerichtetes Projekt der GEWOS e.V. ge- 
wesen: „Bauform und Wohnverhalten“ das den Fragen indu- 
zierter sozialer Integration und Desintegration in subtiler Weise 
nachgeht. Gerade an den oben zitierten Äußerungen wird deut- 
lich, daß Integration nichts, aber auch gar nichts mit sozialer 
Einbindung, Förderung sozialer Beziehungen, Aufhebung ge- 
sellschaftlicher Isolation zu tun hat, sondern umgekehrt: Inte- 
gration ist die subtile Förderung sozialer Distanzen, die das 
Konzept der strukturellen Isolation durch Raumprogrammie- 
rung nur fortsetzen. 
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Im übrigen ist festzustellen, daß die Praktiken der Neuen Hei- 
mat nur den Techniken der kapitalisitischen Sozialtechnokraten 
zur Förderung sozialer ‚„‚Mobilität‘‘ folgen. Ein inzwischen unge- 
heuer ausdifferenziertes System von Statuszeichen nährt 
künstlich eine Aufsteigermentalität, die nach dem Zusammen- 
bruch der Ideologie umfassender Aufstiegschancen den So- 
zialdarwinismus künstlich am Leben halten soll. Nennen diese 
Einrichtung von Aufstiegsersatz ‚‚unechte Mobilität“. 


An dieser Stelle darf auch nicht vergessen werden, daß die in- 
nere Mobilisierung und Entwurzelung der Bewohner selbst 
noch über den äußeren Ausdruck technologisch-induzierter Le- 
bensrationalisierung erreicht wird. Es war eine fundamentale 
Feststellung der Forscher, die auf die Untersuchung der Folgen 
von Sanierungsmaßnahmen in den USA angesetzt waren, daß 
die Arbeiter in den alten Arbeitervierteln ihre Identität in beson- 
ders starkem Maße auf die sinnlich-konkreten räumlichen 
Merkmale und das Geflecht sozialer Beziehungen des Viertels 
bezogen. ' \ 
Der völlig abstrakte und verarmte Charakter der neuen Siedlun- 
gen läßt Anbindungsmöglichkeiten für eine solche Identität gar 
nicht erst aufkommen. Identität als konkrete Besonderheit ist 
vom — noch im letzten Detail der Umwelt sichtbaren — Gerippe 
des Schemas abgefallen, das sich in seiner Serialität perma- 
nent in die Alltagserfahrungen eindrückt. 


Über ihre innere Struktur wurden die Großsiedlungen erst im 
besonderen Maße auch raumordnerisch als Mittel zur optima- 
len Verwertung der Arbeitskraft verfügbar. Als „Sozialkapital‘‘, 
wie der wissenschaftliche Leiter der GEWOS e.V., Jochimsen, 
sich ausdrückte"?sollten sie im Rahmen der Bildung neuer in- 
dustrieller Schwerpunkte die entsprechenden Reservoirs von 
extrem mobilisierter Massenarbeit bilden. Gefüllt werden soll- 
ten sie durch die systematische Vertreibung der Bewohner alter 
Arbeiterquartiere mit den Mitteln großflächiger 
Sanierungsmaßnahmen.'®) Hier wird eine funktionale Bezie- 
hung zu den Anstrengungen der Neuen Heimat deutlich, mit 
dem „Städtbauförderungsgesetz‘‘ und dem bereits erwähnten 
Bewertungsprogramm für sanierungsverdächtige Viertel Instru- 
mente für diese Umsetzungsprozesse bereitzustellen. 


Die Ausdehnung des ‚Modells Groß- 
siedlung‘‘ auf die Gesamtgesellschaft 


Die erste Angriffswelle dieser Realisierung von Serien gewalt- 
samer Lebensschemata in Großsiedlungen betraf ungefähr 700 
000-1 000 000 Menschen. Bis 1970 war die Neue Heimat an 
der Herstellung von 13 Anlagen über 5 000 Wohnungen, 7 An- 
lagen über 7 000 Wohnungen und einer Anlage von über 20 
000 Wohnungen beteiligt. Dazu gehören die größten Objekte, 
die überhaupt jemals in der BRD realisiert worden sind. Zu- 
gleich aber bildete die Großsiedlung das nunmehr an lebenden 
Menschen erprobte Modell für die Zerstörung gewachsener 
Städte durch Sanierung. Wir können ihre Merkmale bis in die 
Einzelheiten der Reorganisation von Altstadtquartieren und 
Kernen von mittleren bis großen Städten, aber auch Kleinstäd- 
ten verfolgen. Die Zentralisierung aller städtischen Funktionen, 
die Organisierung des Kerns nach dem Gewaltschema der Ein- 
kaufszentrums als „Fußgängerzonen“ die Ausdünnung des 
Zentrumsumfeld, die Schaffung einer differenzierten Sozial- 
struktur in eienm konzentrischen Stufengefälle, waren die Leit- 
vorstellungen, die der Entwicklung der integrierten Großsied- 
lung als Retorte neuer gesellschaftssanitärer Rationalisierung 
entlehnt waren. Beispielhaft hat die Neue Heimat auch diese 
zweite Angriffs- und Zerstörungswelle angeführt, die dann spä- 
ter nach dem einmal entwickelten Schema von vielen Landes- 
entwicklungsgesellschaften und Kommunen fortgeführt und 
verbreitert wurde. Als besonders umkämpft sind ihre Sanierun- 
gen in Hameln und im Karlsruher „Dörfle‘‘ bekannt geworden. 


Ich habe ihre Beteiligung in Sanierungsmaßnahmen nicht ge- 
zählt, aber es sind mit Sicherheit über 40. Der begrenzte Raum 
erlaubt es mir nicht, dies an dieser Stelle beispielhaft zu erläu- 
tern. Ich denke aber, daß die meisten Leser sanierte Städte aus 
eingener Anschauung kennen und die hier beschriebenen 
Grundzüge der Rationalsierung des städtischen Alltags in. ih- 
nen wiedererkennen werden. 


Rationalisierung des Alltags als Mittel 
des Klassenkampfes 


Eine der entscheidensten Gesichtspunkte dieser technologi- 
schen Totalrationalisierung und Enteignung von Leben ist je- 
doch ihre Funktion als reaktiver und präventiver Zug im Klas- 
senkampf. 


Aus der Geschichte des Kampfs in der Produktion ist bekannt, 
daß jede arbeitsorganisatorische Reorganisation mit der Ver- 
besserung der ökonomischen Verwertungsbedingungen zu- 
gleich untrennbar auch ein Kampfschritt gegen das betrieblich- 
soziale Geflecht proletarischer Insubordination war. Ebenso 
dient die gewaltsame Rationalisierung des Reproduktionsbe- 
reichs der Zerstörung und Verhinderung der für die alten Arbei- 
terquartiere typischen horizontalen Geflechte sozialer Zusam- 
menhänge. Denn sie waren es gerade, die zu jeder Zeit — un- 
durchsichtig für den Gegner — die schnelle Organisation des 
Widerstands und seine flexible Anpassung ermöglichten. Vietor 
drückt dies in einer für die sozialdemokratischen Herrschafts- 
formen so typischen Diktion fürsorglicher Kontrolle so aus: „Ich 
meine, meine Damen und Herren, damit ist das Zeitalter eines 
wahren demokratischen Städtebaus angebrochen. Es wird 
dem Proletarier im Proletarierquartier, der keinen inneren Be- 
zug zu Seiner Stadt hatte, weil er sich noch als ungeliebtes Kind 
ausgestoßen fühlte, nur noch als schreckliche historische Erin- 
nerung geben.“ 


Jeder etwas aufgeklärte Historiker und Soziologe weiß, daß ge- 
rade das Gegenteil richtig ist. Den inneren Bezug zu seiner 
Stadt konnte der Proletarier nur in seinem Quartier herstellen. 
So zielt denn die Strategie gewerkschaftlicher Rationalisierung 
in jedem einzelnen der hier beschriebenen Ansätze direkt auf 
die materielle Basis dieser „schrecklichen historischen 
Erinnerung“ .'7 


Die Isolation der Kernfamilie, ihre Mobilisierung, das gesteuerte 
Aufsteigertum, die Techniken des begrenzten Neides zielten 
auf die Zerstörung und Verhinderung eines autonomen gesell- 
schaftlichen Beziehungsgeflechts. Elisabeth Pfleil, häufige Mit- 
arbeiterin der GEWOS e.V., konstatiert als Ergebnis der Mobili- 
sierung der Familie: „Sehen sie am Ende die wiedereingewur- 
zelte Familie, so hat sich ihr Verhalten gegenüber dem Verhal- 
ten im alten Stadtteil verändert. Das Leben hat sich stärker auf 
die Kernfamilie konzentriert ...‘‘ „In gewisser Weise machen die 
Arbeiter, verpflanzt in Wiederaufbaugebiete oder Neubauge- 
biete, einen Emanzipationsvorgang durch, den die anderen be- 
reits vor zwei oder drei Generationen vollzogen haben. Ihr Ver- 
haltensstil ändert sich, seit sie die fabriknahen Arbeiterviertel 
mit ihrer starken inneren Sozialisation verlassen und in sozial- 
gemischte Gebiete kommen. ‘‘'®) 


Ein anderer Aspekt dieses Angriffs ist die Zentralisierung der 
Öffentlichkeit und Reorganisation zur Maschine. Der Beitrag 
über Einkaufszentren von Gisela Schmidt macht deutlich, daß 
sich ihre technologische Struktrur von der Zerstörung der hori- 
zontalen tauschförmigen Kommunikationsstruktur nährt, wie sie 
in traditionellen Quartieren üblich war. Wenn diese in den Zei- 
ten der Ruhe auch die kleinbürgerlichen Verkehrsformen und 
Verhaltensstile der Arbeiterklasse zum Vorschein brachte, so 
war es in den Zeichen des Kampfes gerade der in diesen Struk- 
turen enthaltene Rest von Autonomie, der jäh mobilisert wer- 
den konnte. Selbst zur Zeit des Nationalsozialismus war es 
nach Zerstörung aller kommunistischen und sozialistischen Or- 
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ganisationen gerade dieses für die Gestapo kaum einsehbare 
horizontale Geflecht gewesen, das die informelle Reorganisa- 
tion des antifaschistischen bewaffneten Kampfs der jugendli- 
chen Untergrundkämpfer (Navajos, Edelweißpiraten, usw.) ent- 
scheidend begünstigte. 


An der Erkenntnis, daß die sozialdemokratische Strategie der 
Totalrationalisierung von Leben und Alltag mit ihrer technologi- 
schen Verwertungsfunktion untrennbar zugleich auch ein direk- 
tes Mittel des Klassenkampfes ist, sollte uns der über sie ge- 
webte Schein in der Normalität nicht irre machen. Sicher sind 
die alten Formen des Kampfgetümmels in ihm nicht mehr zu er- 
kennen und so ist auch das explizite Vokabular des Kampfes 
aus den Sprachregelungen der Normalität des „30-jährigen 
Friedens‘‘ gebannt. Aber strukturelle Kampfstrategien von einer 
derartigen Totalität und Tiefe haben andere Erscheinungsfor- 
men und Zyklen als die traditionellen Formen. 


Die Krise der strukturellen Gewalt und 
Ökonomie: umschalten von Integration 
auf Aussonderung 


Die Krise des Massenmietwohnungsbaus 


Wenn ich an dieser Stelle von „Krise des Wohnungsbaus‘ 
spreche so will ich gleich vorausschicken, daß die hier darge- 
stellten Feststellungen und Hypothesen kaum etwas mit den 
gängien Vorstellungen zu tun haben, die mit Schlagwörtern wie 
„Krise des sozialen Wohnungsbaus‘“, „Krise der Stadt‘ be- 
zeichnet werden. Erklärungen wie: der Stop des sozialen Woh- 
nungsbaus sei auf die enormen Baupreissteigerungen, die 
Hochzinspolitik der Bundesbank usw. zurückzuführen oder: die 
Krise der Städte sei im Kern eine „Finanzkrise“, eine „Infra- 
strukturkrise‘‘, bewegen sich am Rande und bezeichnen zum 
Teil heteroge Folgewirkungen grundsätzlicher politischer Ent- 
scheidungen. Vor allem ist die Krise des Massenwohnungs- 
baus nicht die unschuldige Fehlentwicklung und bloße Auswir- 
kung ganz anders verorteter Ursachen, sonder sie ist die mitge- 
plante Implikation einer Grundentscheidung des Kapitals: der 
fundamentalen Reorganisation der Gesamtarbeit, die ihrerseits 
wiederum eine Antwort auf die technologisch-ökonomische 
Verwertungskrise darstellt. 


Am Massenmietwohnungsbau wird dies am leichtesten deut- 
lich. Er war ja strukturell an die Strategie der Massenarbeit 
überhaupt und die Funktion der Zuordnung von Arbeitskräftere- 
servoirs zu den Zonen industrieller Produktion gebunden. Öko- 
nomis::ch konnte nur die Verwertung von Massenarbeit den 
Massenwohnungsbau tragen. Aber es war die Massenarb. eit, 
die Mitte bis Ende der 60iger Jahre in eine entscheidende, glo- 
bale Krise geraten war. Die technologische und Kontrollstrate- 
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gie der Effektivierung mit den Mitteln der Arbeitsorganisation 
war an ihre Grenze gestoßen. Auf dem Extrempunkt ihrer Ent- 
wicklung wurde die Zerstörung der Rythmen und Abläufe derart 
brutal, daß die Möglichkeiten irgendeiner Identifikation mit der 
Arbeit völlig beseitigt waren und Symptome einer umfassenden 
globalen Motivationskrise erkennbar wurden. Sie drückte sich 
in den verschiedenartigsten Krisenerscheinungen aus: Streiks, 
Sabotage, Verweigerung, Absentismus erreichte einen derarti- 
gen Grad der Insubordination (vor allem in Italien), daß sich 
auck das bundesrepublikanische Kapital zu einem drastischen 
Schritt multinationaler Reorganisation der Gesamtarbeit ge- 
zwungen sah. 


Wie im einzelnen das Kapital mit Unterstützung der Sozialde- 
mokratie und der Gewerkschaften die Stategie der Automation 
auf nationaler Ebene und die gleichzeitige Verlagerung der 
Sektoren taylorisierter Massenarbeit in die sogenannte „Dritte 
Welt‘ durchsetzte und damit eine neue Phase imperialistischer 
Gesamtarbeit einleitete, ist bekannt und braucht hier nicht nä- 
her ausgeführt zu werden. Damit waren aber eine Reihe von 
unmittelbaren und mittelbaren Folgen impliziert, gleichsam mit- 
geplant. Was das Konzept des strukturellen Massenmietwoh- 
nungsbaus anlangt, so hatte es keine Funktion im Verwer- 
tungszusammenhang des Kapitals mehr. Es wurde aufgege- 
ben. Als spektakulärstes Beispiel sei das Projekt Billwerder-Al- 
lermöhe in Hamburg genannt. Ursprünglich geplant als Arbeits- 
kräftereservoir für die Industrieschiene an der Unterelbe, ver- 
schwand es in den Schubladen, als endgültig zugunsten der 
Ansiedlung hochautomatisierter Industrien entschieden wurde. 


Die fundamentale und langfristige Implikation dieser Reorgani- 
sation war jedoch der Bruch mit der bisherigen integrativen 
Struktur- und Sozialpolitik und der Beginn einer neuen Politik 
der Segregation, der Spaltung von kapitalistisch relevantem so- 
zialen Kern und aus dem Verwertungszusammenhang graduell 
herausfallendem Bevölkerungsausschuß, der Politk von Aus- 
sonderung und Kontrolle. 


Strukturkrise der Verwertungvorausset- 
zungen 


Der Produktionssektor war zwar der Kernbereich, aber nicht 
der einzige, den der technologische Angriff in die Krise geführt 
hatte. Dies gilt in gleichem Maße für die Rationalisierung der 
Verwertungsvoraussetzungen, die Ende der 50er Jahre einge- 
setzt hatte. Hier sind auch ein Teil der Phänomene anzusie- 
deln, die in der Stadtplanungsdiskussion unter den Begriff „‚Kri- 
se der Stadt‘‘ zusammengefaßt werden. Es ist an dieser Stelle 
nicht möglich, sie detailliert zu schildern und zu systematisie- 
ren. 


Zum Teil gehören sie zum Kern der fundamentalen Krise der 
technologischen Gewaltstrategie des Kapitals. Die Beiträge 
von Gisela Schmidt und mir (zur Zerstörung des Alltags) haben 
deutlich gemacht daß die Rationalisierung von Leben im Re- 
produktionsbereich nach denselben Prinzipien vorgenommen 
wurde, wie sie auch im Produktionssektor angewendet wurden. 


Folge war auch hier eine politsch-technologische Krise: Da ist 
zunächst einmal der in jeder Großwohnanlage auftretende Un- 
wille über die Öde und die gewaltsame Monotonie der Sied- 
lung. Über Untersuchungen, zum Teil sogar selbst durchgeführt 
von der Neuen Heimat, (offenbar in Erwartung eines anderen 
Ergebnisses), ist derart viel Kritik aus den Siedlungen an die 
Öffentlichkeit gelangt, daß ich sie an dieser Stelle wohl nicht 
weiter zu belegen brauche. Unruhe im Management der Neuen 
Heimat rief sie vor allem da hervor, wo sie sich über neue Initia- 
tiven ausdrückte. 


Besondere Besorgnisse galten aber auch verschiedenen Er- 
scheinungsformen dieser Krise im Verhalten der Kinder und der 
Jugendlichen. Formen des Vandalismus und der Kleinkriminali- 
tät waren überall zu finden. Politisch manifestiert haben sie sich 
sogar in Besetzungen. So haben sich 1973/74 die Jugendli- 
chen der Neue Heimat-Siedlung „Falkenhagener Feld‘ das 
frisch errichtete sozial-kulturelle Zentrum (mit Schönheitssalon 
für die Arbeiterfrauen, rigider Freizeitorganisation) völlig ange- 
eignet und umfunktioniert. Zeitweise war es Tag und Nacht mit 
einem unglaublichen Reichtum verschiedenster autonomer Ak- 
tivitäten bis hin zu politischen Diskussionsgruppen angefüllt. 


Darüberhinaus — im gesamten Krisenkomplex mehr an der Pe- 
ripherie angesiedelt — gibt es ein ganzes Feld verschiedenster 
Engpässe und Reibungen in der Durchsetzung des planstaatli- 
chen Rationalisierungschubs seit Ende der 50er Jahre. 


So wurde eine Teilbedingung für das jäne Ende des Massen- 
mietwohungsbaus sicher durch die Neuverteilung staatlicher 
Ausgaben im Rahmen dieses Organisationsprogramms herbei- 
geführt. In diesem Zusammenhang ist der schrittweise völlige 
Abzug staatlicher Subventionen und Investitionen im Sektor 
des Massenwohnungsbaus einzuordnen. Gerade die Neue 
Heimat, die beim völligen Zusammenbruch sozialen Wohnbaus 
in den Jahren 1972/73 soviele Krokodilstränen vergoß, hatte in 
den 60er Jahren die radikale Umorientierung des städtbauli- 
chen Budjets vom Wohnungsbau in Infrastrukturmaßnahmen 
gefordert. Daß die zu reinen Kapitalaufwandsbeihilfen (Zinszu- 
schüsse, Anuitätsbeihilfen, Aufwendungsdarlehen) einge- 
schränkte Subventionen später notwendigerweise zu den ‚‚pro- 
grammierten Mietsprüngen‘‘ führen mußten, die 1973 bereits 
Kostenmieten von 16.— pro m? zur Folge hatten, war den erst- 
klassigen Finanzierungsspezialisten der Neuen Heimat mit Si- 
cherheit immer präsent. Im übrigen muß zur Ehre der Neuen 
Heimat gesagt werden, daß sie nie so dumm war, wie sie sich 
gab. Sehr früh setzte sie schon an, das sinkende Schiff zu ver- 
lassen. Schon in der ersten Hälfte der 60er Jahre begann sie, 
den sozialen Massenmietwohnungsbau zugunsten von Eigen- 
tumswohnungen zu reduzieren. Im Jahresbericht des Konzerns 
im Jahre 1970 heißt es schließlich: „Die Neue Heimat ist der 
Auffassung, daß Aufgaben der Stadterneuerung und Stadtent- 
wicklung und Strukturverbesserung nicht mit eigentumsfeindli- 
chen Maßnahmen gelöst werden können, sondern durch 
Schutz und Förderung des privaten Eigentums. Sie wird das 
Schwergewicht ihrer Wohnungsbautätigkeit auf eigene Re- 
chung auf Wohnungen für sog. Problemfälle verlagern.‘‘'”) 


Von den 1970 fertiggestellten Wohnungen waren bereits 
47,2% Eigentums- und Betreuungsobjekte, nach den Worten 
von Vietor ging es darum die restlichen 45% „mit mehr Eigen- 
tum auf neuen Wegen‘ auszufüllen. Tod des sozialen Woh- 
nungsbaus? Besser: Tötung des sozialen Wohnungsbaus. Und 
dies, das sei am Rande noch bemerkt, bei einer von der Neuen 
Heimat im Jahre 1970 selbst noch registrierten Obdachlosigkeit 
von 800 000 Familien, die in Baracken, Nissenhütten und son- 
stigen unzureichenden Wohngelegenheiten lebten. 


Darüberhinaus machten regelrechte Mieteraufstände in den 
Siedlungen deutlich, daß man mit dem Abpressen der einge- 
planten Mietsprünge bald auf Schwierigkeiten stoßen mußte: 


1973 beschloß eine Mieterversammlung der neuen Siedlung 
Darmstadt-Kanichstein einen Mietboykott. 400 Mieter der Neue 
Heimat-Siediung Bremen-Huchting beschlossen 1974 Heizko- 
stensprünge nicht mehr zu bezahlen. Neue Heimat Chef Vietor 
sprach seine Befürchtungen damals offen aus: „Nach Wegfall 
der Subventionen erreichen wir im sozialen Wohnungsbau bald 
m?-Mieten von 11-12.- DM. Wenn wir dieses Problem nicht 
schnell im Griff haben so bekommen wir eine 
Mieterrevolution.‘‘?®) 


Es gibt sicher noch eine ganze Menge weiterer technischer und 
politischer Schwierigkeiten und Grenzen bei der Durchsetzung 
der beabsichtigten gesamtgesellschaftlichen Rationalisierung, 
die die Umstellung des Kapitals auf ein neuen Konzept geför- 
dert haben. Hier sind auch vor allem viele der Phänomene an- 
zusiedeln, die von den ‚linken‘ Stadttheoretikern und bürgerli- 
chen Soziologen und Politologen zugleich unter „Krise der 
Stadt‘‘ zu subsumieren sind. Es ist im wesentlichen der be- 
rühmte „Teufelskreis‘‘: der multikausale Zuammenhang, bzw. 
Rückkopplungskonnex zwischen Segregation (,Verschlechte- 
rung der Sozialstruktur‘‘ in den Städten, die Guten zogen aus, 
die Schlechten blieben da), Finanzkrise der Städte (keine Steu- 
ern mehr von den weggezogenen Guten), Disparitäten der In- 
frastrukturversorgung bzw. — auslastung und schließlich die mit 
all den vorgenannten im Zusammenhang stehenden Verkehrs- 
probleme (die Guten müssen gleichwohl zum Arbeiten und Ein- 
kaufen wieder in die Stadt, aber natürlich mit dem PKW; da- 
durch werden die Städte noch unwohnlicher und vertreiben 
noch mehr Gute und die Stadt nimmt noch weniger Steuern ein 
USW. USW.) 


Es ist nicht schwer, hinter diesen Theorien Schwierigkeiten in 
der Realisierung der seit Ende der fünfziger Jahre ins Werk ge- 
setzten Verwertungskonzepte zu sehen. „Finanzkrise“ heißt im 
Wesentlichen nichts anderes, als daß Anpassungen der staatli- 
chen Verwaltungsstruktur an den regionalen Planstaat auf Hin- 
dernisse gestoßen sind. Die „Unerträglichkeit des Verkehrs‘ 
als Moment der Stadtkrise ist zum großen Teil ein Mythos. Auf 
der einen Seite wird damit legitimiert, daß es ja nun endlich an 
der Zeit sei, daß die gute Bevölkerungsstruktur von außen die 
schlechte von innen vertreibt (aber dies hat inzwischen eine an- 
dere Bedeutung, wie wir gleich sehen werden) auf der anderen 
Seite heißt es nicht mehr, als daß das aufwendige Verkehrsnetz 
aus Autobahnen und Stadtautobahnen auf Realisierungs- 
schwierigkeiten stößt. Denn Ziele der Einschränkung des Indivi- 
dualverkehrs würden den Interessen des Kapitals schaden und 
man hat bisher auch nicht gehört, daß der Widerstand gegen 
den rasanten Ausbau der Stadtautobahnnetze, irgendwo Erfolg 
gehabt hätte. Ich möchte nur am Rande noch bemerken, daß 
viele „‚progressive‘‘ Theoretiker und Beobachter der Stadtkrise 
die einzelnen Krisenphänomene und Verbesserungsvorschlä- 
ge erstaunlich neutral und technokratisch abhandeln. Mit be- 
sorgten Augen sitzen sie gemeinsam mit Bundesbauminister 
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Haack und den Vertretern aus den Stadtplanungsämtern auf ei- 
ner Bank und machen brav Vorschläge dazu, wie man den ein- 
zelnen Reibungen und Dysfunktionen zu Leibe gehen könnte. 
Ich glaube, daß dieses traurige Bild zum Teil auf die marxisti- 
sche Übung zurückzuführen ist, die Gewaltformen technologi- 
scher Organisation im Bereich der Produktionsvoraussetzun- 
gen — d.h. also auch der Stadtplanung — politisch zu neutrali- 
sieren. 


Jedenfalls ist, soweit ich sehen kann, die Städtbaukritik von ei- 
ner detaillierten und systematischen Krisentheorie weit entfernt. 
Mir kommt es an dieser Stelle auch nicht darauf an, dies auch 
nur ansatzweise nachzuholen. Es erscheint mir viel wichtiger, 
den fundamentalen Gegenzug des Kapitals auf die Verwer- 
tungskrise in seine einzelnen strategischen und taktischen 
Konsequenzen zu verfolgen. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
das Kapital ja nicht nur den ökonomischen Folgen ihrer Grund- 
entscheidung gegenüberstand. Sicher steht die Erwartung im 
Mittelpunkt, daß die neue internationale Reorganisation des 
Verwertungszusammenhangs in der Bundesrepublik eine 
wachsende Menge von Menschen produzieren würde, die als 
neue Arme grundsätzlich und für immer aus der Integration in 
diesen Verwertungszusammenhang herausfallen würden. Aber 
damit waren die Ursachen dieser Krise, die in dem viel füher 
eingeleiteten Angriff von Rationalisierungen in allen Bereichen 
der Gesellschaft durch neue Formen struktureller Gewalt lagen, 
nicht beseitigt. Eher im Gegenteil. Denn die Rationalisierungen 
in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens wurden ver- 
schärft und vertieften die Motivationskrise. Die Zerstörungen 
der Städte wurden nicht rückgängig gemacht, sondern weiter 
verfolgt und intensiviert. Schule, Krankenhäuser, Knäste wur- 
den taylorisiert und fabrikisiert. Wie in der Fabrik wurde auch in 
allen diesen weiteren gesellschaftlichen Bereichen den Men- 
schen immer mehr die Möglichkeit genommen, sich selbst in 
diesen formalisierten Strukturen wiederzuerkennen, zu verwirk- 
lichen, ihre eigene Subjektivität einzubringen. Die Krise war 
und verschärfte sich also viel umfassender. Nicht nur die Men- 
ge nicht mehr verwerteter Subjekte wurde größer, sondern 
überhaupt auch die Menge nicht verwerteter und den abstrak- 
ten Formen fremd gegenüberstehender Subjektivität. Wie diese 
zugleich auch die Stadtplanung und den Wohnbau in die Krise 
brachte, wurde am Beispiel der Großsiedlung unter der rationa- 
lisiertern Stadtöffentlichkeit bereits konkret gezeigt und in dem 
Beitrag über die Zerstörung des Alltags grundsätzlich analy- 
siert. 


Konsequent wurden damit neue Formen sozialtechnologischer 
Kontrolle zum konstitutiven Bestandteil des kapitalistischen 
Verwertungszusammenhanges und traten damit in zunehmen- 
dem Maße an die Stelle der alten Integrationspolitik. Ich will 


versuchen, dies an den neuen Strategien der Vertreibung und 
stadträumlichen Segregation und der Entwicklung neuer Kon- 
trolitechniken in den Neubausiedlungen zu verdeutlichen. 


Mobilisierung, Umsetzung, Ghettoisie- 
rung 


Die Altstadtquartiere drohten aus mehreren Gründen beson- 
ders gefährlich zu werden. Einmal war der zunächst geplante 
Zusammenhang von Sanierung und Neubau infolge der Krise 
abgerissen. Eine Umsetzung im Dienste der Kapitalverwertung 
kam also nicht mehr in Betracht. Die Zuordnung von Massenar- 
beit zu neuen Industrieansiedlungen war überflüssig geworden. 
Dies sörgte mit zusätzlichen politischen Reibungen in der 
Durchsetzung der Flächensanierungen dafür, daß eine stagnie- 
rende, sich homogenisierende Bevölkerung in den Quartieren 
belassen wurde. Da neben den wachsenden Anteilen völlig 
Ausgeliederter (Alte, Sozialhilfeempfänger) neue Jobber- 
schichten und vor allem ausländische Massenarbeiter die 
Quartiere mit problematischer „Bevölkerungsqualität‘‘ anreich- 
erten, rochen die Stadtplaner ungeahnte Krisen. Ich habe mich 
damals im Hamburger Altstadtquartier St. Georg an Stadtteilar- 
beit beteiligt und häufig Äußerungen gehört, wie sie der Leiter 
des Dezernats für Stadtentwicklung in Köln Rüdiger Göb im 
Jahre 1977 für das in der Entwicklung etwas zurückgebliebe- 
nen Köln abgab: „Wir haben ca. 400 000 Wohnungen in Köln, 
davon sind 160 000 Wohnungen modernisierungsbedürftig ... 
Davon sind etwa 68 000 Wohnungen in zusammenhängenden 
Quartieren, sodaß man aufpassen muß, daß sie nicht absinken, 
daß sie in diesem Strudel der absinkenden Quartiere nicht ein- 
mal umschlagen, nicht mehr bewohnbar werden, mit all den so- 
ziale Problemen, die da drinstecken. Diese Probleme bestehen 
nicht nur darin, daß man die Menschen wegschickt oder wieder 
holt ... Das sind ja auch soziale Gärprozesse. Da werden ja 
Häuser besetzt ... Sie kennen das und sie kennen das auch ...‘“ 


Damit erlangten die in der Phase der Rationalisierung des re- 
gionale Planstaats einmal konzipierten Mittel und Techniken 
auf die alten Quartiere eine neue, zusätzliche Bedeutung. Sa- 
nierung der Altstadtquartiere und Stadtkerne nach dem Städt- 
bauförderungsgesetz dienten zwar weiter der Rationalisierung 
des Handelskapitals und der weiteren Zentralisierung des ter- 
tiären Sektors. Zusätzlich aber zielten sie darauf, das Umfeld 
dieser Zentren und weiterer Teile der Altstadtquartiere für die 
abgewanderte „bessere Qualität‘ attraktiv zu machen und da- 
durch die Geflechte der Pauperisierten und aus den Kernen der 
Verwertungszusammenhänge ausgestoßenen Bewohner auf- 
zulösen. 


Es stellte sich heraus, daß das StBauFG für diese Zwecke zu 
schwerfällig war. Das Planungsverfahren war wegen der einge- 
bauten Techniken der Legitimationsbeschaffung (,Demokra- 
tie‘‘) zu langwierig, Stadt und Sanierungsträger waren als Orga- 
nisatoren von Riesenprojekten politisch für Kritik und Wider- 
stand zu leicht greifbar und angreifbar, die städtischen Investi- 
tionen stießen infolge der Finanzkrise der Städte auf wachsen- 
de Schwierigkeiten. So schuf man zusätzliche Istrumente: die 
auf Stadtumbau ausgerichtete Novelle zum Bundesbaugesetz, 
das Modermisierungsgesetz,? !) Modernisierungsanreize und 
weitere Techniken des ökonomischen Drucks sollten für die fle- 
xiblere Durchsetzung einer Strategie der Aussonderung und 
Umsetzung sorgen. Die Flexibilität beruht auf der taktischen 
kleinteiligen Privatisierung der Initiativen. Die Stadtplanung in- 
strumentalisiert die privaten Profitinteressen der Hauseigentü- 
mer mit dem statischen Ziel großräumiger Umsetzung. Es soll 
an dieser Stelle schon angemerkt werden, daß die künstliche 
Reprivatisierung ein durchgängiges Merkmal spätkapitalisti- 
scher Kontrollstrategien ist. Wir werden dies noch weiter unten 
sehen. 


Modernisierungen, die bei zunehmender Anspannung des 
Wohnungsmarkts immer profitabler wurden, hatten einen 
mehrfachen Vertreibungseffekt. Sie erhöhen die Miete nicht nur 
direkt, sondern sie dynamisieren in der Regel auch den Rest 
der Mieten in nicht modernisierten Häusern, wenn sie in einem 
Gebiet erst einmal in ausreichender Zahl durchgeführt sind. 
Denn die so erhöhten Mieten fließen in die Feststellung der so- 
genannten „ortsüblichen Vergleichsmiete‘‘ vor allem nach den 
überall üblich gewordenen Mietspiegeln mit ein. Abgesehen 
davon ist zu beobachten, daß unabhängig davon die Mietspie- 
ge! in vielen Städten mit dem Ziel „wirtschaftlicher Belebung“ 
im Wohnungsbau in Bewegung gebracht wurden. Über den 
Mietspiegel lassen sich nach dem ‚Miethöhegesetz‘ drastische 
Mietsteigerungen problemlos durchführen. Modernisierungen 
dienen aber darüberhinaus häufig als technisches Vehikel, 
Mieter durch unmittelbare Gewalteinwirkung zu vertreiben. 
Hausbesitzer gehen zunehmend dazu über, die Wiederinstand- 
setzung zeitlich zu verschleppen, wenn die Wohnungen einmal 
durch herausgerissene Fußböden, zerstörte sanitäre Anlagen 
usw. unbewohnbar geworden sind. Die bisherigen Mieter zie- 
hen dann aus, der Vermieter kann ohne Bindung an die Be- 
schränkungen des „sozialen Mietrechts‘‘ die Miete heraufset- 
zen. In Köln sind honorige Hausbesitzer sogar schon dazu 
übergegangen, Schläger und Zerstörungstrupps zu mieten, die 
dann die zumeist ausländischen Bewohner durch direkte Ge- 
waltanwendung aus den Wohnungen vertreiben. In unserem 
Anwaltsbüro ist die Anzahl solcher Fälle in der letzten Zeit dra- 


stisch gestiegen. 
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In die gleiche Richtung wirken sogenannte „Wohnumfeldver- 
besserungen‘, wie verkehrsberuhigte Zonen usw. Wenn sie mit 
finanziellem Aufwand verbunden sind, so kann dieser auf die 
Hausbesitzer umgelegt werden und so seinen Weg in die er- 
höhte Miete finden. Außerdem ist festgestellt worden, daß diese 
Maßnahmen für sich allein schon über die Hebung der Attrakti- 
vität einen ganz erheblichen Druck auf die Mieten ausüben. 
Jedem, der etwas mit Kommunalpolitik vertraut ist, ist offenbar, 
daß diese Maßnahmen als Mittel staatlicher Vertreibungspolitik 
angesetzt sind. Natürlich geben dies die Stadtstrategen nicht 
ausdrücklich zu. Aber der Zusammenhang zwischen der Be- 
teuerung „Wir wollen unter allen Umständen die bestehende 
Bevölkerungsstruktur erhalten‘ und dem in günstigen Momen- 
ten der Diskussion abgerungenen Eingeständnis: „Wir haben 
leider kein Mittel, die Vertreibung der Bewohner gegen die Pro- 
fitinteressen der Hausbesitzer zu verhindern‘, ist darum auf- 
schlußreich, weil es ja gerade staatlich Instrumente und Maß- 
nahmen sind, die diese Profitinteressen im Augenblick massiv 
befördern. Inzwischen ist der Zusammenhang zwischen Mo- 
dernisierung und Steigerung, der Obdachlosenquoten auch 
schon statistisch festgestellt. 


Welches soziale oder gar sozialräumliche Gliederungskonzept 
hinter diesen Segregationsstrategien steht, ist im Augenblick 
noch nicht genau auszumachen. Viele der Exilierten verschwin- 
den in Obdachlosenunterkünften, wieder andere gelangen in 
die für die kommunalen Wohnungsämter reservierten Kontin- 
gente der Neubaughettos, wieder andere sind die Opfer eines 
kleinteiligeren Segregationsprozesses: Sie finden eine neue 
Wohnung in den nicht modernisierten Randzonen der verbes- 
serten Kerne. Außerdem hält man an den alten Durchmi- 
schungskonzepten fest, solange es irgend geht. Zusätzlich 
greifen auch Strategien, die den Bereich der inzwischen aus 
dem Kernarbeitsmarkt abgespaltenen Anteile von „Jobbern“ 
so groß und zugleich mobil wie möglich halten sollen. Darauf 
zielt besonders der neuerliche Großeinsatz von Sozialarbeitern 
in den ghettoverdächtigen Bereichen. 


Krisenmanagement in den Neubausied- 
lungen 


Seit die verdichtete Gewaltorganisation der neuen Großsied- 
lungen ihre ersten oben bereits beschriebenen Krisensympto- 
me zeigten, war es vor allem die Neue Heimat, die sehr früh 
daran ging neue Integrations- und Kontrollstrategien zu entwik- 
keln. Sie wurden verschärft und intensiviert, als deutlich wurde, 
daß es mit dem Verlust ihrer Funktion als Arbeitskräftereservo- 
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irs immer weniger gelingen würde, ihre Bewohner an die von 
der Sozialdemokratie gepflegten Aufsteigerideologien zu bin- 
den. Verschärft wurde die Krise zudem dadurch, daß sie sich 
immer mehr zu Ghettos für die aus dem Verwertungskem her- 
ausgefallenen Menschen entwickelten doer bewußt entwickelt 
wurden. Denn so sehr sich die Neue Heimat, wie auch die an- 
deren Gemeinnützigen abstrampelten, durch eine intensive 
Imagepflege auf den Zuzug bessergestellten Arbeiter- und An- 
gestelltenschichten hinzuwirken, sie wurden immer mehr zur 
schlechten Adresse. So verstärkte sich die Praxis der Kommu- 
nen, die neuen aus den Altstadtquartieren vertriebenen Ob- 
dachlosen in die Siedlungen zu vermitteln. Die Miete wanderte 
dann aus den Fürsorgekassen der Kommunen direkt in die 
Säcke der Gemeinnützigen. Inzwischen gibt es in sehr vielen 
Siedlungen feste und abgegrenzte pauperisierte Kontingente, 
aus denen selbst die Arbeitsämter nicht mehr vermitteln. 


ee 
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Mieterbeiräte 


Zwei Monate nach den ersten spektakulären Hausbesetzungen 
im Frankfurter Häuserkampf beschloß als erste die Stadt Wies- 
baden bei ihrer gemeinützigen Wohnungsbaugesellschaft die 
Einführung des ersten ‚„Mieterbeirates‘‘ in der Bundesrepublik. 
Im Jahre 1971 unternahm auch die Neue Heimat die ersten 
Schritte, die spannungsträchtige Kluft zwischen Management 
und Unterworfenen durch dazwischengeschaltete Mieterbeirä- 
te zu überbrücken. „Der aus drei bis neun Personen bestehen- 
de Mieterbeirat soll als Mittler zwischen der Mieterschaft und 
dem Unternehmen eine Informations- und Beratungsfunktion 
ausüben. Durch die Mieterbeiräte soll die Mieterschaft zu einer 
verstärkten Anteilnahme an allen Bewirtschaftungsfragen und 
zu einer größeren Mitverantwortung angeregt werden.‘ Immer 
hielt die Sozialdemokratie ein solches Krisenmanagement für 
so wichtig, daß sich die zweite Kommission der „Bundesar- 
beitsgemeinschaft für Städtbau- und Wohnungspolitik der 
SPD“ im September 1971 in Bremen ausschließlich und inten- 
siv mit ihrer Problematik beschäftigte. Es klangen sogar Vor- 
schläge einer Orientierung am Betriebsverfassungsgesetz an. 
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Die Neue Heimat vermied von vorneherein jede Form einer un- 
mittelbaren Basisdemokratie. Nach ihrem Modell wählten die 
Mieter in „Wahlkreisen‘‘ je einen Vertreter, die dann ihrerseits 
aus ihrer Mitte den drei- bis neunköpfigen Mieterbeirat wählten. 
Der Mieterbeirat war nur verpflichtet, jedes Vierteljahr die Mie- 
tervertreter einzuberufen, um Anregungen und Wünsche ent- 
gegenzunehmen und Probleme zu besprechen. Selbst in der 
Branche der Gemeinnützigen liefen die Mieterbeiräte bald mit 
dem Namen ‚„Mülltonnenparlamente‘, weil sie sich nach den 
Vorstellungen der Siedlungsbetreiber vordringlich mit der Ge- 
staltung von Gemeinschaftseinrichtungen, wie Grünflächen, 
Wegen, Waschanlagen und Abstellplätzen usw. beteiligen soll- 
ten. Darüberhinaus dienten sie zur Durchsetzung von Mieter- 
höhungen. In der ‚„Mieterzeitung‘‘, herausgegeben vom Deut- 
schen Mieterbund, berichtet Adalbert Höhne von der Neuen 
Heimat über erfolgreich nach Einschaltung der Mülltonnenpar- 


lamente durchgeführte Mieterhöhungen und berichtet von ei- 
nem groteskten Glanzprojekt: ‚Mit großer Begeisterung wurde 
die Aktion „Grünpflege‘‘ durchgeführt. Dazu wurden Fragebo- 
gen vom Mieterbeirat verteilt, ob und wer mitarbeiten will. Die 
Neue Heimat stellte 5 000 Rosen sowie Spaten und Harcken 
zur Verfügung. Heute sind die kleinen Vorgärten vor den Häu- 
sern mit selbstgepflanzten Rosen verschönt und die Mieter 
pflegen diese Beete.‘‘ Darüberhinaus versuchte die Neue Hei- 
mat, in neu gebildete Mieterinitiativen einzusteigen, um ihre 
Steuerung in den Griff zu kriegen. Zu diesem Zweck setzte sie 
die von ihr angestellten Sozialarbeiter gezielt auf die Gruppen 
an. Als die Teilnehmer einer Mieterinitiative in der Bremer 
„Neuen Vahr“ feststellten: ‚Wenn die Mieter der ‚Neuen Vahr“ 
zusammenhalten, sind sie eine Macht‘, gelang es der Neuen 
Heimat, durch viel ‚Demokratie‘, den in der Mieterinitiative ge- 
bildeten Bürgerausschuß zur Umgestaltung der „Neuen Vahr‘“ 
auf Minimalforderungen zurückzudrängen. Auch mit Hilfe ande- 
rer Institutionen versuchte die Neue Heimat früh, die duch das 
grundsätzliche Isolationskonzept heraufbeschworenen Gefah- 
ren neuer Sozialität in Richtung einer kontrollierten ‚„Nachbar- 
schaftlichkeit‘‘ zu bannen. ‚Mieterzentren‘, ‚Freizeitpavillons‘, 
„Hobbyräume‘“, „‚Partyräume‘“, wurden den Bewohnern zum 
Teil nach Maßgabe extrem reglementierter Nutzungsordnung, 
zum Teil aber auch zur Mieterselbsverwaltung überlassen, die 


aber regelmäßig unter die Betreuung der Neuen Heimat-So- 
zialarbeiter gestellt wurde. Denn, wie wir bereits von dem Neu- 
en Heimat-Chef Geigenberger wissen „, entweder verwahrlo- 
sen sie und stehen dann leer, oder sie sind für übertüchtige ein 
Instrument der Manipulation. Der Mittelweg wäre nur denkbar 
durch geschulte Kräfte für eine inhaltliche Betreuung.‘‘ Sogar 
Siedlungszeitungen wurden von der Neuen Heimat betreut. So 
gab die Neue Heimat zusammen mit einem Münchner Werbe- 
verlag in der neuen Superwohnanlage „München-Perlach‘“ die 

. Zeitung „Hallo Perlach‘‘ heraus. Daß sie eine Public-Relations- 
Maßnahme der Neuen Heimat war, blieb den meisten Lesern 
verborgen.?*) 


Darüberhinaus aber ging die Neue Heimat auch zunehmend zu 
Formen der direkten Kontrolle über. Früher gab es in den Groß- 
wohnanlagen lediglich Hausverwalter und eine zentrale Sied- 


„Lebensqualität aus einem Prospekt der Neuen Heimat: 
„ Robot’, ein Turm, der aus Unter-, Mittel- und schwenkbarem 
Oberteil besteht, enthält Kühlschrank, Stereoanlage, Platten- 
spieler, Bar, Bücher- und Rotweinabteil sowie Fernseher. Be- 
zugsmaterial: Kunststoff, Textil oder Leder.‘ 


lungsverwaltung, die aber nicht den direkten Kontakt mit den 
Bewohnern suchte. 1970 beschloß die Neue Heimat, Sozialar- 
beiter als sogenannte „Sozialpfleger‘‘ einzusetzen. Sie wurden 
aus der Verwaltungspauschale, also durch die Mieter mitfinan- 
ziert. Sie waren unmittelbar auf die Kontrolle aller kritischen Re- 
aktionen angesetzt, die mit der verschärften Gewaltstruktur der 
Großwohnanlage einhergehen. Vor allem aber sollten sie bei 
„geistigen und psychischen Defekten und Verhaltensstörungen 
sowie bei Erziehungsproblemen‘“?®) eingreifen. Daneben oblag 
ihnen die Kontrolle über die Aktivitäten von Mieterbeiträgen und 
Mieterinitiativen. Außerdem wurde schon bald aus Siedlungen 
berichtet, daß sie zum Eintreiben der Mieten verwendet wur- 
den. Wie schrankenlos die Neue Heimat in einem frühen Sta- 
dium bereit war, totale Kontrolle ins Auge zufassen, macht das 
im November 1972 vom Neuen Heimat-Vorstandsmitglied 
Wolfgang Vormbrock (derselbe Vormbrock, der später die Zu- 
sammenarbeit mit dem BKA suchte) verfaßte „Sozialkonzept‘“ 
für den geplanten Stadtteil Hamburg-Allermöhe“ deutlich. Die- 
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ses Konzept sah einen Informationspavillion für den gesamten 
Siedlungskomplex vor, der einen Terminal für eine Lautspre- 
cheranlage und ein Fernsehmonitorsystem über die ganze 
Siedlung enthalten sollte. Darüberhinaus schlug er vor, eine 
„Bürgerpolizei‘‘ einzurichten, die in „diesbezüglich brisanten 
Zeiten, also vornehmlich während der Dunkelheit, Runden geht 
im Quartier und über walky-talkys Verbindung mit der örtlichen 
Polizeidienststelle hat.‘“?®) 


Darüberhinaus begann die Neue Heimat schon sehr früh, über 
Privatisierungstrategien den Schein privater Autonomie zu 
schaffen und damit die weiterhin unangetastete Herrschaft über 
das Alltagsleben im Siedlungsraum im Bewußtsein der Bewoh- 
ner aufzuheben. Die Veräußerungen vormaliger Mietwohnun- 
gen als Eigentumswohnungen betrieb die Neue Heimat erst- 
mals im Jahre 1974. Eine Eigentumsideologie mit künstlichen 
Mitteln verfolgte die Neue Heimat mit dem sehr interessanten 
Modell des sogenannten ‚„Wohnbesitzbriefs‘‘ für die untersten 
Einkommensschichten. Der Bewohner erwirbt kein Eigentum, 
sondern ist nur an einem Vermögensfonds beteiligt, zu dem die 
gesamte Wohnanlage gehört. (Diese Konstruktion führte selbst 
in den Kreisen der Gemeinnützigen zu heftiger Kritik, wurde 
aber zur Grundlage eines neuen Gesetzes) ‚Zu seiner Vermö- 
gensbildung soll der Arbeitnehmer durch eigene Leistungen 
beitragen. Damit gewinnt er die Gewißheit, sich selbst etwas 
aus eigener Kraft unter Mithilfe der Gemeinschaft geschaffen 
zu haben, das Bestand hat.‘”) 


Wann und wie begann die Umstellung? 


Ich habe mit erfahrenen und klugen Stadtplanern die hier auf- 
gestellte Hypothese diskutiert. Die Haupteinwände waren: nie- 
mand hätte damals etwas von dieser Umstellung sozialpoliti- 
scher Strategien gesagt, die linken Reformisten des sozialde- 
mokratischen Mittelbaus hätten zumindest geglaubt, daß man 
die sozialen Folgen der Rationalisierungen durch die Steige- 
rung des Wachstums auffangen könne, es hätte damals außer- 
dem sehr viele Ungleichzeitigkeiten sozialpolitischer Vorstel- 
lungen gegeben, jedenfalls seien die alten Integrationskonzep- 
te keinesfalls aufgegeben worden. 


Zunächst einmal: niemand konnte damals von der Sozialdemo- 
kratie erwarten, daß sie eine solche fundamentale Umorientie- 
rung offen diskutiert. Darum kann auch niemand heute erwar- 
ten, daß man die hier vorgestellte Hypothese überhaupt mit Zi- 
taten belegen kann. Es bleibt nach wie vor eine Iohnende Auf- 
gabe, diese fundamentale Umorientierung mit den Bruchstük- 
ken einzelner Sachentscheidungen und Problemdiskussionen 
zu belegen. Entscheidend ist für mich, daß bereits Ende der 
sechziger Jahre fest mit einer wachsenden Ausgliederung von 
Menschen aus dem Verwertungsprozeß durch Rationalisierun- 
gen gerechnet wurde. Ferner, daß Kapital und Sozialdemokra- 
tie / Gewerkschaft von Anfang an ein kategorisches Nein zu ei- 
ner Anpassungsstrategie der graduellen Auflösung des produk- 
tiven Kerns in „Freizeit‘‘ über Arbeitszeitverkürzungen ausge- 
sprochen haben, d.h., daß sie bewußt auf Spaltung gesetzt ha- 
ben. Außerdem war es unter den Bedingungen der schon da- 
mals sehr hohen Staatsverschuldung oder Finanzkrise illuso- 
risch, diese Spaltung auffangen zu wollen. Wer sich daran erin- 
nert, wie rigoros die SPD und die Gewerkschaften mit den Kriti- 
kern der technologischen Gewalt und des technologischen 
Fortschritts umgesprungen sind, dem muß klar sein, daß sie da- 
mals nicht nur zwei und zwei zusammenzählen konnten, son- 
dern daß sie zwei und zwei zusammengezählt haben oder bes- 
ser: die ganze Rechnung erst aufgemacht haben. Man kann es 
auch daran ablesen, wie sich die Träger dieser Umstrukturie- 
rung sofort auf die Pflege von Ersatzideologien verlegt haben. 
Trotz des kategorischen Neins zu mehr Freizeit für alle wurde 
damals blumig über den „Marsch in die Freizeitgesellschaft‘ 
bramabarsiert. In diesen Zusammenhang gehört auch das gan- 


ze Gerede über mehr Chancengleichheit, das den reformisti- 
schen Mittelbau zum Eifer motivieren sollte und vor allem der 
euphorische Aufbruch zu mehr „Lebensqualität‘‘, der darauf 
abzielte, die Loyalität diesseits der Armutsgrenze gegen die 
„neuen Armen‘ zu stabilisieren (Besonders die damaligen Re- 
den des schnell avancierten SPD-,‚Linken‘‘ Eppler geben die 
Gesamtstrategie von „neuer Armut‘, „Lebensqualität“ und in- 
ternationaler Reorganisation sehr plastisch wieder. Die in diese 
Strategie eingekaufte Reformlinke ist ja auch bis heute sein 
Eintrittsgeld in die SPD-Spitze geblieben). 1973 wird auf dem 
Parteitag in Hannover der „Orientierungsrahmen ’85‘‘ de: SPD 
(eine Sorte zweites Godesberger Programm) beschlossen. 
Zum Thema Stadtsanierung ist er eindeutig: „Stadtsanierung 
bringt eine bessere Funktionsfähigkeit unserer Städte, verbes- 
serte Umweltverhältnisse und damit volkswirtschaftlichen Ge- 
winn, wenn sie in Gebieten einsetzt, ... wo die Gefahr innerhalb 
der Kerngebiete besteht, daß sich durch Ansiedlung eines 
überdurchschnittlich hohen Teils sozial schwacher Gruppen, 
alte Menschen und Ausländer Siumgebiete.‘?®) 


Es war der wissenschaftliche Leiter der GEWOS Prof. Dr. Ha- 
rald Jürgensen, der 1970 bereits von erheblichen Rationalisie- 
rungsfreisetzungen ausging, als er zur Interventionsstrategie 
der Stadtentwicklungsplanung ausführte: „Die Mietpreisgestal- 
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tung, die Wohnungszuweisung und die Neubauanstrengungen 
sollten zusammenwirken, um der drohenden stadtentwick- 
lungsfeindlichen, gesellschaftsschädlichen Ghettobildung ent- 
gegenzuwirken. Kinderreiche, Alte, Sanierungsverdrängte soll- 
ten nicht gleichsam kaserniert werden. Selbst für die gesell- 
schaftlich Desintegrierten ist Verteilung und Streuung das erste 
Gebot, wenn überhaupt eine echte Chance für ihre gesell- 
schaftliche Reintegration geboten werden soll.‘ 


Die Landeskriminalämter und das Bun- 
deskriminalamt greifen ein 


Die nächste Stufe in der verschärften Organisation von integra- 
tiv-repressiver Kontrolle über diese Gebiete war erreicht, als 
das BKA im Dezember 1978 eine Internationale Tagung zum 
Thema „Städtebau und Kriminalität‘‘ veranstaltete. Für die 
deutsche Politik war der Kern die am Beispiel der Neue Heimat- 
Siedlung „Osterholz-Tenever‘ in Bremen vorgestellten Analy- 
sen und Kontrolivorschläge. Auch das Neue Heimat-Vor- 
standsmitglied Vormbrock war mit einem Beitrag vertreten. Die 
wesentlichen Inhalte, die auf gemischten Strategien von einer- 
seits verschärfter polizeilicher und sozialarbeiterischer Kontrol- 
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le andererseits der Wiederherstellung alter Garantien sozialer 
Kontrolle unter Beibehaltung der territorialen Gewalt und tech- 
nologischen Strukturen (Kleineigentum, „Defensible Space‘ 
als Ausdruck gegenseitiger Kontrolle der untergegangenen 
Tauschöffentlichkeit, Chancen „gepflegter Distanz‘ in wiedere- 
röffneten scheinöffentlichen Räumen) beruhen, berichtet der 
Beitrag von Martin Schwab. Allgemein sind aber bereits jetzt ei- 
ne ganze Reihe anderer Strategien zur Integration, Einkrei- 
sung, und Kontrolle des ständig wachsenden gesellschaftlichen 
Restes neuer aus dem Verwertungsprozeß herausgefallender 
Asozialität ins Stadium der Erprobung gelangt. Es ist durchaus 
nicht ausgeschlossen, daß in den Köpfen einiger Strategen He- 
rolds Konzept einer kriminalitätsökologischen Gesamtgliede- 
rung der Gesellschaft in Zonen verschiedener Kriminalitäts- 
dichte (sowohl in Formen anpassender Polizeistrategien als 
auch aktiver Gesellschaftsplanung) sich mit den neuen Vorstel- 
lungen gesellschaftlicher Aussonderung verbinden. Insoweit 
kann erwartet werden, daß Stadtplanung partiell zunehmend 
kriminalpolitischen Strategien unterworfen wird. Darüberhinaus 
sind besonders zwei Aspekte der Entwicklung neuer Integra- 
tions— bzw. Kontrolltechniken interessant: die Hereinnahme 
der „Linken“, besonders der subkulturell orientierten Linken in 
die integrativen Bemühungen wird in zunehmendem Maße fi- 
nanziell abgesichert. Sie hat ihre Begründung vor allen Dingen 
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darin, daß gerade diejenigen Bestandteile der Linken, die sich 
lebensreformerisch-kritisch aus den Gewaltformen kapitalisti- 
scher Fabrik— und Stadttechnologie herausgesondert haben, 
und damit selbst „‚subkulturell‘‘ geworden sind, in besonderem 
Maße den Zugang zur exilierten Subjektivität der Randständi- 
gen eröffnen. 


Auf der Ebene staatlicher Intervention sind vor allem die wach- 
senden Bemühungen wichtig, sämtliche „sozialen Dienste‘ der 
Kommunen zu einem Gesamtkontrollnetz zusammenzuschwei- 
Ben. Die ersten wichtigeren Versuche organisierter Zusam- 
menarbeit zwischen sozialen Diensten und Polizeidiensten fan- 
den ab November 1977 in Bremen statt. Sie sollten zu einer 
besseren Erfassung kriminalitätsrelevanter Indikatoren führen, 
aber auch zu einer „Ebene der theoretischen Kriminal— und 
Sozialstrategie zwischen den jeweils hierarchisch höchsten 
Ämtern, also durch das Landeskriminalamt, dem Planungsbe- 
auftragten des Senators für Soziales, Jugend und Sport, dem 
Statistischen Landesamt.‘”®) Der ehemalige Bochumer Profes- 
sor und jetzige Justizminister des Landes Niedersachsen, 
Hans-Dieter Schwind, erprobt irn Moment ein ‚„Präventionspro- 
gramm Sozialarbeiter — Polizei‘. Ab Herbst 1979 arbeiten im 9. 
Polizeirevier Hannover sechs Sozialarbeiter nach Grundsät- 
zen, die Schwind dem „Chikago-Area-Projekt‘‘ und dem Chika- 
goer „Social-Service-Project‘‘ entnommen hat. 


Darüber hinaus wird durch das Modell der gemeindenahen 
Psychiatrie die Hereinnahme der ohnehin schon an den polizei- 
rechtlichen Prinzipien der Gefahrenabwehr für die öffentliche 
Sicherheit und Ordnung orientierten Psychiatrie in diesen Ver- 
bund vorbereitet. Über die Funktion der Psychiatrie zur Kontrol- 
le „polizeirelevant-abweichenden Verhaltens‘ habe ich bereits 
im vorigen Heft der Autonomie berichtet. 


Rand, Asozialität oder neues Subjekt 


Ich habe bei der Darstellung meiner Hypothese eine ganze Rei- 
he von Begriffen verwendet, die zwar im unmittelbaren Kontext 
neue gesellschaftliche Strategien umschreiben konnten, ge- 
sellschaftstheoretisch jedoch uninterpretiert geblieben sind: 
„Kern / Rand‘, „Neue Asozialität“, „Subjektrest‘‘, „Ausschuß“, 
usw. Es ist wichtig, sich klar zu machen, daß sie nicht nur Ober- 
flächenphänomene gesellschaftlicher Entwicklungen oder mei- 
netwegen auch Auseinandersetzungen bezeichnen, sondern 
den Krisenkern einer neuen Phase kapitalistischer Verwertung. 


Ich habe mit meinen Beiträgen in diesem Heft deutlich zu ma- 
chen versucht, wie eng die Eskalation der Formen technologi- 
scher Gewalt mit der Entwicklung ökonomischer Verwertung 
und Ausbeutung zusammenhängt. An anderer Stelle habe ich 
begründet, wie und warum diese Formen konstitutiver Bestand- 
tel einer materialistischen Geschichtsauffassung sein 
müssen.?') Danach beruht die Krise der kapitalistischen Ver- 
wertung darauf, daß gerade die technologische Intensivierung 
der Gewalt einen wachsenden Subjektrest entbindet. Die zu 
extremer logischer Armut erstarrten „vergesellschafteten‘‘ Ab- 
läufe in Fabrik, Krankenhaus, Einkaufszentrum usw. stehen 
schließlich einer wachsenden Masse von Subjektivität, von Be- 
dürfnissen nach gesellschaftlicher Verwirklichung, nach kom- 
munikativem Reichtum gegenüber, die sie nicht mehr absorbie- 
ren können, die aus ihnen herausfallen und ihnen fremd gegen- 
übertreten. Diese extrem zugespitzte Fremdheit äußert sich als 
Krise in den verschiedensten Formen sogenannter „psychi- 
scher Erkrankung“, des Alkoholismus, manifester Zerstörungs- 
wut, Vandalismus und auch in der Artikulation alternativer Be- 
dürfnisse. Es ist genau dieses kritische Potential subjektiver 
Fremdheit, auf das die neuen Strategien repressiver Kontrolle 
zielen, weil das Kapital unfähig geworden ist, sie einzusaugen. 


Wenn man daher von „Kern / Rand“ spricht, so sieht man die- 
ses Verhältnis in Wirklichkeit von der falschen Seite. Der neue 
Kern ist der Inbegriff der Formen der gegen die Zerstörung in 
den Lebensmaschinen gerichteten Fremdheit und Subjektivität. 
Die sogenannte „Asozialität‘‘ ist selbst in ihren zerstörtesten 
Erscheinungen menschlicher und „sozialer“ als die zerstöreri- 
sche „Vergesellschaftung‘‘ der lebensfeindlichen Kranken- 
hausorganisation, Fußgängerzonenplanung, Großraumbüroab- 
läufe. 

Es kann jetzt noch nicht abgesehen werden, ob und wie sich 
dieses Potential subjektiver Fremdheit zu einem historischen 
Subjekt verdichten wird. Aber ich hoffe, daß aus diesem Beitrag 
deutlich geworden ist, wie notwendig es ist, die Frage nach 
dem historischen Subjekt jenseits von ortnodoxem Marxismus 
und Kapitalismus neu zu beantworten. Es ist unerläßlich, die 
neue Entwicklung der Stadtorganisation dabei zu berücksichti- 
gen. 


Detlef Hartmann 
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FÜR DEN POLITISCHEN STATUS IN DEN 


H 
BLOCKS 


DES KZ’s LONG KESH, IM FRAUENGE- 
FÄNGNIS ARMAGH UND IM CRUMLIN 
ROAD JAIL,. 

Wis dem Mittel der absoluten Ver- 
weigerung jeglicher Kooperation 
mit den jeweiligen Lagerleitungen 
seit Herbst 1975 nun 
Gefangene nackt für die 


kämpfen 400 
irische 
Zuerkennung des Kriegsgefangenen- 
status. 

Die 64seitige Broschüre Jokumen - 
tiert ihren weltweit beispieilosen 
Karpf, der unter demütigendsten 3e- 
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volutionärer und bürgerlicher Orga- 
nisationen wie internationaler In- 
stitutionen,. 
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Falkstr. 53, 6 Frankfurt und 

WISK ,„ PF 53 „ 657 Oberursel 5 


Einzelpreis 3,50 DM 


Entwicklung einer Strategie der Gewalt 
Einkaufszentrum und Fußgängerzonen 


Wie immer in der Stadtplanung dauerte auch diesmal die kriti- 
sche Phase inszenierter Euphorie lange genug, um die wichtig- 
sten anfänglichen Investitionen einer neuen Methode der 
Stadtzerstörung unter einer Glocke von Jubel vor kritischen 
Mißtönen zu schützen. 


Als man Ende der sechziger Jahre als Reaktion auf die soge- 
nannte „Krise der Stadt‘‘ begann, radikal auf die Fußgängerzo- 
nen als Kern der Reorganisation von Stadt und Raum zu set- 
zen, mochte man glauben, das Paradies breche an. In der Tat 
war der Begriff „Fußgängerparadies‘‘ fast schon genormter 
Sprachgebrauch und der Inbegriff der offiziellen Propaganda 
für die Garantie einer ‚menschlichen Stadt‘‘, Wiederherstellung 
der „Urbanität‘‘ und universelle Freiheit und Frohsinn. Die Wer- 
bebroschüren der Stadtverwaltungen, die kleinen Handelsga- 
zetten, die Zeitungen quollen über mit fotografischen Freiheits- 
versprechungen: planschende Kinder in Fußgängerzonenbrun- 
nen, Enten fütternde Kleine, Plausch der Alten, Freiraum der 
Gaukler und Musikanten. 
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Jeder weiß inzwischen, daß es anders ist. In der Freiburger 
Fußgängerzone dürfen die Musikanten spielen, jawohl. Um 
aber die gleichmäßige Umsatzgarantie aller Geschäfte nicht zu 
gefährden, dürfen sie sich nur eine Viertelstunde an einem 
Platz aufhalten, dann müssen sie sich einen anderen Platz zum 
Spielen suchen. Käuferstromhemmende Veranstaltungen sind 
überhaupt elimminiert. Schon in der Frühzeit des ersten ge- 
schlossenen Fußgängerbereichs in Hamburg, der Spitalerstra- 
Be,gab es am Endpunkt der Zone einen zähen Knubbel des an- 
titechnologischen Widerstands: Volksredner, politische Diskus- 
sionsgruppen, Penner, altes Volk aus der Umgebung, sie hiel- 
ten den Platz kurz vor dem HEW-Gebäude hartnäckig besetzt. 
Über mehrere Monate hinweg kamen regelmäßig die Rollkom- 
mandos der Polizei und fischten weg, was nicht pflichtgemäß 
strömte. Erst nach langer Zeit gelang es, den Reichtum leben- 
diger Vielfalt wieder zu zerstören und auf den mageren Kern 
einiger Nutzungsdefinitionen zu verarmen: Kuchen-essen, Kaf- 
fee-trinken, Sich-auf-Betonklotz-von-der-Konsumrennbahn- 
erholen, Strömen. So kann man dann im großen und ganzen 


feststellen, daß die meisten Paradiese technisch sauber funk- 
tionieren. Dies hat empfindsame Städtebaukritiker auf den Plan 
gerufen: allen voran Paul-Hans Peters moniert die Einschrän- 
kung des Stadterlebnisses auf die „Konsumopolis‘.') Aber es 
gehört gleichsam zur Systematik einer intregrativen Kulturkritik, 
daß sie die kritisierten Zustände als eine Art Entgleisung von 
den eigentlich gut gemeinten Vorhaben, als Ausdruck mensch- 
licher und planerischer Unzulänglichkeiten charakterisiert. 
Richtig begreift man die Bedeutung der Fußgängerzonen nur, 
wenn man erkennt, daß sie im Gegenteil nicht mangelhaft sind, 
nicht Fehlschläge, sondern die konsequente Verwirklichung der 
Planerziele, wahre Wunderwerke der Planerphantasie, einer 
Phantasie lebenszerstörerischer Gewalt. 


Die Fußgängerzone ist der vorerst letzte Akt einer Langzeitstra- 
tegie der Rationalisierung gesellschaftlichen Lebens im öffentli- 
chen Raum. Warum diese wahre Natur auf der Ebene der 
Stadtplanung und Architekturkritik nicht in Erscheinung tritt, 
liegt an der bekannten arbeitsteiligen Struktur, die den — häufig 
so wohlwollenden — Architekten einer schöneren Welt die äs- 
thethische Realisierung von Vorgaben zuweist, die ihrem Zu- 
griff völlig entzogen sind. Die integrierten Einkaufszentren und 
nunmehr die Fußgängerzonen sind Kern- und Angelpunkt einer 
Reihe verschiedenartigster Funktionen, von denen ich hier nur 
einige kurz andeuten will. 


In der krisenbedingten Phase stagnierender Kaufkraftentwick- 
lung dienen sie den großen Kaufhauskonzernen, oligopolisti- 
schen Filialisten und Ketten dazu, die letzten Reste mittleren 
und kleinen Einzelhandels „abzuschmelzen‘ und die frei wer- 
dende Kaufkraft aufzusaugen. Es ist ein Zweifrontenkrieg, denn 
sie dienen zugleich der Eindämmung ihrer blutigsten Konkur- 
renten: der Verbrauchermärkte. 


Die Fußgängerzonen sind in jeder Hinsicht die Fortsetzung des 
Zerstörungskonzepts „Einkaufszentrum‘‘ mit anderen Mitteln: 
raumordnerisch sind sie die Verwertungsmaschinen, in die das 
über Verkehrsmaßnahmen (Autobahnnetze, Stadtautobahnen) 
eingesaugte Leben fließt, ihre innere Organisation ist nur die 
Übertragung der fabrikisierten Struktur des Einkaufzentrums 
auf die Reste städtischen Alltags. 


In den neueren Konzepten der städtischen Sozialplanung sind 
sie der Kern, auf den diverse Programme der Aufspaltung der 
Bevölkerung in Kern- und Randbevölkerung, der Vertreibung 
von Menschen, usw. hinorientiert sind. 


Im Folgenden will ich einen kurzen Überblick über die Entwick- 


lung und geschichtliche Rolle des Einkaufszentrums und der 
Fußgängerzonen geben. Das Schwergewicht soll dabei auf ei- 
nem immer wieder vernachlässigten Gesichtspunkt liegen: dem 
technologischen Konzept der Rationalisierung von lebendigem 
Alltag zur Verwertungsmaschine. 

Einkaufszentren und Fußgängerzonen sind zugleich Formen 
technologischer Organisation, gesellschaftlicher Kontrolle, ge- 
sellschaftlicher Gewalt auf der eine Seite wie auch Ausdruck ei- 
nes bestimmten Stadiums ökonomischer Verwertung auf der 
anderen. Beide Aspekte sind unlösbar miteinander verbunden. 
Es gibt unzählige polit-ökonomische Arbeiten über den Kon- 
zentrations- und Monopolisierungsprozeß des Handelskapitals. 
Soweit ich die Literatur überblicke, gibt es aber keine einzige 
Arbeit, die sich mit der Funktion der „Einzelhandelsformen‘“ als 
technologisch-politische Gewalt- und Kampfmittel auseinan- 
dersetzt. Auch ich kann eine solche historische Analyse an die- 
ser Stelle nicht leisten. So soll es der Sinn der folgenden Aus- 
führungen sein, Ansatzpunkte für eine solche Analyse heraus- 
zuarbeiten. Da ein Vorverständnis über den Zusammenhang 
zwischen politisch-technologischer Gewalt und der Organisa- 
tion des Einzelhandels so gut wie gar nicht entwickelt ist, halte 
ich es für zweckmäßig, diesen Zusammenhang zunächst an 
seinem reifsten Modell zu demonstrieren: dem integrierten Ein- 
kaufszentrum. 
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Um eine plastische, wenn auch untechnische Beschreibung 
einmal vorwegzuschicken: das multifunktionale Einkaufszen- 
trum (Beispiele Frankfurt Nord-West-Stadt, Hannover Laatzen, 
Köln-Chorweiler) ist eine durchorganisierte Ansammlung von 
Einzelhandelsunternehmen zu einem geschlossenen Gebäu- 
dekomplex , an das weitere Dienstleistungsfunktionen (Behör- 
den, Arztpraxen, Polizei) angeschlossen sind. Die Einsaugung 
von gesellschaftlichen Prozessen des öffentlichen Alltags und 
Kaufkraft zugleich wird über Techniken des Verkehrs, der Kon- 
trastpflege, der funktionalen Exklusivität etc. erreicht. Man darf 
es sich also nicht als einen isolierten Komplex vorstellen, son- 
dern eher als eine Krake, die ihre Funktionen über die Reich- 
weite ihrer Greifarme erstreckt. 


Kern dieses Gesamtkomplexes ist das Einkaufszentrum selber. 
Man sollte es weniger begreifen als eine Ansammlung von Ge- 
bäuden, sondern, vielmehr als die Struktur einer Organisation 
von Verhaltensabläufen. Diese Organisation setzt die Isolation 
der kaufkräftigen Bewegungseinheit (Mensch) voraus. Insge- 
samt stellt sie sich als die optimale Steuerung von Strömen ato- 
misierter Bewegungseinheiten. 


Techniken der Analyse des Bewegungs- 
verhaltens von Kunden. 


Das Verhalten der kaufkräftigen Bewegungseinheit im Zentrum 
wird mit folgenden Methoden analytisch erfaßt: Kundenfre- 
quenzanalysen, Kundenstromanalysen und Kundenkaufanaly- 
sen. Sie gehen in die Entwicklung neuer Shopping-Center ein, 
wie sie auch zur Umgestaltung bereits bestehender Zentren 
angewandt werden: Bei Fragen der Analyse der Besucherfre- 
quenz; bei der Ermittlung der Kapazitätsauslastung der Center- 
Mall (Fachausdruck: gemeint ist die Straße im Zentrum, an der 
alle Geschäfte liegen) durch den innerbetrieblichen Kunden- 
strom; bei Fragen der Dimensionierung der Verkehrsflächen 
und Verkehrswege innerhalb des Centers; „bei der Schaffung 


eines vorprogrammierten’” Personenstroms durch das 
Center‘; bei der räumlichen Anordnung der einzelnen Betrie- 
be usw. 


Die Kundenfrequenzanalysen dienen dazu, die Stärke des 
Kundenstroms an verschiedenen wichtigen Punkten des Ein- 
kaufszentrums, hauptsächlich in der Center-Mall, zu erfassen. 
Sie sind ein wichtiger Bestandteil der Kundenstromanalyse, bei 
der es darauf ankommt, Stärke und Richtung der Kundenströ- 
me zu registrieren. Ergänzt und verfeinert werden diese Ver- 
fahren durch die Kundenlaufanalyse. Sie ist eigentlich nichts 
anderes als die Übertragung und Verfeinerung der Kunden- 
stromforschungsverfahren, die bereits innerhalb von Waren- 
häusern und vor allen Dingen Supermärkten üblich sind. 


Bei diesen Kundenlaufstudien wird „der Kunde beim Durch- 
gang durch den Verkaufsraum daraufhin beobachtet, welche 
Warengruppen und Abteilungen er in welcher Reihenfolge be- 
sucht und wie lange er sich dort aufhält.‘ 


Ein anderes Verfahren, das ebenfalls in Warenhäusern ange- 
wendet wird, ist das Multimomentverfahren. Es dient der inner- 
betrieblichen Standortbewegung, sowie der Fixierung von Kun- 
denmagneten (in der Regel große Kaufhäuser), außerdem wird 
es auch zur Aufhellung der Kundenstruktur herangezogen. 
Hierbei kann auf zwei Methoden der Erfassung des Kundenwe- 
ges zurückgegriffen werden: Auf das Linien- und das Markie- 
rungsverfahren. Beim Linienverfahren wird der Weg des Kun- 
den in den Grundriß des Ladens durch die Gerade eingetragen. 
Man will daraus ablesen, an welcher Gangseite sich der Kunde 
orientiert. Beim Markierungsverfahren werden die möglichen 
Laufrichtungen in Beobachtungsabschnitte aufgeteilt, an denen 
die Passagefrequenz ermittelt wird.?) 


Derartige Kundenlaufanalysen, bei denen der Kunde beobach- 
tet wird, werden auch im Einkaufszetrum seit einiger Zeit vorge- 
nommen. „Mittels verdeckter Beobachtung wird der Kunde bei 
seinem Besuchsweg durch das Center — vom Betreten des 
Gebäudes bis zum Verlassen des Gebäudes — 'verfolgt’“‘.®) Die 
Beobachtung des Kunden gilt vor allen Dingen der Aufenthalts- 
dauer, im gesamten Center, wie auch in den einzelnen Läden. 
Der Umfang der Kaufabschlüsse und Kaufbeträge wird regi- 
striert, die benutzte Verkehrsmittelart beim Verlassen des Cen- 
ters, evtl. auch das amtliche Kennzeichen seines Fahrzeuges. 
Zur Überprüfung und Vervollständigung der Informationen wird 
der verfolgte Kunde beim Verlassen des Center-Grundstückes 


durch eine Kurzbefragung ausgeforscht.”) Dabei soll auch si- 


chergestellt werden, ob sich der Kunde auch tatsächlich unbe- 
obachtet verhalten hat. 


Für die Durchführung dieser Maßnahmen ist in den einzelnen 
Shopping-Centern das Centermanagement zuständig. Es ist 
verantwortlich für die ständige Beobachtung und Auswertung 
der Kundenströme.?) 


Prinzipien und Techniken der Verkehrs- 
und Verhaltensplanung. 


Die Ziele dieser Verkehrsstrom- und Verhaltensplanung haben 
wir bereits angedeutet: Aus Gründen der Kapazitätsauslastung 
des Zentrums insgesamt und zur Förderung der Interessen 
sämtlicher Einzelgeschäfte soll das Zentrum allseitig und 
gleichmäßig mit Kaufkraft beschickt werden, d.h. alle Kunden 
müssen möglichst gleichmäßig an allen Geschäften vorbeige- 
führt werden.?) Dies vor allem, weil Einkaufszentren bei der 
Kalkulation ihrer Absatzschancen zunehmend von „‚Impulskäu- 
fen“ ausgehen. '?) 


Der Kunde soll die Möglichkeit haben, die Preise und Qualität 
der Waren in den Spezialgeschäften miteinander zu 
vergleichen. ") All dies setzt natürlich voraus, daß der Kunde 
ohne sachfremde Störungen dem Einfluß der Geschäfte und 
der Auslagen ausgesetzt wird. Wahrnehmungs- und Verhal- 
tensmöglichkeiten werden daher entsprechend beeinflußt. 


Hindernisplanung 


Eine ganze Anzahl gängiger Mittel zielt auf die unmittelbare Be- 
einflussung der Bewegungsrichtung des Kunden. Schon die 
Parkflächenplanung wird als Instrument in die Verkehrsstrom- 
planung einbezogen. Durch Hindernisse soll das Überwechseln 
von einem Parkflächensektor in den anderen verhindert wer- 
den. „Dies hat den Sinn, einen Parker in dem Sektor festzuhal- 
ten, in dem er sich befindet, damit möglichst wenig interner Ver- 
kehr erzeugt wird. Eine solche Regelung soll auch verhindern, 
daß bei größeren Einkaufszentren mit einer Ladenstraße von 
über 150 m Länge der Kunde das Einkaufszentrum verläßt, um 
sein Auto zu holen, um zum anderen Ende zu fahren‘‘.'® Auch 
die Situierung der einzelnen Geschäfte dient diesen Prinzipien. 
In erster Linie ist dies ‚„Magnetenplanung‘‘, wie es im techni- 
schen Jargon heißt. Magneten sind die großen Warenhäuser, in 
kleineren Einkaufszentren auch Supermärkte und große Be- 
kleidungshäuser. Gibt es nur einen davon, so wird er üblicher- 
weise in die Mitte des Einkaufszentrums gelegt. Ist die Errich- 
tung mehrerer Magneten beabsichtigt, so nimmt das Einkaufs- 
zentrum die entsprechende Form an: Bei 2 Magneten wird sie 
meist als ein- oder zweigeschossige Mall ausgestaltet, an de- 
ren Enden die Magneten ihren Platz finden, bei 3 Magneten als 
Y-förmige Mall. Der Sinn dieser Gestaltung ist, daß die Kunden 
bei ihrem Weg von einem Magneten zum anderen gezwungen 
werden, an allen Geschäften des Zentrums vorüberzugehen. '°) 
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Darüber hinaus wird der Kundenstrom durch die Form des Zen- 
treninneren wie auch gezielt eingesetzte Hindernisse beein- 
flußt. In der Regekbegnügt man sich mit schlichten Formen, um 
jedes Steuerungsrisiko und vor allem Vorwürfe der Geschäfts- 
inhaber zu vermeiden, wie zum Beispiel der Mall oder einem 
einfachen rechteckigem Platz usw. Zu den risikofreudigeren 
Ausnahmen zählt zum Beispiel das Fashion Island Center, 
Newport Beach; California. Hier zielten die Architekten mit zick- 
zack-ähnlich versetzten Ladenfronten darauf ab, die Kunden 
bei ihrem Weg durchs Zentrum „zu ermutigen, eher durch die 
Läden zu gehen als an ihnen vorbei‘‘.'*) Etwas ähnliches finden 
wir im Leine-Einkaufszentrum. Es ist grundsätzlich als zweige- 
schossige, geschlossene Mall konzipiert. 


Zwischen dem östlichen Hof und dem mittleren Hof befindet 
sich ähnlich wie im Fashion Island Center, nur in Miniaturform, 
eine zick-zack-artig ausgestaltete Ladenpassage. 


Ich habe es an mir selbst ausprobiert: Wenn ich an dieser Stelle 
meinem normalen Impuls folgte, an der jeweiligen Schaufen- 
sterwand parallel vorbeizugehen, so wurde ich automatisch von 
der nächsten, im Winkel von ca. 130°abstehenden, offenen La- 
denfassade aufgefangen und eingesogen. 


Die Feinsteuerung des Kundenstromes wird durch geschickt 
placierte gröbere und feinere Hindernisse besorgt. Als solche 
sind sie allerdings selten zu erkennen, weil man ihnen meistens 
nach außen hin eine andere, häufig funktionale, meistens äs- 
thetische Form gibt. Etwas grotesk ist zum Beispiel die Gestal- 
tung einer Ladenstraße in Kuzuha, Japan, wo die Sogwirkung 
eines attraktivitätsfördernden, zentralen Platzes auf „nette“ 
Weise kontrolliert wird: „Ein Straßencaf& und eine alte Loko- 
motive schränken hier die Betretbarkeit ein, die auf den Stra- 
Benstücken durch den mittleren Rasenstreifen praktisch aufge- 
hoben ist. Die Besucher sind gezwungen, unter den weit ausra- 
genden Vordächern an den Schaufenstern entlang zu 
spazieren.‘ 


Etwas ähnliches finden wir in Hannover-Laatzen. Im Leine-Ein- 
kaufszentrum findet man in den Bereichen mit hoher Kunden- 
frequenz praktisch keinen freien Platz. Alle drei Innenhöfe sind 
in der Mitte mit Wasserkunstwerken und Gartenanlagen mit 
subtropischer Vegetation derart ausgefüllt, daß nur Wandstrei- 
fen zur Fortbewegung an den Ladenfronten und zu den Laden- 
eingängen übrigbleiben. Man kann sagen, daß praktisch von 
den großflächigen Höfen kaum freier Raum für kundenstrom- 
hemmende Menschenansammlungen übriggeblieben ist. 


Tafel der Richtung und Intensität der Kundenströme bei unter- 
schiedlicher Anordnung und Anzahl der Magneten. 


1. Kundenströme bei einem Magneten 
Der en og sich um das Warenhaus herum. 
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2. Kundenströme bei einer Anordnung von drei Magneten 


Mittlerer Innenhof 


Für das Obergeschoß gilt dies schon darum, weil die Zwischen- 
decke ungefähr im Umfang der genannten ästhetisierten Hin- 
dernismaßnahmen durchbrochen ist. 


Stärkster Strom zwischen den beiden gegenüberliegenden 
Kaufhäusern. 


Gleichmäßige Verteilung des Kundenstroms: 


Östlicher Innenhof 


— 


NEE Ba 


Sa 


Zur Verminderung der Stromgeschwindigkeit in der Mitte der 
Mall wird häufig Straßenmobiliar wie Bänke, Blumenkübel, Te- 
lefonzellen usw. verwendet. (vgl. Bild) Wie Wellenbrecher für 
den Kundenstrom wirken die vor praktisch jedem Ladenein- Kundenstrom verteilt sich ebenfalls ungleichmäßig. Kunden- 
gang aufgestellten Behältnisse und Ständer mit Warenangebo- konzentration in der Biegung. 

ten. 


Redstone weist allerdings daraufhin, daß die Shopping-Center- 
Planer sehr vorsichtig mit Hindernissen umgehen müssen und 
vor allen Dingen vermeiden müssen, daß die durch Hindernisse 


veränderte Richtung und Blickrichtung des Kundenstroms sich Fußgängerströme konzentrieren sich vor dem mittleren Kauf- 
ungünstig auf die age Beschickung des Zentrums mit haus, die beiden seitlichen Kaufhäuser werden benachteiligt. 
Kaufkraft auswirkt.'®° Kioske zum Beispiel sollten aus diesem 


Grund auf eine bestimmte Weise gestaltet werden: Die Aufbau- a 2 3; . 

ten sollten unter Betriebsbedingungen niedrig genug sein, um 3. Kundenströme bei einer Anordnung von zwei Magneten 
den Blick von der einen Seite der Mall zur anderen nicht zu stö- 
ren. Der obere Teil sollte während der Geschäftsstunden ent- 
weder völlig offen sein oder aus Glas, um den Durchblick zu 
den Nachbargeschäften zu gestatten.'”) 


RAR REESPITERTNRE 


Um das Bild abzurunden: Tote Rä . ; 
Treppen) werden in der Regel, an a ae ee Einfachste und meistverwendete Lösung mit zwei Magneten: 


zen, ausgefüllt. gleichmäßigste Kundenstromverteilung. 
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Variante: ebenfalls mit zwei Magneten. 


Quelle: Gruen, Victor, Überleben der Städte a.a.O., S. 66f 


Rationalisierung der Wahrnehmungs- 
und Informationsstruktur. 


Ganz allgemein sind die Organisationstheoretiker inzwischen 
zu der Auffassung gelangt, daß bei der Steuerung und ökono- 
mischen Optimierung dem „knappen Faktor 
Aufmerksamkeit‘‘'®) eine entscheidende Bedeutung zukommt. 
Die Steuerung des Menschen läuft über seine Wahrnehmung, 
Deutung und Interpretation von Informationen, seine Kapazität 
zur Informationsverarbeitung ist begrenzt. Planung und Gestal- 
tung von Einkaufszentren spiegeln sehr deutlich die Einsicht in 
diesen Sachverhalt wieder. An diesem Aspekt wird vielleicht 
am meisten deutlich, wie umfassend die Gesamtplanung dem 
„eigentliche(n) Zweck eines Zentrums‘ unterworfen wird, „den 
Kunden zum Kauf zu stimulieren‘“'?): Durch Einschränkung von 
Wahrnehmungsmöglichkeiten, differenzierende Darbietung 
von Reiz- und Stimulusquellen, durch die detaillierte Planung 
eines Text- und Siganlsystems usw. „Man muß eine Menge 
Überlegungen vor Beginn der Gestaltung anstellen, um das 
maximale Potential an Informationsvermittlung 
sicherzustellen.‘“?® Dies vor allem, damit es nicht zu einem 
Streit zwischen den Mietern kommt. In der Regel werden daher 
Fragen der grafischen Gestaltung vorher ausgehandelt und 
Übereinkunfte in den Mietverträgen fixiert?" 


Die Form der geschlossenen Mall dient vordringlich dem 
Zweck, ein abgeschlossenes, künstliches Wahrnehmungsfeld 
zu schaffen und zweckfremde Information auszublenden. Victor 
Gruen preist an dem „introvertierten‘‘ Zentrum „die Möglich- 
keit, alle Maßnahmen zur Regulierung des Besucherstroms in- 
nerhalb des Zentrums voll einzusetzen. 2) ‚Die heute bei gro- 
Ben Einkaufszentren übliche Gruppierung der Läden in Form 
einer nach innen orientierten Ladenstraße bietet die Möglich- 
keit, hier eine eigene Welt zu schaffen ...‘“ 


Selbst die Helligkeit des Tageslichts erscheint den Zentrenpla- 
nern als Störquelle: „Prinzipiell sollten die öffentlichen Räume 
weniger hell sein, weil sonst der private Teilnehmer wirksame 
visuelle Reize nicht erzielen kann. Diese Allgemeinregel gilt 
auch für das natürliche Licht, das durch Oberlicht oder ähnliche 
Vorrichtungen in die öffentlichen Räume eines geschlossenen 
klimatisierten Zentrums dringt.‘ So erscheinen auch die 
Oberlichter im Leine-Einkaufszentrum weniger als natürliche 
Lichtquellen, sondern eher als relativ schwache künstliche Be- 
leuchtungskörper. Dem Bedürfnis nach einer komplexen Wahr- 
nehmungsumwelt will Gruen allenfalls auf symbolisierte Weise 
Rechnung tragen: „Die künstliche Beleuchtung sollte den Cha- 
rakter der Außenwelt wahren ... Bei der Besprechung der für die 
öffentlichen Räume notwendigen Dimensionen habe ich darauf 
Be ee daß natürliches Licht einem psychologischen Be- 
dürfnis dient. Das natürliche Licht sollte jedoch nicht bloß durch 
horizontale Oberlichter einfallen. Der Besucher sollte die Mög- 
lichkeit haben, durch vertikale oder leicht geneigte Glasflächen 
den Himmel zu sehen, weil dadurch der Eindruck verstärkt wird, 
im Freien zu sein.‘“”’ Im Leine-Einkaufszentrum wurde dieser 
Effekt dadurch erreicht erreicht, daß an mehreren Stellen zwar 
durch Glasscheiben der Blick nach außen geöffnet ist, die 
Scheiben jedoch so stark getönt sind, daß einmal die Helligkeit 
des Tageslichts und Unterschiede im Wetter kaum bemerkbar 
sind, zum anderen die ohnehin nur matte Farbgebung des Be- 
tons im Umfeld keine störende Wirkung entfalten kanns 


Innenhof im Ostteil: Tageslichtoberlichter haben die Wirkung 
von schwachen künstlichen Beleuchtungskörpern 


Auch die gleichmäßige Beschallung mit Musik im gesamten 
Zentrum, die im Leine-Einkaufszentrum ohne Unterbrechung 
zu hören war, dient der Nivelierung und Homogenisierung des 
Wahrnehmungshintergrunds.?® 


Wie schon oben erwähnt wurde, werden Gegenstände (Kioske, 
Mobiliar, usw.) so konstruiert, daß die allseitige visuelle Beein- 
flussung des Kunden nicht beeinträchtigt wird.?”) 


Besondere Aufmerksamkeit schenken die Planer dem Verhält- 
nis der verschiedenen Reizquellen zueinander. „Da der eigent- 
liche Zweck eines Zentrum darin liegt, den Kunden zum Kauf zu 
stimulieren, werden die einzelnen Teilnehmer durch die Wir- 
kung ihrer Ladenfronten, Schilder, Dekorationen und Innenräu- 
me starke Stimuli schaffen. Daraus ergibt sich die Notwendig- 
keit, den gemeinschaftlichen Räumen ’— als Kontrast und um 
diese Reize wirksam werden zu lassen — eine Atmosphäre der 
Ruhe und Harmonie zu geben.?®) Dieser Effekt läßt sich in 
mehreren Dimensionen erreichen. 
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Mall dunkler beleuchtet als Kaufhaus 


Ruhige Farben werden für die Mall empfohlen, die den Hinter- 
grund für die aufregende farbliche Gestaltung der Auslagen ab- 
geben soll, ein Prinzip, das auch der farblichen Gestaltung im 
Leine-Einkaufszentrum zugrundegelegt wurde. Am interessan- 
testen ist aber ein Gedanke, der vor allen Dingen von Victor 
Gruen gepflegt wird, und den man auch im Leine-Einkaufszen- 
trum berücksichtigt hat. Die vielbeschworene „Dialektik von Öf- 
fentlichkeit und Privatheit‘‘ wird in dieser Scheinöffentlichkeit im 
Hause des Kapitals zum rein ästhetischen Kontrasterlebnis de- 
naturiert: „Da der Designer besonders emotionelle Reaktionen 
ansprechen will, verwendet er Mittel und Wege, die assoziativ 
ganz bestimmte Gefühlsregungen im Kunden hervorrufen. Ob- 


gleich ihn die Klimabedingungen nicht mehr dazu zwingen, ver- 
wendet er sogar für die öffentlichen Räume eines geschlosse- 
nen Zentrums Materialien und Baumethoden wie für Außenge- 
biete. Um sein Ziel zu erreichen, muß er über bestimmte Flä- 
chen verfügen, die ihm ermöglichen, die Trennung effektvoll 
auszudrücken. 


Außer Bodenflächen, Decken und Säulen schafft er um jedes 
einzelne Privatgebiet (also zwischen und über den Ladenfron- 
ten) sogenannte „neutrale Rahmen“, die groß genug sein 
müssen, um Kontinuität und Kohäsion der Form und des Cha- 
rakters des öffentlichen Raumes zu wahren. Damit werden 
gleichzeitig auch die ausgeprägten individualistischen For- 
men und Reize der einzelnen Privaträume voneinander ge- 
trennt. Für die architektonische Gestaltung der öffentlichen 
Räume ergibt sich eine höchst einfache Regel: Alles, was typi- 
scherweise für die Gestaltung eines Privatraumes verwendet 
wird, sollte in der Gestaltung des öffentlichen Raumes vermie- 
den werden. Dies betrifft Bodenbeläge, Wandbehandlung, Far- 
ben, Texturen und Beleuchtung ... Die künstliche Beleuchtung 
soll den Charakter der Außenwelt wahren.‘“°®*) Auch die einen 
„ewigen Frühling‘simulierende subtropische Flora soll hierzu 
beitragen.°”) Im Leine-Einkaufszentrum wurde besonderer 
Wert auf solche technisch zu Signalen geronnenen und ästheti- 
sierten Merkmale des öffentlichen Raums gelegt: Subtropi- 
sches Grün, Telefonstände mit Sonnen- bzw. Regenüberda- 
chung, kleine Mäuerchen, gepflasterter Fußboden und Gelän- 
der, wie sie auch im Zentrumsumfeld verwendet wurden, und 
dergleichen mehr. 


Die normative Struktur 


Ein Mittel der Verkehrsstrom- und Verhaltensplanung im Zen- 
trum, das mit beiden eben abgehandelten Dimensionen in en- 
gem Zusammenhang steht, kann ich an dieser Stelle nicht so 
detailliert abhandeln, wie es seine grundsätzliche Bedeutung 
eigentlich verdiente: Die Definition der Situation im Einkaufs- 
zentrum. Obwohl dieser Gesichtspunkt selten in theoretischen 
und Falldarstellungen und allenfalls in Planungsbeschreibun- 
gen unter dem Oberbegriff „Raumprogramm‘“ auftaucht, so 
kommt ihm doch eine entscheidenden Bedeutung für das tech- 
nische Funktionieren des Einkaufszentrums zu. Das primäre 
Ziel der Maximierung des Kaufakts und all die sekundären Ziel- 
setzungen, die seiner Verwirklichung dienen, wie: Allseitige Be- 


schickung, Stromplanung, optimale Stromgeschwindigkeit, op- 


timale Gestaltung der Wahrnehmungsstruktur, sind nur dann zu 
realisieren, wenn das Angebot von Verhaltensmöglichkeiten 
entsprechend ausgerichtet und eingeschränkt ist, so daß keine 
Störungen des technischen Ablaufs von ihm ausgehen können. 
Dies wird dadurch erreicht, daß nur eine begrenzte Anzahl ver- 
schiedener Nutzungsmöglichkeiten angeboten wird, die, relativ 
scharf definiert, in säuberlich getrennten Zentrumsbereichen 
lokalisiert werden. Praktisch kann man das Einkaufszentrum 
auch als eine geordnete Ansammlung von monofunktionalen 
Nutzungsfeldern ansehen, wobei das Leine-Einkaufszentrum 
nicht vom Üblichen abweicht: Der Zubringerstraße, dem Park- 
platz, den in der Regel leeren und relativ engen Beschickungs- 
passagen, der Mail zum Vorbeiströmen an den Geschäften, 
den peinlich davon abgegrenzten Bereichen zur Erholung vom 
Einkaufserlebnis usw. Sie alle wären als „Situationen mit Auf- 
forderungscharakter‘‘ genauer zu analysieren, besonders auf 
die (im wesentlichen symbolischen) Mittel hin, durch die die 
spezifischen Aufforderungen vermittelt werden. Was mir in 
Laatzen besonders auffiel, war die Gestaltung der „Erholungs- 
bereiche‘‘, die normalerweise am ehesten Gelegenheit zu funk- 
tionsfremder Interaktion bieten könnten. Bemerkenswert ist zu- 
nächst einmal, daß die zwei relativ großen Erholungsbereiche 
im Ost- und Mittelteil säuberlich durch Mauerwerk, und Niveau- 
unterschiede von den Kaufbereichen getrennt sind. 
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Erholungsraum im Mittelteil 


Interessant ist, daß der Bereich im Mittelteil nur wenig beque- 
men Platz zum Sitzen bietet. Zudem sind die Bänke so ange- 
ordnet, daß praktisch jeder Anreiz zur Kommunikation über die 
einzelne Bank hinaus vermieden ist. 


Die Bedeutung des normativen Gesichtspunkts wird daran 
deutlich, daß nicht-programmierte Interaktion nicht nur das 
Kaufverhalten beeinträchtigen würde, sondern auch das so 
sorgfältig strukturierte Wahrnehmungsfeld stören würde. Wie 
empfindlich unprogrammiertes Verhalten, nicht geplante Inte- 
raktion und Kommunikation sich auf den technischen Ablauf ei- 
nes Einkaufszentrums auswirken können, demonstriert pla- 
stisch der Bericht von Richard Frey, Präsident von Shopping- 
Centers, Inc, über funktionsfremde Aktivitäten im Northland 
Center zu Weihnachten 1969. Politische Demonstrationen von 
hunderten von Teenagern hatten das Zentrum so durcheinan- 
der gebracht, daß das Weihnachtsgeschäft empfindlich getrof- 
fen war. Darauf entschloß sich das Zentrummanagement, so- 
ziale und politische Aktivitäten kontrolliert in den Zentrumsab- 
lauf zu integrieren und damit zu neutralisieren. Besonders in ih- 
rer Einschränkung und grotesken Reglementierung wird die 
Empfindlichkeit der Zentrumsstruktur deutlich: Die Aktivitäten 
wurden auf einzelne gezielt aufgestellte Kioske beschränkt, in 
denen sich nicht mehr als zwei Personen aufhalten durften. Je- 
de Form aktiver Kontaktsuche mit den Kunden wurde unter- 
sagt, Flugblätter durften nur angeboten, nicht aber in die Hand 
gedrückt werden. 


Meine Anfragen bei den Managements der verschiedenen bun- 
desrepublikanischen Shopping-Centers haben ergeben, daß 
auch hier funktionsfremdes Verhalten von Jugendlichen, Pen- 
nem, ja sogar Jugendbanden Sorgen bereiteten. Teilweise be- 
dient man sich bereits einer privaten Polizei zu ihrer Kontrolle, 
teilweise schließt man sie ganz aus dem Zentrum aus. So wur- 


de mir aus der City-Galerie Aschaffenburg und dem Leine-Ein- 
kaufszentrum berichtet, daß Jugendbanden, die die Zentren 
nachhaltig über längere Zeit störten, mit Hausverbot belegt 
werden mußten. Während meines Aufenthalts im Leine-Ein- 
kaufszentrum konnte ich jedoch beobachten, daß die Leute 
sich zum großen Teil dem Zentrumsprogramm entsprechend 
verhielten. Herumlungernde Jugendliche waren allerdings 
überall zu beobachten und es war leicht vorstellbar, daß die nur 
zum Schein und aus technischen Gründen induzierte Atmo- 
sphäre von „Öffentlichkeit‘‘ vor allen Dingen Jugendliche sehr 
schnell aus ihrem normativen Zugriff verlieren kann. 


Psychologische Beeinflussung. 


Im Gegensatz zu den vorher beschriebenen Dimensionen gibt 
es im psychologischen Bereich keinen orthodoxen Kodex von 
Beeinflussungstechniken. Redstone berichtet zwar, daß in den 
letzten Jahren sehr viel Forschung auf dem Gebiet der psycho- 
logischen Wirkungen von Licht und Farbe im Einkaufszentrum 
betrieben wurde, ”>) und auch Gruen gibt an den schon zitierten 
Stellen°®) in groben Umrissen Hinweise auf entsprechende Be- 
einflussungsmöglichkeiten. Vereinzelt sind sie daher in syste- 
matischer Form auf Initiative der Architekten hin bereits in die 
Gesamtplanung eingeflossen. Aber noch vor einem halben 
Jahr beklagte sich Falk: „Längst sind auch die verkaufspsycho- 
logischen Wirkungen bekannt, die von der farblichen und licht- 
technischen Gestaltung der Verkaufs- und Geschäftsflächen 
ausgehen. Bekannt, aber viel zu wenig von den Inititatoren aus- 
geschöpft.‘‘ Eine Prognose zukünftiger Entwicklungstendenzen 
auf diesem Gebiet läßt sich daher ebenfalls aus den bereits et- 
ablierten Techniken der Verkaufsraumgestaltung gewinnen. 
Auch zur psychischen Auswirkung der Raumformen gibt es bis- 
her allenfalls Faustregeln aus dem intuitiven Know-how der 
Zentrumsarchitekten: Zum Beispiel, daß man negative psychi- 
sche Reaktionen auf den „Tunneleffekt‘‘ einer überlangen Mall 
am besten durch ihre Unterbrechung, Modifikation der Grun- 
drißform usw. erreicht.?”) 
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Flußgeschwindigkeit und Verweildauer. 


Viel vager noch und in viel größerem Ausmaß Gegenstand un- 
sicherer Analysen und rein intuitiver Gestaltung sind die Über- 
legungen zur Zeitoptimierung. Natürlich sind sie sehr wichtig, 
weil die Minimierung der Aufenthaltszeit des Kunden die Kapa- 
zität des Zentrums erhöht. Auf der anderen Seite: Je länger der 
kaufkräftige Kunde der Reizwirkung der Waren ausgesetzt 
bleibt, umso besser. Es ist klar, daß es hier kein technisches 
Kalkulationsschema geben kann. 


Im groben kann man sagen, daß die rein technischen Hemm- 
nisse der Bewegungszeit der kaufkräftigen Bewegungseinheit 
möglichst reduziert werden (z.B. durch Verminderung der Di- 
stanzen usw.), während die attraktivitätsfördernden Maßnah- 
men darauf abzielen, die sogenannte „Verweildauer“ zu 
erhöhen.°®Auch hier gibt es natürlich Unterschiede. „‚Abwei- 
chend von den voraus gestellten Beispielen gibt es Sonderfor- 
men von Einkaufszentren, z.B. Einkaufszentren an Fremden- 
verkehrsorten. Dort ist ein schneller Kundendurchgang, wie 
sonst bei allen anderen Einkaufszentren keine Forderung. Der 
Gast hat Zeit, er verweilt länger er möchte das Einkaufen ge- 
nießen, es stört ihn auch nicht, wenn die Ladenstraße enger, 
verwinkelt ist und Höhenunterschiede aufweist.‘ 


Nach diesen Darstellungen ist es sicherlich unschwer nachzu- 

vollziehen, warum man die Form des Einkaufszentrums als ei- 
ne „Taylorisierung‘ städtischer Öffentlichkeit begreifen muß. In 
dem Beitrag von Detlef Hartmann ist dargelegt, wie sich die lo- 

gische Struktur arbeitsorganisatorischer Gewaltsamkeit und 

stadtplanerisch-technologischer Gewalt entsprechen. Im Shop- 

Ping-Center schließen sie sogar nahtlos unmittelbar aneinan- 

der an. Der Selbstbedienungsladen z.B. ist praktisch eine Fort- 

setzung der organisatorischen Struktur des Einkaufszentrums 

in den Laden hinein, denn auch er ist nach dem Flußprinzip or- 

ganisiert. Interessanterweise setzt sich die serielle Organisa- 

tion bis in die nunmehr fast vollends computerisierten Bereiche 

der Lagerhaltung und Verwaltung fort. Vom Tauschakt ist nichts 

weiter übriggeblieben als der nunmehr zum kalten Kuß am Kas- 

senterminal reduzierte Austausch von Ware und Geld. Der 

Rest ist algorithmisierte (seriell) Ablaufstruktur. 


Der Griff ins Umfeld. 


Genauso wie die organisatorische Gewalt des Einkaufszen- 
trums an eine gleichförmige Rationalität der Arbeitsorganisa- 
tion anschließt, genauso greift sie — allerdings in weit gröberer 
Form -— in das Umfeld des Einkaufszentrums hinein. 

Mit der Erkenntnis, daß zur planerischen Sicherung der Kauf- 
kraftabschöpfung die alten, auf der Naturwüchsigkeit der 
Tauschbeziehungen aufbauenden Modelle einer ‚„Kaufkraft- 
gravitation‘‘ zum Zentrum hin®® nicht mehr ausreichten, wur- 
den neue Forderungen technischer Kaufkraftsteuerung einge- 
setzt. Hierher gehört zunächst einmal die Integration zusätzli- 
cher Dienstleistungsfunktionen in die Stadtmitte. Das „multi- 
funktionale Einkaufszentrum‘ dient nämlich nicht nur der Hu- 
manisierung der Einkaufsmaschinerie (dazu weiter unten) son- 
dern zugleich dem Zweck, über die verschiedenen Angebote 
und Konzentration von Behörden Menschen ins Zentrum zu 
ziehen und sie dadurch zugleich der Verwertung im Zentrum zu 
unterwerfen. 


Eine noch wichtigere Steuerungstechnik ist die kalkulierte Ver- 
ödung des unmittelbaren Zentrumsumfelds. Die scharfe Diffe- 
renzierung zwischen funktional völlig ausgedünntem Umfeld 
und künstlerischem Erlebnisreichtum im Konsumzentrum ist 
nicht etwa das Resultat profitorientierter Sparabsichten. In einer 
Arbeit, die im Auftrag der Neuen Heimat über die Bremer Sied- 
lung „Neue Vahr‘ hergestellt wurde heißt es: „Die Tendenz zur 
'Verödung’, die reinen Wohnsiedlungen von einer bestimmten 


Größe an eigen ist, kann ja nur durch die Stimmulierung außer- 
häuslicher Aktivitäten kompensiert werden, deren selbstver- 
ständlichster Kristallisationspunkt das Einkaufsverhalten sein 
dürfte.‘*') Die Öde einer programmierten, wenn auch äußerlich 
bunten Verkaufsmaschine ist nur dann relativ erträglich und an- 
ziehend, wenn sie in ein noch öderes Umfeld eingelagert ist. Es 
handelt sich hierbei also um nichts anderes, als um eine relati- 
ve Kontrastierung verschiedener Grade von Gewaltsamkeit. 


Den verkehrstechnischen Formen von Einsaugung von Kauf- 
kraft liegt als Grundmodell bundesrepublikanischer Raumord- 
nung, das sogenannte „zentrale-Orte-Modell‘‘ zugrunde. Es 
gliedert eine Hierarchie von zentralen Orten verschiedener 
Ordnungsstufen. Mittlerweile sind alle Länder der Bundesrepu- 
blik als Netze mehrerer Systeme solcher Hierarchien organi- 
siert. 


Ein jeweiliger Ort von höchster Zentralität, das sogenannte A- 
Zentrum (das sind in der Regel die verschiedenen Großstädte) 
wird umgeben von einem Kranz von B-Zentren (Hannover- 
Laatzen, Frankfurt Nord-West-Stadt sind solche B-Zentren), 
die ihrerseits wieder von C-Zentren (Mittelzentren) umgeben 


sind usw. Das Verkehrsnetz der großen Strassen, vor allem der- 


Stadtbautobahnen ist auf das A- und die B-Zentren hinorien- 
tiert. Diese Orientierung nimmt in der unmittelbaren Umgebung 
des integrierten Einkaufszentrums an Intensität zu. Selten wur- 
de dies so unverblümt ausgesprochen, wie von Harald Lud- 
mann, der für die Planung des Hauptzentrums Köln-Chorweiler 
mitverantwortlich war: „Die in Köln gemachten Erfahrungen mit 
der Gewerbeansiediung zeigen, daß es notwendig ist, alle 
städtbaulichen Möglichkeiten für eine Belebung des Hauptzen- 
trums auszuschöpfen ... Die Haupterschließungsstraße als An- 
schluß für die weiteren Wohnbereiche und die Sammelstraßen 
als Anschluß der angrenzenden Wohnbereiche sind unmittel- 
bar auf die das Zentrum umgebenden Straßen geführt. Nahe 
den Einmündungen gelegene Parkmöglichkeiten fangen den 
Verkehr auf. Damit erfolgt eine allseitige Beschickung des Zen- 
trums, wodurch für alle Läden günstige Geschäftslagen erreicht 
werden.‘ Es gibt noch eine Menge von Tricks für die Fein- 
steuerung, auf die ich hier nicht näher eingehen kann. 


Auch der flußläufige Nahverkehr ist vor allem im Zusammen- 
hang mit dem öffentlichen Nahverkehr ähnlich organisiert. Sie 
Sammelwege führen auf das Zentrum hin, die Haltestellen der 
Bahnen sind in der Regel so situiert, daß man nach dem Aus- 
steigen unmittelbar durch das Zentrum hindurch muß. 


Ergänzende, aber als außerordenlich wichtig eingeschätzte 
Mittel sind die öffentliche Beschilderung und die Richtung der 
öffentlichen Verkehrsführung (Einbahnstraßen). 


Eine ganz entscheidende flankierende Maßnahme zum Zentra- 
le-Orte-Modell der Kaufkraftabschöpfung ist die staatliche Ga- 
rantie von Abschöpfungsbereichen. Im Rahmen ihrer rechtli- 
chen Möglichkeiten bemühen sich die Verwaltungen der Län- 
der und Großstädte, sicherzustellen, daß keine weiteren Groß- 
formen des Handels ein einmal etabliertes Kaufkraftabschöp- 
fungsmodell beeinträchtigen. Es gibt inzwischen sehr viele Bei- 
spiele, daß Baugenehmigungen für Verbrauchermärkte oder 
weitere Zentren nur aus dem Grund verweigert wurden, weil die 
bestehende Kaufkraft bereits ausschließlich einem bestimmten 
Zentrum zugeordnet war. So wurde im Jahre 1973 nach vielen 
Auseinandersetzungen ein riesiger Verbrauchermarkt mit einer 
geplanten Geschäftsfläche von insgesamt 50 000 qm nur 2 km 
vom Nord-West-Zentrum in Frankfurt entfernt verhindert- 
Ähnliches gilt aus dem gleichen Zeitraum für das Einkaufs- 
zentrum Hannover-Laatzen, in dessen Abschöpfungsbereich 
Baugenehmigungen schon mit Beginn seiner Errichtung nicht 
mehr erteilt wurden. Ähnliches ist weiter unten über den Ab- 
schöpfungsschutz für Fußgängerzonen zu sagen. 

Aus all dem Gesagten ergibt sich, daß ein wesentliches Merk- 
mal der integrierten Einkaufszentren die übergreifende gesamt- 
kapitalistische Planung ist. Über die Grenzen der Kompetenzen 
der einzelnen beteiligten Handelskapitale hinaus wird ein Plan 
zur Verwertung von Herrschaft und Kontrolle über das Leben 
im öffentlichen Raum realisiert. 
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Es ist nicht der Staat, der in der Bundesrepublik die Entwick- 
lung dieses Plans und damit die Rolle eines ‚realen Gesamtka- 
pitalisten‘‘ übernommen hat. Protagonisten waren vielmehr Ka- 
pitalgesellschaften, in der Bundesrepublik die „Einkaufs-Cen- 
ter-Entwicklungsgesellschaft GmbH und Co.KG. (ECE) — Wer- 
ner Otte‘‘ und die „‚Gewerbebauträger GmbH‘ der Neuen Hei- 
mat, Hamburg. Beide hatten in der Bundesrepublik das Mono- 
pol und verkauften die technologischen Verwertungsformen 
städtischer ‚Öffentlichkeit‘ als ‚Ware‘. Man kann von einer 
Meta-Ware, der Ware des gesamtkapitalistischen Plans spre- 
chen. 


Das kapitalistische Management des Öf- 
fentlichen Raums 


In derselben Weise manifestiert sich auch die gesamtkapitalisti- 
sche Kontrolle über die städtische Öffentlichkeit. Detlef Hart- 
mann hat in seinem Beitrag über die Kapitalisierung des Alltags 
gezeigt, wie die Taylorisierung des öffentlichen Raums Herr- 
schaft und Kontrolle in die Hände des Managements abzieht. 
Das übergreifende Management in den Einkaufszentren wird 
meistens durch die Zentrenhersteller selber als Vermieter oder 
/ und durch die Mietergemeinschaft ausgeübt. Dazu gehören: 
Kontrolle der technischen Vollzüge des öffentlichen Alltags 
(Kundenstromsteuerung, Kundenbeobachtung, etc.), Betrieb 
und Überwachung der gesamten Einrichtungen. Sicherheits- 
maßnahmen und Kontrolle der Zentrumsöffentlichkeit (Siche- 
rungssysteme, zentrumseigene Privatpolizei), Marketing und 
die Beobachtung und Erforschung des Kaufkrafteinzugsgebie- 
tes, Public-Relations-Funktionen, Kontakte zu politischen In- 
stanzen, Parteien, Behörden usw., usw. 


Mit all dem ist eine neue Stufe der Verbindung von ökonomi- 
scher Verwertung und technologisch-politischer Herrschaft 
über den öffentlichen Alltag erreicht. Es wird vor allem deutlich, 
daß man die eigentliche politische Bedeutung nicht begreift, 
wenn man nur den ökonomischen Konzentrationsprozeß des 
Handelskapitals im Auge hat. Denn dieser wäre längst an eine 
Grenze gestoßen, hätte sich das Kapital nicht die Kalkulierbar- 
keit und Erwartungssicherheit der Kaufkraftabschöpfung durch 
eine neue Stufe des kapitalistischen Gesamtplans erschlossen. 
Wichtiger aber ist die Erkenntnis, daß die neuen technologi- 
schen Formen der Rationalisierung und Steuerung von Verhal- 
ten im öffentlichen Raum nichts anderes sind, als eine neue 
Stufe von politischer Gewalt im technischen Gewand. Es ist ei- 
ne Zerstörung der Restbestände relativer gesellschaftlicher Au- 
tonomie, die noch in den Geflechten tauschförmigen Verkehrs 
eingelagert war, zugleich damit eine Isolation der Individuen. 
Es ist eine gewaltsame Aneignung des menschlichen Alltags 
zum rein maschinellen Vollzug über gewaltsamere Definitionen 
des Verhaltens und etabliert damit eine neue Strafe von Herr- 
schaft und Kontrolle im öffentlichen Raum. 


Damit erweisen sich die Gewaltformen der Rationalisierung des 
„Einzelhandels“ als Kern einer Strategie der Zerstörung und 
Neuzusammensetzung der Beziehungen und Verkehrsformen 
im öffentlichen Raum. Von hier erst lassen sich Ansatzpunkte 
für die Fragestellung nach ihrer historischen Rolle bestimmen. 
Global kann man sagen, daß sich diese Gesamtstrategie gegen 
die schwer einsehbaren und kontrollierbaren Beziehungen und 
kommunikativen Möglichkeiten richtet, die die alte ‚„Tauschöf- 
fentlichkeit‘‘, vor allem in den traditionellen proletarischen 
Quartieren charakterisierte. So wie in der Geschichte immer 
wieder ganze Quartiere wegen politischer Unkontrollierbarkeit 
und Undurchsichtigkeit relativer proletarischer Autonomie ein- 
fach eingeebnet wurden, so handelt es sich nunmehr um eine 
gründlichere Strategie zur Beseitigung der strukturellen Vor- 
aussetzungen dieser Autonomie überhaupt: durch Isolation, 
Programmierung, prinzipielle Fremdbestimmtheit. Hiervon aus- 
gehend wäre eine Geschichte der Auseinandersetzungen im 


öffentlichen Alltag, in die sich die Strategien der Rationalisie- 
rung einbetten würden, erst zu schreiben. 


Die Herstellung von Einkaufszentrm findet ihren Abschluß mit 
der ökonomischen Krise. Schon dem Jahre 1978 war kein ein- 
ziges Einkaufszentren der Größenordnung über 25 000 qm 
mehr im Bau. Mit der ökonomischen Krise waren aber auch 
einige weitere günstige Bedingungen für die Entwicklung der 
Einkaufszentren weggefallen. Neue Großsiedlungen, die sehr 
häufig den Kaufkraftmantel für neue Einkaufszentren abgege- 
ben haben, wurden nicht mehr errichtet. Darüberhinaus brachte 
die zunächst unkontrollierte Expansion der Verbrauchermärkte 
ein großes Investitionsrisiko mit sich. Schon ein großer Ver- 
brauchermarkt im Einzugsgereich eines Einkaufszentrums 
kann sämtliche Rendite und Profitkalkulation über den Haufen 
werfen. Darüberhinaus stieß die großflächige Innenstadtsanie- 
rung nach dem Städtebauförderungsgesetz, die am ehesten 
noch neue Standorte für Einkaufszentren hätten schaffen kön- 
nen, bald auf ökonomische und politische Hindernisse. Dar- 
überhinaus aber war das Einkaufszentrum als rigoros durchge- 
führtes Modell — man kann geradezu sagen: als Destillat — ei- 
ner neuen Form technologischer Gewalt in die Krise geraten. 
Es stellte sich heraus, daß selbst die aufwendigsten attraktivi- 
tätsfördernden Maßnahmen (Zirkusse, öffentliche Tanzveran- 
staltungen, Basare) nichtausreichten, die Öde und Trostlosig- 
keit dieser Maschinen schmackhaft zu machen. Dies bedeutet 
jedoch nicht die Aufgabe der im Einkaufszentrum realisierten 
Gewaltstrategie als solcher. Ganz im Gegenteil: forciert griff sie 
nunmehr nach den traditionellen Kernen städtischer Öffentlich- 
keit, und zwar in der Form der Fußgängerzonen. Denn organi- 
satorisch-technisch sind Fußgängerzonen nichts anderes als 
die Verwirklichung der Einkaufzentrenstrategie am lebendigen 
Objekt. Erst damit wurde der letzte Akt der Rationalisierung 
städtischen Alltags eröffnet. 


Merkmale der Innenstadtrationalisierung 
in Fußgängerzonen. 


Ebenso wie im Einkaufszentrum, wird die Fußgängerzone der- 
art gewählt und gestaltet, daß eine gleichmäßige, allseitige Be- 
schickung der und Orientierung an den Geschäften der Zone 
gewährleistet ist. 


Auch hier geht man von der isolierten Fortbewegungseinheit 
aus. Es wird in den „Richtlinien für Anlagen des Fußgängerver- 
kehrs‘‘ festgelegt, welchen Bewegungsraum Fußgänger exakt 
benötigen. „Danach muß sich ein „‚genormter‘‘ Fußgänger auf 
dem Gehweg im Stadtverkehr mit einer Fläche von 0,60 qm zu- 
frieden geben, wenn er im sogenannten Einrichtungsverkehr 
geht. Ihm stehen dagegen 0,75 qm zu, wenn es sich um Zwei- 
richtungsverkehr handelt, er also auf Gegenverkehr stößt.‘‘**) 
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Die Techniken der gleichmäßigen Beschickung kennen wir aus 
dem Einkaufszentrum. Hierbei ist unter anderem zu berück- 
sichtigen, daß bei Überschreitung bestimmter Dimensionen der 
Fußgängerzone mit unterschiedlichen Passantenfrequenzen 
auf den einzelnen Abschnitten der Zone — und damit verbun- 
den mit unterschiedlichen Lauflagequalitäten — gerechnet wer- 
den muß. 


Daneben spielt die Anordnung der „Magneten“ in den ver- 
schiedenen Bereichen der Fußgängerzone eine bedeutende 
Rolle für einen relativ gleichmäßig verteilten 
Passantenstrom.*Für die zu wählenden Dimensionen gilt fast 
ähnliches wie beim Einkaufszentrum: ‚„Fußgängerstraßen und - 
zonen dürfen nicht zu großflächig sein. Die Durchmesser von 
Fußgängerbereichen sollten zwischen 300 und 600 m liegen. 
Für Fußgängerstraßen kommen als maximale Länge etwa 600 
m und als maximale Breite 15 m, besser 10 m in Frage. ‘*®) 
„Diese Messung einer Fußgängerzone als Einkaufsbereich 
sollte dem Bedürfnis der einkaufenden Passanten entspre- 
chen, nicht zu kurz, um die Unterbringung eines kompletten 
Branchenangebots zu ermöglichen, nicht zu lang, damit keine 
Ermüdung aufkommt.‘“*” Eine gleichmäßige Beschickung der 
Fußgängerzone wird unterstützt durch die Situierung der Halte- 
stellen der öffentlichen Verkehrsmittel. „Der Erfolg einer Fuß- 
gängerzone ist also auch abhängig von der unmittelbaren An- 
bindung an die öffentlichen Verkehrsmittel. Die Haltestellen 
sollten in unmittelbarer Nähe der Fußgängerzone, wenn mög- 
lich an den beiden Endpunkten der in der Regel linear gestreck- 
ten Zone situiert sein. Hierdurch wird einerseits die Vorausset- 
zung für einen relativ gleichmäßigen Kundenstrom geschaffen, 
andererseits die Überwindung größerer Entfernungen 
vermieden.‘ Man weiß aus eigener Erfahrung, daß sehr brei- 
te Fußgängerzonen in der Mitte mit Straßenmobiliar ausgestat- 
tet sind, die dieselbe Funktion haben wie im Einkaufszentrum. 


Zur Erreichung des optimalen Wahrnehmungspotentials wird 
vermieden, daß schaufensterfreie tote Ecken entstehen. Im 
Stadtplanungsamt Hannover erzählte man mir, daß man es aus 
diesem Grunde in den innerstädtischen Fußgängerzonen mög- 
lichst vermeide, Banken und Versicherungen in die Unterge- 
schosse zu lassen. Auch die sehr starke Differenzierung zwi- 
schen Innen und Außen der Fußgängerzone wird für diesen 
Zweck nutzbar gemacht. Wenn ein Fußgänger mit einem öf- 
fentlichen oder privaten Verkehrsmittel die Innenstadt erreicht, 
befindet er sich in einer technischen Welt, die voll seine gesam- 
te Aufmerksamkeit verlangt. Vom Verlassen des Busses oder 
der Straßenbahn an „nimmt die nervliche Entspannung, die 
durch diese Art Aufmerksamkeit entsteht, ab.‘“*° Mit wachsen- 
der Entspannung wendet sich die Aufmerksamkeit den im Fuß- 
gängerbereich gebotenen Attraktivitäten zu, der geruhsame 
Stadtbummel beginnt. ‘°® Ludmann hat in ‚„Aufmerksamkeits- 
kurren“ die varierenden Aufmerksamkeitspotentiale 
festgehalten.°") 


Skizze 2 „Aulmerksamkeitskurven" 


A 


- © 


MITTEL- 


BEREICH 


500 — 750m 


In vielen Fußgängerzonen haben sich bereits Mietergemein- 
schaften gebildet, die zusammen mit den Behörden den „‚öf- 
fentlichen‘‘ Raum kontrollieren. Staßentheater und Straßenmu- 
sikanten haben es häufig sehr schwer. „In manchen Städten 
besteht totales Musikverbot, in anderen ist die Spielzeit auf 15 
Minuten begrenzt oder man darf nur 3 mal innerhalb von 6 Wo- 
chen auftreten und richtig legal ist es erst, wenn man eine Rei- 
segewerbekarte vorweist und pro Vorstellung beim Tiefbauamt 
eine Sondernutzungsgenehmigung einholt.'”2) Die Mieterge- 
meinschaft nutzt die räumlich geschlossene Einheit von Fuß- 
gängerzonen gern für attraktivitätsfördernde, „öffentliche‘‘ Kin- 
derfeste, Weihnachtsmärkte, Platzkonzerte, folkloristische Ver- 
anstaltungen, Auktionen, Faschingsfeste"®) aus. 


Auch die technischen Mittel der Unterwerfung des Umfeldes 
sind dieselben wie bei dem Einkaufszentrum. Auch die Fuß- 
gängerzone ist abhängig von einer großzügigen Verkehrsan- 
bindung des zugeordneten kaufkräftigen Umfelds. Diese wird 
einmal über ein zentrenorientiertes Netz von Stadtautobahnen 
und größeren Straßen, zum anderen durch eine Reorganisation 
des öffentlichen Nahverkehrs hergestellt. Zusätzlich wird häufig 
ein Park-and-Ride-System ausgearbeitet, nachdem dem Besu- 
cher von einer bestimmten Grenze an geraten wird, ein öffentli- 
ches Verkehrsmittel zu benutzen und den Wagen auf einem, 
neben einer bestimmten Haltestelle gebauten, öffentlichen 
Parkplatz abzustellen. Um eine maximale „Umschlagshäufig- 
keit‘‘ der Parkplätze zu erreichen, wird häufig das Dauerparken 
des täglichen Berufsverkehrs eingeschränkt und die zeitliche 
Parkdauer limitiert. 


Eine dem Konzept des intergrierten Einkaufszentrums entspre- 
chende Verödung des Umfeldes wird einmal über den aus der 
Fußgängerzone verdrängten Individualverkehr erreicht, zum 
anderen über den Anlieferungsverkehr, da mit dem Fußgänger- 
zonenkonzept zugleich immer ein technisches Konzept der 
Warenanlieferung verbunden sein muß. Ein zusätzliches be- 
sorgt die Abschmelzung des kleinen Einzelhandels und auch 
Handwerks im Umfeld. In Anbetracht der augenblicklichen all- 
gemeinen Stagnation der Einzelhandelsumsätze wird man si- 
cherlich einen Teil der Umsatzsteigerungen von 10 bis 40%, 
die mit der Einrichtung einer Fußgängerzone verbunden sind 
auf diese Art technischen Veränderungswettbewerbs zurück- 
führen können. Dadurch wird tauschförmige Öffentlichkeit, Urb- 
anität im Zonenumfeld ausgedünnt und beseitigt. Die gesamt- 
kapitalistischen Agenten dieser Reorganisation sind einmal 
Entwicklungsgesellschaften, in der Rechtsform der GmbH, die 
im Zuge von Sanierungsmaßnahmen die Reorganisation in en- 
ger Zusammenarbeit mit dem investitionswilligen Handelskapi- 
tal durchführen. Daneben gibt es auch Formen der unmittelba- 
ren Zusammenarbeit zwischen Stadtverwaltung und den inter- 
essierten Kapitalen, die bis zur völligen Überantwortung der 
Gestaltungsfreiheit durch die Gemeinde gehen. Als kommunale 
Superbehörde für die Entwicklung und Propagierung für die 
Fußgängerzonen pellt sich immer mehr der Deutsche Städtetag 
heraus. Mit Informationen, Arbeitstagungen und der Schaffung 
informeller Arbeitszusarmmenhänge sorgt er für die homogene 
Durchsetzung der Strategie in der gesamten BRD. Darüberhin- 
aus wurden aber bereits internationale Organisationen gebil- 
det, die für Vereinheitlichung und Erfahrungsaustausch auf eu- 
ropäischer Ebene sorgen. Dazu gehört „Urbanicom‘“‘, die „‚In- 
ternationale Vereinigung Stadtentwicklung und Handel‘ mit Sitz 
in Brüssel. Sie besitzt eine deutsche Sektion, die auf Studienta- 
gungen Vertreter der Handelskapitale und kommunale Plan- 
ungsstäbe zu gemeinsamer Arbeit zusammenführen. Auch im 
Fall der Fußgängerzonen bemühen sich die Gemeinden, mit al- 
len zu Gebote stehenden Mitteln, die exklusive Kaufkraftab- 
schöpfung von zugeordneten Einzugsbereichen zu garantie- 
ren. Damit kämpfen sie zusammen mit den für Fußgängerzo- 
nen geeigneten Formen des Einzelhandels (Großkaufhäuser, 
Filialisten, Ketten) gegen die Verbrauchermärkte, die innerhalb 
von 13 Jahren aus dem Nichts einen Marktanteil von ca. 15% 
erobert haben. 
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Unter den Bedingungen stagnierender Kaufentwicklung ist dies 
ein Kampf auf Leben und Tod, dessen Ausgang lange Zeit un- 
gewiß erschien. Bis vor einigen Jahren konnten sich die Ver- 
brauchermärkte die Konkurrenz der Städte um die Steuerquel- 
len zunutzemachen. Inzwischen hat aber dieser Kampf für die 
Aufstockung des rechtlichen und organisatorischen Arsenals 
der Protagonisten der rationalisierten Öffentlichkeit gesorgt. 
Neue rechtliche Kontrollmöglichkeiten (vor allem durch die Än- 
derung der Baunutzungsverordnung) und eine Unzahl von Re- 
gierungserlassen haben die Kontrollmöglichkeiten über die Ge- 
nehmigungspraxis der Gemeinden verbessert. Darüberhinaus 
haben sich die Kommunen sogar zur Abwehr neuer Verbrau- 
chermärkte zusammengeschlossen. Wie im Jahre 1978 haben 
die Städte Essen, Bochum, Gelsenkirchen, Gladbeck, Mühl- 
heim, Oberhausen und Ratingen einen Verbund zur gemeinsa- 
men Kontrolle von Handelsansiediungen gegründet. 


Zugleich bildet die Entwicklung eines hierarchischen Geflechts 
von Fußgängerzonen den Kern von neuen Strategien sozial- 
räumlicher Segregation und Kontrolle. Mit der Umwandlung tra- 
ditioneller Stadtkerne zu Fußgängerzonen ist regelmäßig zu- 
gleich ein Konzept der Schaffung einer kaufkräftigen und dyna- 
mischen „Mantelbevölkerung‘‘ um das Zentrum herum verbun- 
den, ähnlich wie beim Konzept des integrierten Einkaufszen- 
trums. Damit wird zugleich das Ziel einer Aufwertung des Zen- 
trenumfelds überhaupt verfolgt, vor allem, um den in die städti- 
schen Randbereiche abgewanderten Familien attraktive Woh- 
möglichkeiten zu bieten. Die Vertreibung der ansässigen armen 
Bevölkerung wird mit Techniken der Mietsteigerungen erreicht: 
„Wohnumfeldverbesserung‘‘ durch „Verkehrsberuhigungs- 
maßnahmen“, Modernisierungen, Dynamisierung der ortsübli- 
chen Vergleichsmieten. Daß damit die Fußgängerzonen und 
die Zentrenplanung zugleich ein Angelpunkt der neuen Strate- 
gie der Segregation in Kern- und Randbevölkerung darstellt, ist 
offensichtlich. 


Der Widerstand dagegen ist in vielen Städten auf der Ebene 
der Bürgerinitiativvewegung und Selbsthilfegruppen organi- 
siert. Bedauerlicherweise setzen sie häufig nur an isolierten Er- 
scheinugsformen der gesamten Gewaltstrategie an: an ihrem 
jeweiligen Teilstück der Stadtautobahn, der Zerstörung ihrer 
unmittelbaren Umwelt durch Superparkplätze und -häuser, der 
Vertreibung von Menschen ihrer Straße. Es ist sehr wichtig, daß 
sie alle begreifen, daß sie eigentlich ein gemeinsamer Kampf 
gegen einen globalen Zerstörungsplan unserer gesellschaftli- 
chen Zusammenhänge und unseres öffentlichen Alltags mitein- 
ander verbindet. 


Gisela Schmidt 
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Großer Abwasch in Köln, 
5 Minuten vor 12 


„Fäkaliensprache!“ schimpfte einer der leitenden Funktionäre 
des neugegründeten ‚„Stadtumbauamts‘ in einem offenen Blatt 
an das „Kölner Volksblati‘‘. Was ihn so schäumen ließ, war un- 
ser doch verhältnismäßig lieb formulierter „Ehrenfelder Stadt- 
verstörer‘‘, der als Sonderbeilage zum Volksblatt erschienen 
war. Und uns selbst bedachte er auch gleich mit einem stadt- 
planerisch vernichtenden Urteil: ‚„‚Hinterhofidylie Marienstraße‘“. 
Zum Teil ist dieses Prädikat ja gar nicht so falsch. Wir sind eine 
Gruppe von ungefähr 120 Deutschen und Türken einschließlich 
Kindern, deren Seniorenkern 1977 zusammen mit dem SSK 
insgesamt zehn Häuser in der Marien- und Lessingstraße des 
Stadtteils Köln-Ehrenfeld besetzt hatte. Nach und nach ist es 
uns gelungen, uns sozusagen umgekehrt und von unten an den 
Rand der Legalität zu bringen, die verfallenen Häuser wieder zu 
renovieren und sie bis auf das letzte Zimmer zu belegen. 
Schließlich ist noch ein Handwerkerkollektiv dazugekommen, 
eine Gesundheitsgruppe, eine Krabbbelgruppe, Türken- und 
Kurdenversammlungen und, wenn ich es euphorisch betrachte, 
ist daraus ein Stückchen kollektives Leben geworden. 


Die idyllische Seite allerdings ist es sicherlich nicht, die den 
Stadtplaner gestört hat. Immerhin sind wir uns noch vor kurzem 
mit großer Liebenswürdigkeit begegnet. Ich erinnere mich, wie 
er uns bei einer Begehung eines ‚„Modernisierungsprojektes“ 
noch gesagt hatte: „Schreiben Sie aber schön sachte und 
beunruhigen Sie vor allem die Bevölkerung nicht!‘ Das müssen 
wir aber im „‚Stadtverstörer‘‘ wohl getan haben, denn ein ähn- 
lich scharfer Anwurf wie „Fäkaliensprache‘“ ist mir in dieser 
Stadt der sanften Umgangsformen bisher nicht begegnet. Viel- 
leicht liegt es sogar nur daran, daß wir nur die Wahrheit ge- 
schrieben haben. 


Zunächst einmal haben wir auf das verlogene und schönfärbe- 
rische Vokabular der Planer verzichtet. Der Zerstörungsplan 
schien uns für das objektivistische Getue der Planer zu ernst. 
Auch mochten wir nicht ins übliche marxistische Gerede verfal- 
len. Statt ‚„‚Problemgebiet mit Veränderungsdruck‘‘ sagten wir 
„Zerstörungsplan‘. Statt ‚Modernisierung‘ „Menschenvertrei- 
bung‘, statt „Wohnungsamt‘“ „Obdachlosen-Verwaltung‘‘. Und 
was wir insgesamt registrierten, ist der Aufmarschplan für einen 
stadtzerstörerischen Blitzkrieg, 5 Minuten vor 12. 


Wenn man aus einer weitgehend durchrationalisierten Stadt 
wie z.B. Hannover nach Köln kommt, dann wähnt man sich im 
Mittelalter. Zwar hat die erste Zerstörung Kölns im 2. Weltkrieg 
in der Innenstadt genügend Raum für eine der modernsten und 
vielgepriesenen Konsumrennbahnen (sprich: Fußgängerzone) 
der BRD geschaffen: die Hohe Strasse. Mit dem Überschreiten 
der’Grenze zu den ringförmig um den Stadtkern gelagerten 
Stadtteilen Ehrenfeld, Nippes Mühlheim, Kalk taucht man in ein 
Stadtleben, das man längst untergegangen wähnte. Lange 


Korridorstraßen mit unzähligen kleinen Geschäften, Hand- 
werksstätten, ja sogar Kaffeegeschäften mit Kaffee aus eige- 
nen kleinen Brennereien, bei denen man sich schnell von den 
genormten überregionale Sauerbrannt erholen kann. Kleine 
Altbauten aus der Zeit der Industrialisierung in eigenwilligem In- 
dustriebarock, Renaissance, Gotik. Keine Hochhäuser, wenig 
organisierte Verkehrsführung. Die Bevölkerungsstruktur klein- 
bürgerlich, proletarisch bis subproletarisch, mit erstaunlich in- 
takten und konstanten sozialen Beziehungen. Allerdings sind 
große Anteile der hier früher stark vertretenen Facharbeiter 
weggezogen. Dafür sind viele Ausländer, vor allem Türken, zu- 
gezogen, denen kleine, von Türken und Italienern betriebene 
Lebensmittelläden nachgefolgt sind. Man kann aber nicht sa- 
gen, daß die Ausländer die Viertel überfremdet haben. Die Köl- 
ner hängen mit einer erstaunlichen Hartnäckigkeit an ihrem 
„Veedel‘. Jetzt, nachdem die Stadtspitze einige Angriffswellen 
bundesrepublikanischer Stadtzerstörung verschlafen hat (nur 
im Severins-Viertel hat die Vorbereitung einer Sanierung nach 
dem Städtebauförderungsgesetz einen gewissen Reifegrad er- 
reicht), ist der Feldzug nach kürzester Zeit organisiert worden. 
Das Handelskapital drängt auf die Zentralisierung und damit 
auch die Rationalisierung der Kölner Kaufkraftabschöpfung. 
Die geplante ringförmig um das Zentrum gelegte Stadtauto- 
bahn soll Kaufkraft in die Schwerpunkte verteilen und die Zent- 
ren des übrigen tertiären Sektors (Banken, Versicherungen) 
besser erschließen und vor allem: die „schlechte Bevölke- 
rungsqualität‘‘ mit ihrem wachsenden Anteil von Alten, Auslän- 
dern, Sozialhilfeempfängern, jugendlichen Arbeitslosen soll 
endlich beseitigt werden. Dazu R. Göb aus dem Stadtentwick- 
lungsamt: „‚Wir haben ca. 400.000 Wohnungen in Köln, davon 
sind ca. 160.000 Wohnungen modernisierungsbedürftig ... da- 
von sind ca. 68.000 in zusammenhängenden Quartieren, so- 
daß man aufpassen muß, daß sie nicht absinken, daß sie in die- 
sem Strudel der absinkenden Quartiere nicht einmal umschla- 
gen, nicht mehr bewohnbar werden, mit all den sozialen Pro- 
blemen, die da drin stecken. Diese Probleme bestehen nicht 
nur darin, daß man die Menschen wegschickt oder wiederholt 
... das sind ja auch soziale Gärprozesse. Da werden ja Häuser 
besetzt ... sie kennen das und wir kennen das auch ...‘“. 


Mitte 1977 wurde ein Stadtentwicklungskonzept verabschiedet. 
Darüber hinaus wurde die Beseitigung der verwaltungsinternen 
Hemmnisse und Reibungsschwierigkeiten zwischen den ver- 
schiedenen Ressorts, auf die bisher die verschiedenen Stadt- 
planungskompetenzen aufgeteilt waren, in Angriff genommen. 


Die Kompetenzen wurden nunmehr test in einem einzigen 
Haus, dem „Stadterneuerungsamt‘, konzentriert. Mit dem 
Stadtentwicklungskonzept und dem auf ihm aufbauenden, vor 
der Verabschiedung stehenden Flächennutzungsplan wird das 
gesamte Arsenal der Stadtplanung zur Anwendung gebracht. 


Stadtzerstörung durch Zentralisierung 


Das Kernmodell des Angriffs auf die Stadt Köln ist zugleich das 
Grundmodell deutscher Stadtzerstörung: das „Zentrale-Orte- 
Modell“. Um das Kernzentrum in der Innenstadt sollen in Nip- 
pes, Kalk, Mülheim, Ehrenfeld usw. ein Ring von sogenannten 
„B-Zentren‘‘ gelagert werden. Orthodox soll eine Stadtauto- 
bahn mit dem Hintergrund ihres in das Umland verästelten Sy- 
stems von Autobahnen für die Zulieferung kaufkräftigen Flei- 
sches sorgen. Die in Köln mit mehreren Organisationen beson- 
ders stark vertretenen Kaufhauskonzerne sind an der schnellen 
Durchsetzung dieses Modells besonders darum interessiert, 
weil sie sich dadurch in ihrem Vernichtungskampf gegen Ver- 
brauchermärkte Kaufkraftzuwachs versprechen (vgl. den Bei- 
trag von Gisela Schmidt). 


Wir wehren uns gegen diese Zentralisierung aus folgenden 
Gründen. Sie beedeutet einen zerstörerischen Eingriff in das 
soziale Leben der Altstadtquartiere und vor allem auch Ehren- 
felds, von dem diese sich kaum mehr erholen werden. Es ist 
bekannt, daß Fußgängerzonen die Struktur des kleinen Einzel- 
handels im Umfeld schon auf kurze Sicht zerstören und ihn 
„abschmelzen‘, wie der Zentrenplaner sagt. Damit werden 
nicht nur viele Ladenbesitzer ihrer Existenzgrundlage beraubt, 
sondern eine der Grundlagen für das soziale Leben, für die Be- 
ziehungen zwischen den Menschen, ist damit zugleich besei- 
tigt. Dies ist nicht nur eine Erfahrungstatsache. Wenn man eine 
Zeitlang in einem solchen Viertel lebt, dann begreift man auch, 
warum dies so ist. Die Stadtsoziologen kommen an dieser Stel- 
le immer mit dem banalen und pauschalen Wort von der „Tante 
Emma als Kommunikationsbörse“. Aber das ist viel zu ober- 
flächlich gesehen. Natürlich reden die Leute im Laden auch vie- 
le Sachen und es verblüfft einen, wenn man mitkriegt, wie der 
siebzigjährige Gemüsehändler eine sechzigjährige Frau duzt, 
während sie ihn siezt, weil sie schon als kleines Kind in den La- 
den gekommen ist. Aber der kleine Einzelhandel hat zugleich 
auch etwas mit Herrschaft zu tun. In ihm erfährt der Käufer, 
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aber auch der kleine Ladenbesitzer, daß die Öffentlichkeit, der 
Verkehr zwischen ihnen nicht von Oben geplant ist und in ge- 
wisser Weise noch ihnen gehört. Man merkt das an der Atmo- 
sphäre, daran, wie die Leute miteinanderumgehen, man spürt 
in ihren Verkehrsformen bis in die Straße hinaus, daß ihnen die- 
ser Raum irgendwie gehört. Diese Atmosphäre wird durch eine 
typisch kölsche Einrichtung noch verstärkt: die Kioske. Man 
wird durch ein breites Fenster auf der Straße bedient, kann in 
ihnen alles kriegen und meistens stehen Leute davor, die sich 
miteinander unterhalten. 


Es gibt gar keinen Zweifel, daß der öffentliche Raum dieser 
Straßen völlig enteignet ist, wenn die Geschäfte verschwunden 
sind und die Öffentlichkeit im großen Einkaufszentrum konzen- 
triert ist. Erfahrungsgemäß gelingt es, den Prozeß der Ab- 
schmelzung des Einzelhandels in den Nebenstraßen durch 
Verkehrsmaßnahmen, durch die agressiven Preisbrecher (wo 
dann im Schnitt doch nichts billiger wird), durch die Sogwirkung 
des Zentrums binnen weniger Jahre abzuschließen. Sicher ist 
es richtig, daß sich über die Korridorstraße des alten Quartiers 
auch kleinbürgerliche Einstellungen herstellen. Aber es ist 
deutlich zu spüren, daß die Kleinbürgerlichkeit in den pauperi- 
sierten Teilen Ehrenfelds lange nicht so penetrant entwickelt ist 
wie in den besseren Teilen. Und außerdem bin ich der Mei- 
nung, daß sie mit der graduellen Verurteilung eines Bevölke- 
rungsteiles zum nicht mehr integrierten ‚Rand‘ ohnehin eine 
neue Qualität des Widerstandes annimmt. Nicht umsonst ist es 
darum das Ziel der Stadtplaner, diese Strukturen zunächst ein- 
mal aufzulösen. 


Das Zentrum ist aber nicht nur darum Kern des Angriffs, weil es 
den Kleinhandel abschmilzt, sondern weil es zudem auch spür- 
bar ein ganzes Gebiet und seine Bevölkerung der Fremdbe- 
stimmung und Herrschaft des Zentrenmanagements unterwirft. 
Darüber hinaus entwickelt sich in der Regel mit planerischer 
Unterstützung eine Verbesserung des Zentrenumfeldes und 
die Etablierung einer „Mantelbevölkerung‘“ (das ist Planerjar- 
gon) von guten Verdienern, die ihrerseits die alte Bevölkerung 
vertreibt. 


Vertreibung durch Modernisierung, 
Wohnumfeldverbesserung 


Darüber hinaus gibt es noch eine Anzahl weiterer Mittel, mit de- 
nen die alte Sozialstruktur durchlöchert werden soll und die 
ärmsten Bevölkerungsteile vertrieben werden sollen. An erster 
Stelle steht dabei die Modernisierung. Die Stadt betreibt sie mit 
allen zu Gebote stehenden Mitteln. Nach den Vorschriften des 
Modernisierungsgesetzes werden Darlehen gewährt. Viele 
Hauseigentümer führen sie aber auch mit privaten Investitionen 
durch, weil sie auf dem Hintergrund der Wohnungsnot (17.000 
Familien suchen in Köln eine Wohnung) immer lukrativer wer- 
den. Die Zentrenbildung übt darüber hinaus auch einen gewis- 
sen Modermisierungsanreiz aus. Natürlich haben wir immer 
wieder betont, daß wir nicht gegen bessere Wohnungen sind. 
Modernisierungen führen aber zum Teil mittelfristig, zum Teil 
aber auch binnen kurzem zu drastischen Mieterhöhungen, die 
die armen Bewohner häufig nicht mehr bezahlen können. Ge- 
rade um dieses Effektes willen werden sie von der Stadt auch 
betrieben. Rechtliche Möglichkeiten, Subventionen, mit denen 
die Mieten niedrig gehalten werden könnten, waren von vorne 
herein nicht eingeplant. 


Viele Hausbesitzer praktizieren inzwischen die verschieden- 
sten Formen unmittelbarer und mittelbarer Gewalt, um über ih- 
re Modernisierungen schnell zu höheren Mieten zu kommen. In 
einigen Fällen tauchten plötzlich Schlägertrupps auf, die die 
Wohnungen entweder von innen verwüsteten oder ein Stock- 
werk darüber die Wasserhähne herausrissen, um so eine Über- 
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schwemmung zu veranstalten. Wieder andere kündigten vage 
Modernisierungsabsichten an und erschienen dann plötzlich 
mit Handwerkern, die die Böden herausrissen und die sanitären 
Anlagen außer Betrieb setzten. Später wurde dann so lange 
nichts an den Wohnungen gemacht, bis die Mieter die Geduld 
verloren und einfach auszogen. 


Auch sogenannte „Wohnumfeldverbesserungen“ wie Ver- 
kehrsberuhigungsmaßnahmen, Einrichtungen mit sogenann- 
tem „Straßenmobiliar‘‘ (Blumen, Betonkübel, Sitzbänke, Stra- 
Benlaternen) führen nach den neuesten Erfahrungen in der Re- 
gel zu drastischen Mietsteigerungen. 


Ein sehr wichtiges Mittel zur Mobilisierung der Durchschnitts- 
miethöhe ist das Instrument der „ortsüblichen Vergleichsmiete‘ 
und des „Mietspiegels‘‘. Beide wirken über das sogenannte 
„Miethöhegesetz‘‘ in die gleiche Richtung. Jeder Vermieter 
kann nämlich die Miete auf die Höhe der ortsüblichen Ver- 
gleichsmiete oder des Mietspiegels anheben. Das bedeutet, 
daß schon eine gewisse Anzahl von Modernisierungen in ei- 
nem Viertel die übrigen Mieten in Bewegung bringen können, 
ohne daß an den Häusern überhaupt etwas geschieht. Darüber 
hinaus sind Bestrebungen erkennbar, den städtischen Miet- 
spiegel auf ein unverhältnismäßig höheres Niveau zu schieben. 


Es besteht für uns überhaupt kein Zweifel daran, daß die Ver- 
treibung beabsichtigt ist, beginnend mit bestimmten Kernberei- 
chen des Einsatzes des hier beschriebenen Instrumentariums. 
Wir haben auch-immer wieder ehrliche Stadtplaner getroffen, 
die uns den Vertreibungseffekt offen eingestanden. Da diese 
Vertreibung so systematisch betrieben wird, kann man hierin 
nur den Anfang der Exilierung und Aussonderung derjenigen 
Bevölkerungsteile sehen, die ökonomisch und gesellschaftlich 
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zum nicht mehr integrierbaren Ausschuß gehören. Ob und wie 
das schließlich eine stadtstrukturelle Gestalt annehmen wird, 
kann jetzt noch nicht endgültig gesagt werden. Viele der Ver- 
triebenen fließen jedenfalls in die Neubaughettos, vor allem 
nach Chorweiler. Es ist auch nicht beabsichtigt, geschlossene 
Obdachlosensiedlungen wieder zu eröffnen. Auch die Heraus- 
bildung von Randbereichen der jeweiligen Altstadtquartiere 
kann man bereits beobachten. 


Die Modenschau der Bürgerbeteiligung 


Die Techniken der Legitimationsbeschaffung auf dem Wege 
der sogenannten Bürgerbeteiligung haben ein eigenartiges 
Verfallsstadium erreicht. Was vor zehn Jahren einmal als Bür- 
gerbeteiligung mit dem einigermaßen ernsthaften Ziel begon- 
nen worden war, den außerparlamentarischen Unmut durch 
scheindemokratische Techniken aufzufangen, ist längst müden 
Inszenierungen monologischer Opernschmiere unter bewußter 
Einkalkulation des Mißerfolgs gewichen. In Köln sah das meist 
so aus, daß eine Reihe gut gekleideter Bonzen mit Conferen- 
cierlächeln die Tribüne bestiegen, um von dort aus möglichst 
unter Aufrechterhaltung ihres Lächelns die bereits erwarteten 
Schmähungen entgegenzunehmen. Nach abgesessener Min- 
destzeit war dann die Pflichtübung erfüllt. Als Fazit der Anhö- 
rungspraxis des letzten Jahres kann jedenfalls festgestellt wer- 
den: Expertenhörigkeit und grundsätzliches Wohlwollen der 
Betroffenen haben stark abgenommen, Frustrationstoleranzen 
der behördlichen Anhörer mußten erheblich aufgestockt wer- 
den. 


Da ja der gute Schein gewahrt bleiben muß, überstürzen sich 
auf diesem Gebiet die Neuerfindungen und machen den Schein 
nun vollends zur Farce. Der vorletzte Hit, ganz neu, bestens or- 
ganisiert, daß 1A Superdemokratie-Ersatz-Erlebnis, war die 
sogenannte „vertiefte Bürgeranhörung“. In Köln-Ehrenfeld sah 
der Plan folgendes vor: 
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Bestimmte Personen wurden ausgewählt und eingeladen, an 
einem mehrstündigen Seminar zur Besprechung der Planung 
teilzunehmen. Das Ergebnis wurde dann protokolliert und als 
Empfehlung an die Stadt weitergereicht. Die Ernsthaftigkeit die- 
ser Bemühungen war schon von vorneherein daran abzulesen, 
daß die großen ausländischen Bevölkerungsanteile gar nicht in 
ihrer Landessprache eingeladen worden waren. Dann sollte 
auch gar nicht kommen können, wer wollte, sondern nur eine 
Auswahl, sozusagen seminar- oder besser demokratiefähige 
Personen. 


Wir sind hingegangen und haben dann gleich zu unserer Ver- 
blüffung festgestellt, daß die Hauptinteressenten der Stadtpla- 
nung alle versammelt waren: 

Der Einzelhandelsverband hatte gleich einen Spezialisten ge- 
schickt, Parteien waren reichlich vertreten, ebenso in wech- 
selnder Besetzung investitionswillige Mittelständler. Von den 
Alten, den Sozialhilfeempfängern, den Ausländern keine Spur. 
Wir haben unserer Empörung Ausdruck gegeben und in der Tat 
bei einigen Personen ziemlich große Resonanz gefunden, die 
zum Teil enttäuscht mit dieser Form der Beteiligung hart ins 
Gericht gingen. Dennoch: 

Ungetrübtes Lächeln auf den Gesichtern der Stadtplaner (bis 
auf den Ausrutscher mit der „Fäkaliensprache‘‘). Ich hatte ei- 
gentlich erwartet, jetzt wäre erst einmal Schluß mit der Moden- 
schau des Demokratieersatzes. Ich habe mich geirrt. Zwischen 
dem ersten Niederschreiben dieses Beitrages und der Überar- 
beitung, die ich jetzt, kurze Zeit später, vornehme, hat es schon 
wieder etwas Neues gegeben: Die „Planung in der Zelle‘. Er- 
finder ist der Wuppertaler Soziologe Peter Dienel und Köln ist 
die erste deutsche Großstadt, die das Verfahren testet. Kosten- 
punkt: 180.000 DM. Gruppen von jeweils 25 zufällig ausge- 
wählten Bürgern aus unterschiedlichen Schichten, Altersstufen 
und Wohngebieten werden unabhängig voneinander von Ex- 
perten in die „Planungsprobleme“ eingeführt. Sie kriegen dafür 
240 DM und müssen am Ende eigene Modelle entwickeln. 
Dann wird das Ganze von der Gesamthochschule Wuppertal 
ausgewertet und zu einem „Bürgergutachten‘‘ zusammenge- 


faßt. Dieses Verfahren beseitigt erfolgreich mehrere uner- 
wünschte Nachteile der bisherigen Bürgerbeteiligung. Die „Be- 
teiligten‘‘ sind nicht mehr notwendigerweise die von der Pla- 
nung unmittelbar Betroffenen, sie können sich daher ähnlich 
gut über deren Bedürfnisse hinwegsetzen. Außerdem kennen 
sie sich in der Regel nicht, haben nichts miteinander zu tun und 
können darum kaum nennenswerten gemeinsamen Wider- 
stand gegen die Planung entwickeln. Schließlich: nicht einmal 
gemeinsam auswerten dürfen sie das, was sie im Laufe der Zeit 
sich ausgedacht haben. Wir stehen nur noch einen kleinen 
Schritt von der vollautomatischen Bürgerbeteiligung entfernt. 


Die Farce ist das letzte Stadium einer Lüge und so ist zu erwar- 
ten, daß mit der Bürgerbeteiligung in absehbarer Zeit überhaupt 
Schluß gemacht wird. In Frankfurt gibt es schon unverblümte 
Initiativen in diese Richtung, aber auch die Novellierung des 
Städtebauforderungsgesetzes macht deutlich, daß eine Anzahl 
von Beteiligungspraktiken ersatzlos gestrichen werden sollen. 


Der Widerstand gegen Stadtplanung 
und Vertreibung 


Nach allem ist klar, daß man sich gegen Zentralisierungen, Mo- 
dernisierungen, Wohnumfeldverbesserungen konsequent und 
kompromisslos wehren muss. Denn sie bedeuten Zerstörung 
von Lebenszusammenhängen, von Umwelt, Vertreibung. Es 
wird Zeit, daß in der Bundesrepublik erkannt wird, daß diese 
Formen der Vertreibung und der inneren Zerstörung von Le- 
benszusammenhängen und Gesellschaft ebenso schlimm sind, 
wie äußere Umweltzerstörung. Es gehört sträflich viel Naivität 
dazu, den Stadtplanern zu glauben, wenn sie sagen, wir wollen 
die Wohnungen verbessern, aber wenn die Leute dadurch ver- 
trieben werden, können wir ja auch nichts machen. Denn es ist 
derselbe Staat, der die Instrumente so geschaffen hat, wie sie 
jetzt genutzt werden. Mir erscheint es als ein schlimmes Sym- 
ptom, daß viele, die diesen Zusammenhang erkannt haben, 
sich noch immer auf Detaildiskussionen einlassen, wenn die 
Existenz und das Glück von Menschen auf dem Spiel steht. 
Über den Sinn dieser Vertreibung und Zerstörung kann man 
nicht mehr diskutieren. 


In Köln ist der Kampf gegen die Stadtzerstörung und -vertrei- 
bung für die Erhaltung von billigem Wohnraum sehr stark ent- 
wickelt. Allen voran demonstriert der SSK (Sozialistische 
Selbsthilfe Köln) seit Jahren immer wieder durch Besetzung 


iii 
e 


er 


von Häuser gegen die Vernichtung von Wohnraum. Er findet 
darum viel Anklang beim Volk, weil er praktisch selbst eine 
Ausdrucksform der Randständigen ist. Bei ihm wohnen und 
kämpfen psychiatrisch Exilierte, Vertriebene, arbeitslose und 
obdachlose Jugendliche. 


In Mülheim hat vor kurzer Zeit eine Gruppe von Jugendlichen 
die leerstehenden Gebäude eines Komplexes um das „Dreikö- 
nigs-Hospital‘‘ besetzt, das im Rahmen einer Sanierungsmaß- 
nahme völlig beseitigt werden soll. In der Brüssler Straße hat- 
ten türkische Familien zusammen mit dem SSK die leerstehen- 
den Räume eines Hauses besetzt. Sie sind allerdings durch ei- 
nen Zerstörungstrupp des Verwalters zusammen mit dem SEK 
(Sondereinsatzkommando der Polizei) wieder vertrieben wor- 
den. Die letzte Initiative im Häuserkampf ist die sogenannte 
„Wohnraumrettungsgesellschaft‘‘, die von vielen Kölner Grup- 
pen gemeinsam getragen wird. In ihr werden Erfahrungen aus- 
getauscht und gemeinsame Vorgehensweisen abgestimmt. 


Dann gibt es in Köln eine ganze Menge von stadtteilbezogenen 
Bürgerinitiativen, deren gemeinsamer Nenner die Verhinde- 
rung der Stadtautobahn ist und die sich unter anderem der 
Durchsetzung quartierspezifischer Forderungen widmen. Eines 
ihrer Hauptprobleme ist, wieweit sie sich überhaupt auf den 
Dialog mit der Stadt und auf die Mitwirkung beim Planungspro- 
zeß einlassen sollen. Der pragmatische Standpunkt, soviel wie 
möglich erreichen zu wollen und vor allem zur Milderung der 
gröbsten Auswirkungen stadtplanerischer Angriffe beizutragen, 
wechselt häufig mit kategorischem Widerstand. Die ist vor al- 
lem auch ein Resultat der Einengung des Gesichtsfeldes auf 
den jeweiligen Stadtausschnitt. Wie in anderen Städten, so gilt 
auch in Köln die bedauerliche Erfahrung, daß die gesamtstädti- 
sche Zusammenarbeit von Bürgerinitiativen oft sehr brüchig ist. 
So gelang es der Nippeser „Baggerwehr‘“, viele Kölner Initiati- 
ven zu einem gemeinsamen Kampf gegen die Stadtautobahn in 
ihrem Abschnitt zu mobilisieren. Damals stellten sich hunderte 
Kölner durch Besetzung eines der Zerstörung geweihten ehe- 
maligen Kleingartengebietes den Baggern entgegen. Die Aus- 
einandersetzungen mit der Polizei dauerten viele Tage und 
führten insgesamt zu an die hundert Gerichtsverfahren. Als 
dann die gesamtstädtische praktische Solidarität erlahmte, ging 
die „Baggerwehr‘ sogar zeitweise auf den Vorschlag der Be- 
hörde ein, die Stadtautobahn in diesem Abschnitt zur Vermei- 
dung von Umweltbelastungen in einen Tunnel zu verlegen. 
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Irgendwo zwischen dem SSK, der ja zugleich eine radikal neue, 
kollektive Lebensform darstellt, und den aus privat vertreuten 
Personen bestehenden Normalinitiativen siedelt sich die Ma- 
rienstr./Lessingstr. an. Die Bewohner wirtschaften z.T. zusam- 
men, pflegen Kochgemeinschaften, es gibt freundschaftliche 
Beziehungen zwischen deutschen und türkischen Familien, die 
sich ihrerseits zum Teil intensiv um die Situation ihrer Lands- 
leute kümmern. Wenn die Stadt uns als ‚Hinterhofidylie‘‘ be- 
zeichnet, so muß sie befürchten, daß uns gerade dies möglich- 
erweise attraktiv macht. Denn auch auf dem Gebiet der Stadt- 
planung ist der Glaube an den Fortschritt so gut wie völlig zer- 
stört. Bei unseren Infoständen und Veranstaltungen konnten 
wir jedenfalls wenig Fortschrittsglauben feststellen. Die Argu- 
mente der Stadt für eine Lebenszerstörung unter technologi- 
schem Deckmantel 5 vor 12 ziehen nicht mehr. Es ist nicht aus- 
zuschließen, daß die verschiedenen Hinderhofidylien und kol- 
lektiven Ansätze gerade dagegen an besonderem Wert gewin- 
nen. 


Unsere Probleme sind allerdings dieselben wie die vieler ande- 
rer Initiativen, die zugleich Formen alternativer Lebensweisen 
jedenfalls partiell pflegen. Es besteht immer die Tendenz, über 
die Verselbständigung der eigenen Lebenspraktiken und -zu- 
sammenhänge die größeren Auseinandersetzungen aus dem 
Gesichtsfeld zu verlieren. Man gravitiert um den kleinen Kern 
von Kollektivität und löst sich zeitweise sogar aus den Ausein- 
andersetzungen mit den Teilen der Stadtplanung heraus, von 
denen man selbst betrofen ist. Das bedeutet allerdings nur, daß 
die Intensität der politischen Auseinandersetzung Schwankun- 
gen unterworfen ist. Im großen und ganzen blicken wir jetzt auf 
zwei Jahre ziemlich konstanter politischer Arbeit zurück. Unser 
Erfolg wird davon abhängen, wie sehr sich die Bevölkerung in 
unserem Teil Ehrenfelds in unserem eigenen Kampf um nicht 
modernisierten billigen Wohnraum wiedererkennt. Immerhin 
kommen bereits viele Modernisierungsopfer aus der Umge- 
bung zu uns und bitten uns um Hilfe. 

Detlef Hartmann 


Hausbesetzungen in Bremen 


Hinler der Fassade 
bröckelf der Pulz 
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Bremische Gesellschaft für 


Sladiverscheverung, Stadtverwicklung 
und Wohnungsklau m.b.H, 


In Bremen hats im vergangenen Sommer einen Haufen Haus- 
besetzungen gegeben. Das, nachdem an dieser Front jahre- 
lang tote Hose war. Eifrig gekämpft haben wir gegen Atomkraft- 
werke, nicht aber vor unserer Tür. Ausschlaggebend für diese 
Hausbesetzungen war nicht eine Einsicht in die politische Not- 
wendigkeit von Hausbesetzungen, sondern die ganz banale 
Wohnungsnot verschiedener Freaks auf der einen Seite und 
das Verrottenlassen von leeren Häusern auf der anderen Seite. 
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Das ganze ging los mit drei Hausbesetzungen. Die Grundstr. 
21 gehört dem Liegenschaftsamt Bremen. Sollte einer Durch- 
gangsstraße weichen — dem sog. St. Pauli Durchbruch. Dieses 
Haus stand unseren Informationen nach über 12 Jahre leer und 
wurde als „unbewohnbar‘ geführt. Dieses Haus besetzten wir 
zu dritt. Der Osterdeich 12 gehörte ebenfalls der Stadt Bremen 
— wird jedoch von der Sanierungsgesellschaft „Bremische‘“ 
treuhänderisch verwaltet. Dieses Haus sollte ursprünglich 
ebenfalls einer Durchgangsstraße weichen — der sog. Mozart- 
trasse. Diese Trasse ist „vorläufig endgültig‘ auf Eis gelegt 
worden — deshalb sollte das Haus jetzt objektsaniert werden. 
Es stand ca. ein dreiviertel Jahr leer. Eingezogen sind dort drei 
Wohngemeinschaften. Als drittes Haus wurde die Mozartstra- 
Be 31 besetzt. Ebenfalls ehemaliger Trassenbereich. Gehört 
jedoch einer Boutiquenbesitzerin in Düsseldorf. Dies Haus 
stand 6 Jahre leer und wird jetzt von einer Wohngemeinschaft 
bewohnt. 

Alle drei Häuser befinden sich im Bereich Ostertor und Steintor. 
In den kommenden Monaten gabs dann noch eine Reihe weite- 
rer Hausbesetzungen, die ich hier nur kurz anreißen will. 
Osterdeich 13: hier gilt das gleiche wie für Osterdeich 12. 
Meyerstraße 47: liegt außerhalb des Sanierungsgebietes, 
stand aber auch fast 5 Jahre leer und gehört einer noch zu er- 
mittelnden Erbengemeinschaft. Der verwaltende Rechtsanwalt 
setzte alsbald nach der Besetzung eine polizeiliche Räumung 
durch, die auch relativ „glatt‘‘ über die Bühne ging. j 
Körnerwall 16: wurde schon wenige Stunden nach der Beset- 
zung freiwillig geräumt. Die Bewohner krachten mit dem Fuß- 
boden durch die Decke. 

Weberstr. 20: gehört dem Liegenschaftsamt und ist inzwischen 
legalisiert: Mietvertrag mit geringer Miete — dafür Renovierung 
mit eigenen Mitteln (genau wie in der Grundstraße — das be- 
schreib ich später noch genauer). Weberstr. 22: wurde auch 
nach einer Woche wieder freiwillig geräumt. Dort sollte ein „Sa- 
nierungsbüro‘‘ entstehen mit Cafe und so. Das Liegenschafts- 
amt machte jedoch die Räumung zur Voraussetzung für eine 
Legalisierung der Weberstr. 20. 

St. Pauli Str.: wurde nach einer Nacht wieder geräumt — eben- 
falls ohne Terz. Die Bewohner legten keinen Wert auf Öffent- 


A RECHT 


4 InSaneeer r 


regnen 


Weberstraße Nr. 20 und 22 


lichkeitsarbeit und wollten eine „unpolitische Hausbesetzung“ 
machen. Das ging natürlich in die Hose. 
Buntentorsteinweg: liegt ebenfalls im ehemaligen Trassenbe- 
reich — jedoch nicht im Sanierungsgebiet. Gehört dem Liegen- 
schaftsamt und ist ebenfalls legalisiert mit den Bedingungen 
wie in der Grundtrasse. 

Wienerhof: ein Gebäudekomplex, welcher ebenfalls objekts- 
aniert werden soll — diesmal allerdings von der Neuen Heimat. 
Den über 50 Bewohnern sind Ersatzwohnungen in Betonsilos 
weit außerhalb des Innenstadtbereichs angeboten worden. Das 
haben sie natürlich abgelehnt und sind einfach nicht ausgezo- 
gen, obwohl die Mietverträge zum Teil schon abgelaufen sind. 


BREMISCHES 


setzte. „Ohne die Schwachstellen ihrer Argumentation und Ver- 


Der Bericht Wulfekuhls, der zu diesem 
Schluß kommt, soll am Mittwoch nächster | Sozialstruktur des Sanierungsgebietes unver- 
Woche die Grundlage für ein Gespräch zwi- | ändert bleiben sollen, oder ob es möglich ist 
schen dem Stadtteilbeirat, dem Beirat der Be- | zum Beispiel durch Eigenhilfe von Mietern, 
 troffenen, der Bremischen Gesellschaft für | für bestimmte Bevölkerungsgruppen dau- 

tsanierung und den Hausbesetzern bilden. | erhaft niedrige Mieten zu erreichen. 
Nach Ansicht Wulfekuhls sollte beispielswei- | } lernfalls, so der Beiratsamtsleiter, müsse 


man sich Gedanken darüber machen, ob eine 
sich fortsetzende Vertreibung und das Nicht- 
zur-Kenntnis-Nehmen von.Gruppen nach Art 
der Hausbesetzer sozialpolitisch auf die Dauer 
vertretbar sei. Nach Wulfekuhls Ermittlungen 
handelt es sich bei den jetzigen Hausbeset- 
zern um Studentem, Arbeiter, Arbeitslose und 
„Freiberufliche” im Sinne von Gelegenheitsar- 
beitern. Ihre Zukunftsaussichten schwanken 
nach Wulfekubls Einschätzung zwischen 
„Aussteigen in eine alternative Lebensweise“ 

und „Absacken in ein sozial schwaches bis 
unangepaßtes Mileu“. 
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Vor Kriminalisierung gewarnt %, 


Hausbesetzung aus sozialpolitischer Sicht - Studie über Motive 


„Hier wird Wohnraum vernichtet, und das ist genauso strafbar haltensweisen negieren und entschuldigen zu wollen“, wie er 
wie eine Hausbesetzung. Aber ein Haus leerstehen zu lassen schreibt, hat jetzt der Leiter des Stadtteilbeirats Mitte, Herbert 
ist schlimmer, als darin zu wohnen.“ Das ist die Meinung jener Wulfekuhl, vor einer „Kriminalisierung“ dieser Gruppen ge- 
Gruppe von rund 30 bis 40 jungen Leuten, die in der letzten warnt. Da es sich um eine noch wachsende Zahl zum Teil sehr 
Woche drei zu Zeit ungenutzte Häuser im Ostertorviertel be- junger Menschen handele, empfehle sich eine ernsthafte und 


se geprüft werden, ob die Grundsätze für die | Mehrere der Hausbesitzer haben nach Wul- 


Soweit die Aufzählung der Hausbesetzungen der vergangenen 
Monate. Ich werde anhand der ersten drei Hausbesetzungen 
mal den Stand der Dinge und das Verhalten der Behörden ein 
bißchen genauer beschreiben. Dies Verhalten hat in den ande- 
ren besetzten Häusern seine Parallelen. 


Vorweg jedoch ein paar Takte zur Geschichte des Sanierungs- 
gebietes Ostertor. 

Wie der Name schon sagt, liegt das Ostertor außerhalb des 
ehemaligen Osttores der Wallanlagen. Fest bebaut wurde es 
erst mit Beginn des 19. Jahrhunderts. Das war damals fast eine 
Revolution, denn bis dahin in wohnten die Bürger innerhalb der 
Wallanlagen — im Innenstadtbereich. Die Bebauung lief nicht 
gar so naturwüchsig ab, wie man sich das vielleicht vorstellt — 
das waren schlaue Köpfchen damals. So verboten sie Straßen 
und Gänge, die nur für Fußgänger benutzbar waren. Ebenso 
Hinterhäuser. Man wollte ja schließlich den Überblick behalten. 
Und das umso mehr, als sich hier Politiker und hohe Beamte 
ansiedelten. Die kleineren Beamten suchten natürlich die Nähe 
ihrer Vorgesetzten und bauten ebenfalls am Ostertor, wenn 
auch in kleineren Ausgaben. Kleinere Handwerksbetriebe ver- 
vollständigten das Bild. Diese Struktur hielt eigentlich jahrelang 
vor — auch noch als erstmalig in den 30er Jahren dieses Jahr- 
hunderts die ersten Verkehrskonzepte einschließlich der Mo- 
zarttrasse auftauchten. Es ging darum, langfristig den Verkehr 
aus der Innenstadt herauszuhalten und mit mehreren Trassen 
daran vorbeizuführen. Das Ostertorviertel selber sollte zum er- 
weiterten Innenstadtbereich mit Einkaufszone umstrukturiert 
werden. 


Das ganze wurde erst konkret zum Problem, als nach dem 
Kriege die Besatzer eine „Veränderungssperre‘“ (als Voraus- 
setzung für den späteren Abriß) für das Ostertorviertel verhäng- 
ten. Die Mozarttrasse war wieder aktuell. Das bedeutete: keine 
Renovierungen, keine Neubauten oder Umbauten, keine neuen 
Fenster und kein Bad — mit anderen Worten geplanter Verfall! 


Das ganze Viertel sollte abgerissen und stattdessen sollten 
einige Hochhäuser gebaut werden. Die Stadt Bremen kaufte 
deshalb alle zum Kauf angebotenen Häuser — besonders die- 
jenigen im Bereich der geplanten Trasse. Und da die Häuser eh 
eines Tages abgerissen werden sollten — warum nicht gleich. 
Auf diese Weise verschaffte uns die Stadt jede Mengen Lücken 
in den ansonsten blendenden Häuserreihen. 

Diese Abrisse dauerten solange an, bis das Sozialamt auf den 
Bolzen kam, die Häuser der Stadt bis zur endgültigen Realisie- 
rung der Mozartstraße zu nutzen. Sie hatten jede Menge sog. 
Probemfamilien, die kurzfristig untergebracht werden mußten. 
Diese Familien durften keine hohen Ansprüch an den Wohn- 
komfort stellen und waren den Behörden eh derartig ausgelie- 
fert, daß sie auch kurzfristig wieder umquartiert werden konn- 
ten. 
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tolerante Beschäftigung mit ihnen. 


Tatsache ist allerdings, so geht aus Wulte- 


fekuhls Bericht bisherige Wohnungen im | kuhls Bericht hervor, daß sich die Entwick- 
Ostertorviertel durch Kündigungen und Kla- 
gen neuer Eigentümer verloren. Zu den für sie | Weise vollzogen hat. Zwar war es beabsich- 
tragbaren Mieten gebe.es keine Räume mehr. | tigt, die Mischung der Einkommensschichten 
Daß sie im Ostertorgebiet trotz starker Nach- 


lung im Sanierungsgebiet in unerwarteter 


nach oben hin zu verbessern, mehr junge Fa- 


frage nach Mietwohnungen und Häusern |milien ins Viertel zu ziehen und den Zuzug 
überhaupt auf leerstehende Gebäude gestoßei | von Studenten und Ausländern zu stoppen. 
seien, habe — zumindest bei den von der Bre- 
mischen Gesellschaft verwalteten Grundstük- 
ken — eine leicht erklärliche Ursache. Einmal | gekauft und Kapitalanleger mit freifinanzier- 
stünden modernisierte Gebäude vor der Priva- | ten Modernisierungswohnungen die Freisstei- 
tisierung zunächst oft leer, weil die Gutachter | gerungen dieses Gebiets an die Spitze | 
überlastet und die vorgeschriebenen Ange- | hinter Oberneuland getrieben hätten, seien 
botsfristen sehr lang seien. Häuser, die noch 
modernisiert werden müßten, könnten wieder- 
um nicht immer gerade dann geräumt werden, 
wenn mit den Arbeiten begonnen werden sol- 
le. Und eine dritte Gruppe von Gebäuden 
schließlich werde nicht bewohnt, weil il wegen 
ihres Zustands ein Abriß erforderlich sei. 


Doch während vor allem Angehörige gehobe- | 
ner Schichten massiv für den eigenen Bedari | 


die Privatisierungspreise für die bevorzugten 
Bevölkerungsgruppen ihrer Ansicht nach 
kaum erschwinglich. (rsp) 


Der bis dahin hier ansässige Bürger rümpfte die Nase: Flücht- 
linge, Penner, Mittellose in seiner Nähe. Das konnte man un- 
möglich dulden. Auf den Zuzug dieser Leute hatten sie keinen 
Einfluß — aber sie konnten wegziehen. Bremen war inzwischen 
viel größer geworden. Ein solcher Wegzug viel leicht in Anbe- 
tracht der Veränderungssperre. Wer wollte schon in einem 
Haus ohne Bad und Heizung leben, wo es am Dach reinregnet 
und an den Fenstern wieder raus. Nix wie weg also. Die zurück- 
gelassenen Häuser liessen sich zudem auch noch profitabel 
vermieten — reinstecken durfte man ja von Staats wegen schon 
nichts mehr, aber Miete kassieren war nicht untersagt. Und wer 
nimmt solche Häuser: „Gastarbeiter‘‘, Studenten, Freaks, Leu- 
te mit wenig Einkommen. Die Läden wurden zu Kneipen und 
Bars umgebaut — der Puff ist auch gleich um die Ecke. 


Dem Sozialwerk der Universität werden Häuser zur befristeten 
Nutzung angeboten. Beispiel: Die Neue Heimat vermietet an 
das Sozialwerk. Das Sozialwerk vermietet weiter an die Stu- 
denten. Damit spart die Neue Heimat die gesamte Verwaltung, 
braucht nur einmal zu kündigen und die Mieter können keine di- 
rekten Ansprüche an die Neue Heimat stellen. Eine Situation, 
wie sie heute im Wienerhof vorzufinden ist. 


Der ‚„Sub‘‘ machte sich breit. Und weil hier so viele Ausländer 
wohnen, gibts bald einen türkischen Gemischtwarenladen an 
der Ecke. Und weil hier so viele Studenten wohnen, gibts 
schnell noch nen paar Studentenkneipen dazu. Buchläden und 
Discos ziehen nach. Resultat: Noch mehr „Sub“ zieht ins Vier- 
tel. Die Genossen wohnen dann um die Ecke. 


Bemerkenswert an dieser Situation scheint mir, daß in dieser 
Zeit (der Bremer Senat hält bis Dez. 73 an den Trassenplänen 
fest) ohne jegliche Planung die jetzige Sozialstruktur gewach- 
sen ist. Man ging offensichtlich davon aus, daß dieser Zustand 
eh nur kurzfristig sei, da irgendwann sowieso alles abgerissen 
werde. 


Die Entscheidung des Bremer Senats, auf die Realisierung der 
Mozarttrasse zu verzichten, beruht im wesentlichen auf drei 
Faktoren. 

Zum einen an dem erheblichen Widerstand der Ostertorbewoh- 
ner und zum anderen daran, daß die Einwohnerzielzahl Bre- 
mens von 800 000 auf 600 000 heruntergeschraubt wurde 
(auch auf Druck von unten) und deshalb eine dichtere Bebau- 
ung gar nicht mehr möglich war. Die Pläne, die Innenstadt in 
Richtung Ostertor auszudehnen, waren eh schon am Unwillen 
der Kaufhauskonzerne gescheitert, die kein Bedürfnis verspür- 
ten, ins Ostertor auszuweichen. Damit entfiel für den Bremer 
Senat auch die Notwendigkeit, seine Planungen gegen die Be- 
völkerung durchzusetzen. 


Der Kampf gegen die Mozarttrasse zeigte dem Bremer Senat 
auch sehr deutlich, was hier im Ostertor los ist. Hier wohnen 
Leute, die sich nicht alles gefallen lassen. Schon damals gab es 
ständig Hausbesetzungen hier im Viertel, und überhaupt, wenn 
sich in Bremen was rührte, dann meist im Ostertor. 

Selbst der SPD-eigene Unterbezirk „Ortsverein Altstadt‘ war 
der aufmüpfigste von allen. Na und woran liegt das? Hier woh- 
nen zuviel Ausgeflippte, Studenten und so. Hier muß was geän- 
dert werden. Auf dieser Grundlage wurden Sanierungskonzep- 
te entwickelt: Stärkere „soziale Mischung‘ nennt sich das. Die 
bauliche Substanz des Viertels soll erhalten und verbessert — 
die Soziälstruktur jedoch geändert und „verbessert‘‘ werden. 


Wie geht das? 


— Zum einen versucht die Bremische Gesellschaft als Sanie- 
rungsträger, die jetzt alle städtischen Häuser im Sanierungsge- 
biet treuhänderisch verwaltet, die Häuser an die vorherigen Ei- 
gentümer zurückzuveräußern. Das klappt natürlich meistens 


nicht mehr, denn die haben sich entzwischen woanders ange- 
siedelt und haben keinen Bock mehr aufs ‚Viertel‘. 


— Als nächstes werden die Mieter gefragt, ob sie kaufen wollen. 
Zum Teil sind aus den aufmüpfigen Studenten von damals ho- 
norige Lehrer/Hochschullehrer geworden. Staatstreue versteht 
sich. Die sind in der Lage so ein Haus auch tatsächlich zu kau- 
fen. 


— Wenn das Haus dann absolut nicht zu verkaufen ist, wird es 
objektsaniert. Da wird dann aus einem geräumigen 8-Zimmer- 
Haus ein Haus mit drei kleinen Drei-Zimmer-Wohnungen. Wo 
vorher ne Wohngemeinschaft drin war — sitzen jetzt mehrere 
Kleinfamilien. Die Mieten sind in diesen komfortablen Häusern 
auch dem Komfort angepaßt und nicht mehr für jeden tragbar. 


(An dieser Stelle vielleicht ein kleiner Einschnitt: Ganz so glatt 
läuft das natürlich nicht. Die Sozialdemokraten haben auch aus 
der Geschichte gelernt. So hat z.B. jeder Hauptmieter An- 
spruch auf Ersatzwohnungen hier im Ostertor. Soll ein bewohn- 
tes Haus saniert werden, werden die Mieter umgesetzt und 
nach der Renovierung mit ganz leicht erhöhten Mieten wieder 
rein.) 


— Die neu zu vermietenden Wohnungen werden nur noch an 
Mieter ihres Sozialstrukturplans vermietet. 


— Arbeitemigranten werden Ersatzwohnungen in der Nähe ih- 
rer Arbeitsstelle angeboten. Oft nehmen diese die neuen Woh- 
nungen. Die Bremische bezahlt den Umzug und ne ordentliche 
Prämie. 


— Dem Sozialwerk werden alle Verträge gekündigt und keine 
neuen Häuser mehr angeboten — es sei denn ganz weit weg 
vom Viertel. Die Studenten als Nutzer der alten Wohnungen 
haben keinen Anspruch auf Ersatzwohungen. Sie sind nicht 
Vertragspartner des Eigentümers der Häuser. 


— Kinderläden werden mit Riesenprämien aus dem Viertel ge- 
lockt: in einem Fall 15 000 DM, wenn sie 500 m weiter ziehen 
— außerhalb des Sanierungsgebietes. Ersatz bietet die Bremi- 
sche natürlich. 


— Viele der sanierten Häuser werden auf dem ‚‚freien‘‘ Markt 
zum Kauf angeboten. Die Preise bestimmen die soziale Her- 
kunft des Käufers. (Auch das ist nur halb richtig, weil die Häuser 
in erster Linie an Bewohner des Ostertors verkauft werden mü- 
sen, auch wenn diese nur die Hälfte des Preises bieten! Sagt 
man. Aber was macht das aus bei einem Preis von 500 000 
DM. Die soziale Herkunft ist bei 250 000 die gleiche.) Konkret: 
ein Haus — vor Jahren von der Stadt gekauft für ca. 100 000 
DM/Sanierungskosten: 800.000 DM/Verkaufspreis: 450 000 
DM. 


So siehts jetzt hier im Viertel aus. Daß die Bremische zu teuer 
saniert — darüber regen sich die „linken Sozialdemokraten‘ 
auf. Aber das ist von untergeordneter Bedeutung. Wichtig ist, 
daß sie mit der Sanierung versuchen, uns hier aus dem Viertel 
zu vertreiben. Und das wollen wir uns nicht bieten lassen. Wir 
lehnen jeden planerischen Eingriff der Bürokratensäcke ab. Wir 
nehmen die „Planung“ jetzt in unsere eigenen Hände! 


Wie ist das mit den Häusern gelaufen? 


Grundstr. 21: Von Anfang an ist ne ziemlich gute Öffentlich- 
keitsarbeit gelaufen (es ging bei dieser Öffentlichkeitsarbeit na- 
türlich immer um alle drei Häuser). Am Nachmittag nach der 
Besetzung haben wir ne Pressekonferenz gemacht. Waren 
auch alle da: Zeitungen, Radio, Fernsehen. 


; = —a—— 
Häuserkampf im Frankfurter Westend 


Unsere Forderungen waren: Mietverträge für die Häuser zu er- 
träglichen Mieten, Instandsetzung der Häuser nach unseren 
Bedürfnissen mit finanzieller Unterstützung durch die Eigentü- 
mer. Schon auf dieser Pressekonferenz wurde uns (Grundstr.) 
ein Nutzungsverhältnis zugesagt. Über die Modalitäten sei je- 
doch noch zu verhandeln. Mit dieser Zusage konnten wir ruhi- 
gen Gewissens anfangen zu renovieren. Außerdem schufen wir 
damit Fakten, die unsere Position erheblich stärkten. „Da sind 
Leute, die wollen das Haus tatsächlich erhalten!“ 


Das ganze war jedoch nicht ganz so einfach, wie wir uns das 
vorgestellt hatten. Mit nen bißchen Tapete und Farbe wars nicht 
getan. Schließlich stand das Haus über 12 Jahre leer. Wir ris- 
sen Wände raus, bauten einen Schornsteinkopf neu, dichteten 
das Dach ab, verlegten den gesamten Strom neu, und, weil wir 
grad dabei waren, auch gleich noch Wasser und Gas neu. Und 
da wir in den Zimmern keine Schornsteine hatten, mußten und 
wollten wir ne zentrale Heizung, Gas war am günstigsten. Und 
natürlich jede Menge Maurer- und Malerarbeiten. Unsere Arbeit 
wurde kräftig unterstützt: von einem Maler kriegten wir fast alle 
Farben, von nem Klempner ne Badewanne, Waschbecken, 
Spülkasten und Armaturen. 


Nach 14 Tagen Besetzung kriegten wir unseren Mietvertrag. 
Befristet auf zwei Jahre — wegen der immer noch existierenden 
Pläne, das Haus abzureißen, was jedoch heute höchst unreali- 
stisch scheint — und mit 170.— DM Miete im Monat. Wobei die 
eingezahlte Miete jedoch wieder ins Haus investiert wird. Alles 
andere müssen wir selber bezahlen. Unsere Renovierungsko- 
sten ohne unsere Arbeitsleistung beliefen sich auf 7 000 DM. 
Das ist natürlich ein ganzer Batzen. Aber umgerechnet auf zwei 
Jahre ist das noch ne erträgliche Miete. Außerdem sind wir da- 
mit so stark geworden, daß die Nutzung mit Sicherheit über die 
zwei Jahre hinaus gehen wird. 
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Wir haben dann nach der Renovierung einen „Tag der offenen 
Tür‘‘ gemacht (das macht die Bremische auch immer mit ihren 
frisch renovierten Häusern), um der Öffentlichkeit mal vorzu- 
stellen, wie wir uns Objektsanierung vorstellen. Die Presse war 
so gut, daß wir damit schon wieder Probleme kriegten. Die stell- 
ten uns nämlich plötzlich als die guten Besetzer hin, während 
die anderen, die Schlechten, noch keinen Handschlag an ihren 
Häusern gemacht hätten. Wobei sie geflissentlich übersehen 
haben, daß wir schon einen Mietvertrag hatten, während die 
anderen mehr oder weniger täglich mit ner Räumung rechnen 
müssen. 


Osterdeich 12: gehört der Bremischen Gesellschaft. Sollte ob- 
jektsaniert werden — unten ein Architekturbüro und oben zwei 
Wohnungen. Die Bremische stellt sich wegen der Besetzung 
quer: Strafantrag wegen Hausfriedensbruch, Antrag auf polizei- 
che Räumung. Dieses Bestreben war und ist immer noch nicht 
politisch durchsetzbar. Sowohl der Bremer Senat als auch die 
Polizei wollen (noch) keine militärische Lösung des Konflikts. 
Besonders hervorgetan hat sich bei der Vermittlung unser 
„stadtteilbeirat‘‘ mit seinem Amtsleiter. 


Stadtteilbeiräte gibt es in den Stadtteilen, in denen es keine 
Ortsämter gibt. die Ortsämter sind sowas wie Überbleibsel 
kommunaler Selbstständigkeit aus der Zeit vor der Einverlei- 
bung in die Stadt Bremen. 


Der Stadtteilbeirat ist sowas ähnliches wie ein kommunales 
Vertretungsorgan. Besetzt ist dieser Beirat nach dem Parteien- 
proporz — wird also nicht direkt gewählt. Auch die Entschei- 
dungsbefugnis reicht nicht an die Kompetenzen eines Kommu- 
nalparlamentes. Sie werden zu allen Fragen ihres Stadtteils ge- 
hört. Im Zweifel entscheiden jedoch die politischen Entschei- 
dungsträger im Bremer Senat. Ein typisches Instrument sozial- 


demokratischen Krisenmanagements. Auf der einen Seite ein 
immer stärkerer Einfluß der Bremer Senats auf den Bürger di- 
rekt, also Entscheidungen von „oben‘‘ mit unmittelbaren Fol- 
gen für den Bürger ‚unten‘. Andererseits ist der Bremer Senat 
vor Angriffen von „unten‘‘ geschützt. Da muß man erst durch 


die Instanzen. Ein mühseliger Weg von „unten“ nach „oben“. 


Und wer macht sich diese Mühe und hält wirklich durch. Die 
Konflikte werden also schon viel weiter unten aufgefangen, dis- 
kutiert, kanalisiert. Der Bremer Senat bleibt davon verschont. 


Besonders deutlich wird dies an der Person des Vorsitzenden 
des Beirats: ein gewählter Beamter. Ein gestandener „Linker“ 
mit guten bis sehr guten Kontakten in der Bremer Bürgerschaft 
und dem Senat. Informationen fließen hier inoffiziell. Ein Anruf 
bei dem Genossen Polizeipräsidenten, flankiert durch Be- 
schlüsse in irgendwelchen SPD-Unterbezirken und gefördert 
durch Stellungnahmen einzelner Bürgerschaftsabgeordneter, 
und schon wird ein besetztes Haus nicht geräumt. Auf der an- 
deren Seite ist dieser Amtsleiter ein Mensch, mit dem sich auch 
Besetzer an einen Tisch setzen. Ein Mensch wie du und ich. 
Vieles von dem was wir wollen, will er auch! Nur sooo nicht! 
Aber da ist ein Haufen Verhandlungsspielraum — bleibt nur die 
Frage, ob wir damit nicht dem Krisenmanagement aufsitzen. 
Auf der anderen Seite fehlt uns aber die politische Stärke, um 
direkt den Senat aus der Reserve locken zu können. Immerhin 
hat die SPD die absolute Mehrheit hier in Bremen, und da müs- 
sen sie nicht jeden Pfurz berücksichtigen. 


Grundstraße Nr. 21 
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Dieses Haus wurde also bis heute nicht geräumt, weil der 
Stadtteilbeirat zwar den Akt einer Besetzung als straftrechtlich 
relevant verurteilt, die Motive der Besetzer aber unterstützens- 
wert findet. 

Diese Unterstützung beschränkt sich auf Vermittlungsversuche 
zwischen den Besetzern und der „Bremischen‘‘. Wie gesagt, 
durchgreifende Kompetenzen hat der Stadtteilbeirat nicht, muß 
aber ständig seine Handlungsfähigkeit unter Beweis stellen. 
Deshalb wird auch nicht so schnell etwas gegen den Willen des 
Beirats durchgesetzt werden. 


Bedingung für diese Vermittlung sollte zum Beispiel sein: die 
Besetzter verzichten darauf, die Sache selbstständig weiter zu 
treiben — sprich Öffentlichkeitsarbeit. Aber das hätten sie gern: 
wir legen unser Schicksal in die Hände der sozialdemokrati- 
schen Mafia und lassen den Bremer Senat und die „Bremi- 
sche“ in Ruhe. Diesen Verzicht konnten wir natürlich nicht ak- 
zeptieren. Es gab deshalb des öfteren Ärger. Jedoch vermittelt 
der Beirat immer noch. Sicherlich ein kleines Zeichen unserer 
Stärke. 


Die Vermittlung läuft, wie sollte es anders sein, unter Ausschluß 
der Öffentlichkeit. Wir wissen nie wie gerade der Stand der Din- 
ge ist. 


So waren wir auch nicht sehr überrascht, als plötzlich Anfang 
November Bauarbeiter am Osterdeich anrückten und bauvor- 
bereitende Maßnahmen trafen — Klartext: ein Bauzaun wurde 
errichtet. Eigene Recherchen bestätigten unsere Vermutung: 
am Montag sollte ein Bautrupp versuchen, mit der Renovierung 
zu beginnen. Da dieser nicht ins Haus gelassen würde, sollte 
die Polizei den Bauarbeitern Zutritt verschaffen. 

Wir mobilisierten für die Verteidigung der beiden Häuser am 
Osterdeich und richteten uns auf eine militante Verteidigung 
ein. Und dies teilten wir auch der Öffentlichkeit mit. Der Apparat 
kam ins Routieren. Fast hundert Leute nächtigten in den Häu- 
sern. Resultat: die Bauarbeiten wurden verschoben! Und: noch 
am gleichen Tag lag ein konkreter Vermittlungsvorschlag auf 
dem Tisch. Den Besetzern wurde Ersatzwohnraum im Viertel 
geboten. Ein. Angebot, das die Besetzer bei akzeptablen Ersat- 
zwohnungen auch annehmen wollen. Allerdings ging diese 
Entwicklung vorläufig in die Hose, weil die Ersatzwohnungen 
eine Katastrophe waren: zu klein, zu feucht, schlicht unbe- 
wohnbar. Das sahen selbst die Vermittler ein und Sie suchen in- 
des nach weiteren Ersatzwohnungen. 


Ein weiterer Erfolg der Besetzung ist die Zusage, daß in den 
besetzten Häusern, nach freiwilliger Räumung, keine Büroräu- 
me mehr gebaut werden, sondern die Häuser weiter Wohn- 
zwecken zur Verfügung stehen. 


Natürlich beabsichtigt keiner, freiwillig das Feld zu räumen. Wir 
haben sehr wohl erkannt, daß die Gegenseite versucht, uns mit 
ihren Verhandlungen den Wind aus den Segeln zu nehmen. 
Gleichwohl haben wir uns darauf eingelassen. Das liegt natür- 
lich auch an einer fehlenden Einschätzung unserer Stärke oder 
Schwäche. Zu schnell waren wir bereit, Verhandlungsangebote 
als Schwäche der Gegenseite zu aktzeptieren, ohne unsere 
Stärke zu betonen. Unser Fehler war, daß wir zu früh aufgehört 
hatten, mit einern eigenständigen Politik unsere Positionen zu 
stärken. Nur dadurch können wir die Gegenseite zu Zugeständ- 
nissen zwingen. 


Jetzt nachdem, die Bremische Gesellschaft über ein Landge- 
richt ihre Räumungsklage durchgekriegt hat, haben wir uns 
endlich wieder darauf besonnen. Wir bereiten die militante Ver- 
teidigung der Häuser vor — praktisch und durch verstärkte Öf- 
fentlichkeitsarbeit. 

Wir dürfen gespannt sein, wie die Krisenmanager darauf rea- 
gieren. 


Mozartstr. 31: Ein typisches Spekulationsobjekt. Gehört einer 
Boutiquenbesitzerin in Düsseldorf, die sich einen Scheißdreck 
darum kümmert. Seit Jahren haben die verschiedenen Wohn- 


gemeinschaften auf die abenteuerlichste Weise versucht, mit 
ihr in Kontakt zu treten, und angeboten, das Haus zu mieten 
oder zu kaufen. Alles ohne Erfolg. Auch jetzt nach der Beset- 
zung betreibt sie eine Räumung nicht sehr intensiv. Die Zeit 
scheint noch nicht reif. So boten die Besetzer gleich zu Beginn 
einen angemessenen Mietpreis und einen Nutzungsvertrag. Ei- 
ne schon überwiesene Miete wurde kommentarlos zurückge- 
schickt. Stattdessen trudelte eine Klage auf Räumung bei den 
Besetzern ein. Da ist aber noch einiges offen. 


Der Beirat lehnt eine Vermittlung ab, weil ja bekanntlich jeder 
mit seinem Eigentum machen kann was er/sie will. Und in ei- 
nem Sanierungsgebiet kann jede/jeder ein Haus solange leer- 
stehen lassen, wie sie es für oppertun halten. Die Möglichkeit, 
die Besitzerin über ein Sanierungsgebot der Stadt zu zwingen, 
etwas zu unternehmen, wird bis jetzt noch abgelehnt. Kann 
aber noch kommen. Das Haus stand ja lange genug leer. Aber 
im Grunde soll es nicht unser Problem sein, wie die Sozialde- 
mokraten diesen Konflikt aus der Welt schaffen. Wir bleiben je- 
denfalls drin wohnen, so die Besetzer. 


Als letztes Beispeil noch den Wienerhof/Weberstraße. Dies 
ist insofern interessant, als hier diese seltsame Vertragskon- 
stellation zwischen Vermieter-Mieter-Eigentümer vorzufinden 
ist. Eine Konstellation, wie sie sehr häufig hier im Viertel ist. Ei- 
gentlicher Mieter ist das Sozialwerk der Uni — Eigentümer die 
Neue Heimat — und Untermieter des Sozialwerks sind Studen- 
ten. Die Neue Heimat kündigt dem Sozialwerk und dieses wie- 
derum den Studenten. Eine Einflußnahme der Untermieter auf 
den Eigentümer ist rechtlich nich möglich. Dadurch haben die 
Studenten auch keine Anspruch auf Ersatzwohnraum — wie es 
das Sanierungskonzept vorsieht. Sie fliegen aus dem Viertel 
oder besetzen. Die jetzt ca. 40 Bewohner dieses Gebäudekom- 
plexes haben sich für das letztere entschieden. Und damit setz- 
ten sie eine gute Tradition des Wienerhofes fort. 


Gebaut wurde der Wienerhof anfang dieses Jahrhunderts — mit 
dem erklärten Willen, die Kommunikation auch baulicherseits 
zu fördern. Der Komplex ist u-förmig angelegt. Vor den Häu- 
sern ein für alle Häuser zugänglicher Garten mit Sitzmöglich- 
keiten und Blick auf die Straße. 

Im Zuge der Flächensanierung sollte auch der Wienerhof der 
Spitzhacke zum Opfer fallen. Eine Besetzung durch Studenten 
vor etwa 10 Jahren verhinderte dies. Heute soll die Struktur des 
Hauses erhalten bleiben — nur familiengerechter solls halt wer- 
den. Das heißt: Studenten raus — Familien rein! 


Das Sanierungskonzept der Besetzer sieht eine schrittweise 
Renovierung der einzelnen Häuser vor. Man zieht zwischen- 
zeitlich in ein oder zwei Häuser zusammen - renoviert die an- 
deren und zieht dann wieder zurück. Auch die Sanierung stel- 
len sich die Besetzer anders vor als die Neue Heimat — nicht 
Komfort um jeden Preis. Hunter: ‚Nicht ne Heizung oder ’n Ali- 
bertschrank im Bad ist für mich Komfort. Eine funktionierende 
Kommunikation — das ist für mich Komfort!“ 


Der Kampf und den Wienerhof wird eine entscheidende Funk- 
tion haben. Wie gesagt — sehr viele Studenten leben mit ähnli- 
chen Vertragsverhältnissen hier Viertel und werden über kurz 
oder lang hier raus sollen. 


Auffälliges 


Da wo die Hausbesetzungen durch intensive Öffentlichkeitsar- 
beit an Stärke gewonnen haben, hat sich die Bullerei sichtlich 
zurückgehalten. Sie mußte erst über zivilrechtliche Schritte 
(einstweilige Verfügungen und so) zum Handeln gezwungen 
werden. Damit soll, so der Amtsleiter des Stadtteilbeirats, ein 
endgültiges Abrutschen in den Untergrund (sprich Kriminalisie- 
rung) verhindert werden. Er meint: ein Abtauchen in einen für 


ihn nicht mehr kontrollierbaren Raum. (Siehe dazu ‚Vor Krimi- 
nalisierung gewarnt‘“.) 


Ein deutscher Versuch, Hausbesetzer zu integrieren. Im glei- 
chen Kontext stehen die offenen Sympathiebezeugungen der 
verschiedensten ‚Kommunalpolitiker‘‘. Zwar läuft das meist 
nicht öffentlich, soll bei uns jedoch den Eindruck erwecken, wir 
seien anerkannte Gesprächspartner und „hätten ja recht‘. Daß 
wir Recht haben, wissen wir auch ohne diese Strategie — was 
soll das also? Ich denke, die können sich so ein paar ausge- 
flippte Hausbesetzer schon leisten. Da können sie immer sa- 
gen: bei uns im Stadtteil sorgen wir für unsere Ausgeflippten. 


Die Veränderung der Sozialstruktur wird trotzdem seinen Gang 
nehmen (denken sie zumindest!). Wirkliche Veränderungen — 
was die Quantität anbetrifft, werden erreicht über den Raus- 
schmiß der Studenten, die in Häusern wohnen, wo sie nur Un- 
termieter und das Sozialwerk der Uni Hauptmieter ist. (Siehe 
Wienerhof). Da sind die Studenten rechtlos — jedenfalls was 
den Rechtsweg anbetrifft, und wenn die alle aus’'m Viertel raus 
sind, wird das schon reichlich zu Buche schlagen. 

Das ist so der eine Strang der Veränderung der Sozialstruktur. 
Der andere ist die „schleichende Veränderung‘. Was ich an 
anderer Stelle schon mal beschrieben hab — aus den Studen- 
ten werden mit der Zeit Lehrer, Rechtsanwälte — kurz Mittel- 
stand. Und seltsamerweise verändert sich mit dem Sein auch 
das Bewußtsein (wo hab ich das bloß mal gehört, das kommt 
mir so bekannt vor). 


Und ohne daß du’s merkst — bist die von mittelständisch Ange- 
paßten hier im Viertel eingekreist. Und wer sich nicht anpaßt, 
fliegt raus! So einfach ist das. 


Und wenn die Kommunalpolitiker hier erzählen, sie würden die 
Hausbesetzungen unterstützen — aber sie bitten doch sehr 
darum, daß wir nicht in den Mittelstand aufsteigen —, dann krie- 
gen wir nichts anderes als ne Feigenblattfunktion. Seht her — 
sogar Nichtangepaßte wohnen hier — während hinter dieser 
Fassade jede Menge Freaks hier rausfliegen. 


Ein weiterer Fakt, warum man uns hier die „Unterstützung“ an- 
gedeihen läßt, ist sicherlich die vergangene Bürgerschaftswahl 
vom Oktober. Vor der Wahl wollten sie die Wählbarkeit er SPD 
demonstrieren — nach der Wahl erst recht — schließlich haben 
hier im Ostertor die ‚Grünen‘ und die ‚Alternativen‘ über 20% 
der Stimmen gekriegt — mal abgesehen von den über 20%, die 
erst gar nicht zur Wahl gegangen sind. 


Und noch nen Grund, warum Hausbesetzer im Ostertor „unter- 
stützt‘‘ werden: Das Ostertor ist ein überschaubarer Rahmen, in 
dem sich die Linke ruhig ein bißchen austoben darf. Durch die- 
ses Image werden andere angeregt, ihre Konflikte nicht in ih- 
rem eigenen Stadtteil auszutragen, sondern die kommen dann 
auch ins Ostertor. Beispiel: Schüler aus ner Trabantenstadt 
kommen ins Viertel und besetzen ein Haus. Das hat natürlich 
auch was mit objektiven Bedingungen zu tun - hier im Viertel 
finden sie ein entsprechend großes Haus, das auch noch leer 
steht. Und wer will schon ein Betonsilo besetzen? Vielleicht 
werden dadurch andere Stadtteile ruhiger und sauberer gehal- 
ten, zumindest was die politschen Auseinandersetzungen an- 
betrifft! 


Schickeria Raus 


Eine Parole, die die zukünftige Bevölkerungsstruktur dieses 
Viertels denunzieren soll. Schickeria steht dabei für teure Ap- 
partementwohnungen, Läden mit Kleinnandwerk für Touristen, 
und ist die Negation eines Teils der jetzigen Bewohner. 


Diese Parole wurde in handfeste Taten umgesetzt. Und das 
kam so. 


Die Hauptstraße des Ostertorviertels ist der Ostertorsteinweg. 
Traditionell eine Geschäftsstraße mit kleinen Läden. Durch die 
Abriß- und Sanierungspläne stand immer ein ganzer Teil der 
Läden leer. So machten Freaks zunächst den ersten KLamot- 
tenladen in einer Seitenstraße auf. Es gab dort gebraucht Kla- 
motten für ein Schweinegelt. Das Geschäft gedieh prächtig. An- 
dere Freaks machten den ersten Laden am Ostertorsteinweg 
auf. Mit der Zeit wurde ne poppige Boutique daraus. Und weil 
das immer noch ein gutes Geschäft war, zog eine Boutique 
nach der anderen hier an den Ostertorsteinweg. Unter der 
Hand wurden schon Pläne geschmiedet, den Ostertorsteinweg 
zur Modestraße Nr. 1 in Bremen zu machen. Der Stil der Kla- 
motten, die dort verkauft wurden, wandelte sich. Plastik scheint 
heute „in‘‘ zu sein. Kombiniert mit ner schicken Lederjacke und 
ein Paar Rollschuhen an den Füßen. 


Mittlerweile gabs auf 300 m Einkaufstraße 10 „Plastik-Läden‘“. 
Das symbolisierte anschaulich die Veränderung des Ostertors 
insgesamt. Jetzige Bewohner raus — Schickerias rein! An die- 
sem Symbol der Veränderung entzündete sich nun ein vehe- 
menter Konflikt. 


Als erneut eine Eröffnung eines dieser Plastikläden anstand, 
verabredeten sich ein paar Leute zu einem orangisierten Go- 
und Klau-In. Das ging dann nicht so organsiert und glatt über 
die Bühe — zumindest war es jedoch der Auftakt zu heftigen 
Auseinandersetzungen. Von diesem Tag an wurden mehr als 
zwei Dutzend Schaufensterscheiben dieser Läden zertrüm- 
mert. Zum „Politikum‘‘ wurde die Sache jedoch erst, als sich die 


Boutiquenbesitzer zusammenschlossen und selbst Hand an- 
legten an vermeintliche Scheibenzerstörer. Die Bremer Öffent- 
lichkeit war empört! Das ist Selbstjustiz! Kleinchicago in Bre- 
men. 


Inzwischen haben sich an dieser Front wieder die Wogen der 
Empörung geglättet. Es fliegen zwar noch manchmal die Schei- 
ben ein, aber „der Höhepunkt scheint überschritten‘. Das mag 
zum einen daran liegen, daß seither Dutzende von Zivilbullen 
vor und in den Läden auf der Lauer liegen. Hauptsächlich man- 
gelt es jedoch an der politischen Perspektive. Die Argumenta- 
tion: Versorgungsläden werden verdrängt — schien zu implizie- 
ren, die sollen wieder hier hin. Nur — wer kann es sich leisten 
in den Tante-Emma Läden einzukaufen? Und sind es nicht ge- 
rade diese Läden gewesen, die die heutige Situation mit verur- 
sacht haben? 

Eine alternative Versorgung sieht für uns anders aus. Koopera- 
tiven mit eigenen Beschaffungs- und Verteilungsstrukturen sind 
jetzt in Planung. Das hat Zukunft, denn es stärkt unsere Auto- 
nomie. 


Die eingeworfenen Scheiben waren ein Symbol! Viele Leute 
werden die geplante Veränderung dieses Viertels nicht kampf- 
los hinnehmen. Das ist deutlich geworden. Ein Plakat der letz- 
ten Tage verkündet: Die eingeworfenen Scheiben sind nur ein 
Anfang! Das war es! Jetzt gilt es den Kampf gegen Sanierungs- 
politik des Bremer Senats zu vermassen. Wir werden jeden 
planvollen Eingriff der Sanierungsträger oder ihrer politischen 
Verursacher bekämpfen. Auch wenn damit scheinbar unsere 
Interessen gar nicht berührt werden. 


Horst Wesemann 


»So tun als ob« 
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Wir haben als Mitglieder einer Projektgruppe an dem Wettbe- 
werb „Strategien für Kreuzberg‘ teilgenommen, der im Früh- 
jahr 1977 vom Senator für Bau- und Wohnungswesen Berlin 
als Stadterneuerungsprogramm für das alte Arbeiterviertel 
Kreuzberg SO 36 ausgeschrieben wurde. Der folgende Artikel 
ist der Versuch einer nachträglichen Auseinandersetzung mit 
den politischen Hintergründen des Wettbewerbs, um aus den 
Erfahrungen, die wir während des Wettbewerbs gemacht ha- 
ben, Schlüsse ziehen zu können. Während unserer Arbeit im 
Rahmen des Wettbewerbs sind wir nicht dazu gekommen, Par- 
tei- und Behördeninteressen und die zu ihrer Durchsetzung 
eingesetzten Taktiken genauer zu analysieren — deshalb konn- 
ten wir nur versuchen uns soweit wie möglich ihren Auswirkun- 
gen zu entziehen, anstatt unsere Forderungen dagegen durch- 
zusetzen. Unsere Diskussionen bewegten sich zwischen den 
Standpunkten: das Projekt von Anfang an auch finanziell unab- 
hängig zu konzipieren oder den Wettbewerb solange mitzuma- 


chen, wie noch Hoffnung auf finanzielle Unterstützung ohne 
Einschränkungen besteht. 


Die Schwierigkeiten, die Chancen zur Durchsetzung des Pro- 
jekts konkret einzuschätzen, bestand darin, daß einmal das 
Wettbewerbsverfahren sehr komplex ist, weil die verschieden- 
sten Interessengruppen zusammenwirken: (Senatsabteilun- 
gen, Bezirksamt Kreuzberg, ev. Kirche, Baugesellschaften, Be- 
wohner, Projektgruppen), und daß auch die SPD-Strategie 
nicht als einheitliches Konzept erkennbar ist. Zwar sind die Ziel- 
vorstellungen von Senatsspitze, Senatsverwaltung und Be- 
zirksamt als SPD-Parteiinteressen im großen und ganzen dies- 
selben, aber aufgrund der unterschiedlichen Funktionen der 
Verwaltungsebenen, wie politische Vertretung in der Öffentlich- 
keit oder Durchführung von konkreten Maßnahmen, werden sie 
zu teilweise sogar gegensätzlichen Sonderinteressen modifi- 
ziert. Insgesamt ergibt sich daraus das Bild der zermürbenden 
Bürokratiemaschinerie mit ihren gewohnten Taktiken zum Ver- 
schleiß von Bürgeraktivitäten: das Hin- und Herschieben von 
Verantwortlichkeiten zwischen Verwaltungsabteilungen und - 
ebenen und das Einbinden in zahlreiche vorgestaltete Gre- 
mien. Diese Taktiken haben die inhaltliche Arbeit unserer Grup- 
pe trotz unseres Wissens darum zeitweise stark behindert. 


Anhand dieses Wettbewerbs, mit formal weitergehender Bür- 
gerbeteiligung als uns bisher aus der BRD bekannt, läßt sich 
die alte SPD-Strategie des „So-tun-als-ob‘‘ exemplarisch auf- 
zeigen, aber sie ist mit neuen Tendenzen verbunden worden. 
Das macht es möglich, Fragen nach Bedingungen und Funktio- 
nen linker Stadtteilarbeit deutlicher zu stellen als es uns bisher 
möglich war. Mit der Strategie des „So-tun-als-ob‘ ist auf den 
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1975 war Denkmalschutzjahr. Die Berliner Post brachte dazu 
eine Briefmarke heraus, die eine Häuserfront in der Naunyn- 
straße abbildet. Soweit, so gut. Heute, 5 Jahre später, istin der 
Naunynstraße vom internationalen Denkmalschutzjahr nur 
noch wenig zu merken. Das internationale Abrißkugeljahr hat 
in der Naunynstraße Einzug gehalten. Wie schnell sich doch 
die Zeiten ändern. 
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Wettbewerb bezogen gemeint: „fortschrittliche‘‘ (Wahl)ziele, 
wie Stadterneuerung im Interesse und mit Beteiligung der Be- 
troffenen, aufzustellen. und diese in Form einzelner Vorzeige- 
modellprojekte zu realisieren, um damit grundsätzliche Verbes- 
serungen für die Bevölkerung einsparen und verhindern zu 
können. Die linken Stadtteil- bzw. Sozialprojekte dienen als Ex- 
periment in Problemsituationen, wo behördliche Versuche 
scheiterten, sie werden als ganzes vereinnahmt (ohne Abstri- 
che!) und als Vorzeigemodelle präsentiert. Haben sie Erfolg, 
werden sie in verwässerter Form in Behördenregie weiterver- 
breitet, passen sie nicht in das Behördenkonzept, wird weiter- 
hin versucht, sie wenigstens in einen öffentlichen, leichter kon- 
trollierbaren Rahmen zu integrieren. 


Der Wettbewerb „Strategien für Kreuzberg‘‘ wurde für das Ge- 
biet SO 36, das östliche Kreuzberg um den ehemaligen Görlit- 
zer Bahnhof von Harry Ristock, Berliner Senator für Bau- und 
Wohnungswesen, für den Zeitraum 1977-78 ausgeschrieben. 
Er hatte auf den ersten Blick folgende Besonderheiten: 

1. Die Jury (Projektkommission) bestand nicht nur aus „Fach- 
leuten‘, sondern zu zwei Dritteln aus Bürgem des betroffenen 
Gebietes, zu einem Drittel aus Verwaltungsleuten von Bezirk 
und Senat. 

2. Der Wettbewerb hatte 2 Phasen, d.h. der Planungsphase 
folgte eine zweite, in der die ausgewählten Vorschläge in der 
Praxis auf ihre Durchführbarkeit in überprüft werden sollten. 
Insgesamt wurden 129 Vorschläge eingereicht zu folgenden 
Schwerpunkten: Bürgerbeteiligung, soziale Situation der Be- 
wohner (speziell: Ausbildungssituation, Situation der Gastar- 
beiter), städtebauliche Veränderungen, Moderniesierung. 11 
Vorschläge wurden prämiert: 3 Projekte zur Bürgerbeteiligung, 
3 soziale Projekte (Ausländerladen, Stadtteilzentrum, Ausbil- 
dungswerk), 2 Vorschläge zu städtebaulich-räumlichen Verän- 
derungen und 3 Modemisierungsvorhaben. 


Warum wurde der Wettbewerb gerade für dieses Gebiet und 
1977 ausgeschrieben? 


Zur Situation im Bezirk SO 36: 


Verslumtes Randgebiet Westberlins (durch die Teilung Berlins 
zum Randgebiet geworden), bebaut mit Arbeitermietskasernen 
des ausgehenden 19. Jh, Mischung von Wohnen und Gewer- 
be, Gewerbe: vorwiegend Kleinbetriebe (83% mit weniger als 
10 Beschäftigten), Bevölkerungsstruktur: ehemals typische 
Berliner Arbeiterbevölkerung, jetzt: 30% Ausländer (seit 1975 
Zuzugsperre, also hohe Dunkelziffer), 50% der Jungendlichen 
sind Ausländer, viele alte Leute, Studenten. Soziale Situation: 
große Arbeitslosigkeit (70-80% der Jugendlichen haben keine 
Lehrstelle), hohe Zahl von Sozialhilfeempfängern, hohe Krimi- 
nalitätsrate, Drogenmißbrauch. Widerstand in den letzten 15 
Jahren: Naunynbande, Hausbesetzungen: Georg-von-Rauch- 
Haus, Thomas-Weissbecker-Haus, Kampagne Poliklinik ins 
Bethanien-Krankenhaus, zahlreiche Mieterkampagnen, immer 
wieder Kleingruppenansätze im Sozialbereich. 


Der Verslumungsprozeß ist in erster Linie bedingt durch die jet- 
zige Randlage (der Görlitzer Bahnhof war früher ein zentraler 
Umschlagplatz für Industriegüter). Dadurch ist dieser Bezirk 
jetzt von geringem Interesse für die Wirtschaft: in den letzten 10 
Jahren Reduzierung der Betriebe von 9500 auf 6000, der Ar- 
beitsplätze von 1961-70 um ein Drittel. Gefördert wurde die 
Entwicklung dadurch, daß der nördliche Teil des Gebietes als 
Sanierungsverdachtsgebiet ausgewiesen war (d.h. die Boden- 
spekulanten konnten zuschlagen) und zwei Autobahntangen- 
ten vorgesehen waren, die sich an der Mauer treffen sollten. 
Dieser Plan wurde im November 1976 zurückgestellt, weil sich 
Widerstände der Bürger abzeichneten. 


Diese Faktoren führten dazu, daß private Hausbesitzer und 
städtische Baugesellschaften seit 1945 nicht mehr investierten, 


selbst Reparaturen zur Instandhaltung wurden zum großen Teil 
nicht mehr durchgeführt. Ihr erklärtes Ziel war die Sanierung, 
bis dahin Vermietung an Randgruppen. Die Abnahme der Ge- 
werbebetriebe und die Verslumung der Wohnhäuser haben zur 
Folge, daß die Bevölkerung hier schneller abnimmt als im Berli- 
ner Durchschnitt. Kreuzberg hatte vor dem Krieg 330 000, heu- 
te weniger als 150 000 Einwohner (40 000 Ausländer einge- 
rechnet). Innerhalb eines Jahes ziehen 15 000 Bewohner fort 
(= 10%, Berliner Durchschnitt 1,5%!). Gleichzeitig steigt der 
Arbeiteranteil wieder (der Wohnungsmangel der Nachkriegs- 
zeit hatte vorübergehend eine stärkere Durchmischung der Be- 
völkerung erzwungen): 1961 = 62%, 1970 = 64%, d.h. Be- 
wohner, die es sich leisten können, z.B. Facharbeiter, ziehen 
weg, Ausländer, Studenten, Randgruppen, die auf geringere 
Miete angewiesen sind, kommen nach. Diese Veränderungen 
in Bevölkerungszahl und -struktur haben aber umgekehrt dazu 
beigetragen, daß sich Sanierung und Modernisierung für die 
Hausbesitzer nicht mehr ausreichend rentieren, die zahlungs- 
kräftigere Gesellschaft ist nicht mehr vorhanden und auch nicht 
in renovierte Neubauten mitten im Slumgebiet zurückzulocken. 
Aus diesen Tatsachen ergibt sich, daß ohne einschneidende 
Maßnahmen dieses Gebiet gänzlich zu einem Ghetto der de- 
klassierten Schichten würde. Um dies zu verhindern wird 1977 
der Wettbewerb „Strategien für Kreuzberg‘ durchgeführt. Der 
Zeitpunkt war in Bezug auf die im Frühjahr 1979 stattfindenden 
Wahlen zum Abgeordnetenhaus festgesetzt worden. 1975 hat- 
te die SPD ihren Tiefstand erreicht, besonders hoch waren die 
Verluste in den alten Arbeiterviertel: in Kreuzberg SO 36 40% 
der Stimmen! 


Innerhalb der SPD besteht ein Konsens darüber, daß eine wei- 
tere Konzentration von Randgruppen in SO 36 verhindert bzw. 
die schon bestehende rückgängig gemacht werden muß. Grün- 
de dafür sind das hohe Konfliktpotential und der hohe Verlust 
von Wählerstimmen in diesen alten Arbeiterbezirken. Die Stra- 
tegie dagegen ist: „soziale, wirtschaftliche und letztlich städt- 
bauliche Neuordnung des Gebietes‘ (Ausschreibungstext) mit 
dem Ziel, zumindest einen Teil der ansässigen Bevölkerung, 
den sozial niedrigststehenden, durch „bessere Bürger“ zu er- 
setzen. Dieser Prozeß wird auf zwei Ebenen durchgeführt: im 
materiellen Bereich durch Veränderung der baulichen Struktur, 
im ideologischen durch Imageaufbesserung. 

Zur baulichen Verbesserung stehen seit 1977 aus dem Zukunf- 
tinvestitionsprogramm des Bundes (ZIP) im Rahmen des Wert- 
ausgleichsprogramms des Landes Berlin (WAP) insgesamt 70 
Mill. für das Wettgewerbsgebiet zur Verfügung. (Berlin erhält 
insgesamt 592 Mill. zur Subvention baulicher u. kultureller Ein- 
richtungen, 215 Mill. für Modernisierung und Erhaltung histori- 
scher Stadtkerne). 

Unterschiedliche Vorstellungen bestehen aber offensichtlich 
über die Verfahrensweise im baulichen Bereich: Senatsspitze 
und Bezirksamt setzen sich für Modernisierung ein, die Senats- 
spitze, weil sie ‚fortschrittliche‘ bürgernahe Wahlziele vertreten 
muß, das Bezirksamt, weil es die Konsequenzen konkreter 
Maßnahmen zu tragen hat. Die Senatsverwaltung vertritt wei- 
terhin das Sanierungskonzept für große Teile des Gebietes, 
weil sie in engem Zusammenhang mit den gemeinnützigen 
Baugesellschaften plant, deren Hauptinteresse aufgrund der 
höheren Profitchancen die Sanierung bleibt., 

Allerdings besteht für die Bevölkerung kein großer Unterschied 
zwischen Sanierung und Modernisierung (nach Städtebauför- 
derungsgesetz). Die Miete für modemnisierte Altbauten liegt 
knapp unter dem vom Mieter zu zahlenden Teil der Sozialbau- 
mieten, d.h. der „bessere“ Teil der Bevölkerung kann bleiben, 
der andere Teil wird auch hier abgeschoben ins Obdachlosena- 
syl, in einzelne Abbruchblöcke in andere Stadtteile, die Auslän- 
der, die nicht mehr als Arbeitskräfte gebraucht werden, zurück 
in ihre Heimat. Die Vorteile dieser Methode liegen aber darin, 
daß die Umstrukturierung nicht in solch einem Ausmaße erfolgt 
wie bei der Sanierung und damit 1. mit weniger und 2. nicht mit 
geschlossenem Widerstand zu rechnen ist. 
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Der Wettbewerb hatte in erster Linie ideologische Ziele, er soll- 
te der Imageverbesserung dienen: „Beheimatung durch Neu- 
belebung‘‘, Konfliktbereinigung durch „Miteinander statt Ge- 
geneinander‘ (Ausschreibungstext) mit dem zusammenfassen- 
den Ziel „daß es wieder Spaß macht, im Arbeiterviertel zu le- 
ben‘ (Berliner Stimme 8.10.77). Unklar bleibt, ob und wenn 
welchen Zusammenhang die Planung des Wettbewerbs mit der 
durch die bereitgestellten Gelder in Gang gesetzten Moderni- 
sierung hatte: ob er vorher und unabhängig als billige Zwi- 
schenlösung bis zur späteren Sanierung geplant wurde oder 
als publikumswirksamer Auftakt zur ZIP-Modernisierung. Auf 
jeden Fall wurde er von Senatsseite in der Öffentlichkeit dazu 
benutzt, obwohl die mit der Geldvergabe verbundene Form der 
Modernisierung sowohl von den Projektgruppen als auch von 
der Projektkommission konsequent bekämpft wurde. 

Welche unterschiedlichen Interessen Senatsspitze, Senatsver- 
waltung und Bezirksamt an dem Wettbewerb hatten, soll an- 
hand der oben genannten Gesichtspunkte und an ihrem Ver- 
halten während des Wettbewerbsverlaufs untersucht werden. 


Die Initiative zu dem Wettbewerb ging erstaunlicherweise nicht 
von der Verwaltung aus, sie griffen den Vorschlag von K. Dunt- 
ze auf, der sich aufgrund seiner Erfahrungen als Pfarrer in die- 
sem Gebiet für einen Wettbewerb einsetzte. (Welche Interes- 
sen die Kirche als Institution bei der Stadterneuerung spielt, 
wäre noch genauer zu untersuchen. Dieser Wettbewerb wurde 
als Sonderprojekt auf dem Deutschen ev. Kirchentag 1977 vor- 
gestellt, außerdem bestehen Verhandlungen seitens des Se- 
nats, daß die Kirche nach Abschluß des Wettbewerbs die wei- 
tere wissenschaftliche Begleitung der Projekte übernimmt). Das 
Wettbewerbsvorhaben wurde unterstützt von der Verwaltungs- 
spitze (dem damaligen Bundesbauminister Ravens (SPD), dem 
Berliner Bausenator Ristock (SPD)) und dem Bezirksamt 
Kreuzberg, während die Senatsbauverwaltung ihm ablehnend 
gegenüberstand. 


Die Senatsspitze: es ist eindeutig, daß der Wettbewerb von der 
Senatsspitze in erster Linie in der Öffentlichkeitsarbeit werbe- 
wirksam eingesetzt werden sollte: Die „Strategien für Kreuz- 
berg‘‘ sind unter anderem als Beitrag zu den internationalen 
Bauwochen 1984 vorgesehen! Daß es kaum um wirkliche Ver- 
besserungen für die dort ansässige Bevölkerung ging, zeigte, 
daß der Wettbewerb lediglich als unverbindlicher Ideenwettbe- 
werb durchgeführt werden sollte. So konnte die Projektkommis- 
sion in einer abschließenden Senatsvorlage lediglich Empfeh- 
lungen zu den Projekten abgeben, sie hatte kein Entschei- 
dungsrecht. Der Senat hatte sich zu keiner Zeit verbindlich zur 
Realisierung einzelner Projekte geäußert. Er wollte die Aus- 
wahlarbeit der Projektkommission als vorparlamentarisches 
Meinungsbild verstanden wissen. Bis auf die Prämiengelder 
nach der 1. Wettbewerbsphase war eine Finanzierung über- 
haupt nicht vorgesehen. Die Forderung nach Weiterfinanzie- 
rung mußte von den Gruppen über die Projektkommission und 
Öffentlichkeitsarbeit erst durchgesetzt werden. 


Schon die Ausschreibung zeigte, daß es am wenigsten um die 
Bewohner des Gebietes ging, denn die Ausschreibung richtete 
sich zwar an die gesamte Öffentlichkeit (vom Bewohner des 
Quartiers bis zu den Fachleuten im Ausland), aber es waren so 
weitgehende Qualifikationen und zusätzliche Arbeitleistungen 
erforderlich (Bedarfsplanung, umfangreiche Begründungen, Fi- 
nanzierungspläne usw.), daß alle 30 Vorschläge der unmittel- 
bar Betroffenen unter den Tisch fielen. Die Projektkommission 
setzte sich zwar zu zwei Dritteln aus Bewohnern des Quartiers 
zusammen, diese gehörten jedoch sehr unterschiedlichen In- 
teressengruppen an: Mieter, Hausbesitzer, Gewerbetreibende, 
Aktionsgruppen. Die Mitglieder wurden aus Vorschlagslisten 
des Bezirksamtes und des ev. Kirchenkreises und einer zusätz- 
lichen Liste von Volkshochschulteilnenmem vom Sen Bau 
Wohnen ausgelost. Von engagierten Bürgern in der Projekt- 
kommission ist der Verdacht einer überproprotionalen Beteili- 
gung von SPD-Mitgliedern erhoben worden! 


Daß der Wettbewerb folgenlos bleiben bzw. keinen Einfluß auf 
die Modernisierung haben sollte, machten die Vergabemodali- 
täten der ZIP-Mittel besonders deutlich: Ristock in einer Pres- 
seerklärung am 17.8.77 zu „Strategien für Kreuzberg‘: „Für 
den Schwerpunkt Modernisierung werden Untersuchungen 
vorgenommen, die in gewisser Koordination zu den Arbeitser- 
gebnissen dieses Projekts stehen ... Ich glaube, wir sind mit 
den „Strategien f. Kr.‘‘ auf dem richtigen Weg; aber wir müssen 
uns davor hüten, den Schwung durch endlose Debatten zu ver- 
lieren.‘“ 


Die „gewisse Koordination‘ bedeutete, daß der Senator die 
ZIP-Mittel-Vergabe an die Entkerunung der Hinterhöfe band, 
eine Maßnahme, die von allen Projektgruppen und der Projekt- 
kommission wegen der einschneidenden Folgen für die Mieter 
abgelehnt wurde. Der Senator befürchtete also zurecht, daß es 
lange Auseinandersetzungen in der Projektkommission geben 
würde. Senatsverwaltung: Die Senatsverwaltung hatte vor Be- 
ginn des Wettbewerbs den größten Teil des Gebietes als „Um- 
strukturierungsgebiet‘‘ vorgesehen: der Verslumungsprozess 
war ihrer Meinung nach soweit fortgeschritten, daß „‚Funktions- 
“ bzw. „Strukturveränderungen‘“ vorgenommen werden sollten. 
Welche Funktion der Wettbewerb ursprünglich haben sollte, 
zeigt folgendes Zitat: ‚‚Für alle drei Teilbereiche sind kurzfristig 
strategische Überlegungen zur zwischenzeitlichen Erhaltung 
bzw. Verbesserung der Wohnverhältnisse ohne städtebauliche 
bzw. bauliche Investitionen sowie solche zur Verringerung so- 
zialer Probleme während des Entleerungs- bzw. Verände- 
rungsprozesses anzustellen‘‘ (Vermerk SenBauWohnen |Ila, 
Oktober 1976). Solche „zwischenzeitlichen Überlegungen“ 
waren notwendig geworden, da bei einer Berliner Gesamtzahl 
von 480 000 Altbauwohnungen und den extrem hohen Kosten 
des sozialen Wohnungsbaus sich eine Kahlschlagsanierung 
noch über Jahrzehnte hinziehen würde. Ein weiterer Gesichts- 
punkt ist auch, daß die Baugesellschaften um die Vermietbar- 
keit ihrer Neubauten fürchten müssen, solange in unmittelbarer 
Nähe der Sium beginnt. Der Wettbewerb wurde deshalb zu- 
nächst als billige Maßnahme zur Imagepflege begrüßt. Inwie- 
weit die Mitte 1977 durch die Vergabe von ZIP-Mitteln einset- 
zende Modernisierung ein Ersatz für das Sanierungsprogramm 
oder lediglich auch eine der genannten Zwischenlösungen dar- 
stellt, ist von uns schwer einzuschätzen. Die negativen Erfah- 
rungen mit reinen Neubaugebieten (Märkisches Viertel, Gro- 
piusstadt) als Folge der Sanierung machen eigentlich andere 
Konzepte notwendig. 


Die anfänglich positive Einschätzung des Wettbewerbes schlug 
jedenfalls in Ablehnung um als die prämierten Projekte in die 
Realisierungsphase kamen, da im baulichen Bereich Alternati- 
ven zur üblichen Sanierungspraxis nach Städtebauförderungs- 
gesetz (Entkernung der Hinterhöfe) aufgestellt wurden. Es war 
daher nicht überraschend, daß die sozialen Projekte, die der ur- 
sprünglichen Zielsetzung entsprachen, eher Unterstützung fan- 
den. Dies soll ein Erfahrungsbeispiel verdeutlichen: Eine Grup- 
pe, die eine Modernisierung durch die Mieter (d.h. Festlegung 
des Modemisierungsstandards durch Mieter, Finanzierung 
durch langfristige Kredite verbunden mit garantiertem Miet- 
recht) vorgeschlagen hatte, bekam von der Projektkommission 
den Auftrag, ihr Vorhaben in einzelnen Mietblöcken zu erpro- 
ben (Il. Phase). Dabei stieß die Gruppe auf folgende Schwierig- 
keiten: 1. mangelnde Öffentlichkeitsarbeit, der Wettbewerb war 
fast unbekannt, 2. die Gruppe mußte mit Mietern und Hausbe- 
sitzer verhandeln ohne Zusage der Senatsverwaltung, daß die- 
ses Projekt auch jemals realisiert würde. (Die senatseigene 
BEWOGE als Hausbesitzerin war überhaupt nicht verhand- 
lungsbereit!), 3. ging die Senatsverwaltung auf die Forderung 
zur Erarbeitung anderer Kriterien der Bausubstanzuntersu- 
chung als der des Städtbauförderungsgesetzes nicht ein. Nach 
Ablauf der Erprobungsphase bekam die Gruppe keine An- 
schlußfinanzierung bewilligt, d.h. dieses Modell bleibt undurch- 
führbar. 
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Die Senatsverwaltung versuchte den Wettbewerb sowohl offen 
als auch heimlich zu umgehen. Sie drängte zu Entscheidungen 
über Investitionen vor Abschluß des Wettbewerbs und zögerte 
gleichzeitig die auch von der Projektkommission geforderte Er- 
arbeitung neuer Kriterien zur Bausubstanzuntersuchung über 
ein Jahr hinaus. Heimlich versuchte sie, ohne Wissen der Pro- 
jektkommission, mit einzelnen Hausbesitzern und Projektgrup- 
pen über Blockkonzepte in ihrem Sinne zu verhandeln. Aus die- 
sem Konflikt heraus entstand der ZIP-Ausschuß: Die Planungs- 
beauftragten des Senats und des Bezirks, eine Sanierungs- 
bzw. Moderisierungsgesellschaft, vier Bewohner und beauf- 
tragte Architekten sollen in Zukunft über anstehende Vorhaben 
verhandeln. 


Bezirksamt: Anders als die Senatsspitze und -verwaltung hatte 
das Bezirksamt in erster Linie Interesse an konkreten Maßnah- 
men zur Stabilisierung des Gebietes, d.h. an realen Verbesse- 
rungen der Wohnsituation und Imagepflege, um ein weiteres 
Abwandern der „besseren‘‘ Bevölkerung und der Betriebe zu 
verhindern. Eine Sanierung, die sich über einen langen Zeit- 
raum hinwegzieht, verursacht außer der Vertreibung der Bevöl- 
kerung auch durch die zunehmende Versiumung in der Zwi- 
schenzeit ein hohes Konfliktpotential. Dies zeigt der oben ge- 
nannte Widerstand des letzten Jahrzehnts. Die SPD verlor be- 
zeichnender Weise bei den Abgeordnetenhauswahlen 1975 in 
SO 36, 40% ihrer Wählerstimmen! Aus diesen Gründen hat 
sich das Bezirksamt für eine Modemisierung stark gemacht, die 
im Gegensatz zur Sanierung „nur“ ein Drittel der Bevölkerung 
vertreiben würde. Der Wettbewerb wurde in diesem Zusam- 
menhang als Möglichkeit gesehen, die Aufmerksamkeit der Öf- 
fentlichkeit auf dieses Gebiet zu richten, um Geldmittel heran- 
zuziehen. Dies ist in Form der 70 Mill. ZIP-Mittel 1977 ja auch 
gelungen! 


Allerdings setzte das Bezirksamt ähnlich wie der Senat seine 
eigenen Planungen unbeirrt durch den Wettbewerb durch: In 
einer Nacht- und Nebelaktion wurde das besetzte Gebäude der 
Feuerwache, des letzten großen Baukomplexes, der als Kom- 
munikationszentrum in Frage gekommen wäre, am 14.6.77 ge- 
stürmt und mit den Abrißarbeiten begonnen, ehe am Tage über 
eine einstweilige Verfügung entschieden werden konnte. Diese 
Maßnahme führte zum Rücktritt der beiden Sprecher der Bür- 
gerfraktion in der Projektkommission, als sogar die öffentliche 
Verhandlung über den Abriß von der Verwaltung noch verhin- 
dert wurde, weil jetzt klar war, daß der Projektkommission kein 
Entscheidungsrecht über Planungen im Bezirk zugestanden 
wurde: Der Wettbewerb sollte sich in den „kommunalpoliti- 
schen Rahmenbedingungen“ halten, wie es im Ausschrei- 
bungstext treffend formuliert wurde. Dieser Konflikt war Anlaß 
zur Gründung einer oppositionellen Gruppe von Teilen der Bür- 
gerfraktion, der späteren BI SO 36. 


Aufschlußreich ist auch, daß Maßnahmen, die keine großen 
Veränderungen der Bezirksplanung erfordern, wie z.B. eine 
Kreuzung in eine verkehrsberuhigte Zone umzugestalten, die 
Unterstützung der Verwaltung fanden. So wurden für dieses 
Projekt als einziges Geldmittel noch während des Wettbewerbs 
von der Bezirksverordnetenversammlung zugesagt. Doch 
selbst hier versuchte die Bezirksverwaltung, der Gruppe den 
Entwurf aus der Hand zu nehmen und den Umbau in eigener 
Regie durchzuführen. 


Die sozialen Modellprojekte (bis auf das Stadtteilzentrum) wur- 
den von der Bezirksverwaltung unterstützt. Dies hat seinen 
Grund wohl darin, daß sie brennende Probleme angingen, bei 
denen die bisherigen Verwaltungsstrategien versagt hatten: die 
Probleme durch den hohen Ausländeranteil waren durch die 
1975 erlassene Zuzugsperre nicht geringer geworden, Maß- 
nahmen gegen die Jugenarbeitslosigkeit fehlten völlig, Hei- 
munterbringungen von Jugendlichen hatten eine hohe Zahl von 
Trebegängern zur Folge. Es bot sich daher an, den Ausländer- 
laden und das Ausbildungswerk als Vorreiter in Form von Ein- 


zelmodellen neue Lösungen erproben zu lassen. So ist es den 
beiden Gruppen bisher sogar möglich, ihre Konzepte ohne ent- 
scheidende Auflagen umzusetzen. Es ist wichtig festzuhalten, 
daß hier linke bzw. fortschrittliche Sozialarbeit als ganzes ver- 
einnamt wird, d.h. nicht nur in Teilaspekten wie bisher üblich, so 
daß nicht einmal mehr Konflikte in der alltäglichen Arbeit ent- 
stehen müssen. (In der Planungsphase kam sogar von Verwal- 
tungsseite der Vorwurf, die Vorschläge seien so gewöhnlich, es 
würden nicht einmal ‚„deskriptive‘‘ Techniken verwendet, wie 
sie in der Sozialarbeit in den USA längst üblich seien!) 


Das Stadtteilzentrum stieß auf Ablehnung, weil es sich nicht an 
eine besondere Problemgruppe wandte, sondern nur die ‚‚nor- 
male‘ Bevölkerung in Zusammenarbeit eines Sozial-, Gesund- 
heits- und Rechtsbereichs bei Alltagsproblemen unterstützten 
und zusätzliche Kommunikationsmöglichkeiten schaffen wollte. 
Außerdem stand das verwaltungsunabhängige Konzept in Ge- 
gensatz zu der Bezirksplanung, Teile der Verwaltung auszula- 
gern. Ein weiterer Konflikt entstand durch den im Konzept inte- 
grierten Gesundheitsbereich, da das Bezirksamt ein 3 Mill. Ge- 
sundheitszentrum als Neubaukomplex plante. Daß es an seiner 
Planung festhielt, obwohl die Ärzte sich für das Stadtteilzentrum 
entschieden, zeigt, daß es eher um die Realisierung von Vor- 
zeigemodellen in teuren Neubaugebieten als um strukturelle 
und qualitative Verbesserungen für die Bevölkerung geht (die- 
se sind zu unscheinbar und statistisch schwerer nachweisbar!) 
Welch großes Interesse die Bezirksverwaltung an einer Aus- 
scheidung des Stadtteilzentrums hatte, zeigt der Trick einer 
zweimaligen Abstimmung in der Projektkommission. Nachdem 
alle Projekte abgestimmt waren und auch das Stadtteilzentrum 
mit einer knappen Mehrheit befürwortet wurde, gingen die be- 
teiligten Bürger davon aus, daß damit die Arbeit der Projekt- 
kommission abgeschlossen sei. Die Verwaltung setzte jedoch 
einen weiteren Termin fest, indem sie die Abstimmung nur als 
Vorentscheidung hinstellte. Zu diesem Zeitpunkt war die Ver- 
waltung dann weitgehend unter sich! 


Bürgerbeteiligung, wozu? 


Die Untersuchung der Wettbewerbsvoraussetzungen und der 
zahlreichen Konflikte während des Verlaufs macht deutlich, daß 
weder Senat noch Bezirksamt Interesse an echter Bürgerbetei- 
ligung hatten. Bürgerbeteiligung wurde zweckmäßig eingesetzt: 
zur Darstellung von Bürgernähe in der Öffentlichkeit, zur Anre- 


gung für Problemlösungen und zur Integration bestehender Ak- 
tivitäten in einen öffentlichen Rahmen. Die Bürgerbeteiligung 
wird sofort unbequem, sobald sie mit Verwaltungsplanungen 
kollidiert und die Bürger fordern, selbst zu entscheiden anstelle 
der gewählten Vertreter. In den Konflikten haben sich engagier- 
te Bürger durch Rücktritt, Gründung einer Bl, Instandsetzungs- 
besetzungen aktiv gegen die Verwaltungsinteressen gewehrt. 
Allerdings hat die Häufung solcher Auseinandersetzungen au- 
Ber zu einer klaren Einschätzung der SPD-Strategie auch zu 
Resignation in Bezug auf eigene Handlungsmöglichkeiten ge- 
rade bei einigen der engagierten Bürgern geführt. 


Die Verwaltung hatte eine Verselbstständigung von Bürgerakti- 
vitäten von vornherein vorgebeugt: als Ergebnis des Wettbe- 
werbs war ein Gremium, ein Bürgervereih vorgesehen. Die 
Hauptfunktion eines solchen Vereins besteht darin, die schon 
bestehenden Aktivitäten in einen öffentlichen Rahmen einzu- 
binden. Ein Wettbewerbsvorschlag, der eine politische Strate- 
gie zur Durchsetzung der Bedüfnisse der Bewohner entwickel- 
te, statt nur formaler Organsisatonstrukturen, wurde entspre- 
chend von der Verwaltungsfraktion abgelehnt. Der jetzige Ver- 
ein entspricht in keiner Weise einer Selbstorganisation der Ak- 
tivgruppen, sondern ist ein formales, vorparlamentarisches 
Gremium, das nicht übersprungen werden kann, wenn Forde- 
rungen an die Verwaltung gestellt werden. Konsequenz daraus 
ist, daß die Bl als basisnahe Gruppierung nebenher besteht. 


Durch welche Maßnahmen im einzelnen Aktivitäten gelähmt 
und damit auch schon zum Teil aufgefangen werden konnten, 
schildern wir aus der Sicht einer Projektgruppe. Es zeigt sich 
von Anfang an ein deutlicher Widerspruch zwischen Verspre- 
chungen in der Ausschreibung und dem Verhalten der Verwal- 
tung. Neben fehlender finanzieller Unterstützung, fehlenden 
Zusagen, ob die Projekte auch nach dem Wettbewerb weiter 
unterstützt werden, waren vor allen Dingen zwei Verhaltens- 
weisen bezeichnend: das Hin- und Herschieben der Verant- 
wortlichkeit zwischen verschiedenen Verwaltungsebenen und 
das Verweisen an Gremien. Die Verwaltung versuchte durch 
Einrichtung zahlreicher Gremien, direkte Auseinandersetzung 
zwischen Betroffenen und Verantwortlichen zu verhindern. Die 
Folge des Delegierens der Interessen ist immer mehr abneh- 
mendes Engagement bei den nächst höheren Vertretern und 
die Betroffenen verlieren das Gefühl überhaupt kompetent zu 
sein, wenn ihr Bedürfnis durch Verweisen an Fachgremien, die 
jeweils nur für Detailfragen zuständig sind, aufgesplittert wird. 


Das Hin- und Herschieben der Zuständigkeiten innerhalb der 
Verwaltung bewirkt das Gefühl mit dem eigenen Anliegen über- 
haupt nicht vorwärts zu kommen. 


Für die Projektgruppenmitglieder hatten diese Strategien meh- 
rere Termine pro Woche (auch tagsüber) zur Folge, oft wurden 
für die jeweiligen Gremien zudem schriftliche Vorlagen gefor- 
dert, und dies, obwohl fast alle Mitglieder berufstätig waren. So 
kam die inhaltliche Arbeit der Gruppe stellenweise fast zum Er- 
liegen. Hinzu kamen konkrete Aufgaben wie Ladensuche, Re- 
novieren an den Wochenenden. In der 2. Wettbewerbsphase 
wurde die Arbeit durch nur 2 ABM-Kräfte unterstützt. Ergebnis 
dieser Situation ist bei fast allen Gruppen, daß die Projekte jetzt 
teilweise von neuen Mitgliedern weitergeführt werden. 


Diese Hindernisse sind nicht oder nur zum geringsten Teil un- 
gewolite Nebenprodukte der oben geschilderten Interessen- 
konflikte der Partei- und Verwaltungsebenen, teilweise sind sie 
gezielt zur Entmutigung eingesetzt worden und sonst zumin- 
dest billigend in Kauf genommen worden. Dieses doppelbödige 
Verhalten, das Aufstellen ‚edler‘ Zielsetzungen und das ab- 
sichtliche Hinnehmen diesen entgegengesetzten Bedingungen 
ergibt die tyische SPD-Taktik das „So-tun-als-ob‘. Ursache 
dieses Verhaltens ist einerseits der Druck auf Bedürfnisse der 
Bevölkerung einzugehen, da sonst zuviele Wählerstimmen ver- 
loren gehen und die Konflikte zu groß werden, andererseits 
aber ein Zurückschrecken vor systemsprengenden Konse- 
quenzen. „So-tun-als-ob‘ bedeutet konkret: fortschrittliche ver- 
einzelte Vorzeigemodelle entwickeln lassen, um sie dann in ei- 
gener Regie in entscheidend verwässerter Form zu verbreiten. 


Warum haben sich die Gruppen am Wettbewerb beteiligt? Da 
die Schwierigkeiten, Projekte im Zusammenhang mit der Ver- 
waltung durchzusetzen, weitgehend vorauszusehen waren, ist 
zu fragen, welche Gründe die Projektgruppen hatten, sich trotz- 
dem am Wettbewerb zu beteiligen. Überwiegend hatten sich 
die Gruppen schon vorher mit ihren Projekten beschäftigt. Der 
Wettbewerb erschien als Möglichkeit, evtl leichter und schneller 
solche Vorhaben durchsetzen zu können, die wie die sozialen 
Projekte auf relativ hohe und langfristige Finanzierung ange- 
wiesen sind oder wie die baulich-räumlichen auf Änderung bis- 
her bestehender gesetzlicher Bestimmungen. (Es ist aber auch 
nicht auszuschließen, daß einige Architekten vom Wettbewerb 
vor allem eine lIohnende Auftragsvergabe erhofften). Die oben 
genannten Strategien der Integration haben immer wieder zu 
Diskussionen darüber geführt, ob überhaupt eine Unterstüt- 
zung der Projekte ohne Auflagen seitens der Verwaltung denk- 
bar wäre. Wie die genauere Untersuchung der Verwaltungsin- 
teressen zeigt, ist die Frage für die einzelnen Projekte unter- 
schiedlich zu beantworten, jenachdem, ob sie in die Lücken der 
Verwaltungsplanung passen oder ob sie dieser entgegenste- 
hen. Dabei ist auch noch zu berücksichtigen, daß die Verwal- 
tungsebenen selbst an den einzelnen Projekten unterschiedli- 
che Interessen haben können. D.h. unter günstigen Bedingun- 
gen ist es durchaus möglich, ein Konzept als Modellprojekt zu 
verwirklichen, allerdings in dem oben genannten fragwürdigen 
Zusammenhang. 


Die Frage bleibt aber für die meisten dieser Projekte bestehen, 
da sie ganz oder in Teilbereichen Verwaltungsplänen entge- 
genstehen. Wir gehen davon aus, daß ein Teil solcher eigen- 
ständiger Projekte, mit denen nicht gleichzeitig Geld verdient 
werden kann, aus Spenden realisierbar ist, d.h. aber immer 
Mehrarbeit in Form von Berufstätigkeit für Spenden und unbe- 
zahlte Freizeitarbeit im Projekt. Die Folge ist häufiger Mitarbei- 
terwechsel und ständiger Geldmangel, dafür bestehen aber 
keine Druckmittel über finanzielle Abhängigkeit. Bei größeren 
sozialen Projekten mit relativ hohem Finanzaufwand und festen 
Mitarbeitern ist dieses Modell kaum noch denkbar (z.B. Frauen- 
häusern). Aber für uns ist auch entscheidend, daß die sozialen 
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Projekte, wie weit sie auch die Bewohner miteinbeziehen mö- 
gen, in erster Linie einmal ein Stück Sozialarbeit leisten. (Die 
Frage, ob Sozialarbeit überhaupt sinnvoll ist und nicht ein fal- 
scher Ansatz, kann hier nicht diskutiert werden. Das oben be- 
schriebene Interesse der Verwaltung, linke Sozialarbeit in ihre 
Problemlösung einzuplanen, setzt hier noch weitere Fragezei- 
chen!). Solange die Projekte aber einen Teil der durch das Ge- 
sellschaftsystem notwendig gewordenen Sozialarbeit mitlei- 
sten, müssen sie unserer Meinung nach den Anspruch auf Fi- 
nanzierung durch staatliche Gelder stellen. Sie bleiben sonst 
ein zusätzliches Angebot zu den staatlichen Sozialdiensten, 
statt sie anzugreifen und die Mittel für eine den Betroffenen 
nützlicher Arbeit zu fordern. 


Während des Wettbwerbs hat es unsere Gruppe nicht ge- 
schafft, zu einer einheitlichen Einschätzung der Realisierungs- 
möglichkeiten zu kommen, weil wir die Strategien der Verwal- 
tung unterschiedlich einschätzten; daher konnten wir uns nicht 
auf ein offensives Vorgehen einigen. Ein genaueres Vorver- 
ständis hätte außerdem eine Zusammenarbeit mehrerer Pro- 
jektgruppen erleichtert und damit auch ein gemeinsames Vor- 
gehen gegen die Verwaltung. 


Ergebnis des Wettbewerbs: 

Für die Bewohner (die vom Wettbewerb zu 90% nichts gehört 
haben!) sind übriggeblieben: 3 soziale Modellprojekte, ein 
Kreuzungsumbau, ein durch den Wettbewerb sicher größer ge- 
wordenes ZIP-Programm, das für einen Teil der Bewohner den 
Rausschmiß bedeutet, und der ZIP-Ausschuß, über den viel- 
leicht bei einzelnen Blöcken eine ‚„Radikalmodernisierung‘ ver- 
hindert werden kann. Warum ist überhaupt etwas vom Wettbe- 
werb übriggeblieben? Sicher sind die oben aufgeführten Be- 
zirksinteressen von Bedeutung. Mitentscheidend ist aber auch 
der Druck durch die Öffentlichkeit, die während des Wettbe- 
werbs über Tages- und Fachpresse entstanden ist. Der Wett- 
bewerb war der Presse als neue Form der Bürgerbeteiligung 
vorgestellt worden, sie hat das ganze Verfahren kontinuierlich, 
teilweise sogar kritisch verfolgt. Insofern entstand ein gewisser 
Zugzwang, auch sichtbare Ergebnisse des Wettbewerbs vorzu- 
weisen. In welchem Maße die Öffentlichkeit im Bezirk selbst, 
die sich die Projekte durch ihre Arbeit in der zweiten Phase ge- 
schaffen haben, einen Einfluß ausübt, ist schwer einzuschät- 
zen. 


Sabine Hildenbrand 


Architekturutopien 


Arbeiterwohnen und die bürgerliche Hauptstadt 
des 19. Jahrhunderts 


Ich reise gerne durch die Hauptstädte des 19. Jahrhunderts. 
Sinnlichkeit, die ästhetische Wahrnehmung von Welt, und ge- 
sellschaftliche Subjektivität sind heute durch Oberflächen und 
Raumanordnungen zerstört. Doch schon die bürgerliche 
Hauptstadt ist ein Resultat der Zerstörung. Den folgenden Ex- 
kurs habe ich aus dem Interesse heraus geschrieben, die Uto- 
pie, insbesondere die frühsozialistische und Architekturutopie, 
als Plan zu dechiffrieren.') Dies ist kein historisches Interesse 
allein: daß soziale Utopien in ihrer Ordnungsfunktion gegen- 
über den unkontrollierbaren und arbeitsunwilligen Klassen aus- 
.gewertet und für die Formen bürgerlicher Kontrolle und Ord- 
nung verwendet werden können; daß die Verdrängung sozial- 
revolutionärer Strömungen, die ihre Quellen im Widerstand der 
Bauern gegen Maschinen und Fabriken, der städtischen Slum- 
bewohner und des Lumpenproletariats, in der Delinquenz hat- 
ten, zur Kehrseite des Sozialismus gehört; das sollte als Erin- 
nerung allen utopisch-sozialarbeiterischen Projekten der Lin- 
ken heute entgegengehalten werden. 


Meine Vermutung lautete: Die frühsozialistischen Architekturu- 
topien, wie sie formuliert werden in der Lehre Babeufs und im 
Arbeiterkommunismus vor 1848 bis hin zum „Kommunisti- 
schen Manifest‘‘ sowie im utopischen Sozialismus von Robert 
Owen und Charles Fourier, tragen je in sich eine Doppeldeutig- 
keit, die Bloch mit den Begriffen „Freiheit‘‘ und „Ordnung‘‘ zu 
kategorisieren versucht hat: es sind Utopien der Aufhebung der 
Trennung von Stadt und Land (als Aufhebung der Arbeitstei- 
lung), der Abschaffung der großen Städte als der Herrschafts- 
zentren; und es sind Utopien der Ordnung, Übersichtlichkeit, 
Kontrolle des Raumes in der Form der Architektur. Sie stellen 
damit eine präventive Antwort auf die unter Voraussetzung der 
agrarisch-industriellen Revolution und des Bevölkerungs- 
wachstums sich herausbildenden, wirklichen Arbeits- und Le- 
bens-/Wohnverhältnisse der Unterklassen in der ersten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts dar, auf deren tradierte oder anomische 
Verhaltensweisen, Unordnung, und die neuen Verhaltenszu- 
mutungen durch Fabrikarbeit, eine Antwort auf die Überbevöl- 
kerung der alten Städte durch hereindrängende freie Arbeits- 
kraft, ihre Verwandlung in Slums, und auf die durch die Indu- 
strialisierung des Landes neuentstandenen Agglomerationen; 
dabei nehmen die Architekturutopien neben Bildern aus der vo- 
rindustriellen Gesellschaft (Palastarchitektur und Pastorale) 
Stilelemente der mit der Französischen Revolution hergestell- 
ten bürgerlich-städtischen Öffentlichkeit auf, die Konstruktionen 
aus Glas und Eisen: Fouriers Utopie ist die Passage. Die erste 
geschichtliche Antwort auf die Probleme des Arbeiterwohnens 
lautet indes, daß im Kampf um die Stadt zwischen Unterklassen 
und Bourgeoisie — ich meine hier den Prozeß der Aneignung 
bzw. Zerstörung von Widerstandsräumen im Alltag — sich in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts die bürgerliche Haupt- 
stadt nach dem Prinzip der Segregation, des Herausdrängens 
der Armen und Arbeiter aus den Stadtzentren entwickelt; nur in 
der Revolte erobert das Proletariat die Stadt zurück, in der Pari- 
ser Kommune. 


Diese Vermutung bedarf — das zeigte sich bei der Durchsicht 
der Architekturutopien? und einiger Literatur zum Arbeiterwoh- 
nen und zur Stadtentwicklung im 19. Jahrhundert — der Diffe- 
renzierung, wenn nicht der Korrektur; zu dem Zweck soll das 
beigefügte Bildmaterial und die Montage von Zitaten dienen. 
Ich meine aber, daß Überschneidungen zwischen den Architek- 
turkonzeptionen der utopischen Sozialisten/Kommunisten und 
der Entwicklung der bürgerlichen Hauptstadt nicht nur hinsicht- 
lich der architektonischen Formensprache (Demolition unge- 
ordneter Räume, Geometrisierung, Visibilität) festzuhalten sind, 
sofern man die Formation einer Arbeiterklasse an sich und die 
Frage berücksichtigt, welchen Widerstandsraum es gibt oder 
wozu der Raum dient und wer ihn beherrscht. 


Der utopische Sozialismus und Kommunismus versteht sich 
zunächst selbst außerhalb eines historisch noch unentfalteten 
Klassengegensatzes und bezieht sich auf kein Subjekt der Ge- 
schichte (der Bezug von Kommunismus und Arbeiterbewegung 
ist das Resultat der Klassenkämpfe bis 1848). Zum Ersatz dafür 
hält er das Konzept der Veränderung der Umstände bereit: 
Pädagogik und Architektur sind die beiden großen Themen des 
utopischen Sozialismus; dies ist ein Konzept für das Proletariat 
als Klasse an sich, als Objekt. Was die Architekturutopien und 
ihrer Topographie angeht, so enthalten sie in idealisierter Form 
ein gutes Stück Vergangenheit, der dorfgemeinschaftlichen 
Produktions- und Lebensweise; die Teilung zwischen Stadt und 
Land aufzuheben, entspringt im utopischen Sozialismus/Kom- 
munismus als Idee nicht etwa einer neuen Produktionsweise, 
sondern einer richtigen Verteilung von Bevölkerung und Natur- 
gütern; in der Kritik an der Großstadt — die kulminiert nach der 
Forderung nach deren Abriß — klingt die moralisierende Litera- 
tur des 18. Jahrhunderts nach, in der Ästhetisierung der Land- . 
schaft durch Arbeit (als Vollendung der Natur), im Bild der Fa- 
brik im Garten, lassen sich unschwer Züge der Pastorale, der 
Idylle eines mittleren Ortes zwischen den Gefahren der Zivilisa- 
tion der Stadt und der Härte der Landarbeit finden; die Grun- 
drisse wiederum vieler Kommunalpaläste, Phalansterien und 
wie dergleichen Entwürfe heißen mögen, scheinen denen der 
Schloß- und Parkanlagen des Feudalismus nachgezeichnet. 
Zugleich bietet die frühsozialistische Literatur eine Fülle von 
Material zur Lage der armen und arbeitenden Klassen in der er- 
sten Hälfte des 19. Jahrhunderts”; von daher läßt sich verste- 
hen, daß die Architekturutopien (z.B. die von Owen und Fou- 
rier) in ihren emanzipatorischen wie in ihren planenden, pater- 
nalistischen Teilen gerichtet sind gegen die Verelendung des 
Arbeiterwohnens in den überbevölkerten, verslumten Altstadt- 
vierteln und den neuen industriellen Agglomerationen, gegen 
die urbanistische Planlosigkeit, gegen die inzwischen unent- 
wirrbar überbaute mittelalterlich-frühneuzeitliche Stadt und ge- 
gen die Hütten in den ländlichen Agrar- oder Industriedistrikten, 
damit aber auch gerichtet sind gegen die Unordnung des Arbei- 
terwohnens und der Elendsquartiere als eines Raums für die 
Tradierung alter, vorindustrieller Lebensweisen, Familienzu- 
sammenhänge, und für Widerstand oder Flucht. Demgegen- 


über entwerfen Owen und Fourier eine schöne neue Welt des 
Sozialismus und der Arbeit, Großwohneinheiten zwischen 
Stadt und Land, die im Unterschied zur industriellen Mobilität 
des Proletariats eine soziale Abgeschlossenheit voraussetzen, 
eine Welt der geordneten Räume, der Neuorganisation kom- 
munikativer Abläufe und der Sichtbarkeit, in der die Trennung 
von privat und öffentlich, von Arbeit und Leben verschwindet. 

Die technischen Materialien der Architekturutopie entstammen 
großenteils der Industrialisierung selbst (Glas-Eisen-Konstruk- 
tionen, wie sie im 19. Jahrhundert möglich werden; Verkehrs- 
mittel, die tatsächlich bald das Verhältnis von Stadt und Land 
revolutionieren, Eisenbahnen). Insbesondere die Fouriersche 
Utopie — eine Utopie der attraktiven Arbeit, das heißt der Ein- 
mischung der Arbeit in die vielfältigen Leidenschaften der Men- 
schen, und der Aufhebung der Arbeitsteilung (wogegen das Er- 
ziehungsziel der Habitualisierung industrieller Arbeitsmuster 
deutlicher in den Sozialismus Owens eingeht) — die Fourier- 
sche Utopie als bedient sich als des Hauptstücks einer zukünfti- 
gen Architektur der Passage (rue-galerie) mit ihren Möglichkei- 
ten für eine rasche Lebensart, die Bildung leidenschaftlicher 
Gruppen und eine kurzfristige Abwechslung der Arbeiten. Die 
Passage”) — öffentlicher Außen-Innen-Raum, glasgedeckter 
Straßendurchgang, Ort des Luxuswarenhandels und des Ver- 
gnügens, Objekt der Bauspekulation — ist ein genuines Produkt 
der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts, ein Vorläufer des Wa- 
renhauses, aber von größerer funktionaler Vielfalt; erst später 
wird sie zum politischen Repräsentationsbau (Brüssel, Mai- 
land). Fourier, der die Vorbilder des Palais-Royal, der Gal6rie 
du Louvre nennt und der in Paris die Passage des Panoramas, 
die Galerie d’Orl&ans und in Lyon die Passage de l’Argue vor 
Augen haben konnte, überträgt die kommerzielle und öffent- 
lich-kommunikative Funktion der Passage zwar nicht, wie Wal- 
ter Benjamin meint, in „reaktionärer Umbildung‘“ ausschließlich 
auf die Wohnstätten seines Phalansteriums. Ließ aber das 
Passagen-Leben sich nicht leicht sichtbar machen und kontrol- 
lieren, wie die vielen literarischen und Reiseberichte darüber 
sagen, so wird die Passage der Idee nach bei Fourier doch ei- 
ner Architektur der Visibilität im Zusammenhang der Menschen 
und der Arbeit einverleibt; bei Bentham wird sie zum Modell des 
Gefängnisses des 19. Jahrhunderts, des Panopticums. — 
Nachzutragen bleibt, daß die wenigen Realisierungsversuche 
frühsozialistischer Architekturutopien in Europa in einen pater- 
nialistischen Reformismus umgeschlagen sind (der Weg führt 
von New Lanark, dem Owenschen Industriedorf, nach Guise, 
wo der Unternehmer und Fourierist Godin ein „Familistere‘ (!) 
erbaut). 


Die Entwicklung des Arbeiterwohnens und der bürgerlichen 
Hauptstadt im 19. Jahrhundert kann grob folgendermaßen be- 
schrieben werden (ich beschränke mich auf die Stadt, auch die 
Fabrikdörfer werden bald zu Fabrikstädten — nicht für die unge- 
planten, aber für die Ansiedlungen von Arbeitern durch Unter- 
nehmen in ländlichen Distrikten der Industrialisierung, die von 
Wasserkraft und Bodenschätzen abhängig war, ist New Lanark 
selbst ein Musterbeispiel, vgl. die Kruppschen Arbeitersiedlun- 
gen; und ich lasse die Morphologie der verschiedenen Hausty- 
pen aus, die wiederum Rückschlüsse auf die Durchsetzung 
neuer Familienstrukturen und Formen der Selbstkontrolle in 
den Unterklassen zulassen würde): Im Verlauf der agrarisch-in- 
dustriellen Revolution und unter dem Druck des Bevölkerungs- 
zuwachses wird — vomehmlich in England — die traditionelle, 
aus dem Mittelalter und Spätfeudalismus stammende Stadt des 
Gewerbes, Handels, Verkehrs etc. mit hereinwandernden Indu- 
strien und Arbeitskräften im Überschuß aufgefüllt; in der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts vervielfachen sich die Einwohner- 
zahlen der englischen Städte rapide (für den Zeitraum 1801 bis 
1841: London von 1.088.000 auf 2.073.000 Einwohner, Liver- 
pool von 82.000 auf 286.000, Glasgow von 77.000 auf 275.000, 
Birmingham von 71.000 auf 183.000, Manchester von 75.000 
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auf 235.000, Dundee von 26.000 auf 166.000, Leeds von 
53.000 auf 152.000; zum Vergleich die Bevölkerungsentwick- 
lung von Paris: 547.756 Einwohner im Jahr 1801, 1.053.897 im 
Jahre 1846”), der Wohnungsbau, obschon schnell vorange- 
bracht, hält damit nicht Schritt. Die unmittelbaren Folgen sind 
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auf den Zusammenhang von Wohnungselend und Kriminalität in Paris, Ban- 
denbildung); vgl. F. Engels (Anm. 5). 

4) Zum folgenden das Buch von J.F. Geist, Passagen, ein Bautyp des 19. Jahr- 
hunderts, München 2/1978 (ein sehr schönes Buch); sowie W. Benjamin, Pa- 
ris, die Hauptstadt des XIX. Jahrhunderts, in: Illuminationen. Ausgewählte 
Schriften, Frankfurt/M. 1961, S. 185-88: „Die Mehrzahl der Pariser Passagen 
entsteht in den anderhalb Jahrzehnten nach 1822. Die erste Bedingung ihres 
Aufkommens ist die Hochkonjunktur des Textilhandels. Die magasins de nou- 
veaut6, die ersten Etablissements, die größere Warenlager im Hause unterhal- 
ten, beginnen sich zu zeigen. Sie sind die Vorläufer der Warenhäuser. Es war 
die Zeit, von der Balzac schrieb: 'Le grand po&me de l’&talage chante ses stro- 
phes de couleur depuis la Madeleine jusqu’ & la porte Saint-Denis.’ Die Passa- 
gen sind ein Zentrum des Handels in Luxuswaren. In ihrer Ausstattung tritt die 
Kunst in den Dienst des Kaufmanns. Die Zeitgenossen wurden nicht müde, sie 
zu bewundern. Noch lange bleiben sie ein Anziehungspunkt für die Fremden. 
Ein 'Illustrierter Pariser Führer’ sagt: 'Die Passagen, eine neuere Erfindung des 
industriellen Luxus, sind glasgedeckte, marmorgetäfelte Gänge durch ganze 
Häusermassen, deren Besitzer sich zu solchen Spekulationen vereinigt haben. 
Zu beiden Seiten dieser Gänge, die ihr Licht von oben erhalten, laufen die ele- 
gantesten Warenläden hin, so daß eine solche Passage eine Stadt, ja eine 
Welt im Kleinen ist.’ Die Passagen sind der Schauplatz der ersten Gasbeleuch- 
tung. — Die zweite Bedingung des Entstehens der Passagen bilden die Anfän- 
ge des Eisenbaus. (...) Erstmals in der Geschichte der Architektur tritt mit dem 
Eisen ein künstlicher Baustoff auf. Er unterliegt einer Entwicklung, deren Tem- 
po sich im Laufe des Jahrhunderts beschleunigt. Sie erhält den entscheiden- 
den Anstoß, als sich herausstellt, daß die Lokomotive, mit der man seit Ende 
der zwanziger Jahre Versuche anstellte, nur auf eisernen Schienen verwend- 
bar ist. Die Schiene wird der erste montierbare Eisenteil, die Vorgängerin des 
Trägers. Man vermeidet das Eisen bei Wohnbauten und verwendet es bei Pas- 
sagen, Ausstellungshallen, Bahnhöfen — Bauten, die transitorischen Zwecken 
dienen. Gleichzeitig erweitert sich das architektonische Anwendungsgebiet 
des Glases. (...) In den Passagen hat Fourier den architektonischen Kanon des 
phalanstere gesehen. Ihre reaktionäre Umbildung durch Fourier ist bezeich- 
nend: während sie ursprünglich geschäftlichen Zwecken dienen, werden sie 
bei ihm Wohnstätten. Das phalanst&re wird eine Stadt aus Passagen. Fourier 
etabliert in der strengen Formwelt des Empire die farbige Idylle des Biedermei- 
er.“ 

5) Nach E. Gauldie, Cruel Habitations. A History of Working-Class Housing 1780- 
1918, London 1974, S. 82; und L. Chevalier, Classes laborieuses et classes 
dangereuses & Paris pendant la premiöre moiti& du XIX® siöcle, Paris 1958, S. 
211; zur Stadtentwicklung und zum Arbeiterwohnen s. in erster Linie F. Engels, 
Die Lage der arbeitenden Klassen in England (1845), in: MEW Bd. 2, S. 259 f. 
(über die „schlechten Viertel’, in denen sich die arbeitende Klasse zusammen- 
drängt‘: die „rookery‘' St. Giles in London, Wohnort der Ärmsten der Armen 
und Diebsviertel), 276-80 (über Manchester: „Die Stadt selbst ist eigentümlich 
gebaut, so daß man jahrelang in ihr wohnen und täglich hinein- und hinausge- 
hen kann, ohne je in ein Arbeiterviertel oder nur mit Arbeitern in Berührung zu 
kommen — solange man nämlich eben nur seinen Geschäften nach- oder spa- 
zierengeht. Das kommt aber hauptsächlich daher, daß durch unbewußte, still- 
schweigende Übereinkunft wie durch bewußte ausgesprochene Absicht die Ar- 
beiterbezirke von den der Mittelklasse überlassenen Stadtteilen aufs schärfste 
getrennt oder, wo dies nicht geht, mit dem Mantel der Liebe verhüllt werden.‘ 
... „ich habe zugleich eine so systematische Absperrung der Arbeiterklasse 
von den Hauptstraßen, eine so zartfühlende Verhüllung alles dessen, was das 
Auge und die Nerven der Bourgeoisie beleidigen könnte, nirgends gefunden 
als in Manchester‘), 287 f. (‚‚über die in Manchester übliche Bauart der Arbei- 
terviertel‘‘: eine genaue Darstellung des Cottage-Systems); außerdem C. u. 
R.Bell, City Fathers. The Earty History of Town Planning in Britain, London 
1969; A. Briggs, Victorian Cities, London 1963; I. Leister, Wachstum und Er- 
neuerung britischer Industriegroßstädte, Wien/Köln/Graz 1970; H. Sturm, Fa- 
brikarchitektur, Villa, Arbeitersiedlung, München 1977; für Deutschland u.a. R. 
Günter, Krupp und Essen, in: M. Warnke (Hg.), Das Kunstwerk zwischen Wis- 
senschaft und Weltanschauung, Gütersloh 1970, S. 128-74; L. Nietnammer u. 
F. Brüggemeier, Wie wohnten Arbeiter im Kaiserreich? in: Archiv für Sozialge- 
schichte XVI (1976) S. 61-134; schließlich die umfassende Arbeit von L. Mum- 
ford, The City in History (1961), Repr. Harmondsworth 1979. 
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Dundee, Cottages, dahinter Wohnhäuser jüngeren Datums Leeds, „back-to-back“ 
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Gustave Dore, Over London — Over Rail, 1870 
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Vieux-Lyon, Traboule: „Fourier kannte 
das Elend. Er durchschritt das Laby- 
rinth der engen Gassen und der hohen 
schwarzen Häuser, die von 'traboules’ 
(Hausdurchgängen) durchzogen wa- 
ren: günstig für Intrigen, heimliche Um- 
triebe, auch für Kämpfe und für Revol- 
ten.“ 


Paris, Palays Royal (1786): „Der wirkli- 
che Ort für die Inspiration Fouriers war 
nicht, wie man unterstellt hat, der der 
'traboules’ in Lyon, die von einem ver- 
elendeten und hungernden Proletariat 
wimmelten, sondern der Platz des Pari- 
ser Palays-Royal, damals als ein Ort 
der Prostitution und des Vergnügens, 
ein Raum voll Glanz und Sinnlichkeit, 
der Fourier seit seiner ersten Reise 
nach Paris im Jahre 1790 faszinierte.‘“ 


Lyon, Passage de l’Argue (1825-30) 


Paris, Passage des Panoramas (1800) 


eine Agglomeration der Bevölkerung und progressive, oft chao- 
tische Überbauung durch Bauspekulanten (back-to-back/Cot- 
tage-System z.B.) im Zusammenhang von Niedriglohn und 
Mieten sowei die Abwanderung der Mittelschichten aus den 
städtischen Zentren, die durch eine fluktuierende, zumeist auf 
Gelegenheitsarbeit, Nähe zur Arbeitsgelegenheit und unregel- 
mäßige Arbeitszeiten verwiesene Unterklasse bewohnt wer- 
den, wobei die Wohnverhältnisse unterhalb aller physischen 
und moralischen Standarts liegen. Das Stadtgebiet schlüsselt 
sich also nach Klassen auf in die Viertel der Arbeiter und Indu- 
strie einerseits, in die Peripherie als Refugium für den Bürger 
andererseits. Die gegenläufige Entwicklung, der Kampf dage- 
gen setzt noch vor der Jahrhundertmitte auf mehreren Ebenen 
an und führt in der Regel wiederum zum Resultat der Segrega- 
tion von Bourgeoisie und Proletariat, nämlich zum Herausdrän- 
gen der Unterklassen aus der neuerdings bürgerlichen Stadt. 
Das bekannteste Beispiel ist die nach der 48er Revolution be- 
gonnene Demolierung von Paris durch Haussmann, also eine 
Stadtsanierung, Entslumung in der Form von Straßendurchbrü- 
chen und Begradigungen unter vorwiegend militärischem Ge- 
sichtspunkt, zur Erstickung der Revolutionsherde; die Boule- 
vards sollen den Barrikadenbau verhindern und dem Militär ein- 
schließlich der Artillerie den Weg zwischen Kasernen und Ar- 
beitervierteln bahnen.®) 

Häufiger und wirksamer ist das Zusammenspiel folgender Fak- 
toren: in England wird der Bau von Eisenbahnen und Bahnhö- 
fen durch die Konkurrenz verschiedener Gesellschaften bis in 
die Stadtzentren vorwärtsgetrieben, was zunächst die viaduk- 
tartige Überbauung und dann beim Bau von Tunneln den rück- 
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Brüssel, Galeries St. Hubert (1846-47) 


sichtslosen Abriß zahlreicher Quartiere zur Folge hat; die be- 
gründete und zugleich übersteigerte Furcht der Mittelklassen 
vor Epidemien (Cholera, Typhus) und Aufständen, die von den 
Elendsvierteln ihren Ausgang nehmen können, verleiht mehre- 
ren ihrer Reform- und Sanierungsprojekte Gesetzescharakter, 
u.a. wird die back-to-back-Bauweise verboten (housing bye- 
law); schließlich — das ist an den Grundstückspreisen und - 
spekulationen im Zuge der Verslumung und Revalorisierung 
ablesbar — geht eine bauliche Rückerschließung der verkehr- 
mäßig attraktiven Stadtzentren durch die neuen, massenhaften 
Formen des Warenabsatzes in Magazinen und Kaufhäusern 
etc. vonstatten. (Beises, die Perspektive des Boulevards ünd 
das Kaufhaus, macht übrigens die Passage fuktionslos.) Die 
zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts ist somit gekennzeichnet 
durch eine radikale Demolition er versiumten Zentren, durch die 
Vertreibung der Armen und Arbeiter aus den Städten, ohne das 
neue Behausungen gebaut werden, bevor sie zum Spekula- 
tionsobjekt gemacht sind. Die Stadt wird zum Repräsentations- 
raum des Bürgertums und der Ware, am Rande entstehen die 
neuen Arbeiterviertel, zuerst für die Schicht der Facharbeiter 
mit festen Arbeitszeiten; Arbeit und Wohnbereich fallen endgül- 
tig auseinander. Die Verweigerung der Arbeiter gegenüber der 
Einrichtung von zweierlei Paris: der Hauptstadt des 19. Jahr- 
hunderts und den Stadtteilen des Ostens, gegenüber ihrem Exil 
auserhalb des Zentrums des sozialen Lebens und ihrem Aus- 
schluß aud einem künftig der Bourgeoisie revervierten Raum, 
ist überliefert.) 


6) F. Engels, Zur Wohnungsfrage (1872/73), in: MEW Bd. 18, S. 260 f.: „In Wirk- 
lichkeit hat die Bourgeoisie nur eine Methode, die Wohnungsfrage in ihrer Art 
zu lösen — das heißt, sie so zulösen, daß die Lösung die Frage immer wieder 
von neuem erzeugt. Diese Methode heißt: 'Hausmann’. — Ich verstehe hier un- 
ter 'Haussmann’ nicht bloß die spezifisch-bonapartistische Marnier des Pariser 
Haussmann, lange, gerade und breite Straßen mitten durch die enggebauten 
Arbeiterviertel zu brechen und sie mit großen Luxusgebäuden an beiden Sei- 
ten einzufassen, wobei neben dem strategischen Zweck der Erschwerung des 
Barrikadenkampfes noch die Heranbildung eines von der Regierung abhängi- 
gen, spezifisch-bonapartistischen Bauproletariats und die Verwandlung der 
Stadt in eine reine Luxusstadt beabsichtigt war. Ich verstehe unter 'Hauss- 
mann’ die allgemein gewordene Praxis des Breschelegens in die Arbeiterbezir- 
ke, besonders die zentral gelegenen unserer großen Städte, ob diese nun 
durch Rücksichten der öffentlichen Gesundheit und der Verschönerung oder 
durch Nachfrage nach großen zentral gelegenen Geschäftsiokalen oder durch 
Verkehrsbedürfnisse, wie Eisenbahnanlagen, Straßen usw., veranlaßt worden. 
Das Resultat ist überall dasselbe, mag der Anlaß noch so verschieden sein: die 
skandalösesten Gassen und Gäßchen verschwinden unter großer Selbstver- 
herrlichung der Bourgeoisie von wegen dieses ungeheuren Erfolges, aber — 
sie erstehn anderswo sofort wieder und oft in der unmittelbaren Nachbar- 
schaft.‘ W. Benjamin, a.a.O., S. 198: „Der wahre Zweck der Haussmannschen 
Arbeiten war die Sicherung der Stadt gegen den Bürgerkrieg. Er wollte die Er- 
richtung von Barrikaden in Paris für alle Zukunft unmöglich machen. In solcher 
Absicht hatte schon Louis-Philippe Holzpflasterung eingeführt. Dennoch spiel- 
ten die Barrikaden in der Februarrevolution eine Rolle. Engels beschäftigt sich 
mit der Technik der Barrikadenkämpfe. Haussmann will sie auf doppelte Art 
unterbinden. Die Breite der Straßen soll ihre Errichtung unmöglich machen, 
und neue Straßen sollen den kürzesten Weg zwischen den Kasernen und Ar- 
beiternvierteln herstellen. Die Zeitgenossen tauften das Unternehmen: ’L’em- 
bellissement stratögique’.‘‘ Siehe auch H. Lefebvre, Die Revolution der Städte, 
Frankfurt/M. 1976, S. 119 f. 

7) In den Berichten der zur Weltausstellung von 1867 entsandten Arbeiterdelega- 
tionen heißt es: „Einge Gesellschaften und Industrieunternehmen konnten den 
Anschein erwecken, als täten sie etwas im Interesse der Arbeiter, indem sie 
z.B. Magazine, wo man alle Arten von Waren findet, billige Speiseanstalten, 
Arbeiterstädte und Kirchen einrichteten; dies läßt vermuten, daß man sehr ge- 
nau verstanden hat, daß ohne Gemeinschaftlichkeit das Leben aufgrund der 
niedrigen Löhne unmöglich wäre. Obgleich wir den Wert dieser Dinge anerken- 
nen, erklären wir, daß wir als Vorkämpfer der Freiheit unsere Angelegenheiten 
selbst regeln wollen und daß wir dazu nur die Freiheit nötig haben“‘; die Berich- 
te wenden sich dagegen, „in unseren Tagen jene Viertel des Pöbels, der füher 
sogenannten Bettler und Landstreicher, wiederzubeleben, eine mit dem Ghetto 
des katholischen Roms vergleichbare Sache. Wir wiederholen, man muß ah- 
nungslos sein, wenn man auf diese Weise den Arbeiter außerhalb des Zen- 
trums des sozialen Lebens abstellen will‘‘; der Stand der Musikinstrumenten- 
bauer verweigert die Einrichtung eines „Paris der Pferderennen und der Gal- 
anterie‘‘ gegenüber dem Paris der Dichter, der Gelehrten, der Künstler und der 
Arbeiter; zit. nach J. Ranciere u. P. Vauday, En allant ä l’Expo: L’ouvrier, sa 
fernme et les machines, in: Les Revoltes logiques 1 (1975) S. 20 f. 


Die Stadt als Kampf- ıınd Widerstandsraum und Raum zur 
Neuzusammensetzung des Proletariats durch die Bourgeoisie: 
Schon die zeitgenössische Literatur (zwei willkürliche, aber be- 
rühmte Beispiele: Eugene Sue, ‚Les mysteres de Paris‘‘, 1842/ 
43 und Henry Mayhew, „London Labour and the London Poor“, 
1861) beschreibt die Gefährlichkeit der Wohnviertel der Unter- 
klassen, als der „classes laborieuses et classes dangereuses‘“ 
und „outcasts‘“®), für den Bürger, der sich nicht in sie hineinwa- 
gen darf und der jenseits der Hauptstraßen nicht mit ihnen in 
Berührung zu kommen braucht; beschreibt eine notorische Un- 
ruhe und Resigtenz des Slums (Ungetrenntheit von Arbeiter- 
klasse und Delinquenz, Diebstahl, Bettelei, Trunksucht, Ge- 
waltsausbrüche, Straßenunruhen aus Anlaß der Ausweisung 
zahlungsunfähiger Familien, nächtliches Wegziehen ohne 
Mietzahlung ...), der von seinen Bewohnern gegen die Mittel- 
klassen, gegen Sanierung und Reform bis zum Abriß gehalten 
wird, eine Resistenz unterhalb dessen, was im 19. Jahrhundert 
organisierte soziale Bewegung war; die Zerstörung des Slums 
kommt einem „remaking of the working class‘ (G. Stedman Jo- 
nes) gleich. Die Gefährlichkeit und der Widerstand dieser Vier- 
tel scheint in ihrer Undurchdringlickkeit und Dunkelheit zu lie- 
gen, überall firrden sich dunkle Gänge (Fourier muß die „Tra- 
boules‘“, Straßendurchgänge in der Lyoner Altstadt und den ur- 
sprünglichen Arbeitervierteln, gekannt haben), Rückzüge und 
Winkel die nirgends kartographiert sind. Schon die Passage ist 
ein bürgerliches Gegenstück dazu: sie ist in allen ihren funktio- 
nalen Möglichkeiten auch Verwertung, Ostentation, Visibilität; 
vollends der Boulevard, die Strategie der Enteignung und De- 
molition. — Die Revolte geht im 19. Jahrhundert nicht aus den 
gefährlichen Vierteln hervor, aber sie entspricht — wenn man 
so sagen darf — den Regeln im Kampf um die Stadt. Beim Lyo- 
ner Aufstand von 1831, dem ersten kontinentalen Arbeiterauf- 
stand, erkämpften sich die Arbeiter aus der verbarrikadierten 
Vorstadt herab (auf den Hügeln von La Croix-Rousse war seit 
Beginn des Jahrhunderts eine neue, industrielle Stadt entstan- 
den, die Stadt der „canuts‘‘/Seidenweber) das aristokratische 
und kommerzielle Stadtzentrum zwischen Saöne und Rhöne, 
dessen bauliche Eigentümlichkeiten sie zur Besetzung ausnut- 


zen können.?) Mit der Kommune von Paris im März 1871 rich- 
ten sich die Arbeiter — unter den Bedingungen des Krieges, der 
Belagerung und der Flucht der Bourgeoisie — eine politischen 
Raum in der Stadt ein, aus der sie vorher infolge der Hauss- 
mannisierung verwiesen worden waren; diese strategische 
Umgestaltung der Stadt hatte die Trennung der Klassen und 
den Klassenkampf mit provoziert, und wenn sie den Bau von 
Barrikaden nicht verhindern konnte, so setzte sich die Planung 
Haussmanns bei der Niederschlagung der Kommune schließ- 
lich durch. '0) 


8) Siehe L. Chevalier (Anm. 5) und G. Stedmann Jones, Outcast London, London 
1971; ferner die Hiweise bei L. Blanc und F. Engels (Anm. 3, 5). 

9) Siehe F. Rude, C’est nous les canuts, Paris 1977; der späteren Lyoner Stadt- 
planung lagen dementsprechend strategische Überlegungen zugrunde, s. J. 
Bruhat, J. Dautry u. E. Tersen, Die Pariser Kommune von 1871, Berlin (DDR) 
1971, S. 49 f. 

10) H. Lefebvre, a.a.O.,'S. 120, nochmals über den Urbanismus im Sinne Hauss- 
mann: „Dennoch dürfte die Wahrheit (die Explosion der Stadt durch ihre Ver- 
bürgerlichung) den Zeitgenossen kaum klargeworden sein. Was war notwen- 
dig, um die Wahrheit mit einem Eklat zu verdeutlichen? Die Kommune, die mit 
ihrem Mythos, ihrer Ideologie, ihrer Utopie (Dezentralisierung, Förderalismus 
im Sinne Proudhons) als revolutionäre urbane Praxis angesehen wurde. Die 
Arbeiter, aus dem Zentrum vertrieben und zur Peripherie abgedrängt, mach- 
ten sich auf den Weg zurück ins Zentrum, das von der Bourgeoisie mit Be- 
schlag belegt worden war.‘ 


Schema der von Haussmann veranlaßten Straßendurchbrüche 


Demolition in Paris: Straßendurchbrüche für den Boulevard du Plais 
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Paris, Bau einer Barrikade am 19. März 1871 Barrikaden, Place Belleville 
ag on 
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Das „Chäteau-Gaillard‘‘, Place de la Concorde (Gaillard war während der Kommune von Paris Leiter der Kommission für die 
Barrikaden) 


Place eis la Bastille, Beschuß dürch Te Tr 
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Buonarroti, Babeuf und die Verschwörung für die Gleichheit 
(1828), übers. und eingel. von A. und W. Blos, Berlin/Bonn 2/ 
1975, S. 192-96: 


„Seit die Ungleichheit der Vermögen diese zu einer erschöp- 
fenden Arbeit, jene zu einer verderblichen Untätigkeit ver- 
dammt hat, haben die Landgüter nur wenig Bewohner behal- 
ten, die oft ungenügend für die Bedürfnisse des Ackerbaus und 
fast immer durch das Übermaß der Ermüdung erdrückt waren. 
Der Überschuß der Bevölkerung hat sich in den Städten ange- 
häuft (...) 


Keine Hauptstadt, keine großen Städte mehr! Wenn ich mich 
nicht irre, ist die Existenz der großen Städte ein Symptom der 
öffentlichen mißlichen Umstände und ein unfehlbarer Vorläufer 
der Bürgerkriege. Die großen Grundbesitzer, die großen Kapi- 
talisten und die reichen Kaufleute bilden ihren Kern, um den 
sich eine große Menge Leute scharen, die auf ihre Kosten le- 
ben, indem sie für ihre Bedürfnisse sorgen, ihrem Geschmack 
schmeicheln, indem sie ihren Launen nachgeben und ihre La- 
ster begünstigen. Je bevölkerter eine Stadt ist, um so mehr 
Dienstboten, liederliche Frauen, ausgehungerte Schriftsteller, 
Dichter, Musiker, Maler, Schöngeister, Schauspieler, Tänzer, 
Priester, Unterhändler, Diebe und Possenreißer findet man 
dort. (...) 


Diese prächtigen Paläste, die großen Gärten, diese reichen 
Einrichtungen, diese glänzenden Equipagen, diese zahlreichen 
Livreen und diese geräuschvollen Salons, die, wie man sagt, 
die Zierde der großen Städte sind, machen einen traurigen Ein- 
druck auf die Seele derer, deren Blicke sie auf sich ziehen. Ei- 
nerseits vergrößern sie den Hochmut ihrer Besitzer und ma- 
chen sie geneigt, in denen, die sie entbehren müssen, Feinde 
zu sehen, die die Eifersucht und das Elend unaufhörlich dazu 
treiben, sie ihnen zu rauben und sich an dem Staate zu rächen 
für die Demütigung und Entbehrung, wozu sie verdammt sind. 
Andererseits verderben sich die davon Ausgeschlossenen ent- 


Vendöme-Säule, Symbol des Napoleonischen Despotismus vor und nach der Zerstörung der Säule durch die Kommune, 
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weder durch ihre Begierde und den Haß, oder sie verfallen in 
Verworfenheit und Herabwürdigung und werden die Stützen 
des Ehrgeizes und der Tyrannei. (...) 


Da der Ackerbau und die notwenigen Künste die wahren Er- 
nährer der Menschheit sind, so sind die Menschen da, wo man 
jene treibt, von der Natur zu leben berufen, sei es, indem sie die 
Erde bebauen, oder indem sie den Ackerbauern Bequemlich- 
keiten und Erleichterungen verschaffen. Zu den großen Übeln, 
die die unmittelbaren Folgen der Ungleichheit, der großen 
Staaten, der Zentralisation der Verwaltung, der Höhe der Steu- 
ern, der öffentlichen Schulden, des Luxus der Besoldungen und 
des trügerischen Glanzes der Höfes sind, kommen eine Menge 
anderer, die unzertrennlich sind von diesen großen Hauptstäd- 
ten, wo die Frauen, wie Rousseau sagt, nicht mehr an die Ehre, 
die Männer nicht mehr an die Tugend glauben. (...) 


Diese Hauptstädte, die die Ungleichheit hervorbringt und wo 
die Elemente der Revolution geschmiedet werden, diese 
Hauptstädte, die so oft die Instrumente der Tyrannei waren, wa- 
ren auch manchmal die Herde der Freiheit. Sie könnten wirk- 
sam mithelfen, die wahre Ordnung herzustellen, wenn es wei- 
sen Geistern gelänge, die Bewegungen zu leiten und die Stö- 
rungen verschwinden zu lassen. — Unmerklich würde das Land 
sich mit Dörfern bedecken, die an den gesündesten und be- 
quemsten Orten gebaut und so gelegen sein würden, daß sie 
leicht mittels Landstraßen und zahlreichen Kanälen in Verbin- 
dung ständen, die überall im Interesse aller läge. — Es ist anzu- 
nehmen, daß, dem obersten Gesetz der Gleichheit folgend, der 
Prachtaufwand der Schlösser der Gesundheit, der Bequemlich- 
keit und der Sauberkeit aller Wohnungen Platz machen würde, 
die mit zierichem Ebenmaß zur Befriedigung des Auges und 
zur Erhaltung der öffentlichen Ordnung angelegt würden. — 
Gäbe es keine Paläste mehr, gäbe es keine baufälligen Häuser 
mehr. Die Häuser würden einfach sein, und die Pracht der Ar- 
chitektur und Künste, die ihren Glanze erhöhen, würde für die 
öffentlichen Gebäude, die Amphitheater, die Zirkusse, die Was- 


serleitungen, die Brücken, die Kanäle, die Plätze, die Archive, 
die Bibliotheken und namentlich für die Orte verwendet, die zu 
den Beratungen der Beamten und zur Ausübung der Volksherr- 
schaft bestimmt wären.“ 


Owen, Eine neue Gesellschaftsauffassung (1813/14), in: Th. 
Ramm (Hg.), Der Frühsozialismus, ‚Stuttgart 1956, S. 203 f.: 


„Im Jahre 1784 gründetet der inzwischen verstorbene Herr Da- 
le aus Glasgow in der Nähe der Ciyde-Fälle in der schottischen 
Grafschaft Lanark eine Baumwollspinnerei; ungefähr um diese 
Zeit wurden die ersten Baumwollfabriken im nördlichen Teil des 
Königreichs eingeführt. Die Wasserfälle als Energiequelle zu 
benützen, hatte Herrn Dale dazu bewogen, seine Fabrik an die- 
sem Ort zu errichten. Denn in anderer Hinsicht war er nicht gut 
gewählt. Das Land ringsum war unbebaut, die wenigen Ein- 
wohner waren arm und die Straßen in der Umgegend waren so 
schlecht, daß die heute so berühmten Fälle damals den Frem- 
den unbekannt waren. — Man mußte deshalb eine neue Bevöl- 
kerung zusammenholen, um das ganze Unternehmen mit Ar- 
beitern zu versorgen. Dies war jedoch keine leichte Aufgabe. 
Denn die ganze im Althergebrachten erzogene schottische 
Landbevölkerung wollte nichts davon wissen, Tag für Tag von 
früh bis spät in der Baumwollfabrik zu arbeiten. So blieben nur 
zwei Wege, Arbeitskräfte zu beschaffen: erstens, Kinder aus 
den verschiedenen Armenhäusern des Landes zu bekommen; 
zweitens, Familien in der Nähe der Fabrik anzusiedeln. — Um 
die Kinder unterzubringen, wurde ein großes Haus errichtet, 
das schließlich etwas fünfhundert beherbergte, die hauptsäch- 
lich aus den Arbeits- und Armenhäusern von Edinburgh 
stammten. Diese Kinder mußten ernährt, gekleidet und erzogen 
werden, und Herr Dale erfüllte diese Pflichten mit seiner be- 
kannten, unerschöpflichen Menschenfreundlichkeit. — Um Ar- 
beiter zu bekommen, wurde ein Dorf gebaut, dessen Häuser 
gegen geringen Zins an diejenigen Familien vermietet wurden, 
die man zur Arbeit in der Fabrik bewegen konnte. Aber der all- 
gemeine Widerwille gegen eine derartige Beschäftigung war 
damals so groß, daß — mit wenigen Ausnahmen — nur solche 
Leute zu dem Experiment bereit waren, die weder Freunde 
noch Beschäftigung noch einen guten Ruf hatten. (...) 


Wer die Menschen aus der Praxis kennt, wird sich den Charak- 
ter einer so zusammengeholten und beschaffenen Bevölkerung 
leicht ausmalen können. Es ist daher wohl kaum nötig zu sa- 
gen, daß diese Gemeinschaft unter diesen Umständen allmäh- 
lich zu einer ganz üblen Gesellschaft herabsank. Jedermann 
tat, was in seinen Augen recht war, und Laster und Unsittlich- 
keit herrschten in einer geradezu ungeheuerlichen Weise. Die 
Bevölkerung lebte in Müßiggang, in Armut, in fast jeder Art von 
Verbrechen, und damit auch in Schulden, Krankheit und 
Elend.“ 


The life of Robert Owen. Written by himself (1857); übers. aus: 
Robert Owen und der Sozialismus, ausgew. und eingel. von H. 
Simon, Berlin 1919, S. 47-49: 

„Am 1. Januar 1800 trat ich die Regierung von New-Lanark an. 
Ich sage Regierung. Denn es war nicht meine Absicht, Leiter ei- 
ner Baumwollfabrik in der damals üblichen Weise zu sein, son- 
dern die mit Erfolg bei den Arbeitern in Herrn Drinkwaters Fa- 
brik angewandten Grundsätze einzuführen und die Lebensbe- 
dingungen der ganzen Bevölkerung, die ich von Umständen 
umgeben sah, die ihren Charakter schädlich beeinflußten, zu 
ändern. — Der Beginn meiner Aufgabe stieß auf die gewaltig- 
sten Hindemisse. Von den früheren Leitern mit ihren veralteten, 
den meinen vollkommen entgegengesetzten Ansichten konnte 
ich keine Unterstützung erwarten. Die schlechte Umwelt hatte 
Charakter und Führung der Bevölkerung verunstaltet. Viel 
mußte umgeworfen und vieles neugeschaffen werden, ehe die 
von mir erstrebten Ergebnisse erzielt werden konnten. Die Ar- 
beiterschaft war wahl- und gedankenlos von hierher und dort- 
her zusammengewürfelt, in der Mehrzahl faul, trunksüchtig, 
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unehrlich, lügnerisch und von einer vermeintlichen Frömmig- 
keit, mit der sie glaubte, für alle ihre Sündhaftigkeit und Immo- 
ralität Verzeihung zu erwirken. Zuerst galt es, den Umfang aller 
zu bekämpfenden Übel, die kein Ende nahmen, festzustellen. 
Ich sah alsbald, daß ein vollkommener Umbau des ganzen Et- 
ablissements nicht minder erforderlich für die Verwirklichung 
meiner Ideen war als für den Ertrag des Betriebes. (...) Meine 
Teilhaber waren Kaufleute und erwarteten Gewinn. So mußte 
ich dazu gelangen, den Ertrag des Unternehmens mit den er- 
forderlichen Umwälzungen in Einklang zu bringen. — Die Arbei- 
ter waren Gegner jeder von mir vorgenommenen Änderung. 
Nur neue Schlingen eines hartherzigen Arbeitsherrn sahen sie 
darin und taten ihr möglichstes zur Vereitelung meiner Zwek- 
ke.“ 


Owen, Report to the Committee of the Association für the Re- 
lief of the Manufacturing and Labouring Poor (1817); A Cate- 
chism ofthe New View of Society an Three Andresses (1817); 
Reports to the Country of Lanark (1817); übers. ebd. S. 99- 
101, 109 f., 89-91: 

„Betrachten wir in einer flüchtigen Skizze die Industriestädte im 
Vergleich zu den vorgeschlagenen Dörfern. — In den Industrie- 
städten leben die Arbeiter und Armen in Speichern und Kellern, 
in engen Gassen oder Hinterhäusern. Schmutz und Rauch um- 
gibt sie, und ihren Augen bietet sich selten ein erfreulicher An- 
blick. — Eltern bedrückt die Sorge um ihren und den Unterhalt 
ihrer Kinder. Jede Familie muß getrennt und auf die unvorteil- 
hafteste Weise ihren Bedarf einkaufen, besondere Kochein- 
richtungen haben. Die Bedürfnisbefriedigung einer Familie von 
Durchschnittszahl erfordert eine ganze Menschenkraft. (...) In 
den geplanten Dörfen werden die Arbeiter in bequemen, 
hübsch und zweckmäßig ausgestalteten Häusern wohnen, um- 
geben von Gärten, mit freiem Raum nach allen Richtungen, um 
die Luft frisch zu halten. Sie haben auf Spazierwegen, soweit 
ihr Blick reicht, Gartenanlagen und gut gepflegtes Land vor Au- 
gen. — Infolge des genossenschaftlichen Prinzips werden Le- 
bensbedarf und Annehmlichkeiten allen in Fülle geboten. Der 
gleiche Müheaufwand, der jetzt die Bedürfnisbefriedigung einer 
Familie erfordert, wird dort für tausend Familien genügen und 
aller Bedarf wird unter den günstigsten Bedingungen produ- 
ziert. Die besten Nahrungsmittel werden in der besten Weise 
unter Vorkehrungen zubereitet, die es ermöglichen, daß fünf 
oder sechs Personen für tausend die Küche führen. Es sind 
nicht mehr als täglich acht Stunden gesunde und angenehme 
Arbeit erforderlich. (...) Zusammenfassend sei folgendes ge- 
sagt: Die Industriestädte sind die Höhlen der Armut, der Ver- 
elendung, der Unwissenheit, des Lasters und des Verbrechens. 
— Die Genossenschafts-Dörfer sind die Herberge der Wohl- 
fahrt, der tätigen Intelligenz, der Nächstenliebe und des 
Glücks.“ 


„Achthundert bis eintausendzweihundert Personen wird die 
geeignete Zahl zur Bildung landwirtschaftlicher Siedlungen (ag- 
ricultural villages) sein. Und wo nicht entscheidende örtliche 
Gründe dagegen sprechen, sollten die dauernden Einrichtun- 
gen nur einer solchen Bevölkerungszahl angepaßt werden. — 
Nachbardörfer von diesem Umfang in angemessener Entfer- 
nung von einander werden in sich alle Vorzüge der Städte und 
Landorte vereinigen können, ohne die beiden heute anhaften- 
den zahllosen Mängel und Schäden. Ihre Grundlage ist ge- 
meinsame Arbeit, Gemeinsamkeit der Kostendeckung und des 
Besitzes und Gleichheit der Rechte. — Die von Stubengelehr- 
ten irregeführte Gesellschaft hat alle überhaupt denkbaren 
Fehler gemacht. Aber ihr vielleicht größter Fehler war der, den 
Arbeiter von seiner Nahrung zu trennen und seine Existenz ab- 
hängig zu machen von der Arbeit und ungewissen Bedarfsliefe- 
rung anderer, wie es unter unserem heutigen Fabriksystem der 
Fall ist. Es ist ein weitverbreiteter Irrtum, anzunehmen, daß 
durch ein solches System auch nur ein einziger Mensch mehr 
unterhalten werden könne als ohne dasselbe. Im Gegenteil 
wird eine Landwirtschaft treibende Bevölkerung mit Industrie 


als Zubehör in einem gegebenen Bezirk mehr Menschen viel 
reichlicheren Unterhalt gewähren können, als im gleichen Be- 
zirk bei Trennung von Landwirtschaft und Industrie möglich wä- 
re.“ 


„Die vorliegende Zeichnung zeigt im Vordergrund eine solche 
Niederlassung mit ihrem Zubehör und einem entsprechenden 
Stück Land und in angemessenen Entfernungen Dörfer glei- 
cher Art. — Häuserquadrate zur Aufnahme von etwa zwölfhun- 
dert Personen, umgeben von tausend bis tausendfünfhundert 
Morgen Land, sind hier dargestellt. — Inmitten der Quadrate lie- 
gen öffentliche Gebäude, die sie in Parallelogramme teilen. — 
Das Zentralgebäude enthält eine öffentliche Küche, Speiseräu- 
me und alle erforderlichen Einrichtungen für die ökonomische 
und komfortable Zubereitung und Einnahme von Mahlzeiten. — 
Das Unterhaus des Gebäudes zu seiner Rechten ist für die 
Kleinkinderschule, der Oberstock für einen Vortrags- und Er- 
bauungssaal bestimmt. — Das Gebäude links enthält im Unter- 
haus eine Schule für die älteren Kinder und einen Sitzungs- 
raum; oben Bibliothek und Beschäftigungsraum für Erwachse- 
ne. — In dem freien Raum inmitten der Quadrate sind umfriede- 
te Turn- und Spielplätze; sie sollen mit Bäumen bepflanzt wer- 
den. — Drei Seiten sind zu Wohnhäusern namentlich für die 
Ehepaare bestimmt, mit je vier Zimmern, jedes geräumig ge- 
nug, um Mann, Frau und zwei Kinder aufzunehmen. — Die vier- 
te Seite soll Schlafräume enthalten für alle Kinder der Familien, 
die ihrer mehr als zwei haben und für die über drei Jahre alten 
Kinder. — In der Mitte dieser Seite des Quadrats ist ein Wohn- 
haus für die Aufsichtspersonen der Schlafräume; an einem En- 
de das Krankenhaus und am anderen ein Gebäude für die Be- 
hausung Auswäfrtiger, die zum Besuch ihrer Verwandten und 
Freunde kommen. — Inmitten von zwei Seiten der Quadrate 
sind Wohnhäuser für die die allgemeine Aufsicht führenden 
Personen, für den Geistlichen, die Lehrer, den Arzt usw.; inmit- 
ten der vierten Seite sind Lagerhäuser für alle Vorräte, deren 
die Siedlung bedarf. — Vor und hinter den Häusern, rings um 
die Quadrate, sind durch Wege verbundene Gartenanlagen. — 
Unmittelbar jenseits derselben befinden sich auf der einen Sei- 
te Gebäude für Fabriken und sonstige gewerbliche Produktion. 
— Schlachthof, Ställe etc. sind von der Siedlung durch Pflanz- 
schulen zu trennen. — Auf der gegenüberliegenden Seite sind 
Wasch- und Bleichanstalten usw. Noch weiter entfernt von den 
Quadfraten liegen einige Meiereien, Malzbrauereien, Getreide- 
mühlen usw. Ringsum sind umfriedete, von Fruchtbäumen um- 
säumte Äcker und Viehweiden. — Diese Siedlung ist etwa für 
zwölfhundert Personen gedacht: Männer, Frauen und Kinder 
jedes Alters, jeder Art und Befähigung; die meisten sehr unwis- 
send, mit Lastern behaftet, körperlicher und geistiger Durch- 
schnitt, der von Armenunterstützung lebend, jetzt eine Last und 
dauernde Ansteckungsgefahr für die Gesamtheit ist. — Um sie 
radikal zu wandeln, bedarf es einer völlig neuen, der menschli- 
chen Natur gemäßen Umgebung, wie sie die geplanten Sied- 
lungen darstellen.“ 


Fourier, Theorie der vier Bewegungen und der allgemeinen 
Bestimmungen (1808), hrsg. von Th. W. Adorno, eingel. von E. 
Lenk, Frankfurt/Wien 1966, S. 378, 174: 


„Ratschläge für die Zivilisierten, die baldige soziale Metaphor- 
mose betreffend (...) 1. Errichtet keine Gebäude. Die Verteilung 
der Gebäude in der Zivilisation ist mit der in der neuen Gesell- 
schaftsordnung unvereinbar, und um aus Häusern irgendeinen 
Nutzen zu ziehen, wird man sie vollständig umbauen müssen, 
auch wird es viele überflüssige Häuser geben.‘ — 

„Die Paläste oder Schlösser benachbarter Sippen müssen mit- 
einander durch gedeckte Gänge verbunden sein, die gegen die 
Unbilden der Witterung schützen, so daß man bei Zusammen- 
künften in Geschäften oder zum Vergnügen vor dem Einfluß 
der unfreundlichen Jahreszeiten geschützt ist, unter denen 
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man in der Zivilisation auf Schritt und Tritt leidet. Es muß mög- 
lich sein, bei Tag und bei Nacht von dem einen Palais zu dem 
anderen durch geheizte oder ventilierte Gänge zu wandeln, so 
daß man nicht, wie es in der heutigen Ordnung der Fall ist, Ge- 
fahr läuft, beschmutzt oder durchnäßt zu werden und sich einen 
Schnupfen oder eine Lungenentzündung zu holen, weil man 
aus geschlossenen Räumen ins Freie tritt. (...) Statt wie in der 
Zivilisation drei oder vier Straßen zurücklegen zu müssen, 
durchschreitet man nur die gedeckten Gänge von drei oder vier 
benachbarten Schlössern, ohne Hitze und Kälte, Wind und Re- 
gen zu empfinden. Diese geschützten Verbindungswege sind 
eine der tausend Annehmlichkeiten, die der neuen Gesell- 
schaftsordnung vorbehalten sind‘. 


Fourier, Trait6 de l’association domestique et agricole (1822); 
z. T. übers. aus: Der sozietäre Reformplan, Textübertr. und 
Einl. von H. Thurow, Basel 1925, S. 192-94, 167; Oeuvres 
completes, Paris 1966, T. IV, S. 494 f., 462-65: 


„Für eine Assoziation von 1500-1600 Personen bedarf es ei- 
nes Grundstücks, das sich über reichlich eine Quadratmeile 
ausdehnt; vergessen wir indessen nicht, daß der dritte Teil die- 
ses Komplexes für eine reduzierten Versuch genügte. — Die 
Gegend soll mit einem guten Wasserlauf versehen, von hügeli- 
gem Gelände durchzogen und für mannigfache Kulturen geeig- 
net sein; sie muß nach einer Richtung hin von einem Wald be- 
grenzt und unfern einer großen Stadt gelegen sein, jedoch im- 
merhin weit genug, um die Störenfriede abzuhalten. (...) Ein 
ebenes Land, wie die Umgebung von Antwerpen, Leipzig oder 
Orleans wäre ganz ungeeignet und würde bei gleicher Ausdeh- 
nung die Bildung vieler Serien mißlingen lassen. Man müßte al- 
so eine hügelige Gegend wählen, wie sie die Umgebung von 
Lausanne darstellt, oder wenigstens eines schönes von Wald 
und Wasserläufen durchzogenes Tal wie jenes, das sich von 
Brüssel nach Hal erstreckt. Ein schönes Terrain bietet in der 
Nähe von Paris die zwischen Poissy und Conflans, sowie zwi- 
schen Poissy und Meulan gelegenen Gegend. (...) 

Das Gebäude, welches eine Phalange bewohnt, hat keinerlei 
Ähnlichkeiten mit unseren Konstruktionenn in den Städten oder 
auf dem Lande. Für die Bildung einer großen Harmonie von 1 
600 Personen könnte man keines unserer Gebäude verwen- 
den, nicht einmal ein großes Palais wie das Versailler Schloß, 
noch ein großes Kloster wie dasjenige des Escorial. Gründet 
man dagegen versuchsweise eine viel kleinere Harmonie von 
200 bis 300 Genossen ... so läßt sich für diesen Zweck, wenn 


auch nicht ohne Mühe, ein Kloster oder ein Palais (Meudon) . 


herrichten. — Die Wohnungen, Anpflanzungen und Ställe einer 
Gemeinschaft, die vermittelst Serien von Gruppen operiert, un- 
terscheiden sich in hohem Maße von den entsprechenden Ein- 
richtungen in unseren Städten und Marktflecken, die Familien 
dienen, welche keinerlei sozietäre Beziehungen pflegen und 
gegen einander arbeiten. An Stelle dieses Chaos von kleinen 
Häusern in unseren Dörfern, die in punkto Schmutz und Mißge- 
stalt miteinander wetteifern, errichtet die Phalange ein einheitli- 
ches Gebäude, soweit es die Terrainformation gestattet. Hier 
ein Überblick über die Anlage eines weiterer Entwicklungen fä- 
higen Etablissements. — Das Zentrum des Palastes oder Phal- 
ansteriums wird für die ruhigere Betätigung (Speisesäle, Börse, 
Beratungszimmer, Biblilothek, Studienräume etc.) verwendet. 
Hier im Zentrum werden der Tempel, der Wachtturm, der Tele- 
graph, die Taubenstation, das Glockenspiel für die Zeremo- 
nien, das Observatorium und der Wintergarten mit Nadelbäu- 
men Platz finden. Vor ihm wird der Paradehof angelegt werden. 
— Einer der Flügel des Gebäudes hat alle gräuschvollen Ar- 
beitsräume zu umfassen, wie die Zimmer- und Schmiedewerk- 
stätten; er umschließt auch die Räume für die industriellen Ver- 
einigungen der in ihrer gewerblichen Tätigkeit wie bei ihren mu- 
sikalischen Unterhaltungen gewöhlich sehr lärmenden Kinder. 
Man wird auf diese Art einen verdrießlichen Mißstand unserer 
zivilisierten Städte vermeiden, der darin besteht, daß in jeder 
Gasse ein Schmiedgeselle, ein Eisenhändler, oder ein Stümper 
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auf einer Klarinette, fünfzig benachbarten Familien das Trom- 
melfell erschüttert.‘ 

Es „werden die Fabriken, anstatt sich wie heute in den Städten 
zu konzentrieren, in denen sich eine Masse armer Schlucker 
ansammeln, über das ganze Land und in allen Phalangen des 
Globus ausgebreitet werden, damit der Fabrikarbeit verrichten- 
de Mensch niemals abweiche vom Weg der Attraktion, die da- 
hin tendiert, die Fabriken als Zubehör und Nebenform des Ak- 
kerbaus zu verwenden und nicht als Hauptsachen, weder für 
einen Kanton noch für ein Individium.‘“ a 
„Malerische Gärten sind, wie Schäfereien und Theaterszenen, 
Träume der schönen Landschaft, harmonische Ornamente und 
Miniaturen eines sozietär gegliederten Landstrichs. Aber sie 
sind Körner ohne Seele, weil man in ihnen keine tätigen Arbei- 
ter sieht. (...) Solche Gärten müßten durch die Anwesenheit von 
zwanzig Arbeitsgruppen belebt werden (...) Sähen wir dann in 
einem schönen Tal, das abwechslungsreich nach sog. engli- 
scher Manier angelegt ist, alle diese Gruppen in Tätigkeit, ge- 
schützt durch farbige Zelte, in verstreuten Zusammenhängen 
arbeitend, mit Fahnen und Instrumenten umherziehend und auf 
ihrem Wege Hymnen im Chor singend; sähen wir ferner den 
Kanton anstatt mit strohgedeckten Hütten mit Schlössern und 
Belvederes, mit Säulengängen und Türmen übersät — würden 
wir nicht glauben, die Landschaft sei verzaubert zu einem olym- 
pischen Ort?“ 


„Die Galeriestraßen (rues-galeries) ermöglichen eine Form der 
inneren Kommunikation, die alleine ausreichen würde, um die 
Paläste und schönen Stätten der Zivilisation zu verachten. Wer 
die Galeriestraßen eines Phalansteriums gesehen haben wird, 
der muß den herrlichsten Palast von heute für einen Verban- 
nungsort, für einen Wohnsitz von Verrückten halten, die es 
während 3 000 Jahren Architekturstudien noch nicht einmal ge- 
lernt haben, gesund und bequem zu wohnen. (...) Die Phalange 
kennt keine äußeren Straßen oder offene Wege, die den Unbil- 
den der Witterung ausgesetzt sind; alle Quartiere des Wohnge- 
bäudes können mittels einer großen Galerie durchquert wer- 
den, die in der ersten Etage und im ganzen Gebäude verläuft; 
an den Endpunkten befinden sich Säulengänge oder dekorativ 
gestaltete Souterrains, die zwischen allen Teilen und Nebenge- 
bäuden des Palastes eine unbeschränkte, elegante und zu je- 
der Jahreszeit durch Heizungen oder Ventilatoren temperierte 
Verbindungsmöglichkeit herstellen. — Diese unbeschränkte 
Kommunikation ist in der Harmonie umso mehr notwendig, als 
hier die Ortswechsel sehr häufig sind, weil die Sitzungen der 
verschiedenen Arbeitsgruppen niemals länger als ein oder zwei 
Stunden dauern, entsprechend den Gesetzen der Leidenschaf- 
ten (...) Die Galeriestraße liegt im ersten Stockwerk. Sie kann 
nicht im Erdgeschoß liegen, das an mehrern Stellen zum 
Durchlaß der Fahrzeuge von Arkaden durchbrochen sein muß. 
— Diejenigen, welche die Galerie du Louvre oder das Museum 
von Paris gesehen haben, können sie sich als Modell einer zu- 
künftigen Galeriestraße denken, die gleichfalls mit Parkett ver- 
sehen und in der ersten Etage Yelegen sein wird; der Unter- 
schied besteht in den Lichtverhältnissen und in der Höhe. — Die 
Galeriestraßen eines Phalansteriums erhalten das Licht nicht 
von den Längsseiten, sie sind mit jedem der Wohntrakte ver- 
bunden; alle diese Trakte haben zwei Reihen von Zimmern, 
von denen die eine Licht von außen, die andere Licht von der 
Galeriestraße erhält. Diese muß also die volle Höhe der drei 
Etagen haben, die von einer Seite her ihr Licht empfangen. — 
Die Eingangstüren aller Appartements des ersten, zweiten und 
dritten Stocks führen auf die Galeriestraße, und es gibt in be- 
stimmten Abständen Treppen, um in die zweite und dritte Etage 
zu gelangen.“ 
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Dezamy, Code de la Communauts, Paris 1842, S. 37-40; 
übers. von M. Heß (Nachlaß B 9, 21-24): 


„Bunonarroti und andre, die sich gegen die großen Städte aus- 
gesprochen haben, (scheinen mir) in ihrer sonst schlagenden 
Kritik etwas zu weit gegangen zu sein. Was gegen die großen 
Städte spricht, besteht hauptsächlich darin, daß sie zu allen 
Zeiten eine wahre Kloake der Sittenverderbnis, der Zusam- 
menfluß von übermäßigem Reichtum und scheußlichem Elende 
waren. Da die Sittenverderbnis aber nur eine Folge dieses Zu- 
sammenflusses, also nicht der Menschen, sondern des Reich- 
tums und der Armut ist, so wird sie in einer Gemeinde, welche 
diese Gegensätze und folglich auch die aus ihnen hervorge- 
hende Käuflichkeit und Verworfenheit nicht kennt, nicht zu’be- 
fürchten sein. — Andrerseits ist zu jedoch zu bedenken, daß ei- 
ne vielleicht zu zahlreiche Gemeinde vielleicht der Ordnung, 
Leitung und Ausführung der Arbeiten, besonders jener des Ak- 
kerbaues, schaden und noch andre bedenklichere Folgen in 
Ansehung der Gesundheitspflege, Reinlichkeit sowie der Erzie- 
hung usw. nach sich ziehen könnte. — Eine Anzahl von etwa 
zehntausend Einwohnern würde, meiner Ansicht nach, alle 
Vorteile der großen Städte und kleinen Dörfern ohne deren 
Nachteile gewähren, besonders wenn man dabei in Erwägung 
zieht, daß bei den schon jetzt so leichten und raschen Kommu- 
nikationsmitteln, welche sich in der Gemeinschaft natürlich im 
höchsten Grade vervollkommnen und steigern lassen, die Ent- 
fernungen zwischen den Nachbargemeinden fast gänzlich ver- 
schwinden. Die Zahl der Einwohner liefert sodann den Maßstab 
für die Ausdehnung des Gemeindeterritoriums. — Was die 
Form des Gemeindepalastes betrifft, so überlasse ich den Ar- 
chitekten, Ärzten und allen in diesem Fach spruchfähigen Män- 
nern die Aufgabe, ihr Gutachten abzugeben und ihre Pläne zu 
entwerfen. Um jedoch dem Leser eine Anschauung von der be- 
wunderungswürdigen Harmonie zu geben, welche der gemein- 
schaftlichen Bewirtschaftung wesentlich eigen ist, will ich einen 
allgemeinen Umriß des Planes einer zukünftigen Gemeinde- 
landschaft zeichnen, indem ich zugleich im voraus dabei be- 
merke, daß der Plan, den ich entwerfe, nach Klima und Lokali- 
tät notwendig modifiziert werden muß. — Das Gebäude der Ge- 
meinde wird im Mittelpunkt ihres Landbezirkes liegen. Die äu- 
Beren Grenzen des Gemeindeterritoriums werden aus Frucht- 
feldern, Weinbergen, Wiesen, Waldungen usw. bestehen. Nä- 
her zm Gemeindepalast hin befinden sich die Obst- und Gemü- 
segärten. In der noch näheren Umgebung desselben sind 
Parks, Lustwäldchen usw. Endlich führen von den verschiede- 
nen Seiten große Alleen in den Palast selbst. — Außer den im 
Lande befindlichen Strömen und Flüssen wird jede Gemeinde 
ihre Kanäle und andre Wasserbehälter haben, eine Wohltat, die 
man der gemeinschaftlichen Arbeit und Bewirtschaftung zu ver- 
danken haben wird. Auf diese Weise wird das ganze Territo- 
rium hinlänglich bewässert sein. Andrerseits wird nichts unter- 
lassen werden, um überall, so sich das Bedürfnis dazu fühlen 
läßt, das Erdreich auszutrocknen. Die Kunst wird der Natur 
stets zu Hilfe kommen, um den Ort, den wir bewohnen, zu ei- 
nem Paradiese umzugestalten. Namentlich aber im Innern und 
in den unmittelbaren Umgebungen des Palastes wird sie sich in 
ihrer ganzen Pracht und Fülle zeigen können. — Der Palast bil- 
det ein weitausgedehntes Viereck, drei oder vier Stockwerke 
hoch, welches einen großen Garten einschließt, und dem, wenn 
eine Vergrößerung des Gebäudes erheischt wird, nach der 
Gartenseite zu leicht noch einige Flügel angebaut werden kön- 
nen. (Die Architektur dürfte übrigens Mittel besitzen, aus dem 
ganzen Palaste eine ungeheure Rotonde zu machen, ce que 
serait, sous le rapport architectonique, la plus haute expression 
de l’egalit6; was in Bezug auf die Architektur der höchste Aus- 
druck der Gleichheit wäre.) In der Mitte des Gartens steht noch 
ein kleines, dem großen jedoch entsprechendes Gebäude, wel- 
ches ebenfalls einen freien Platz einschließt. Dieser innerste 
Raum des Gemeindepalastes kann zu den herrlichsten Winter- 
anlagen und vorzüglichsten Kunstschöpfungen benutzt wer- 
den. Kunstwerke, Blumen, Springbrunnen, Orangerien, Ge- 
wächs- und Treibhäuser, Wasserfälle usw. zieren natürlich 


auch den Garten im Innern des Vierecks, der diesen vom klei- 
nen trennt. Die solchergestalt zwischen den Gebäuden ange- 
brachten Gartenanlagen gewähren allen Teilen den Zufluß ei- 
ner ebenso angenehmen wie gesunden Gartenluft sowie den 
Gemeindemitgliedern in ihren Wohnungen die Aussicht auf ei- 
ne herrliche Vegetation. — Das Gebäude in der Mitte des Gar- 
tens wird die Küche, den Speisesaal, die Kaffee- und Spielstu- 
ben, Theater, Bibliotheken, Museen, Büros und Studienkabi- 
nette sowie die Klub- und Beratungskammern enthalten. Nichts 
wird gespart werden, diese letztgenannten Räume ebenso be- 
quem wie geschmackvoll einzurichten. — Der große, äußere 
Palast wird zu Privatwohnungen, Schulen und Werkstätten die- 
nen, welche beiden letzteren, zweckmäßig verbunden, zu glei- 
cher Erde zwischen Spazierplätzen, Tier-, Gewächs- und 
Treibhäusern angebracht werden können. — Von dem Palast 
abgelegen liegen endlich die unsauberen und mehr oder weni- 
ger gefährlichen Arbeitszweige, Stallungen, Fabriken und Ma- 
schinen. — Alle Teile können durch Galeriegänge verbunden 
werden, welche im Winter geschlossen und geheizt, im Som- 
mer geöffnet und gegen die Sonnenhitze geschützt sowie ge- 
hörig ventiliert wird. Solche Galerien können in allen Stockwer- 
ken, vom Parterre an bis hinauf zu den Turmspitzen, wo die Te- 
legraphen, Sternwarten, Fernsichten, Glocken usw. sich befin- 
den, leicht angebracht werden. Den Gebäuden entlang bilden 
sie Balkone; 

als Verbindungsstraßen der verschiedenen, voneinander ge- 
trennt liegenden Teile des Palastes dagegen bilden sie Bogen- 
gänge und Säulenreihen, welche der Kunst ein weites Feld er- 
öffnen. — Selbst schwere Güterladungen können mittels Kanä- 
len und Eisenbahnen, die mit den Galeriestraßen verbunden 
sind, in die innersten Gartenanlagen und Räumlichkeiten ge- 
langen, da der Palast von erhabenen Bogen durchschnitten 
sein wird.‘ 
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BESCKIFTION. 


Perspektive eines Phalansteriums oder Sozialpalastes von 
Considerant 


Weitling, Die Bastillen von Paris, in: Die junge Generation, Au- 
gust 1842, S. 137-39: 

„Die Schlachten in den Straßen von Paris zwischen Volk und 
Armee werden seltener werden; die Regierung selbst arbeitet 
darauf hin, sie unmöglich zu machen, was uns gar nicht unan- 
genehm ist. Zu diesem Zweck läßt sie seit einigen Jahren un- 
aufhörlich an der Erweiterung der engen Straßen arbeiten, wel- 
che Hauptbollwerke jeder Emeute waren. In denselben war es 
sehr leicht möglich, sich gegen eine 10 bis 20 mal stärkere 
Truppenmacht zu verteidigen. Dieses Mittel wird einer künftigen 
Revolution nun immer mehr und mehr verkümmert. Desglei- 
chen fängt man an, mehrere Straßen mit Holz zu pflastern; es 
wird also mit der Zeit auch an Pflastersteinen mangeln, welche 
man gewöhnlich bei jedem Straßenkampf in die Fensterstöcke 
schichtete. Das kräftigste Mittel jedoch, den Aufstand zu dämp- 
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fen, das sind die zu errichtenden Bastillen. Dadurch hat die Re- 
gierung die Mittel, im Falle einer Revolution alle Zufuhr zu der 
Stadt zu verhindern, und diejenigen Quartiere in Brand zu 
schießen, in welchen sich die Insurrektion konzentriert. (...) Es 
ist gut, wenn durch die Errichtung der Bastillen die fürchterli- 
chen blutigen Staßenkämpfe eine andere Wendung nehmen 
als bisher; denn das waren ja nichts als reine Aufopferungen, 
Selbstmorde kann man sagen, bei welchen die Nutzlosigkeit 
immer vorherzusagen war. Die Kämpfe überhaupt aber werden 
deswegen nicht aufhören, denn der Unterdrückte ist jederzeit 
zum Widerstand geneigt,"wählt aber immer lieber die für ihn 
vorteilhafteste Weise des Widerstandes. — So wie nun die 
Chefs aller künftigen Emeuten einsehen werden, daß nach Er- 
richtung der Bastillen mit der bisherigen Revolutionstaktik 
nichts mehr auszurichten ist, so werden sie genötigt sein, auf 
eine andere zu sinnen, und diese andere wird notwendigerwei- 
se die Sozialrevolution herbeiführen, denn sie wird in ihrem 


Wesen das Gepräge derselben haben. — Die Straßenschlach- 
ten werden sich in einen Guerillakrieg verwandeln. Der Feind 
wird an allen Orten und Winkeln erscheinen, wo man ihn am 
wenigsten vermutet, und überall in wenigen Minuten angreifen, 
siegen und verschwinden; und die Art, dem Eigentum den Krieg 
zu machen, wird für Zuschauer und Kämpfer einen solchen 
Reiz haben, daß in kurzer Zeit die gräßlichste Anarchie daraus 
entsteht, welche nur mit der Abschaffung des Eigentums endi- 
gen wird.‘ (Vgl. Weitling, Garantien der Harmonie und Freiheit 
(1842), Stuttgart 1974, S. 254: „Diese Moral aber kann nur un- 
ter den in unsern großen Städten wimmelnden und in das gren- 
zenloseste Elend hinausgestürzten, der Verzweiflung preisge- 
gebenen Massen wirksam gelehrt werden.‘‘) 


Ahlrich Meyer 
für S.P., Lyon 
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Krankenanstalten 
als Ort der sozialen Aufbewahrung 
im 19. Jahrhundert am Beispiel Hamburgs 


Für meinen Beitrag habe ich mir die Entstehung der Kranken- 
anstalten in Hamburg ausgesucht. Ich möchte hiermit deutlich 
machen, daß Krankenhäuser in den Stadtteilen der sozialen 
Kontrolle dienen. Die Vorläufer der Krankenhäuser waren Ein- 
richtungen der Hamburger Armenanstalt, auf die ich zunächst 
eingehen werde, da sie eine Kontrolle der Anmenbevölkerung 
durchführten, die dann später auf verschiedene Institutionen 
wie. z.B. Krankenhäuser, Gefängnisse, Schulen usw. verteilt 
wurden. 


Verwahrung des Elends 


Bevor die Armenanstalt 1788 gegründet und ein grundlegen- 
des Konzept, die Armenordnung, ausgearbeitet wurde, gab es 
unkoordinierte Versuche, der Armen Herr zu werden. Auf den 
Straßen und Plätzen Hamburgs wimmelte es von Bettlern, Ar- 
men, Hilflosen und Vagabunden. Sie wurden von den Straßen 
aufgelesen und ins Zuchthaus gebracht, welches ständig über- 
füllt war. Hier konnten die Leute also auch nicht lange bleiben, 
wurden wieder entlassen und nahmen die Bettelei wieder auf. 
Dieses große Heer von Armen verteilte sich über die ganze 
Stadt und viele von ihnen wohnten in der Vorstadt Hamburger 
Berg (später St. Pauli genannt). Sie hausten in Erdlöchern und 


in elenden Hütten. Und genau an diesem Ort der unüberschau- 
baren Armut wurde 1606 der Pesthof gebaut, verwaltet von 
Ratsherren, denen die Polizeigewalt unterstand. Er bot Platz für 
1 000 Kranke, mußte jedoch einige Mal erweitert und ausge- 
baut werden. Pest war ein Sammelbegriff für alle ansteckenden 
Krankheiten. Nachdem im Pesthof nicht nur Pestkranke, son- 
dern vor allem Hilflose, Obdachlose, Arme, Geisteskranke auf- 
genommen wurden, bürgerte sich der Name Krankenhof ein; 
ein Ort des Schreckens für alle armen Kranken. Für die männli- 


.chen Insassen gab es 3 Säle, für die weiblichen 2; für Krätze- 


kranke und Kranke, die „Üble Gerüche‘ verbreiteten, standen 
extra Zimmer zur Verfügung. Wohlhabende Kranke konnten 
Einzelzimmer beziehen. 


In den Krankensälen wurden alle, ob mit inneren oder äußeren 
Erkrankungen, behandelt. In einem Bett wurden 2 Personen 
gebettet. Die Geisteskranken teilte man in verschiedene Kate- 
gorien ein. „Besonders Unruhige‘“, die die Abläufe in einem 
Saal durcheinanderbrachten, kamen in sogenannte Tollkisten, 
kleine dunkle Räume mit einer Klappe in der Tür; „Blödsinnige“ 
konnten im Bezirk der Anstalt frei herumlaufen; Rasende wur- 
den an ihre Betten gefesselt. ‚Reiche Geisteskranke‘‘ kamen in 
eigene Stuben, zum Teil mit eigenen Bediensteten. Erst als in 
Hamburg verschiedene große Krankenanstalten gebaut wur- 
den, kam es zu einer gänzlichen Absonderung der Geistes- 
kranken in eine extra Anstalt (1864 Friedrichsberg). 


Wie kam man nun in den Krankenhof? 


Um der Bettelei habhaft zu werden, rasten Bettelvögte mit ihren 
bewaffneten Mannschaften durch die Staßen der Stadt, sam- 
melten Arme, Vagabunden, Bettler von den Straßen und Her- 
bergen auf und brachten sie zum Pesthof. Hier wurde dann 
aussortiert: Kranke und Hilflose sollten bleiben, Gesunde beka- 
men eine Wegzehrung, die „Gottlosen und Mutwilligen‘‘ kamen 
ins Zuchthaus, Kinder ins Waisenhaus. ‚„Verbrecher‘‘ wurden 
im Pesthof nicht geduldet, sie wanderten ab ins Spinnhaus. Sy- 
phillis- und Krätzekranke wurden zum größten Teil ins Hiob- 
Hospital überwiesen. Das Zucht-, Werk- und Armenhaus nahm 
keine „Kriminellen‘‘, sondern ‚arbeitsunwillige Arme‘ auf. Das 
Gasthaus war für fremde Arme bestimmt. Bis zu 3 Tagen durf- 
ten sie sich dort aufhalten. 


Bei diesen ganzen Einrichtungen handelte es sich zunächst um 
Stiftungen und kirchliche Organisationen, die im wesentlichen 
unabhängig voneinander und ohne grundlegendes Konzept 
arbeiteten. Trotz der verschiedenen Anstalten mit ihren unter- 
schiedlichen Funktionen bekam man die Arbeit nicht unter Kon- 
trolle. Hinzu kamen noch zahlreiche Epidemien, die das Elend 
vergrößerten. 


Erziehung zur Arbeit 


Da man erkannte, daß Verwahrlosung eine Gefahr für den 
Staat wurde und daß die „unproduktiven Kräfte‘ durch Almo- 


sen nicht mehr zu steuern waren, erhielt die Anmenfürsorge im 
vorletzten Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts neue Schwerpunkte. 
Während vorher eine Verwahrung des Elends betrieben wurde 
und man alle auffälligen Armen aussortierte, begann man nun 
die Wohn- und Lebenszusammenhänge der Armen zu kontrol- 
lieren. Die individuelle Behandlung und vor allem die Erziehung 
zur Arbeit waren das völlig Neue an der nun beginnenden Ar- 
menpolitik. Zum 1. Grundsatz wurde: Hamburg soll viele Arme, 
wenig Hilflose und keine Bettler haben. 


Das Stadtgebiet wurde in 60 Quartiere mit 180 Armenpfleger 
eingeteilt. Die Armenpfleger mußten jeder 20-30 Familien ge- 
nauestens kontrollieren und registrieren. Um die Kontrolle zu 
erleichtern, wurden Gassen, Plätze, Gänge, Höfe, Säle, Keller 
und Buden numeriert. Fremde Bettler wurden der Stadt verwie- 
sen. Wer Bettlern Geld gab, mußte eine Strafe zahlen. Abhö- 
rungsbögen mit genauen Angaben über Familienverhältnisse, 
mögliche Beihilfen von Eltern oder Kindern und über den Bezug 
anderer Unterstützungen mußten ausgefüllt und von den Nach- 
barn bestätigt werden. Bei Anfrage nach einer Unterstützung 
mußte ein Untersuchungsschein vom Armenarzt beigelegt wer- 
den. Die bewilligte Unterstützung wurde dann so niedrig wie nur 
irgend möglich gehalten, um die Leute zur Arbeit zu zwingen, 
welche ihnen dann auch von der Armenanstalt nachgewiesen 
wurde. 


Besonderen Wert legte man auf die Erziehung der Kinder. Da 
die meisten zu versorgenden Armen Frauen und Kinder waren, 
wurde eine Spinnschule — später für die Kinder die Industrie- 
schule — eingerichtet. Als leichterlernbare Arbeit bot sich das 
Spinnen an, zumal das Rohmaterial, der Flachs, billig war. Die 
Leistungsfähigkeit eines jeden wurde genauestens geprüft und 
in einem Buch festgehalten. Die Spinnschule diente als Ausbil- 
dungstätte und man beabsichtigte, daß die Leute nach Verlas- 
sen der Schule die Spinnräder abbezahlen und zu Hause wei- 
terarbeiten würden. Für Kinder, die die Spinnschule verließen, 
gab es keine Unterstützung mehr. 

Um im Zuchthaus Platz für sogenannte Arbeitsscheue zu 
schaffen, wurde Krätzekranke in eine Sonderabteilung des 
Zuchthauses, das Kurhaus, überwiesen. Die Mindeststrafe im 
Zuchthaus betrug 3 Wochen. Wurde das vorgeschriebene Ar- 
beitspensum nicht eingehalten, kamen folgende Bestrafungen 
in Betracht: Entzug warmer Mahlzeiten, Dunkelhaft, Nahrungs- 
entzug, Anketten. Männer mußten Farbholz raspeln, Frauen 
Fußdecken aus Kuhhaaren herstellen. 


Da Kinder nach ihrer Entlassung aus der Industrieschule, in der 
sie neben der Arbeit noch Unterricht über Sauberkeit, Ordnung, 
Treue usw. erhielten, oft ihr altes Leben wieder aufnahmen, 
wurde die Schulpflicht zunächst für arme Kinder, deren Eltern 
eine Unterstützung erhielten, eingeführt. Die Jungen sollten ler- 
nen, ihre Körper abzuhärten, um die ihnen zugedachten Tätig- 


keiten als Tagelöhner, Bauernknechte, Seeleute oder Gärtner 
auszuüben. Die Mädchen hingegen wurden mit Arbeiten be- 
schäftigt, um ihre späteren Aufgaben als Dienstmädchen, 
Schneiderinnen oder Fabrikarbeiterinnen erfüllen zu können. 
„Unordentliche‘‘ Kinder, die die Schule schwänzten, des öfte- 
ren zu spät kamen und lieber den Musikanten auf der Straße 
zuhörten, sollten bestraft werden. Die erste Maßnahme war, 
daß es verboten wurde, während der Schulzeit auf den Gassen - 
zu spielen. 1822 wurde eine Strafklasse im Werk- und Armen- 
haus eingerichtet; schon 6 Jahre später mußte sie erweitert 
werden. 1833 errichtete man dann die erste Strafschule. Die 
Minderststrafe betrug hier 8 Wochen, 5-6 Stunden Unterricht 
am Tag, der Rest mußte gearbeitet werden. 


Das Armenkollegium war bemüht, die Unterstützung so gering 
wie nur irgend möglich zu halten. Wer imstande war, auch nur 
etwas zu leisten, bekam eine Arbeit nachgewiesen. Beispiele: 
Spinn- und Industrieschule, Tau- und Bindegarn herstellen, 
Straßen fegen und ausbessern, Strümpfe stricken. Almosen 
sollten nur wirklich arbeitsunfähige Leute bekommen. Vorüber- 
gehend in Not geratenen Menschen wurde eine Sachunterstüt- 
zung angeboten. Die Einrichtung von Suppenanstalten und die 
Ausgabe von Suppenzetteln führten zu weiteren Ersparnissen. 
Der Graf Rumfort hat die nach ihm benannte Suppe erfunden. 
Für 100 Portionen dieser Speise benötigte man: 150 | Wasser, 
23 Pfd. Kartoffeln, 10 Pfd. Erbsen, 5 Pfd. hartes Brot (je härter 
desto besser), 10 Pfd. Graupen, 3 Pfd. Fleisch geräuchert oder 
gesalzen, am besten Schweinefleisch, 7 | Bieressig und 2 1/2 
Pfd. Salz. Genaue Kochanleitung kann bei Anfrage geliefert 
werden. Man hat errechnet, daß eine Familie, die in den 3 Win- 
termonaten pro Person jeden Tag 2 Pfd. dieser Suppe kauft, 
112 Mark und 8 Schilling spart. 


Säle, Buden, Keller 


Es zogen immer mehr Menschen auf der Suche nach Arbeit 
nach Hamburg. Die Stadt platzte bald aus allen Nähten. Um 
1820 riß man die Befestigungsanlagen der Stadt ab und erhoff- 
te sich damit ein Abwandern der Menschen in die Vorstädte 
und Vororte. Doch dieses setzte nur langsam ein. Erst nach Fall 
der Zollgrenze 1861 wuchs Hamburg nach außen. 


Verteilung des Bevölkerungszuwachses auf die verschiedenen 
Stadtteile: 


1826-1867 1867-1880 
Innenstadt: 32% 10% 
Vorstädte: 38% 36,5% 
Vororte: 30% 53,5% 


Die wohlhabenden Kaufleute zogen vermehrt in die Vororte Uh- 
lenhorst und Winterhude. Die mittleren Kaufleute und Akademi- 
ker siedelten sich in Hamm, Borgfelde, Eppendorf und an dem 
Rothenbaum an. Das Kleinbürgertum ließ sich in St. Georg und 
Eimsbüttel nieder und für die Arbeiterschaft und ärmeren Leute 
blieben das Gängeviertel, St. Pauli, Hammerbrook, Billwerder 
und Barmbek. 

Zwischen 1842 und 1888 verdreifachte sich die Einwohnerzahl 
in Hamburg auf 550 000. Nach dem großen Brand 1842 in 
Hamburg wurden zwar neue große Straßen und öffentliche Ge- 
bäude gebaut, am Wohnungselend der ärmeren Bevölkerungs- 
schichten änderte sich jedoch nichts. Buden nannte man klei- 
ne, an den Gängen und Höfen gelegene Häuschen. Die Grund- 
fläche von Diele und Stube betrug meistens 25 m?. Als Saal be- 
zeichnete man das obere Stockwerk eines Hauses oder einer 
Bude, welcher einen besonderen Eingang von der Straße, dem 
Hof oder dem Gang hatte. Es gab in einem Haus bis zu 4 Sälen, 
die eine abgeschlossene Wohnung bildeten. Einen Saal unter- 
teilte man in einen Vorraum, in dem meistens die Kochstelle 


lag, eine Stube und ein bis zwei Kammer. Die meisten Säle 
waren so leicht zusammengefügt, daß Regen, Wind und 
Schnee in sie eindrangen. Oft waren die Säle nur durch eine 
schmale wacklige Treppe zu erreichen. Auch Keller dienten als 
Wohnstätte. Sie hatten im allgemeinen einen Flur, der durch die 
Eingangstür Tageslicht erhielt, und eine Stube, die mit Klinkern 
und Feldsteinen gepflastert war. Oft moderten die Möbel wegen 
der Feuchtigkeit, die nicht nur durch die schlechten Baumate- 
rialien entstand, sondern auch durch die mehrmals jährlichen 
Überschwemmungen. Es gab auch bessere, trockene Keller, 
für die jedoch auch eine höhere Miete gezahlt werden mußte. 
Nach dem großen Brand 1842 setzte eine rege Bautätigkeit ein. 
Großzügig angelegte Straßen, öffentliche Gebäude, Kranken- 
häuser, Gefängnisse und Mietshäuser, vielfach schon 5-stök- 
kig, wurden gebaut. Und jeder, der es sich leisten konnte, wollte 
in solch eine Wohnung einziehen. Für die änmeren Leute gab 
es weiter die Keller und Säle. Oft mußten sich sogar mehrere 
Familien einen Saal teilen. Die Zahl der Häuser und Buden 
blieb zwischen 1817 und 1852 nahezu konstant. Daß die Zahl 
der Säle im gleichen Zeitraum um ca. 3 000 und die der Keller 
um 750 zugenommen hat, läßt auf einen Anstieg der Armenbe- 
völkerung schließen. 


Bi 


Gängeviertel, Hof Nr. 22 


Die immer mehr ansteigenden Mieten und die sich nur langsam 
erhöhenden Löhne drückten erheblich auf die Lebenshaltungs- 
kosten. Es reichte für viele grade, um von der Hand in den 
Mund leben zu können. Oft wurden Schläfer oder Untermieter 
aufgenommen, um Kosten zu sparen. 


Im Gängeviertel der Hamburger Neustadt lebten ca. 10 000 
Menschen auf engstem Raum zusammen. Die Gassen waren 
so eng, daß man mit ausgebreiteten Armen die Häuserwände 
berührte. 
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Aber das Zusammenleben in diesem Viertel hatte etwas Dörfli- 
ches an sich. Jeder kannte jeden und die Verhältnisse des 
Nachbarns. Für die Armenanstalt und die Polizei war dieses 
Viertel ziemlich unüberschaubar. Dieses Wohngebiet paßte 
schließlich überhaupt nicht mehr in das Konzept, durch große 
Straßenzüge Wohnviertel übersichtlich zu machen, und lang- 
sam fing man an, durch neue breite Straßen das Gebiet zu 
durchbrechen, um so die Kontrolle der Bevölkerung zu erleich- 
tern. 


Verteilung der ‚Fürsorge‘ in die Stadt- 
teile 


Wie konnte nun die Armenkontrolle mit der ständigen Zunahme 
der Armenbevölkerung Schritt halten? 

Da Ende des 18. Anfang des 19. Jahrhunderts die Mieten und 
die Lebenshaltungskosten rapide anstiegen, durch die Elbblok- 
kade und die französische Besetzung immer mehr Leute ar- 
beitslos wurden und immer mehr Menschen nach Hamburg auf 
der Suche nach Arbeit drängten, waren die Methoden der Ar- 
menanstalt völlig überfordert. Die Erziehung zur Arbeit geriet in 
den Hintergrund, und es wurden fast nur noch Sachunterstüt- 
zungen ausgegeben. 


Die französischen Besetzer in Hamburg hatten das Problem 
der Armenfürsorge auf völlig andere Weise gelöst: sie sonder- 
ten rigoros aus. 1813 hatten sie den Befehl erlassen, daß alle 
Leute, die sich nicht für 6 Monate mit Proviant versorgen konn- 
ten, die Stadt verlassen müßten. Natürlich war es ihnen klar ge- 
wesen, daß die meisten Armen so viel Nahrungsmittel über- 
haupt nicht beschafften konnten. Zuerst wurden die Jungen 
und Kräftigen hinausgeworfen, um möglichen Aufruhr vorzu- 
beugen; dann folgten die Alten und Schwachen, um keine un- 
nötigen Esser zu haben. Wer nicht mehr laufen konnte, wurde 
auf Wagen verfrachtet und in oder vor Altona abgeworfen. 
Manche von ihnen hatten dann Aufnahme in Altona gefunden, 
andere wurden dann von hier weitertansportiert nach Lübeck 
und Bremen, und viele überlebten diese ganze Aktion über- 
haupt nicht. 


Nach Abzug der Franzosen veränderte sich auch die Armenfür- 
sorge. An die Stelle der Armenanstalt traten zum Teil verschie- 
dene staatliche Institutionen, die die Kontrolle der Armenbevöl- 
kerung fortführten und auf die Stadtteile verteilt wurden wie z.B. 
Krankenhäuser, Schulen, Gefängnisse usw.. 

Zunächst kam es 1814 zur Gründung einer Polizeibehörde, 
welcher das Zucht-, Werk- und Armenhaus, das Kurhaus und 
die im Zuchthaus untergebrachte Entbindungsanstalt zugeord- 
net wurden. Wer bei der ihm von der Armenanstalt zugeteilten 
Arbeit schlecht arbeitete oder sich gar weigerte, wurde der Poli- 
zeibehörde übergeben und von jeglicher Unterstützung ausge- 
schlossen. Das Armenkollegium gewährte nur noch Siechen 
und wirklich erwerbsunfähigen Leuten eine Unterstützung und 
verteilte an vorübergehend in Not Geratene eine Sachunter- 
stützung. 


1824 wurde das Gebiet der Armenanstalt in 4 Schuldistrikte 
eingeteilt. Für jedes Gebiet stellte man Lehrer ein. Zunächst 
wurde zwischen Lehr- und Arbeitsschulen unterschieden. Kin- 
der, die sich nicht anständig betrugen oder die Schule 
schwänzten, wurden der Polizeibehörde übergeben und wenn 
sie sich nicht besserten, der Schule verwiesen. Seit 1833 gab 
es dann eine Strafschule (siehe vorne). 1870 wurde das Schul- 
wesen neu gestaltet und die allgemeine Schulpflicht eingeführt. 
Jedes Kind vom vollendeten 6. bis zum vollendeten 14. Le- 
bensjahr mußte zur Schule. Man baute vermehrt Volksschulen, 
die über die Stadtteile verteilt wurden. 
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Absonderung als Ordnungsversuch im- 
Allgemeinen Krankenhaus St. Georg 


Auch das Krankenhauswesen veränderte sich. Nachdem die 
Franzosen 1814 den Krankenhof abgebrannt hatten, wurde be- 
schlossen, ein neues Allgemeines Krankenhaus in St. Georg zu 
bauen. Es entstand 1821-1823 und hatte Platz für 1000 Kran- 
ke. Es war ein hufeisenförmiger Bau und galt als Sehenswür- 
digkeit Hamburgs. Wegen der zahlreichen Epidemien mußte 
die Anstalt erweitert werden und hatte schließlich Raum für 
1800 Kranke. Bei der Einrichtung der Krankensäle bedachte 
man folgendes: 

„Jeder unnötige Schritt muß berechnet werden, weil unnötige 
Schritte einen Zeitverlust verursachen. Die Krankensäle mit ih- 
ren Ausgängen und Verbindungen, die Stellung der Betten und 
dergleichen müssen so sein, daß z.B. die Untersuchung des 
Arztes, das Austeilen von Medikamenten, Essen usw. alles in 
einer gleichen ungehinderten fortschreitenden Bewegung ge- 
macht werden kann, um doppelte Wege zu vermeiden. Mög- 
lichst sollte keiner zweimal an dem gleichen Patienten vorbei- 
kommen.‘ Auch die Krankenpflege wurde neu organisiert. Hier 
einige Beispiele aus den neuen Richtlinien: „Das Pflegeperso- 
nal darf weder für sich noch für Kranke Nahrungsmittel mit in 
die Anstalt bringen, noch Briefe mit hinaus- bzw. hineinbringen. 
Sie müssen die Kranken zur Sauberkeit anhalten und dürfen 
nicht zulassen, daß Patienten von Besuchern Essen oder der- 
gleichen bekommen oder gar einem Mitpatienten davon abge- 
ben. Ohne Erlaubnis des Arztes darf kein Patient aufstehen 
oder das Krankenzimmer verlassen. Auf Arrestanten müssen 
sie ein besonderes Augenmerk richten. Die Kranken dürfen im 
Saal nicht rauchen und nicht in Kleidung auf den Betten liegen.“ 
Für das Pflegepersonal von Venerisch- und Krätzekranken gab 
es noch besondere Anweisungen: „Besucher dürfen nur mit 
Zustimmung des Arztes herein und nur in extra Zimmer unter 
Aufsicht zugelassen werden. Die Sachen der Kranken müssen 
genau untersucht werden, und es muß strikt darauf geachtet 
werden, daß die Ordnung im Haus nicht gestört wird.“ 
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Die Vertreibung der Armen durch die Franzosen 


Das ganze Krankenhaus war ein riesiger Bau mit verschiede- 
nen Abteilungen. Während im Krankenhof zum größten Teil 
aufbewahrt und kontrolliert wurde, sollte hier nun gleichzeitig 
das Schwergewicht auf die medizinische Versorgung gelegt 
werden. 

Die „Irren‘‘ wurden zum größten Teil. im Keller untergebracht. 
Zwangsjacke, Zwangsstehen, Drehstuhl, kalte Bäder, abführde 
Mittel waren ein Teil der ihnen zugedachten Therapien. 


Herr Appert, französischer Generalinspektor für Gefängnisse, 
gab bei einer Besichtigung dazu folgende Beschreibung: „Mehr 
als 500 Irre, Blödsinnige, Narren, Tobsüchtige wimmeln hier 
hin- und herrennend, schreiend, weinend, sprechend, singend, 
stöhnend und ächzend. Das ist ein Lärmen, eine Unordnung, 
eine Verwirrung, wovon sich niemand einen Begriff machen 
kann. Aber ich spreche es aus, daß der kernhafteste Mensch, 
der gesündesten und kräftigsten Sinne sich erfreuend ebenfalls 
bis zur Raserei verrückt und vielleicht unheilbar verrückt wer- 
den müßte, versetzte man ihn einige Tage in diese Hölle des 
Wahnsinns. Ein solches Vernachlässigen ist mehr als ein gro- 
ber Fehler, es ist ein Verbrechen, es ist das feige, abscheuliche 
Dahinmorden unglücklicher Geschöpfe, denen die Vernunft 
fehlt, um sich zu beschweren, die Sprache, um ihr Leid den 
Menschen mitzuteilen. Bei den hier geschilderten Zuständen ist 
natürlich an die Wiederherstellung der Geisteskranken nicht zu 
hoffen. Alle sind davon betroffen, entweder unheilbar zu wer- 
den oder zu sterben. Und befinden sie sich nicht schon in ei- 
nem wahren Grab?!“ 

Auch alte Menschen waren in den Kellergewölben in feuchten 
dunklen Räumen untergebracht. 


Die Absonderung der Kranken lief einher mit der zunehmenden 
Differenzierung von Krankheiten; zunächst in extra Abteilun- 
gen, später nach Einführung des Pavillionsystems in getrennte 
Häuser, welche die Anstalt und vor allem die Kranken besser 
überschaubar, besser kontrollierbar machten. 


Das Allgemeine Krankenhaus in St. Georg war ständig über- 
füllt. Die Trennung von „behandlungsbedürftigen Patienten“ 
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und sogenannten Pflegefällen klappte noch nicht so ganz. Und 
schon ziemlich bald entschloß man sich, ein weiteres Kranken- 
haus in Eppendorf nach dem Pavillionsystem zu errichten. Die 
. Bauzeit dauerte von 1884-89, und während dieser Zeit wurden 
in schon fertiggestellte Häuser Infektionskranke eingewiesen. 
Das Eppendorfer Krankenhaus, das Neue Allgemeine Kran- 
kenhaus genannt, sollte in der Planung die „Behandlungskran- 
ken‘‘ versorgen, während das Alte Allgemeine Krankenhaus für 


die „Verpflegungskranken‘‘ zuständig sein, also ein Kranken-: 


haus 2. Ranges werden sollte. Aber diese Aufteilung sollte nur 
von kurzer Dauer sein. Es kam 1892 zu einer Choleraepidemie 
und das Neue Allgemeine Krankenhaus konnte nicht alle „‚Be- 
handlungskranken‘ aufnehmen. Damit war die grobe Auftei- 
lung der Kranken, das Aussortieren in zwei Kliniken vorbei. 
1894 erhielt das Krankenhaus in St. Georg einen eigenen Auf- 
nahmebezirk. 


Sei 1881 wurden die Krankenhäuser angewiesen, die Verhält- 
nisse der Kranken zu erkunden und die Kostenzuständigkeit 
entweder mit der Armenanstalt oder der Polizeibehörde zu klä- 
ren. Falls diese beiden Institutionen sich nicht für zuständig er- 
klärten, war es Sache des Krankenhauses, die Gelder einzu- 
treiben. Die Polizeibehörde war für Geschlechtskranke, Her- 
bergsinsaßen und Leute, die unter polizeilicher Aufsicht stan- 
den, zuständig. 


Ich hoffe es wird hier deutlich, daß z.B. die Krankenhäuser ei- 
nen Teil der Kontrolle, die vorher in der Zuständigkeit der Ar- 
menanstalt lag, übernommen haben, und daß die Anstalten un- 
ter dem Deckmantel der Hygiene, des medizinischen Fort- 
schritts, eigene Kontrollmechanismen entwickelt und beibehal- 
ten haben, um die Bevölkerung in den Stadtteilen in den Griff zu 
bekommen. 


Das neue Polizeikrankenhaus 


Um die Ordnung in den großen Anstalten zu gewährleisten und 
das Unruhepotential möglichst gering zu halten, entschloß man 
sich 1898, eine neues Polizeikrankenhaus zu bauen. 


Krankenhaus St. Georg 
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Als bisheriges Polizeikrankenhaus diente das Kurhaus. Es war 
Anfang des 17. Jahrhunderts im Zucht-, Werk- und Armenhaus 
eingerichtet worden. Zunächst war es für Venerisch- und Krät- 
zekranke zuständig. Im Laufe der Zeit wurden ihm angeglie- 
dert: 1 Entbindungsanstalt, 1 Reinigungsbad, die Stadtanato- 
mie und die Lehranstalt für Krankenwärter. Die zu behandeln- 
den Kranken wurden meistens von der Polizei eingewiesen. 
Durch den großen Brand 1842 in Hamburg wurde das Kurhaus 
zerstört und mußte verlegt werden, nahm aber weiterhin mittel- 
lose und obdachlose Kranke und Vagabunden und Notfälle auf. 
Mit der Anstalt verbunden blieben das Reinigungsbad und das 
Leichenschauhaus. Da diese Anstalt nun aber nicht so funk- 
tionstüchtig war, wie man es sich wünschte, tauchte immer 
mehr die Forderung nach einem neuen Polizeikrankenhaus 
auf. 


Den geeigneten Standort hatte man dann nach einigen Diskus- 
sionen in St. Pauli gefunden. Er lag nach Meinung des Bürger- 
schaftsausschusses in einem Gebiet, in dem nach der Bestim- 
mung für diese Anstalt das größte Bedürfnis vorliegen würde, 
im Mittelpunkt der Stadtteile, in welchem die meisten plötzli- 
chen Ereignisse vorkamen und ein polizeiliches Eingreifen er- 
forderten, nämlich zwischen innerer Stadt, St. Pauli und Hafen. 
Außerdem lag der Ort so isoliert, daß es keine unmittelbare 
Nachbarschaft gab, die an einer solchen Anstalt Anstoß neh- 
men könnte. Es waren geplant: 1 Polizeikrankenhaus, 1 Poli- 
zeileichenschauhaus, 1 Reinigungsanstalt, 1 Beobachtuns- 
haus für Seuchenverdächtige, 1 Entbindungsanstalt für drin- 
gende Entbindungsfälle aus der unmittelbaren Umgebung so- 
wie eine extra Entbindungsanstalt für Prostituierte. Endgültig 
wurde jedoch nur 1 Entbindungsanstalt eingerichtet. 


Da vorauszusehen war, daß es sich bei den zukünftigen Pa- 
tienten um Patienten der 3. Klasse handeln würde, wurde der 
Kostenvoranschlag um 10 000 Mark harabgesetzt. Damit die 
Bevölkerung keinen Anstoß an der Bezeichnung Polizeikran- 
kenhaus nehmen konnte, einigte man sich auf den Namen Ha- 
fenkrankenhaus, zumal es sich ja auch in der Nähe des Hafens 
befand. 

Erbaut wurde das Hafenkrankenhaus von 1898 bis 1900, es 
wurde erst teilweise und am 1. Januar 1901 vollständig eröff- 
net. Mit eingerichtet wurde eine chir. Abt. zur Versorgung Un- 
fallverletzter, und 1914 wurde die chir. Versorgung von Seeleu- 
ten, die zuvor vom Seemannskrankenhaus geleistet worden 
war, dem Hafenkrankenhaus zugeordnet. Das Gelände der An- 
stalt war von einer hohen Mauer bzw. einem eisernen Gitter 
umgeben und hatte neben einem Notausgang nur einen be- 
wachten Eingang. Verschiedene Einrichtungen der Polizeibe- 
hörde, die über die Stadt verteilt waren, wurden hier zusam- 
mengefaßt. Für die Verteilung der einzelnen Gebäude auf dem 
Gelände war besonders wichtig, daß die Anstalt von einem 
Punkt aus überwacht werden konnte, um es dadurch von der 
Außenwelt vollständig abschließen zu können. Deshalb ordnete 
man das Verwaltungsgebäude in der Mitte des Geländes an. 


Das Unruhigenhaus war völlig getrennt von den anderen Ab- 
teilungen. Es bestand aus einer Männer- und Frauenabteilung 
und war seiner Bestimmung nach zuständig für Tobsüchtige 


und Deliranten, für Polizei-, Straf- und Untersuchungsgefange- 
ne und für Personen bei denen der Geisteszustand überprüft 
werden sollte. Es enthielt 5 Isolierzellen, 2 Krankenzimmer und 
wurden 1906 noch erweitert. 


Das Beobachtungshaus für Seuchenverdächtige war durch 
einen hohen Bretterzaun von der übrigen Anstalt isoliert. Es bot 
Platz für 100, in Notfällen für 150 Personen. Das Gebäude war 
aufgeteilt in vier große Schlafsäle, Familien- und Einzelzimmer. 


Die Reinigungs- und Desinfektionsanstalt war in der Nähe 
der Einfaht untergebracht. Sie war in erster Linie für von der 
Polizei festgenommene Personen bestimmt, die nach Meinung 
der Polizei einer körperlichen Reinigung und Desinfektion ihrer 
Kleidung bedürftig waren. Jeden Morgen wurden sie in Zellen- 
wagen der Polizei von den einzelnen Wachen zur Anstalt ge- 
bracht und nach der Prozedur wieder abgeholt. Um die Mittags- 
zeit konnten sich freiwillig meldende Leute (Arbeiter, Schulkin- 
der, Dienstboten) unentgeldlich reinigen lassen. Die Personen- 
reinigung erfolgte durch Dusch- und Wannenbäder; in hartnäk- 
kigen Fällen wurden besondere Lösungen angewandt. Wäh- 
rend dieser Zeit wurden die Kleidungstücke desinfiziert und 
konnten so nach der Reinigungsaktion gleich wieder angezo- 
gen werden. Alle Leute die ins Beobachtungshaus kamen, 
mußten sich dem unterziehen. 


Der Krankenpavillion enthielt neben der Aufnahme 3 Männer- 
und 1 Frauenabteilung mit einer kleinen Entbindungsabteilung. 
Das Leichenschauhaus und die Anatomie waren in weiteren 
Gebäuden untergebracht. Hinzu kamen noch einige Funktions- 
abteilungen, wie Kessel- und Maschinenhaus, Küche, Wäsche- 
rei usw. 

Der Zweck des Hafenkrankenhauses wurde von der Polizei fol- 
gendermaßen begründet: „In der Krankenabteilung des HKH 
werden von den Organen der Polizeibehörde zugeführte, auf 
der Straße oder an öffentlichen Orten erkrankte, verletzte oder 
bewußtlose Personen, kranke Obdachslose und Arrestanten, 
zur Beobachtung des Geisteszustandes eingelieferte tobende 
Kranke und Deliranten aufgenommen. Außerdem werden die 
sich freiwillig stellenden und die von Privatpersonen gebrach- 
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ten Kranken aufgenommen, die sofortiger ärztlicher Hilfe be- 
dürfen und ohne Gefahr für ihre Gesundheit nicht weitertrans- 
portiert werden können, dahin gehören namentlich die im Ha- 
fen, auf den Schiffen oder auf den Werften verunglückten Per- 
sonen. Die Entbindungsabteilung ist für dringende geburtshiffli- 
che Fälle bestimmt. Im allgemeinen sollen die Aufgenommenen 
nur so lange im HKH verbleiben, bis ihr körperliches Befinden 
eine Überführung in eine andere Anstalt zuläßt.“ 
Das HKH bestand im ganzen also aus 4 verschiedenen Institu- 
tionen: 

1. Polizeikrankenhaus mit der Desinfektions- und Reini- 

gungsanstalt und dem Unruhigenhaus, 

2. Anatomie mit Leichenschauhaus, 

3. der später hinzugekommenen Fürsorgestelle für ge- 

schlechtskranke Seeleute, 

4. Unfallkankenhaus mit Krankenstationen 


Aus der obigen Beschreibung der Polizeibehörde wird deutlich, 
daß das Polizeikrankenhaus als Sammelstelle für „Asoziale‘ 
und Sortierstelle für die anderen Krankenhäuser diente. Alle 
Leute, die schmutzig waren oder sich auffällig benahmen, wur- 
den eingefangen und in Sammeltranporten von der Polizei in 
HKH gebracht. Auf die gleiche Art und Weise waren auch die 
Bettelvögte vorgegangen, die die aufgegriffenen Leute dann in 
den Krankenhof transportierten. Man hat also auf die Form der 
Verwahrung, Aufbewahrung und Aussonderung zurückgegrif- 
fen. 


Die Doppelrolle des Hafenkrankenhau- 
ses 


Bis 1920 war das HKH offiziell Polizeikrankenhaus und wurde 
dann der Gesundheitsbehörde unterstellt. Aber auch danach 
wurden Untersuchungsgefangene und Häftlinge dort weiter un- 
tergebracht. Die Entwicklung der Anstalt kann jedoch nicht los- 
gelöst von den Geschehen außerhalb des Hauses verständlich 
werden. Nach dem Zollanschluß Hamburgs 1878/79 begann 
man, den Hafen neu zu planen. Die Hafenerweiterungen mit 
neuen Liegeplätzen, Lagerhäusem und anderen Anlagen hat- 


ten die Zerstörung der Wohnstätten der Hafenarbeiterfamilien 
im Hafengebiet zur Folge. Ende 1883 begann man, die alten 
Wohnviertel abzureißen. Doch die benachbarten Stadtviertel 
konnten nicht alle obdachlos gewordenen Menschen fassen, 
und so wurden die Hafenarbeiter gezwungen in die weiter ent- 
fernten Stadtteile Barmbek, Billwerder, Horn usw. zu ziehen. 
Dadurch kam es zu einer gänzlichen Trennung von Wohn- und 
Arbeitstätte. Die wesentlich längeren Anfahrtswege von den 
dezentral gelegenen Stadtteilen veränderten die Lebensge- 
wohnheiten. In den Mittagspausen konnte man nicht nach Hau- 
se zum Essen, sondern mußte in den neu eingerichteten Volks- 
kaffeehallen essen. Das „dörfliche Zusammensein“ in den al- 
ten Vierteln, die Nachbarschaftshilfen wurden durch die Vertei- 
lung auf verschiedene Stadtteile zerstört. 


Nachdem die Umsiedlungsaktion abgeschlossen war, ging 
man nach dem Hafenarbeiterstreik 1896/97 daran, die verblie- 
benen Arbeiterviertel zu sanieren. In diesen alten Vierteln 
herrschte ein Wirrwarr von Häusern und Menschen, in denen 
sich die öffentlichen Organe nur schlecht zurechtfanden, und 
so macher konnte hier unerkannt entkommen. 

Auch die Hafenarbeit wurde umorganisiert. Die Unständigkeit 
der Hafenarbeiter wurde durch die Einrichtung einer zentralen 
Arbeitsvermittlungsstelle 1906 gebrochen. Durch diese Einrich- 
tung konnten unliebsame Leute leicht ausgefiltert und Arbeits- 
kräfte gezielter eingesetzt werden. Hierdurch kam es zu einer 
schärferen Trennung von Festangesteliten und Unstetigen. 
Und genau in dieses ganze Geschehen fällt die Errichtung des 
Hafenkrankenhauses und erfüllt zunächst eine Doppelrolle: ei- 
nerseits die der Aufbewahrung und Versorgung von Leuten oh- 
ne festes Einkommen, ohne festen Wohnsitz, von Leuten, die 
nach Zerstörung der alten Wohnviertel nicht in die entfernteren 
Stadtteile gezogen waren und andererseits die chirurgische 
Versorgung von Unfallverletzten aus dem Hafen. Es wird also 
eine deutliche Trennung klar: Zum einen ging es um die Aufbe- 
wahrung von unproduktiven unsteten Leuten und andererseits 
um die schnelle Wiederherstellung von festvermittelten Leuten 
für den Arbeitsprozeß. Diese Trennung wurde durch die Zerstö- 
rung der Wohnzusammenhänge und Entstehung und Ausbau 
dezentraler Wohnviertel möglich; es handelte sich also um eine 
Trennung von Wohn- und Arbeitszusammenhängen in der das 
HKH eine bestimmte Rolle zu erfüllen hatte. 


. Diese Funktion erfüllte diese Anstalt bis ca. Mitte der 30er Jah- 
re. Dann wurde das Gängeviertel endgültig beseitigt, und die 
Nazis gingen auf ihre Art und Weise vor, die „Asozialen“ aus- 
zumerzen. Und das HKH beschäftigte sich nun fast ausschließ- 
lich mit der Reparatur von Arbeitskraft und entwickelte sich zu 
einem weitbekannten chirurgischen Krankenhaus mit Kapazitä- 
ten auf diesem Gebiet. Diese Phase hielt bis Mitte der 60er 
Jahre an. Im Hafen setzte sich dann eine neue Rationalisie- 
rungwelle ein. Es kam zu einer zunehmenden Mechanisierung 
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durch Container- und Palettensysteme. Zwischen 1965 und 
1972 ging die Zahl der Hafenarbeiter um 28% zurück. Die Ein- 
stellungsmöglichkeiten für die Unstetigen verschlechterten sich 
erheblich. Das Hafenkrankenhaus übernahm nun zunehmend 
die Versorgung von Leuten ohne festen Wohnsitz und ohne fe- 
stes Einkommen und von Leuten aus dem Stadtteil St. Pauli. 
Und die Unfallverletzten wurden vermehrt in das 1971 fertigge- 
stellte uns schon Anfang der 60er Jahre geplante Hochlei- 
stungskrankenhaus in Altona gebracht. Dies ist ein Kranken- 
haus, das nach modemsten Gesichtspunkten der Medizin er- 
richtet, mit technischen Einrichtungen ausgestattet wurde, die 
das Tempo der Durchschleusung von Patienten erheblich be- 
schleunigen und das damit besser ausgenutzt werden kann 
und billiger arbeitet als ältere Häuser. Ein Krankenhaus, in dem 
sich alles unter einem Dach befindet, in dem keine Fenster zu 
öffnen sind und deshalb Klimaanlagen betrieben werden müs- 
sen. Im Ak Altona mußten zunächst Fußspuren auf den Boden 
gezeichnet werden, damit Besucher und Patienten wieder her- 
ausfanden. In den meisten Räumen muß mit künstlichem Licht 
gearbeitet werden. Die Wiederherstellung der Arbeitskraft ist 
fabrigmäßig organisiert und menschliche Regungen wirken wie 
Fremdkörper. Für Patienten, die einer längerfristigen Pflege be- 
dürftig sind, ist in diesem durchrationalisierten Krankenhaus 
kein Platz. Das heißt: das Allgemeine Krankenhaus Altona 
schleußt schnell durch und sortiert in andere Institutionen wie 
z.B. Pflegeheime, Altenheime usw. aus. 

Das Hafenkrankenhaus wurde in den 70er Jahren verkleinert; 
es hat heute knapp über 100 Betten und die Schließungsge- 
rüchte reißen nicht ab. Zunächst war noch im Gespräch im Ha- 
fenkrankenhaus eine Sozialstation einzurichten. Dieses ist je- 
doch bis heute noch nicht geschehen und es ist zu vermuten, 
daß diese Einrichtung in dem neuen Stadtteill St. Pauli, der zum 
Ort des citynahen Wohnens mit sozialer Durchmischung der: 
Bevölkerung modernisiert wird, überflüssig wäre. 

Bislang ist es noch so, daß das HKH in St. Pauli zum größten 
Teil für die ‚„Problempatienten‘ dieses Stadtteils, für die touri- 
stischen Schnapsleichen, für die Reparatur „unproduktiver 
Leute‘‘ und nur zum geringen Teil mit der Reparatur „produkti- 
ver Arbeitskraft‘ betraut wird, während das Großkrankenhaus 
in Altona für die schnellere und lohnendere Reparatur und die 
Aussonderung von Leuten in andere Institutionen zuständig ist. 
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Ilona Bauer 


Die Zerstörung des Gängeviertels 


Ein Versuch, Hamburger Hafenarbeiter über ihre Wohnungen zu kontrollieren. 


Im folgenden kurzen Beitrag wird die Sanierung eines Teils der 
Hamburger Gängeviertel in der Neustadt 1933/34 nicht aus- 
führlich mit allen Einzelheiten dargestellt. Es ging vielmehr dar- 
um, anhand einiger Belege und Zitate, Thesen zu entwickeln, 
über die gesellschaftspolitischen Implikationen einer Sanie- 
rung, die sich nicht nur auf die Beseitigung schlechter Bausub- 
stanz und menschenwürdiger Wohnungen bezieht. Eine aus- 
führliche Dokumentation der Vorgänge im Gängeviertel bleibt 
einer Untersuchung vorbehalten, die sich mit dem wohunungs- 
politischen Konzept der Nationalsozialisten insgesamt beschäf- 
tigt, einer Untersuchung, die nach der Veröffentlichung der Ar- 
beit von T. Mason "Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft, Do- 
kumente und Materialien zur deutschen Arbeiterpolitik 1936-39’ 
dringend ansteht. 


Bestimmendes Merkmal für die Entwicklung des Wohnungs- 
marktes in Hamburg in den ersten beiden Jahren nach der 
Machtergreifung durch die Nationasozialisten war eine fast voll- 
ständig stagnierende Wohnbauproduktion und — trotz umfang- 
reicher Wohnungsteilungen — ein vergleichsweise niedriger 
Reinzugang an Wohnungen. Die Zahl der neugebauten Woh- 
nungen erreichte nicht einmal 1/10 des Jahresdurchschnitts 
der ’Boomjahre’ von 1929-1931. Die Zahl der Neuzugänge 
setzte sich vor allem zusammen aus Kleinsiedlerstellen, die 
1932 begonnen und in den Jahren 1933/34 fertiggestellt wur- 
den, sowie Einfamilien- und Kleinhäuser, die allerdings kaum 
für die Versorgung der Masse der Bevölkerung da gewesen 
sein dürften, denn 1934 enthielten 60% aller Einfamilien- und 
Kleinhäuser 5 und mehr Wohnräume.) 


Der Bestand an billigen Wohnungen wurde durch die ’bahnbre- 
chenden’ Abbrucharbeiten im Gängeviertel der Neustadt noch 
weiter reduziert.?? Bereits kurz nach der Machtergreifung war 
mit dem Abriß der Wohnungen begonnen worden, ohne daß die 
Planung und Finanzierung der Neubebauung gesichert war. 
Langfristig sollten in der Neustadt etwa 400 Wohnhäuser abge- 
brochen werden; dadurch würden 12 500 Menschen ihre Woh- 
nung verlieren.”’ Der erste Bau- bzw. Abbruchabschnitt 1933/ 
34 erfaßte 915 Wohnungen und mindestens 2 000 Bewohner 
des Gängeviertels. 


Für die Sanierungsarbeiten sollten weitgehend Pflichtarbeiter 
im Rahmen des Reichsarbeitsdienstes herangezogen werden; 
hierdurch konnten die Arbeitslosenziffern gedrückt und erhebli- 
che Summen an Erwerbslosenunterstützung eingespart 
werden. 


Am 1. Oktober 1935 war der erste Bauabschnitt des "Bauver- 
eins zu Hamburg’, neben verschiedenen Baugenossenschaf- 
ten einer der Bauträger, abgeschlossen. Der Bauverein stellte 
andere Projekte „zugunsten einer möglichst starken Beteili- 
gung am Wiederaufbau des Sanierungsgebietes‘‘ zurück. 
„Dem Bauverein schien die Wiederbebauung des dort freige- 
legten Geländes mit Kleinwohnungen im Interesse der hafenar- 
beitsgebundenen Bevölkerung am vordringlichsten zu sein. Die 
Erfahrungen beweisen deutlich, daß in der Nähe des Hafens ei- 
ne starke Nachfrage nach Kleinwohnungen besteht. ‘‘®) 


Die hervorragende Bedeutung, die dieser Neubebauung zu- 
kam, wurde ebenso in der besonderen Subventionsbereitschaft 
des hamburgischen Staates deutlich. Von der Gesamtsumme 
von 11,2 Mill. RM, die dem Hamburger Staat für Neubauinvesti- 
tion aus Hauszinssteuerrückflüssen der Jahre 1936/37/38 zur 
Verfügung stehen sollten, waren bereits im voraus 6 Mill. RM 


für den ’Wiederaufbau’ des Gängeviertels verplant.’’ 4,5 Mill 
RM waren bis 1939 als Verlustsumme abgeschrieben, da 
„Hamburg den Wiederveräußerungspreis ... auf Grund des 
Wohnungsmietpreises, den es für die hier in Betracht kommen- 
den Mieterschaft noch für erträglich hielt‘®) berechnete. Dies 
waren 10,50 RM/qm Wohnfläche im Jahr, bzw. 37,50 RM Miete 
im Monat. Die Stadt Hamburg hatte 1933/34 65,— RM für einen 
Quadratmeter bezahlt, der durchschnittliche Verkaufspreis be- 
trug jetzt ca. 46,— RM, außerdem wurden 50% der gesamten 
Fläche als Bauland wieder verkauft, die andere Hälfte blieb öf- 
fentlichen Freiflächen vorbehalten. 


Die ersten 50 Wohnungen des ersten, genauso wie die folgen- 
den 108 des 2. und 3. Abschitts, zeichneten sich durch gute 
Ausstattung aus, was — angesichts der durchschnittlichen Aus- 
stattung von Arbeiterwohnungen — dafür spricht, daß die Sa- 
nierung des Gängeviertels für die Nazis von besonderer Be- 
deutung gewesen sein muß. Die Zweizimmerwohnungen mit 
Küche, Speisekammer, Bad, WC sowie zusätzlichem Balkon 
hatten eine durchschnittliche Wohnfläche von 46,5 qm. Die 
Baukosten einer solchen Wohnung waren mit 6 468,— RM ent- 
sprechend hoch, doch waren die Mieten daran gemessen mit 
41,60 RM vergleichsweise gering. 

Die Anzahl der abgerissenen Wohnungen dürfte insgesamt 
mindestens 2 500 betragen haben, die in den 3 Bauabschnitten 
neu erstellten ca. 500 Wohnungen kam Kornträgergang und 
Rademachergang konnten diese der Anzahl nach nicht annä- 
hernd ersetzen. 


Die Dringlichkeit der Durchführung der Sanierung und die ho- 
hen Verluste der Stadt weisen ebenfalls auf eine besondere 
Bedeutung dieses Projektes hin. 

Die Nationalsozialisten vertraten in ihrem Programm zur Woh- 
nungs- und Siedlungspolitik vor allem die Gedanken der Seß- 
haftmachung, der Verbindung von Blut und Boden. Zentrales 
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Gängeviertel, Großer Bäckergang 1902 


Instrument sollte die Einrichtung von Kleinsiedlerstellen auf 
dem Lande sein. Für die Großstädte war das Schlagwort: Auf- 
lockerung. „Die Auflockerung der Großstädte, die Wiederbo- 
denständig- und Seßhaftmachung der Bevölkerung, eine der 
größten bevölkerungspolitischen Aufgaben des Dritten Reichs, 
die Erlösung aus dem Großstadtelend und die Schaffung ge- 
sunder Lebensbedingungen, besonders für die heranwachsen- 
de Generation, wird zur unabweisbaren Pflicht für eine volksbe- 
wußte Reichsregierung.‘”) Die grundlegenden Gedanken der 
’Seßhaftmachung’ waren jedoch keine Erfindung der Nazis. 
Schon gegen Ende des 19. Jahrhunderts entwickelten Woh- 
nungs- und Sozialreformer Vorstellungen zur Lösung der Woh- 
nungsfrage, die ebenfalls auf eine Ansiedlung der Arbeiter auf 
eigener Scholle abzielte, so beispielsweise die Kriegerheim- 
stättenbewegung, die unter dem Vorsitz Damaschkes aus dem 
Bund deutscher Bodenreformer hervorgingen, und die duch 
Ansiedlung der Kriegsheimkehrer auf eigenem Grund und Bo- 
den oppositionelle Strömungen eindämmen sollte. In der Ziel- 
setzung unverändert — lediglich in neue, dem nationalsozialisti- 
schen Vokabular entnommene Worte gekleidet — übernahm 
die Regierung 1933 die tradierten Ideen der Bodenreformbe- 
wegung und verknüpfte sie mit ihrem gesellschaftspolitischen 
Konzept der ’Volksgemeinschaft’. Dazu zählte auf dem Lande 
das Bestreben, ‚‚das ganze deutsche Volk in einer wahren Ge- 
meinschaft auf den deutschen Boden zurückzuführen. "’ In der 
Stadt dagegen galt es, „die Brutstätten des Marxismus zu zer- 
stören, indem wir die Altstadt sanieren und die Altquartiere und 
die Großstädte als solche auflockern.‘'' 


Gerade diese von Feder so freimütig erklärte Absicht der Sa- 
nierungen hat in Hamburg Paradefall-Charakter. Hamburg 
konnte wegen seiner ökonomischen Struktur und seiner geopo- 
litischen Lage keine umfangreichen Kleinsiedlerprojekte durch- 
führen. So berichtet Oberbaudirektor Köster, „ ... hat der Herr 
Regierende Bürgermeister mich wissen lassen, daß er im weit- 
gehendsten Maße die Durchführung von Eigenheimsiedlungen, 
und zwar unter Schonung des hamburgischen Stadtgebietes 
wünsche. Ich habe zwar damals sofort darauf hingewiesen, daß 
die Ansiedlung hamburgischer Bürger in benachbarten preußi- 
schen Landgemeinden nicht möglich sei ...‘‘; ferner wird „‚der 
vorhandene und künftige Wohnungsbedarf so groß sein, daß er 


bei weitem nicht durch weiträumige Siedlungen in Form von 
vorstädtischen Kleinsiedlungen, die vom nächsten Jahre ab 
auch in Hamburg nur noch für Kurzarbeiter und nicht mehr für 
Erwerbslose gebaut werden dürfen, und durch Eigenheimsied- 
lungen befriedigt werden kann.‘‘'?) 


Konnte Hamburg dem Reich nicht mit einer beispielhaften Er- 
richtung von Kleinsiedlungen dienen, so war die Sanierung des 
Gängeviertels immerhin so beispielhaft, daß sie auf den 
Reichswohnungskonferenzen mehrfach lobend diskutiert wur- 
de. Demonstrierte sie doch den ’Umgang?’ mit ’lichtscheuen Ele- 
menten’. 

Während der Weltwirtschaftskrise hatten sich „in den dumpfen 
Terrassen und den Höhlen das Gängeviertel ... die Menschen 
wie nach der Novemberrevolte zusammengerottet‘.'?) Deshalb 
galt es als „sozialer, politischer und hygienischer Gefahrenherd 
erster Ordnung‘ "*, denn „besonders seit dem Erstarken der 
nationalsozialistischen Bewegung spielten sich dort ständig 
Kämpfe ab.‘ 


Nach der Machtergreifung war der Stadtteil das Ziel zahlreicher 
Polizeiaktionen. ‚Die Polizei hatte am Donnerstagnachmittag 
gegen 15 Uhr eine große Razzia im Hamburger Gängeviertel 
begonnen. Mehrere Hundert Beamte sind damit beschäftigt, 
Haussuchungen nach Waffen und Material vorzunehmen und 
kommunistische Transparente und Parteifahnen zu entfernen. 
Auch wurde nach bisher noch nicht, ermittelten kommunisti- 
schen Parteifunktionären gesucht ...‘'® 


Am Tage der Machtergreifung waren Hamburger Hafenarbeiter 
und Seeleute geschlossen in den Streik getreten. 

Im Hamburger Gängeviertel lebte noch ein Teil der Hafenarbei- 
ter. Der größere Teil war bereits in vorangegangenen Sanierun- 
gen in andere Stadtteile verdrängt worden. Die Bewohner des 
Gängeviertels lebten in alten baufälligen Gebäuden und sehr 
eng. Während der Weltwirtschaftskrise hatten brot- und ob- 
dachlose Arbeitslose hier ein Unterkommen gefunden. Wenn- 
gleich alte Beschreibungen der Wohnungen sogar deren archi- 
tektonische Vorzüge hervorheben, so sind die Wohnungen 
doch klein, feucht und dunkel. „Im Kornträgergang ist ... das 
Haus Nr. 58 bemerkenswert, ein außen bescheidener Fach- 


; Sanierung der Neustadt zu Hamburg 
Quelle: Hamburg und seine Bauten 1929-1953 


Alter Zustand 


Neuer Zustand 


„Mit großer Entschlußkraft ist Hamburg in den letzten Jahren dem in sich verschachtelten Gängeviertel zu Leibe gegangen, eine 
Großtat auf dem Gebiet der Stadtsanierung. Gesunde Wohnhäuser, Plätze und breite Straßen sind entstanden, wo Licht und Luft 


fehlten, Elend und Unterwelt unausrottbar schienen.“ 


werkbau, der seines verhältnismäßig hohen Erdgeschosses 
wegen auffällt. Zu Diele führt von der Straße eine einfache, 
aber ansprechende Barocktür ... Von der ... Diele gelangt man 
nach hinten in ein aufgetrepptes kleines Zimmer, unter dem 
kellerartig die ebenfalls recht niedrige Küche liegt.‘‘"?) 


Die Stellungnahmen der an der Sanierung maßgeblich Beteilig- 
ten lassen aber erkennen, daß es weniger um die Verbesse- 
rung schlechter Wohnbedingungen ging, als vielmehr um die 
Zerstörung eines nicht durchdringbaren Lebenszusammenhan- 
ges von Menschen, die Widerstand leisteten. Es ging den Nazis 
um die Beseitigung eines „Schlupfwinkels für Verbrechen, Pro- 
stitution und lichtscheues Gesindel‘‘, einer Brutstätte des 
Kommunismusses‘'.'? 

So bejubelt die Baupolizei die Änderung des Enteignungsge- 
setzes durch den Senat, womit die Grundlage für die Durchfüh- 
rung der Sanierung geschaffen wurde. Heftig kritisiert wird der 
„von Herrn Baudirektor Köster vertretene Standpunkt, daß die 
Sanierung in der Weise durchgeführt werden müsse, daß alle 
noch einigermaßen brauchbaren Gebäude erhalten werden 
müßten ... Zwar würde ein solches Vorgehen zur Zeit den Staat 
weniger belasten, nicht aber wäre es in Einklang zu bringen mit 
dem Gedanken, hier ein vorbildliches Werk nationalsozialisti- 
schen Wollens zu schaffen.‘ 


Dieser Paradefall nationalsozialistischer Wohnungspolitik ist 
wohl Ausdruck der wohnungspolitischen Programme. Er ist 
aber nicht paradigmatisch für die gesamte Wohnungspolitik der 
Nazis. Köster hatte früh erkannt, daß in der Großstadt Wohnun- 
gen für die dort beschäftigten Arbeiter gebaut werden müssen. 
Auf diese Linie drehte sich die Politik ab 1935 insgesamt. Im- 
mer mehr Kleinwohnungen in der Stadt wurden gefördert. Mit 
dem Vierjahresplan wurden die "Arbeiterwohnstätten’ zu einer 
wichtigen Achse der Industrieansiediungspolitik. Später wurde 
der Bau billiger, relativ guter Wohnungen sogar als sozialpoliti- 
sches Zugeständnis eingesetzt, als besonderes die Metallar- 
beiter ihre Forderungen nach besseren Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen mit immer drastischeren Methoden durchzusetzen 
versuchten. 


Die monatlichen Berichte der Reichstreuhänder der Arbeit be- 
schäftigten sich fast ausschließlich mit den Problemen der stän- 
digen Lohnforderungen, der hohen Quote beim Arbeitsplat- 
zwechsel und der mangelnden Arbeitsmoral. In einer Begrün- 
dung zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Regelung des 
Arbeitseinsatzes aus dem Jahre 1936 hieß es: „Infolge der 
starken Belebung der deutschen Wirtschaft ist im Baugewerbe, 
in der Baustoffinsdustrie und in der Metallindustrie ein empfind- 
licher Mangel an Facharbeitern eingetreten ... dieser Mangel an 
Arbeitskräften hat zahlreiche unerwünschte Begleiterscheinun- 
gen wirtschaftlicher und sozialer Art gekennzeichnet ... Das 
Ausmaß der Lohnsteigerungen ist beträchtlich. Es wird selbst 
das dreifache der tariflichen Mindestlöhne gewährt ... Auf Be- 
triebsverbundenheit und Arbeitsmoral wirken die geschilderten 
Verhältnisse höchst nachteilig ein. Der häufige und ungeregelte 
Wechsel der Arbeitsstellen ruft Unruhe in den Betrieben hervor. 
In vielen Fällen werden die Arbeitsstellen unter Kontraktbruch 
verlassen, oder die Entlassung wird durch undiszipliniertes 
Verhalten oder unzulängliche Arbeitsleistung herausgefordert. 
Auch Streikversuche der begünstigten Arbeitskategorien (zur 
Erzielung weiterer Lohnsteigerungen) bilden leider keine Aus- 
nahme mehr.‘?" 


In Hamburg gab es auf den Werften Unruhe. Ein Beispiel dafür 
ist die Aktion der Arbeiter von Blohm & Voss, die 1939 ihre Kol- 
legen per Flugblatt aufforderten: ‚Wir alle sind des ewigen Op- 
ferns müde. In allen Werftkollegen an der Wasserkante regt 
sich der Widerstand gegen die gesteigerte Ausbeutung ... Acht 
Stunden — genug geschunden! Wie der Lohn — so die Lei- 
stung! Langsamer arbeiten!‘??) 


Wenig später, im Verlaufe der Jahre 1939/40, wurden in Ham- 
burg-Finkenwärder Wohnungen mit verlorenen Zuschüssen 
der Werften, auch von Blohm & Voss, gebaut. Diese Wohnun- 
gen waren für die damaligen Verhältnisse recht gut ausgestat- 
tet und dabei relativ preiswert. Sie wurde überwiegend von 
Werftarbeitern bezogen. 

Die Vermutung liegt nahe, daß diese Wohnungen, die im übri- 
gen ebenso ’sauber und ordentlich waren, wie die Neubauten 
des abgerissenen Gängeviertels, in übersichtliche Zeilen ge- 


ordnet, Mittel gewesen sind, die qualifizierte Facharbeiterschaft 
'bei der Stange zu halten’. Neben diesen für die Rüstungspro- 
duktion unbedingt notwendigen Facharbeitern gab es eine gro- 
ße Anzahl unqualifizierter Fremdarbeiter, deren "Wohnungen’ 
Baracken und Konzentrationslager waren. Wenn wir uns ein 
Bild von der Gesamtheit nationalsozialistischer Wohnungspoli- 
tik machen wollen, müssen wir beide Arten der ’Unterbringung’ 
betrachten: relativ gut ausgestattete, billige Wohnungen auf der 
einen Seite im Sinne eines sozialpolitischen Zugeständnisses, 
Kasernierung und Repression auf der anderen. 

Die Sanierung 1933/34 war nicht die erste im Gängeviertel. Zu- 
vor waren bereits weite Teile der Hamburger Alt- und Neustadt 
im Zuge der Hafenerweiterung, nach dem Hafenarbeiterstreik, 
der Cholera und auch durch den großen Brand von 1842 zer- 
stört worden.?°) Teilweise waren auch Wohnhäuser neu erich- 
tet, aber im Zuge der nächsten Sanierungswelle wieder besei- 
tigt worden. ‚Ein Teil der nach dem großen Brand sowie in der 
Wexstraße und Kaiser-Wilhelm-Straße errichteten Häuser sind 
bereits bei den späteren Sanierungen wieder abgebrochen 
worden oder werden abgebrochen werden müssen.‘?* 


Die Frage nach Ersatzwohnungen taucht zum ersten Male in 
einem Bericht der Kommission zur Sanierung nach der Chole- 
razeit auf. Das Ergebnis der Diskussion darum fand seinen 
Ausdruck in dem Erlass eines Wohnungspflegegesetzes. Der 
Auftrag, der dann an die Sanierungskommission gegeben wur- 
de, lautete: „Vorschläge zu machen in Betreff von Maßregeln, 
durch welche ungesunde Wohnungen beseitigt werden und für 
den Aufbau gesunder Wohnungen, thunlichst für dieselben Be- 
völkerungsclassen, welche in den betreffenden Gegenden an- 
sässig sind, erforderlichen Falls unter Aufwendung entspre- 
chender Opfer von Seiten der Staatscasse Sorge getragen 
wird.“ 


Bei der Sanierung zwecks Bau der Hoch- und Untergrundbahn 
waren diese Vorsätze aber bereits wieder vergessen worden. 
„Für die Bereitstellung besonderer Ersatzwohnungen wurde 
keine Sorge getragen. Das war nicht nötig, weil beim Wieder- 
aufbau keine neuen Wohnhäuser sondern moderne Geschäfts- 
häuser errichtet werden sollten.‘ 


Vielleicht ist gerade die Wiederbebauung mit relativ billigen 
Wohnungen bei der Gängeviertel-Sanierung das, was für die 
Nazis den Paradefall abrundet. „Da das Gebiet füher zum gro- 


Ben Teil, ähnlich wie der erste Sanierungsabschnitt, von Hafen- 
arbeitern und Arbeitnehmern, die in der Nähe des Hafens ihre 
Betriebsstätte hatten, bewohnt wurde, ist vorgesehen, daß 
beim Wiederaufbau billige Wohnungen für die erwerbstätige 
Bevölkerung zu schaffen sind mit Wohnungsmieten nicht über 
40 RM.‘?”) Dieses Ziel wurde erreicht, die Mieten lagen knapp 
über 40 I3M und sind wahrscheinlich von Facharbeitern, zumin- 
dest aus; der Metallbranche, bezahlt worden. 

Was entstanden war, war ein Wohngebiet, sauber und ordent- 
lich, mit Grünflächen, leicht zu überblicken. Ein Ort, wo kein 
Platz mehr ist für einen erheblichen Teil der Bewohner des al- 
ten Gängeviertels, über deren Verbleib wir nichts wissen. 
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Reich, Ffm, Berlin 1967 

10) Vgl. Ludowici, Verwurzelung des Arbeiters mit dem Boden in: A. Treut, a.a.o. 


11) Feder, G., Rede auf der Reichswohungskonferenz in München, 1934, in: 
Staatsarchiv, Baudeputation B 156 

12) Vgl. Staatsarchiv HH, Verwaltung f. Wirtschaft, Technik und Arbeit II 18 

13) Lahaine, L. Hamburg, Das deutsche Tor zur Welt, Hamburg 1936, S. 188 

14) Vgl. Stürzenacker, Sanierung Hamburg, in: Soziale Praxis 30/1933, S. 916 

15) Vgl. Piegler, W., Baulicher Luftschutz beim Wiederaufbau eines alten Stadt- 
teils in Hamburg, in: Bauwelt 17/1937 S. 384 

16) Vgl. Hamgurger Tageblatt v. 3.3.1933 in G. Meyer, Nacht über Hamburg, Be- 
richte und Dokumente 1933-39, Frankfurt/M. 1971, S.275 

17) Vgl. Meyer, a.a.o. 

18) Vgl. Melhop, Alt-Hamburgische Bauweise, Hamburg, S. 361 

19) Vgl. Staatsarchiv B 370 

20) Vgl. Hellwag, Dr. Baupolizei, Bericht über den Stand der Sanierung der Neu- 
stadt, 31.8.1933, Staatsarchiv HH, Verw. f. Wirtschaft, Technik und Arbeit Il 
18 

21) Vgl. Mason, T., Arbeiterklasse und Volksgemeinschaft, Opladen 1975, S. 198 

22) Vgl. U. Hochmut, G. Meyer, Streiflichter aus dem Hamburger Widerstand 
1933-45, Ffm 1969, S. 530 

23) Baudeputation B 370 


‚24) ebenda 


25) Vgl. Artikel von Ilona Bauer „Krankenanstalten als Ort der sozialen Aufbe- 
wahrung im 19. Jahrhundert am Beispiel Hamburg‘, in diesem Heft 

26) Staatsarchiv HH, Baudeputation B 370 

27) ebenda 


Elke Pahl 
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Die Zerstörung des Gängeviertels wurde in der Presse vorbereitet. Ein gutes Beispiel dafür ist der folgende Artikel aus dem „, Völ- 
kischen Beobachter“, Berlin, Nr. 145 vom 25. 5. 1933 


Das Hamburger Sängevieriel foll fterben 


IM HAUPTQUARTIER DER AKTION 


‘Im vierten Stock des Hauses der Baupolizei 
Hamburg liegt das Büro des Oberbaurats T h o- 
d e.Hier befindet sich gewissermaßen das Haupt- 
quartier für den Feldzug gegen das üängevier- 
tel,das seinen letzten Tagen entgegengeht. 


In einer längeren Unterredung setzte Oberbau- 
rat Th o d e noch einmal die Gründe für die 
Einleitung der großen Aktion auseinander .Der 
oberste Gesichtspunkt für den Plan zum Abriß 
des Gängeviertels bildet wohl die s o zi a- 
le Sei te dieser Siedlung,die einzigar- 
tig ist in ihrer Trostlosigkeit.Es muß dabei 
betont werden,daß trotz der großen Zahl von 
dunklen Existenzen,die sich im Schatten die- 
ses Elends ansiedelten,der größte Teil der 
Bevölkerung des Gängeviertels sich aus an- 
ständigen Menschen zusammensetzt.Im Interesse 
des Volkes aber ist es notwendig,daß man die- 
se Tausende nicht dem Fäulnisprozeß überläßt, 
sondern sieherausreißt aus dem 
Sumpf,auf neuen Boden verpflanzt und sie zur 
‘wahren Volksgemeinschaft zurückführt. 


DER PLAN 


Das Aktionsprogramm ist außerordentlich groß- 
zügig.Es handelt sich bei dem zu bearbeitenden 
Gebiet um Hamburgs ältesten Stadtteil,um 165 
Grundstücke und 400 Häuser,die abgerissen wer- 
den müssen.12 000 Menschen ungefähr werden ei- 
ne neue Heimat erhalten. 


Die neuen Häuser selbst sollen zwar im ein- 
heitlichen Stiel entstehen,aber deutsch 
und freundlich ausgeführt werden. 

Man will auf jeden Fall kalte,nüchterne Miets- 
kasernen mit abgründigen Hinterhöfen vermeiden 
und zu. diesem Zweck nur zweistöckige Bauten 
mit Steildach ausführen.Auch will man nicht 
versäumen,Anklänge an die alte Romantik her- 
beizuführen und z.B. nur eine breite Verkehrs- 
straße schaffen. 


Die Arbeiten werden mit dem größten Nachdruck 
durchgeführt,die Auflockerungsarbeiten haben 
bereits begonnen.In acht Wochen soll der er- 
ste Neubau beginnen. 


IN DEN GÄNGEN 


wir 
sar 


haben uns auf den Weg gemacht.Ein Kommis- 
der Baupolizei begleitet uns und verschafft 
uns Einblick in die Verhältnisse des Viertels. 
Wir sind von der Hauptstraße abgewichen,eine 
kleine Gasse nimmt uns auf.Alte Fachwerkbauten 
mit merkwürdig eingesunkenen "Brustkörben", 

mit schrägen Fenstern und noch schrägeren Dä- 
chern.Manchmal neigen sich die Häuser gefähr- 
lich nach hinten und sind in jedem Winkelchen 
gestützt und mit Eisenträgern zusammengehalten. 
Der Stahl ist das einzige Feste inmitten der 
Flucht der Materie,die sich beängstigend rasch 
auflöst und ‚verstellt. 


Allmählich sind wir in die Gänge gekommen.Ra- 
demacher-,Bäcker-,Breiter-,Schnittger-,Amidam- 
macher-,Ebräer Gang,lauter der Polizei gut be- 
kannte Namen.Manchmal,in diesen Gängen,ver- 
liert man den Blick auf den Himmel,die Häuser 
werden nach oben zu breiter,bis sich die Dächer 
am Ende überschatten und so den Blick aufhal- 
ten.Wir schauen in die vielen dunklen Höfe mit 
schiefem holprigem Pflaster wo spärliche ... 
unter noch spärlicheren Sonnenstrahlen gedeiht. 
Wäscheleinen spannen sich von Haus zu Haus,im 
frischen Wind flattern die Kleidungsstücke, 
Hemden und Hosen,Strümpfe und Taschentücher 
und geben dem Ganzen ein seltsames Bild.Da- 
zwischen aber immer Menschen,ein buntes Amei- 


sengewimmel,Seeleute vor allem,Hafenarbeiter, 
Straßendirnen und viele Kinder,die hier so völ- 
lig sorglos in den Tag leben und in ihrem Spiel 
die fürchterlich schwarzen Schlagschatten,die 
sich bereits drohend über ihr Leben werfen, 
nicht bemerken --- schon um dieser Kinder wil- 
len,dieser kleinen Mädchen mit ihren lustigen 
Hängezöpfen,dieser Jungen mit den frechen 
Stupsnasen,muß hier eingegriffen werden --- 
sie missen lleheraus aus diesem 
Sump f, ihnen soll das Schicksal erspart 
bleiben,Dirnen und Zuhälter zu werden. 


DIE POLIZEIHAT SCHWIERIGE 
ARBEIT 


Je tiefer wir in die Gänge vorgehen,desto ein-:, 


gesunkener werden die Häuser.Wir kommen durch 
niedrige,gedeckte Durchlasse,die nur eine Brei- 
te von 65 Zentimetern aufweisen.Alle diese 
Straßenschläuche münden auf ein Grundstück, 

das seinerseits wieder ein Dutzend Nebenausgän- 
ge besitzt.Man kann es hier im Zentrum des 
Viertels nur zu gut verstehen,wie schwierig 
die Razzien der Polizei sein müssen,wie schnell 
sich ein paar Hundert Polizisten verloren hat- 
ten in diesem Gewirr,so daß auch noch nicht 
ein Zehntel aller Schlupfwinkel umstellt wer- 
den konnte.Die Unterwelt hatte immer noch ei- 
nen Ausgang!Hie und da liegen auchk leine 
Gärten inmitten des Labyrinths,scharf 
hebt sich das Grün heraus,das Weiß der Kasta- 
nienkerzen schimmert über den dunklen Fach- 
werkbauten.Es ist so merkwürdig -- der Gedan- 
ke,daß hier so unermeßliche romantische Wer- 
te schlummern,trotz dieses entsetzlichen 
Elends,läßt den Beschauer nicht zu Ruhe kom- 
men. 


DIE TOTEN MÜSSEN DURCHS FENL 
FENSTER 


Schon diese Treppen,diese steilen knarrenden, 
ins Schwarze,Ungewisse führenden Stufen,die 
ausgetreten sind von tausend schweren Stiefeln, 
diese Fenster,diese Stuben,in denen oft schwa- 
cher Kerzenschein glimmt oder die grünen Augen 
einer Katze lodern.Aus solchen Häusern kann 
kein Sarg die Treppen hinuntergetragen werden, 
durch das Fenster muß der 
Tote, deshalb ist der Mittelbalken eines je- 
den Fensters herauszunehmen,dann wird der Sarg 
mit starken Seilen heruntergelassen auf die 
Gasse.Man denkt an die Pest,an die Cholera in 
Hamburg.Käme sie heute,sie würde dieselben 
Opfer foerdern,denn die Verhältnisse haben 
sich nicht geändert.Fürchterlich muß sich ei- 
ne solche Seuche innerhalb kürzester Zeit aus- 
breiten. 


In all diesen schiefen wankenden Gebäuden, in 
jenen Zimmerlöchern,leben bis zu sieben Men- 
schen,durcheinander gewürfelt,jung und alt, 
krank und gesund -- menschenunwürdiz .. 


Es sit unglaublich,wieviele schwarze Katzen 
hier in diesen Gängen laufen,hinter jedem Fen- 
ster schauen grüne Augen hervor.Hundertmal 
wird unser Weg von diesen Tieren gekreuzt -, 
hier ist es nichts für Abergläubige. 


Es liegen schwere Regenwolken über Hamburg. 
Ein Südwind peitscht Stri chregen über die 
Gänge.Wir gehen weiter.Ungezählte Höfe haben 
wir schon durchschritten,hätten wir keinen 
Führer,längst wäre es aus mit der Orientie- 
rung.Nun kommen wir am sogenannten "W a t- 
tenho f" vorüber,ein verfallenes,rußge- 
schwärztes Gebäude mit eingesunkenen Wänden - 
vor 200 Jahren war hier die einzige Stelle 
in Deutschland,an derWatte herge- 
ste 11 t wurde. 


87 


BRAHMS HAUS 


Inmitten dieses Durcheinanders plötzlich ein 
paar Girlanden aus Tannenreis,ein Schild - 
"Zum Brahmshaus" - gebückt gehen wir durch ei- 
nen der 65-Zentimeter-Gänge..Ein Haus wie die 
anderen auch,geschmückt mit Grün,liegt vor 
uns;ein schwarzes Schild hängt an der Wand: 
An dieser Stelle ist Jo 
hannes Brahms am 7.Mai 
1833 geboren worden. 


Wir treten ein,steigen eine steile "Hühner- 
stiege" empor,leere Räume mit bröckelnden Wän- 
den,gesenkte Dielen,die Fenster sind so ver- 
zogen,daß sie sich kaum öffnen lassen.Der Ver- 
walter,der uns oben empfängt,sagt: Schöne Zim- 
mer! 


Hier also wurde ein Genie geboren,ein Mensch, 
der so Schönes erbrachte und doch hineingeboren 
war in diesen Sumpf,aus dem von Zehntausenden 
eben nur einer als ein Talent heruauskomnt. 
Specksgang 80 !--Wir gehen weiter. 


NACHTLEBEN 


Es herrscht eigentlich immer ein großer Betrieb 
im Gängeviertel,die Menschen stehen lieber auf 
den Gassen,an die wackeligen Wände ihrer Häuser 
gelehnt,als in den muffigen Stuben zu hocken. 
Zur Nachtzeit aber beginnt das Gewimmel stärker 
zu werden,dann kommt alles heraus aus den Ver- 
stecken.Dann stehen die Gänge entlang Reihen 
aus zweifelhaften Erscheinungen,aus den Knei- 
pen dröhnt Lärm und Gekreisch,von allen Seiten 
flattern zerrissene Töne des Schifferklaviers, 
der Alkohol tut seine Schuldipkeit. 


Jetzt,zur Nachtzeit,werden die Höfe noch ge- 
heimnisvoller.Die mittelalterlichen Lampen 
werfen einen mystischen Schein auf die Flie- 
sen,werfen schafe Schatten,so daß die einzel- 
nen Gegenstände seltsam verwandelt hervortre- 
ten.Dazu das fortgesetzte Huschen der Katzen, 
eigenartige Gestalten,die hin und her laufen 
und in den Eingängen der Häuser verschwinden. 
Auch Inder und Mulatten darunter,fremde See- 
leute,die ihre Löhnung hier lassen im Viertel. 


So geht das Leben in den Gängen weiter,mit 
Lärm,Musik, Raufereien,bunt ist das Bild,auf- 


. regend und abenteuerlich,das Fundament dieses 


Lebens aber ist Elend, und so wird die 
starke Faust der neuen nationalsozialistischen 
Regierung diesem Spuk ein Ende bereiten,wird 
diese alten Kulissen einreißen: "Und neu- 
es Leben blühet bald aus 
den Ruinen", 


Prö. 


Planung in der Provinz 
Zur Zerstörung dörflicher Strukturen 
durch Agrarpolitik und Landschaftsplanung 


Gleichzeitig zur Zerstörung der Städte durch Sanierung und 
Stadtplanung, die in den anderen Beiträgen zu diesem Heft 
ausführlich behandelt und dokumentiert wird, hat es auch in 
den Dörfern eingreifende Veränderungen gegeben, die weit 
mehr als nur die Architektur und äußerliche Erscheinung eines 
Dorfes betreffen, sondern darüber hinaus die gesamte Lebens- 
und Arbeitsweise der Dorfbevölkerung. Auf architektonischer 
Ebene wird die Urbanisierung des Dorfes für jeden sichtbar; der 
Unterschied zur Stadt verschwindet immer mehr und damit die 
bäuerliche Antithese zur städtischen Kultur und Ästhetik. „Un- 
ser Dorf soll schöner werden!‘ — das bedeutet praktisch: es 
wird gereinigt, begradigt, saniert. Die alte oft verschachtelte und 
unübersichtliche Bauweise, die nicht seiten die Eigenart und in 
gewisser Weise auch die Schönheit eines Dorfes ausmacht, 
wird „aufgelockert‘‘ (wie es in der Planersprache heißt) zu Ein- 
familienreihenhäusern mit Vorgärten — sauber, übersichtlich 
und steril. Das Dorf verliert nicht nur sein ursprüngliches Ausse- 
hen, sondern büßt auch durch die Funktionalisierung für die 
Stadt seine relative ökonomische Eigenständigkeit ein. Es wird 
tendenziell reduziert auf die Funktion, die es für die Stadt hat; 
z.B. als Industriestandort oder für die Auslagerung von Teilpro- 
duktionen. (Besonders zynisch wird die Funktionalisierung bei 
der Ansiedlung von Atom- oder anderen lebensgefährlichen In- 
dustrieanlagen in die ‚‚nur‘‘ dünn besiedelten ländlichen Gebie- 
te.) Das Dorf dient (!) als Arbeitskräftereservoir oder Wohnge- 
meinde für Leute, die in der Stadt arbeiten oder sich im Altern 
auf’s zurückziehen, als Bauerndörfer für die Versorgung der 
Stadt mit Lebensmitteln oder eben als Zufluchtsort für Touristen 
oder Landkommunen. 


Dabei existiert „unberührte‘‘ Natur mehr oder weniger nur noch 
als illusionäre Wunschvorstellung, in der Realität ist sie längst 
verbaut, verplant, angelegt und damit funktionalisiert und 
zweckgerichtet. Die Ettikettierung und Strukturierung einzelner 
Gebiet als Erholungsgegenden, (die in der absurden Bezeich- 
nung „Erholungswald‘ sprachlich auf die Spitze getrieben wird 


— als hätte ein Wald nur Existenzberechtigung, wenn er sich 
auf einen Gegenstand mit Gebrauchsanweiseung reduzieren 
läßt!) ist nur noch die verlängerte Zerstückelung des Lebens in 
der Stadt und nicht mehr die Alternative dazu. Die Erholungs- 
gegenden sind in der Landschaft fast schon so etwas wie die 
Parks in der Stadt: umzingelt von Industrieanlagen oder zumin- 
dest von einer hochmechanisierten Landwirtschaft, die mit den 
alten bäuerlichen Produktionsformen und mit den traditionellen 
Formen des Zusammenlebens, die von dieser Produktionswei- 
se geprägt waren, nichts mehr zu tun hat. 


Ich will versuchen, in diesem Artikel die grundlegende Verän- 
derung der Arbeitsweise in der Landwirtschaft etwa seit Beginn 
dieses Jahrhunderts, ihre Angleichung an fabrikmäßige Pro- 
duktionsformen sowie die damit zusammenhängende weitge- 
hende Zerstörung dörflicher Strukturen darstellen, deren 
„Rückständigkeit‘‘ immer auch Unangepaßtheit und ein Stück 
Autonomie bedeutet hat. Zur Durchsetzung der Leistungsge- 
sellschaft auf dem Land haben die Nazis vor allem durch ihre 
Bevölkerungspolitik einen wesentlichen Beitrag geleistet. Der 
entscheidende Umbruch in den Dorfstrukturen hat aber erst in 
den 50er Jahren stattgefunden. Die Abwanderung eines gro- 
Ben Teils der Landbevölkerung in die Städte, die oft als befre- 
iender Schritt aus der dörflichen Enge dargestellt wird, hat für 
die meisten Betroffenen mehr mit der Mechanisierung der 
Landwirtschaft und Zerstörung der Dorfstrukturierung zu tun als 
mit Großstadtsehnsucht, ist eher ökonomischer Zwang als Frei- 
willigkeit. Nicht nur der offene Widerstand der Bauern gegen 
die Verschlechterung der eigenen Situation, auch das Festhal- 
ten an den alten, gewachsenen Strukturen ist Verweigerung 
gegenüber der aufgezwungenen Arbeits- und Lebensweise der 
Industriegesellschaft. Wenn in dem Artikel von dem Dorf und 
den Bauern die Rede ist, so soll damit nicht eine totale Ein- 
heitlichkeit der Entwicklung behauptet werden; es geht mir viel- 
mehr darum, Tendenzen deutlich zu machen, die mehr oder 
weniger stark auf fast alle Dörfer zutreffen. 
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„... da kam keiner um.‘ 


Die wesentliche Stütze der alten Dorfgemeinschaft bildete. die 
Großfamilie; auf den Höfen lebten und arbeiteten i.d.R. mehre- 
re Generationen gemeinsam, je nach Größe des Hofes mit ent- 
sprechend vielen Knechten und Mägden. Die Arbeit war relativ 
vielseitig und stark an den natürlichen Jahresrythmus gebun- 
den, z.T. auch sehr kommunikativ, sowohl auf den einzelnen 
Höfen als auch innerhalb des Dorfes. Man half sich gegenseitig 
bei der Ernte (zumindest die Familien, die ihre Höfe allein be- 
wirtschafteten, weil sie sich keine Knechte und Mägde leisten 
konnten), und in entsprechenden dorfeigenen Anlagen wurde 
gemeinsam gewaschen oder gebacken. 


„Vor dem ersten Weltkrieg waren diese kleinen Dörfer in der 
Marsch in sich geschlossen und eine Sozialgemeinschaft. Da 
ging keiner zugrunde. Natürlich waren die Unterschiede in Es- 
sen und Trinken sehr ausgeprägt. Die Arbeiter aßen viel 
schlechter als die Bauern, das ist klar. Aber um kam da keiner. 
Die alten Witwen etwa, die kriegten ihren Torf und die kriegten 
ihre Erbsen und kriegten ihre Grütze. Alle Bauern hatten dafür 
eine Liste und mußten sorgen, daß das hingebracht wurde, daß 
die ihren Wintervorrat hatten. Aber wenn so jemand von einem 
Dorf ins andere ziehen wollte, da wehrte man sich mit Händen 
und Füßen dagegen: die fällt uns nur zur Last, die müssen wir 
nur unterhalten. ...Aber wenn im Dorf ein Kind geboren wurde, 
bei einer Arbeiterfrau, bei einer kinderreichen Familie, da ging 
die Frau Pastor bei den Bauern rum, und der Lehrer beteiligte 
sich auch, und dann wurde Essen gekocht und Kaffee, und die 
Wöchnerin bekam Brei und so. Alles war vorbereitet, mit einer 
Liste, damit sie nicht alles auf einmal kriegte.“') So schildert ein 
Großbauernsohn aus Ostfriesland die Dorfsituation. Franz 
Rehbein beschreibt in seinem Buch?) die Verhältnisse auf den 
Gütern und Höfen, die Arbeit in der Landwirtschaft gegen Ende 
des letzten Jahrhunderts aus der Perspektive eines Landarbei- 
ters, erzählt von der Armut der kleinen Bauern und Handwerker 
und der Landarbeiter und von deren miserabler Behandlung 
durch tyrannische Gutsverwalter und geizige Bauern, von den 
Versuchen, sich dagegen zu wehren und die Hierarchien unter 
den Knechten nicht gegeneinander sondern gegen den Bauern 
oder andere, die befehlen, zu richten und von der enormen In- 
tensivierung der Arbeit durch die Einführung der Dreschma- 
schine. Es geht mir nicht darum, die patriarchalischen Struktu- 
ren der Dorfgemeinschaft als die heile alte Welt zu romantisie- 
ren, Abhängigkeiten, Unterdrückung und Ausbeutung zu ver- 
harmlosen. Aber ich will versuchen zu zeigen, daß diese Struk- 
turen, die nicht zufällig zerfallen sind, sondern zerstört wurden, 
weniger entfremdet und humaner waren als das, was an ihre 


Stelle treten soll oder schon getreten ist: ein Dasein, in dem die 
Leute reduziert sind auf ihre „‚Funktion‘‘ als Arbeitskräfte und 
Konsumenten, nur noch als Rädchen im Getriebe zählen und 
funktionieren. Die alten Strukturen, so repressiv sie auch gewe- 
sen sein mögen, haben immer noch mehr Selbstbestimmung — 
und sei’s im Widerstand — zugelassen. 


Das Dorf war auch wirtschaftlich relativ unabhängig. Jeder pro- 
duzierte einen großen Teil dessen, was er zum Leben brauchte 
selbst, bzw. war der Austausch von Waren weitgehend auf’s je- 
weilige Dorf und die nähere Umgebung beschränkt. Verbunden 
mit der eigenständigen Ökonomie war auch eine gewisse Un- 
abhängigkeit von zentralstaatlichen Reformen. 


Mechanisierung, Weltwirtschaftskrise 
und Landvolkbewegung 


Nach dem 1. Weltkrieg wird die Mechanisierung der Landwirt- 
schaft in Deutschland in Zusammenhang mit der Entwicklung 
von Motorschleppern und elektrischen Maschinen anstelle von 
Dampfmaschinen enorm verstärkt. Vorher konnten sich in er- 
ster Linie nur die großen Güter Maschinen leisten, und die Bau- 
ern mieteten sich z.B. die Dreschmaschinen meist nur stunden- 
weise. Durch die technische Verbesserung und Verbilligung der 
Maschinen rentierten sich deren Anschaffung nun für mehr Hö- 
fe, wurde aber auch in gewisser Weise zum Zwang. Die Vorbe- 
halte und das Mißtrauen, das die Bauern anfangs gegen die 
Benutzung von Maschinen hatten, wurde z.T. durch systemati- 
sche Werbekampagnen in den Dörfern und vor allem bei den 
Großbauern, an denen sich die anderen meist orientierten, ab- 
gebaut. Wenn die Rationalisierung erst einmal angefangen hat- 
te, waren viele Bauern aus Konkurr&nzgründen gezwungen 
mitzuziehen, (für manche war’s sicher auch eine Prestigeange- 
legenheit) — und viele haben sich dabei finanziell übernom- 
men. Als dann am Ende der 20er Jahre die Weltwirtschaftskri- 
se, die enorm hohen Steuern und Zinsen für Investitionskredite 
und niedrigen Erzeugerpreise die Situation in der Landwirt- 
schaft weiter verschärften, kam es in verschiedenen Gebieten 
Deutschlands zu Zwangsversteigerungen von Höfen. 


Im Laufe des Jahres 1928 spitzte sich diese Entwicklung zu, 
und die Bauern begannen, ihren Widerstand dagegenzusetzen. 
Sie verlangten vom Staat Maßnahmen, die die Erhaltung ihrer 
Höfe sichem sollten, ein energisches Vorgehen gegen die zu- 
nehmende Abhängigkeit der Bauern von den Banken und vor 
allem: Keine Steuern aus der Substanz!, also praktisch die Er- 
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haltung der Höfe auf der alten, nicht rationalisierten Basis. Da 
weder Demonstrationen noch Delegationen, die zur Zentralre- 
gierung nach Berlin reisten, irgendetwas an der Lage änderten, 
gingen die Bauern sehr bald zur Selbsthilfe über: riefen zu 
Steuerstreiks und Boykott der Zwangsversteigerungen auf und 
organisierten verschiedenartige Aktionen gegen den Verwal- 
tunsapparat, u.a. Bombenattentate auf Landratsämter.?) 


Die ‚Offensive auf das flache Land‘ und 
der Aufbau des Reichsnährstandes 


Aber viel massivere Eingriffe als bisher in die Produktions- und 
Lebensweise der Dorfbevölkerung sollten erst noch kommen 
und zwar mit der nationalsozialistischen Agrar- und Bevölke- 
rungspolitik. Die „Bauernpolitik‘‘ war einer der Hauptpfeiler im 
nationalsozialistischen Konzept. Mit dem Aufbau des „Reichs- 
nährstandes‘‘ (RNS) schufen die Nazis die notwendige Organi- 
sationsstruktur für die totale Rationalisierung der landwirt- 
schaftlichen Produktion und die Zentralisierung der Distribution. 
Der Einkauf von Agrarprodukten aus dem Ausland wurde vom 
Staat monopeolisiert; jedem Bauern wurde letztlich genau die Art 
und Menge seiner Produktion vorgeschrieben, indem man ga- 
rantierte, allerdings ziemlich niedrige Preise für Agrarprodukte 
einführte — aber nur für die vorher festgelegte, „volkswirt- 
schaftlich notwendige‘‘ Menge eines Produkts. 


Zwangsmitgliedschaft der Bauern im RNS und Kontrolle über 
die Produktionskapazität jedes einzelnen Hofes durch eine hie- 
rarchisch-autoritäre Organisationsstruktur ( mit ehrenamtlichen 
„Ortsbauerführern‘“ in jedem Dorf, die die Rolle der Informan- 
ten des RNS übernahmen) sollten die Bauem fest in den Griff 
nationalsozialistischer Herrschaft bringen; hinzu kam das Ver- 
bot oder die Gleichschaltung sämtlicher parteiunabhängiger 
Bauernorganisationen. 


Ab 1935 ging dann die „Offensive auf das flache Land‘, wie es 
im Nazi-Jargon heißt, erst richtig los — nämlich mit einer erneu- 
ten Mechanisierungs- und vor allem auch Rationalisierungs- 
welle. Nach der Mißernte von 1934 sollte die Landwirtschaft 
wieder zu Höchstleistungen gezwungen werden. Produktion 
und Einsatz von Landmaschinen wurden genau festgelegt, wo- 
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bei allerdings die Landmaschinenproduktion dadurch begrenzt 
war, daß die dazu erforderlichen Rohstoffen mehr und mehr für 
die Rüstungsproduktion aufgewendet wurden. Der Einsatz von 
„Menschen-, Tier- und Maschinenkraft‘‘ wurde vom Arbeitswis- 
senschaftlichen Institut der Deutschen Arbeitsfront durchge- 
plant bis in’s letzte, wobei in diesen Kalkulationen die Tenden- 
zen zur Taylorisierung der landwirtschaftlichen Arbeit unüber- 
sehbar sind.” „‚Ein Bauer kauft keine Maschinen, sie werden 
ihm verkauft!‘‘, dies war damals eine gängige Redewendung, 
die die Vorbehalte der Bauern gegen Maschineneinsatz ganz 
passend auf den Punkt brachte. Die Nazi-Agrarpolitik versuchte 
erneut, die Bauern mit riesigem Propagandaaufwand, niedrigen 
Landmaschinenpreisen und moralisch-politischem Druck zum 
Kauf von Schleppern und anderen Maschinen zu bewegen. Die 
Beteiligung an der „Erzeugungsschlacht‘, d.h. maximale Pro- 
duktionsergebnisse, wurden zur Pflicht des „deutschen Bau- 
ern‘, wodurch er zu einem möglichst hohen Grad an Selbstver- 
sorgung und dadurch ‚Autarkie der Volksgemeinschaft‘ beitra- 
gen sollte. 


Das bereits in den Zwanziger Jahren entwickelte Modell der 
„Elektrodörfer‘‘ wurde von den Nazis Mitte der 30er Jahre wie- 
der aufgenommen; man stattete in Musterdörfern alle Höfe vom 
Stall bis in die Küche mit elektrischen Geräten aus, um Propa- 
ganda für die Mechanisierung und Rationalisierung vor allem 
auch der Landhaushalte zu machen, denn elektrische Haus- 
haltsgeräte waren auf dem Land so gut wie gar nicht verbreitet. 
Vom Agrarwissenschaftler Max Sering wurde explizit als Be- 
gründung für die Haushaltsmechanisierung die Notwendigkeit 
der Steigerung der Pro-Kopf-Produktivität angegeben. Außer- 
dem sie die Bauersfrau ‚Mutter des ganzen Volkes‘ und könne 
bei Überarbeitung keinen ausreichenden „Ersatz für den Men- 
schenverbrauch in den Großstätten‘‘ schaffen.°’ Die Frauen 
wurden also in zynischer Offenheit zu Gebärmaschinen für 
„Menschenmaterial‘ reduziert. 


„Jeden deutschen Bauern zu restloser 
Arbeit zwingen“ 


Die Mechanisierung der Landwirtschaft war nur eine Maßnah- 
me der „Erzeugungsschlacht‘‘, mit der „jeder deutsche Bauer 


zu restloser Arbeit gezwungen werden“ sollte.) Das Programm 
zur Erhöhung der Arbeitsintensität umfaßte neben der Flurbe- 
reinigung, (die übrigens zum großen Teil durch den Bau von 
Autobahnen überhaupt erst nötig wurde), Bodengewinnung 
und -verbesserung und den „Kampf dem Verderb‘“ vor allem 
Propagandaaktionen, die die Arbeitsmoral der Bauern aufbes- 
sern und bei ihnen einen kämpferischen Einsatz für die natio- 
nalsozialistische Wirtschaft bewirkten sollten. Zu diesem Zweck 
wurden nicht zuletzt auch die dörflichen Traditionen und Feste 
radikal umfunktionalisiert und mit nationalsozialistischen Inhal- 
ten besetzt. Interessanterweise verhinderte in manchen Dör- 
fern gerade die Bindung der Bauern an den Traditionalismus 
der katholischen Kirche den Durchbruch der Nazis in die dörfli- 
che Kultur. 


Eine ganz zentrale Rolle in der geplanten Umstrukturierung der 
Dörfer und der Erhöhung des Produktivitätszwanges spielte die 
Bevölkerungspolitik. Zunächst sollten die angeblich „über- 
schüssigen Arbeitskräfte vom Land abgezogen“ werden, wozu 
u.a. das Erbhofgesetz, ein Kernstück der NS-Agrarreform, 
diente, das die Aufteilung der Höfe und Abfindungszahlungen 
an die weichenden Erben verbot, diese damit zur Abwanderung 
in die Städte zwang, so die Zahl der auf dem Hofe lebenden 
und arbeitenden Leute wesentlich verringerte und damit ein 
entscheidender Schritt zur Durchsetzung der Kleinfamilie auf 
dem Lande war. Zudem zogen wegen der niedrigen Löhne, der 
schlechten Arbeitsbedingungen und Unterkünfte auf dem Land 
in weit stärkerem Maße als früher Landarbeiter in die Stadt. An- 
fangs war die Landflucht durchaus durch staatliche Maßnah- 
men forciert und auch Bestandteil des Konzepts, schon bald 
nahm sie aber solche Ausmaße an, daß sie den Plänen von 
Produktivitäts- und Produktionssteigerung zuwiderlief und die 
gewünschten Erfolge der „Erzeugungsschlacht‘ ziemlich be- 
einträchtigte. Folge der Landflucht war nämlich ein massiver 
Arbeitskräftemangel in der Landwirtschaft, der außer durch 
Zwangs-Arbeitsdienste mehr durch Rationalisierung der Arbeit 
als durch Mechanisierung kompensiert werden sollte, da aus 
bereits erwähnten Gründen nicht genug Rohstoffe für die Ma- 
schinenproduktion zur Verfügung standen. 


Je mehr sich die Situation auf dem Land verschärfte, desto rigi- 
dere Maßnahmen ergriffen die Nazis in der „Erzeuguns- 
schlacht‘‘. Die Abwanderung qualifizierter Arbeiter aus der 


Die Darstellung der Bauern im Nationalsozialismus: ‚„‚Der Füh- 
rer spricht.‘ 
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Landwirtschaft wurde verboten, in den Sommermonaten Schul- - 
kinder zu Arbeitsdiensten auf’s Land geschickt. Bauern, die ihre 
Höfe nicht effektiv genug bewirtschafteten, wurde die Verwal- 
tung derselben abgenommen, später konnten sie sogar als 
Wirtschaftssaboteure zu Zuchthausstrafen verurteilt werden. 
Allerdings bestand für die Agrarplaner auch gleichzeitig die Ge- 
fahr, daß sich bei zu rigoroser Anwendung der neu geschaffe- 
nen Gesetze die Arbeitsmoral der Landbevölkerung weiter ver- 
schlechtern würde. Die Unzufriedenheit mit den zu niedrigen 
Agrarpreisen, den Versorgungsschwierigkeiten und der ständig 
steigenden Arbeitsbelastung vor allem der Frauen, den diktato- 
rischen Anordnungen von Kreis- und Landesbauemführern 
und den miserablen Zukunftsaussichten der Bauernkinder wur- 
de immer offener. Gegen das Erbhofgesetz hatte es 1933 noch 
offenen kollektiven Widerstand und Demonstrationen gegeben, 
so z.B. in Ostfriesland, vor allem aber in den Gebieten, in denen 
vorher die Realteilung üblich war, also der Hof unter alle Kinder 
eines Bauern aufgeteilt wurde. Als die staatliche Kontrolle und 
Repression dann noch stärker wurde und offener Widerstand 
kaum noch möglich war, unterliefen die Bauemfamilien das Ge- 
setz durch eine ‚„gewollte Geburtenbeschränkung‘'”) und 
machten so den Bevölkerungsplanern, für die der Nachwuchs 
für’s Reich in erster Linie vom Land, nämlich von den „rassisch 
auserwählten Erbhofbauern“, kommen sollte, einen Strich 
durch die Rechnung. Die Tradition, allen Kindern gleicherma- 
ßen Land zu vererben, war offensichtlich stärker als die Einsicht 
in die Logik maximaler Produktivität der Landwirtschaft; dies 
zumal die anfänglich begrüßte Absicherung der Höfe durch das 
Verbot von Zwangsversteigerungen einerseits, aber auch 
durch das Verbot des Land- oder Hofverkaufes andererseits 
(beides Bestimmungen des Erbhofgesetzes) sich für die Bau- 
ern in einen absoluten Nachteil verkehrt hatte: Durch’s Erbhof- 
gesetz war der älteste Sohn gezwungen, den Hof des Vaters zu 
übernehmen, was mit der zunehmenden Verschlechterung der 
Lebensbedingungen auf dem Land und dem „Zwang zu restlo- 
ser Arbeit‘ nicht unbedingt eine verlockende Perspektive war. 
Immer mehr Bauern versuchten also, sich der Registrierung ih- 
rer Höfe als Erbhöfe zu entziehen oder zumindest einen Teil ih- 
rer Ländereien bei der Registrierung nicht anzugeben, um die- 
sen dann später an die jüngeren Geschwister des Hoferben zu 
verteilen. Spätestens ab 1937 nahm die Zahl der Bauernsöhne, 
die versuchten, der Übernahme des elterlichen Hofes mit ir- 
gendwelchen Tricks zu entgehen, enorm zu. 


Kriegslandwirtschaft und Siedlungspoli- 
tik 


Ab 1939 gilt eine Produktionssteigerung auf dem Land auf- 
grund des Arbeitskräftemangels als absolut unmöglich. Die Ra- 
tionalisierungsbemühungen des Arbeitswissenschaftlichen In- 
stituts der DAF richten sich von da an im wesentlichen darauf, 
auch während des Krieges die einheimische Nahrungsmittel- 
produktion nicht so stark absinken zu lassen, daß die Versor- 
gung der Bevölkerung mit den wichtigsten Lebensmitteln zu- 
sammenbrechen würde. Trotzdem spitzte sich erwartungsge- 
mäß die Situation auf dem Land während des Krieges noch 
weiter zu (insbesondere in der Futterwirtschaft und der Versor- 
gung mit Fettstoffen). Mit der Androhung von Strafen, Kontrolle 
und Propaganda versuchte der RNS die Einhaltung der Abliefe- 
rungs- und Produktionsbestimmungen durch die Bauern zu er- 
zwingen und den Schwarzmarkt zu verhindern. Der Mangel an 
Dünger, Roh- und Treibstoffen blockierte die weitere Mechani- 
sierung; außerdem verschärfte sich der Arbeitskräftemangel 
noch enorm durch die Einberufung der Männer zum Kriegs- 
dienst, so daß dementsprechend mehr Frauen, Kriegsgefange- 
ne und Kinder zu Arbeitsdiensten und Emnteeinsätzen eingeteilt 
wurden. 14jährige galten bereits als voll- und 10jährige als ein- 
geschränkt arbeitsfähig in der Landwirtschaft. 


Die Eroberung neuer Gebiete im Osten, die von der Propagan- 
da dem ;‚Volk ohne Raum“ als Lösung dieses und anderer Pro- 
bleme dargestellt wurde, verschärfte die Versorgungsschwie- 
rigkeiten oft noch oder brachte doch zumindest was die land- 
wirtschaftliche Produktion anging nicht mehr ein, als zur Ernäh- 
rung der Besatzungstruppen gerade nötig war. Außerdem hatte 
der RNS trotz massiver Propaganda und Lock-Prämien ziemli- 
che Probleme, Siedler für die neu besetzten Gebiete zu finden, 
wodurch sowohl die Propaganda vom „Volk ohne Raum‘ aus- 
gehöhlt wurde, als auch die ehrgeizigen Pläne der Bevölke- 
rungs- und Siedlungspolitik, die einen wichtigen Bestandteil der 
nationalsozialistischen Umstrukturierungspläne für ganz Euro- 
pa bildeten, ins Wackeln gebracht wurden. Die Besiedlung der 
eroberten Gebiete durch deutsche Bauern, die nach politischen 
und Rassen-Kriterien genauestens ausgewählt wurden, sollte 
die Nazi-Herrschaft dort absichem und Widerstand unter der 
einheimischen Bevölkerung verhindern. Zu diesem Zweck ver- 
suchte Himmler, dem die Siedlungspolitik seit Kriegsanfang un- 
terstand, eine Art Zentrale-Orte-Programm für die Besiedlung 
zu realisiern. Um ein „Hauptdorf‘‘ herum sollten mehrere kleine 
Dörfer geschaffen werden, bei denen die soziale Zusammen- 
setzung der Bewohner und das Verhältnis von kleinen, mittle- 
ren und großen Höfen genau geplant wurde. Diese Staffelung 
sollte unter den Siedlern Konkurrenz und Aufstiegsorientierung 
fördern, zumal es sich um kleinere Landwirte, Bauernsöhne, 
die keinen Hof geerbt hatten, und ehemalige Landarbeiter han- 
delte, die in den neuen Gebieten die Chance einer „Bewäh- 
rungsprobe“ erhielten und sich damit u.U. auch den Ehrentitel 
des Erbhofbauern (als solchen begriffen und verkauften ihn die 
Nazis) zu erwerben. 


Aussiedlerhof 


„Die Wirtschaftsauffassung der Men- 
schen ändern“ 


Ausgehend von einem gewonnenen Krieg planten die Nazis, 
Europa zu einer Wirtschaftseinheit unter „politischer, ökonomi- 
scher und kultureller Leitung‘ der Deutschen zu machen?). Die- 
se sollte, intensiviert durch das „Ausschöpfen der Binnenmärk- 
te‘‘ und die „Erschließung der Absatzreserven‘, sowie die 
„Steigerung des Lebensstandarts und der Kaufkraft insbeson- 
dere in Südosteuropa‘), autark, d.h. möglichst unabhängig 
vom Weltmarkt und vor allem von der Agrarproduktion der 
Überseeländer werden. Die Einheit Europas sollte zum einen 
Teil durch militärische Besetzung und zum anderen durch die 
Schaffung starker wirtschaftlicher Abhängigkeiten hergestellt 
werden, wobei der UdSSR die Rolle des abhängigen Rohstof- 
flieferanten zugedacht war. Zur Erreichung der europäischen 
„Autarkie‘‘ wäre eine allgemeine Anhebung der landwirtschaft- 
lichen Flächenerträge auf das in Belgien, Dänemark und den 
Niederlanden bereits erreichte derzeitige Maximalniveau not- 
wendig gewesen. Die Aufteilung Europas in verschiedene Wirt- 
schaftszonen (die je nachdem entweder zur Industrie-, zur 
Landwirtschaftszone oder für die Ausbeutung der Bodenschät- 
ze deklariert werden sollten) und die Schaffung eines „Systems 
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von Präfenzen, das die Handelshemminsse in Mitteleuropa 
mildert‘“'°, sollte Mitteleuropa und insbesondere Deutschland in 
den Genuß der „außerordentlichen Vorteile der nationalen und 
internationalen Arbeitsteilung bringen‘.'') 

Ziele des umfassenden Intensivierungsprogramms waren ins- 
besondere die Steigerung der Leistung pro Arbeitskraft, sowie 
der Kaufkraft und der „Volksgesundheit‘ (durch „biologische 
Erneuerung‘), die Ankurbelung der Binnenmarktwirtschaft, ei- 
ne bessere Erschließung der Nutzflächen und Erhöhung der 
Widerstandfähigkeit und des Ertrages von Pflanzen und Tieren, 
sowie die „Sicherung der Blockadefestigkeit‘ (durch „‚Autarkie 
der Volksemährung‘‘) und der Wehrkraft (da die neuen land- 
wirtschaftlichen Maschinen auch von Frauen und Kindern be- 
dient werden könnten!!)'? 


Als Hindernisse der Agrarentwicklung sahen die NS-Planer in 
erster Linie die mangelnde Ausbildung und die „bedarfswirt- 
schaftliche Einstellung‘, die „Selbstgenügsamkeit‘‘ der Land- 
wirte, insbesondere in Südosteuropa (im Gegensatz zu den be- 
reits ertrags- und marktwirtschaftlich orientierten Landwirten in 
Nordwesteuropa, z.B. Dänemark und Holland. Zur Intensivie- 
rung der Landwirtschaft käme es darauf an, diese Hindernisse 
zu beseitigen: ‚, Besonders langwierig wird dies sein, wenn es 
sich darum handelt, die Wirtschaftsauffassung der Menschen 
zu ändern.'?® Solches Vorhaben macht vielleicht deutlich. 
welch zentrale Rolle die Auflösung der alten Dorfgemeinschaft 
und der Großfamilie mit ihrer „‚bedarfswirtschaftlichen Einstel- 
lung‘ und die Mechanisierung der Landwirtschaft für die Um- 
strukturierung spielt. Ob diese seinerzeit schon als „‚gelungen“ 
betrachtet werden konnnte, erscheint zumindest fraglich, ange- 
sichts der Tatsache, daß der Reichsnährstand spätestens 1939 
nicht mehr dazu in der Lage war, die Landflucht, das Unterlau- 
fen des Erbhofgesetzes, die wachsende Unzufriedenheit auf 
dem Land und die ständig sinkende Arbeitsmoral der Bauern, 
die sich als „Lasttiere der ganzen Gesellschaft‘‘ fühlten'* unter 
Kontrolle zu bringen und die geplanten Produktionssteigerun- 
gen zu erzwingen. „In Pfarrkirchen (Bayern) war die Arbeitmo- 
ral so niedrig, daß die Bauern sagten, sie würden jetzt verste- 
hen, wozu das Erbhofgesetz geschaffen worden sei, nämlich 
um sie an ihr Land zu binden und zu verhindern, daß sie ihre 
Höfe verkauften. ... Der stellvertretende Landesbauernführer 
der Region stellte offen fest, daß es nur eine Möglichkeit gäbe, 
die Landflucht aufzuhalten, durch die nur die Alten und Arbeits- 
unfähigen auf dem Land zurückgelassen wurden, und das sei 
die Verlangsamung des Aufrüstungstempos. Der schlimmste 
Effekt auf die Zurückbleibenden war die Passivität angesichts 
des Vier-Jahres-Plan-Solls.‘‘'®) 


Die Entwicklung der Landwirtschaft in 
den 50er und 60er Jahren 


Nach dem Krieg siedelten sich in vielen Dörfern Flüchtlinge an 
— meistens Bauern, die durch den Krieg ihre Höfe verlassen 
mußten und sich jetzt wieder neues Land kaufen oder pachten 
wollten. Obwohl über Jahre hinweg Außenseiter, haben sie mit- 
telbar die Strukturen dort nachhaltig beeinflußt, denn sie waren 
die ersten, die ab Mitte der 50er Jahre Arbeit in den neuerdings 
auf’s Land verlagerten Produktionsstätten annahmen. Damit 
wurde diese Möglichkeit notgedrungen auch zur Alternative für 
Bauernsöhne, für die der geerbte Hof als Existenzgrundlage 
nicht mehr ausreichte. Sie wurden zu Pendlem in die neuen, oft 
weit entfernten und schlecht erreichbaren Industrieorte, blieben 
dabei in ihrer alten Umgebung wohnen und führten auch ihren 
(meist reduzierten) landwirtschaftlichen Betrieb weiter. Die da- 
zu notwendige Arbeit wurde z.T. nach „Feierabend‘‘ geleistet, 
der größere Teil aber tagsüber von Frauen und Kindern be- 
sorgt, deren Arbeitskraft in die betriebswirtschaftlichen Kalkula- 
tionen des Hofes schon lange fest mit eingeplant war. 


Trotzdem sind diese Betriebe häufig noch nicht einmal eine Ne- 
benerwerbsqauelle, sondern werden wirtschaftlich gesehen so- 
gar zum Zusatzgeschäft: Die notwendigen Investitionen müs- 
sen noch aus dem Lohn der Fabrikarbeit bezahlt werden. Die 
daraus resultierende Abhängigkeit der Bauern von der Fabri- 
karbeit, ihre Vereinzelung an den neuen Arbeitsplätzen, für die 
es in angemessener Entfernung kaum Alternativen gibt, war für 
die Verlagerung der Industrie auf’s Land wesentlich mit ent- 
scheidend. 


Wie schon Anfang der 30er Jahre ging auch nach dem Krieg 
das „‚Abziehen überschüssige Arbeitskräfte aus der Landwirt- 
schaft‘ einer. umfassenden Mechanisierungswelle voraus. In 
den 60er Jahren waren die Bauem unter dem Druck der EWG 
(zunehmende Konkurrenz aus billiger produzierenden Län- 
dern) zu einer grundlegenden Modernisierung ihrer Höfe oder 
zur Aufgabe der Landwirtschaft gezwungen. Die Reaktion dar- 
auf waren u.a. auch militante Demonstrationen und Trecker- 
blockaden, die 1971 einen neuen Höhepunkt erreichten. Die- 
sem Rationalisierungsdruck waren viele der kleineren Höfe 
nicht gewachsen, was zu einer weiteren Konzentration in der 
Landwirtschaft führte. Die Zahl der Lohnabhängigen im Dorf ist 
stark gestiegen, die Zahl der selbstständigen Bauern dagegerr 
erheblich gesunken. Bauern, die ihre Höfe weiterhin betreiben 
wollen, sind zu immer größeren Produktivitätssteigerungen, zur 
Anschaffung von mehr Maschinen und Verwendung von effek- 
tiveren Chemikalien sowie zum Umbau ihrer Höfe zu Hochlei- 
stungsbetrieben gezwungen. Die Entscheidung darüber wird 
nur noch scheinbar von ihnen selbst gefällt, ist aber durch die 
Agrarpolitik schon längst vorstrukturiert und wird ihnen von 
landwirtschaftlichen Beratern nahegelegt. Milchgelder, Ab- 
schlachtprämien, Subvention für Höfe ab einer bestimmten 
Mindestgröße, die je nach Konjunktur und Region ganz ver- 
schieden ausfallen, schaffen Sachzwänge, die kaum zu umge- 
hen sind. Leistungsprämien und Investitionskredite etc. unter- 
stützen fast ausschließlich größere Höfe, ‚ausbaufähige Betrie- 
be‘, wodurch die kleineren immer weniger konkurrenzfähig 
werden und sich letztlich nicht mehr halten können. 
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„Genickschußverträge“ 


Die Auswirkungen sind in den verschiedenen Gegenden sehr 
unterschiedlich, aber die Tendenz zur Spezialisierung auf einen 
Produktionszweig zeichnet sich deutlich ab, sowohl für die ein- 
zelnen Höfe, wie auch für ganze Dörfer und Regionen (was ei- 
ner Aufteilung in Produktionszonen schon sehr nahe kommt), 
so z.B. das Entstehen von zahlreichen Hühnerfarmen im Ol- 
denburger Land, Aufbau von Mastfabriken für Hähnchen, Och- 
sen, Gänse oder was auch immer. Diese Agrofabriken werden 
z.T. von ehemaligen Bauern aufgebaut, die zu landwirtschaftli- 
chen Untemehmern oder Betriebsmanagem arrivieren; z.T. 
werden die Betriebe aufgrund der Kapitalknappheit der Bauern 
von Ärzten oder Rechtsanwälten finanziert, die auf diese Weise 
ihr Geld anlegen, oder gleich von Lebensmittelkonzernen 
(Nestle, Unilever, oder auch andere, kleinere). Letztere beherr- 
schen oft mehrere Produktionszweige, so daß auch kapitalstar- 
ke Bauern mit diesen Unternehmen nicht mehr mithalten kön- 
nen, vor allem aber haben sie nicht selten den gesamten Pro- 
duktionsablauf in der Hand, von der Herstellung des Saatgutes 
bis zur Auslieferung des Gemüses an die Läden, von der Auf- 
zucht der Ferkel bis zum Abpacken der Kotteletts für die Tief- 
kühltruhen. Den Bauern der Umgebung bleibt bei derartiger 
Konkurrenz außer dem Verkauf ihres Landes (oder auch als 
Vorstufe dazu) oft nichts anders übrig, als Produktionsverträge 
mit den Firmen abzuschließen: Sie bekommen von den Firmen 
„Vorleistungen‘‘ wie Saatgut, Dünger oder Jungtiere zur Auf- 
zucht und deren Futter gestellt, bringen selbst in die Produktion 
ihre Arbeitskraft, bzw. die ihrer ganzen Familie mit ein, sowie ihr 
Land bzw. Ställe und liefern nach vertraglich vereinbarter Zeit 
und zu vorher festgesetzten Preisen die fertigen Produkte, 
Obst, Gemüse, Masthähnchen, Eier o.a. an die Firmen wieder 
ab. Der festgesetzte Preis ist meist so knapp gehalten, daß die 
Bauern sehr genau wirtschaften müssen, an größere Gewinne, 
die die Unabhängigkeit von den Firmen ermöglichen würden, 
ist gar nicht zu denken. Das Risiko bei schlechter Ernte, Erkran- 
kungen des Viehs etc. tragen die Landwirte; nicht umsonst hei- 
ßen die Produktionsverträge auch „Genickschußverträge‘. 


Viele Bauem sind dadurch zu Iohnabhängigen Produzenten auf 
eigenem Boden geworden, nur daß ihnen eben nicht der 
Reichsnährstand, sondern Marktwirtschaft und Agrarplanung 
vorschreiben, was sie wann, wo und wie zu produzieren haben 
und wie sie ihre Arbeit organisieren müssen. 


Mechanisierung der Landhaushalte 


Die Ausrüstung der Betriebe mit den neuesten „Errungen- 
schaften‘ der Technik macht oft einen Neu- oder gravierenden 
Umbau der Höfe notwendig. Die neuen Wirtschaftsgebäude 
haben äußerlich wie vom Arbeitsablauf her starke Ähnlichkeit 
mit einer Fabrik: Fließbandproduktion in der Landwirtschaft, bei 
der Menschen zum lebenden Inventar des Betriebes werden. 
Die Arbeit hat durch die Mechnisierung kaum abgenommen, 
sondern lediglich die Zahl der Leute, die in der Landwirtschaft 
arbeiten. Dabei wird heute der größte Teil der Arbeit in der 
Landwirtschaft von Frauen geleistet; besonders stark ist die Be- 
lastung der Frau auf kleinen oder Nebenerwerbshöfen. Eine 
70-Std.-Woche ist dort für die Bauersfrau durchaus keine Sel- 
tenheit, und neben der Arbeit in der Landwirtschaft und im 
Haushalt bleibt so gut wie keine Freizeit mehr. Folge der per- 
manenten Überarbeitung sind neben sehr verbreiteten psycho- 
matischen Beschwerden vor allem Herz- und Kreislauferkran- 
kungen, unter denen heute etwa jede 3. Bäuerin leidet. 9 


Bis in die 60er Jahre hinein wurde ein großer Teil der Hausar- 
beit auf den Höfen von sogenannten jungen Mädchen oder 
Hauswirtschaftslehrlingen verrichtet, die meistens dort auch 
wohnten. Je mehr die Industrialisierung der ländlichen Regio- 
nen fortschreitet, desto mehr junge Frauen vertauschen ihre 
Stellung auf einem Hof mit 'nem Job in der Fabrik, so daß es ab 
Mitte der 60er Jahre kaum noch Hausangestellte auf den Höfen 
gibt, wodurch wiederum die Mechanisierung und Umstrukturie- 
rung der Landhaushalte erheblich beschleunigt wird. 


Auf dem Land hat sich die mit dieser Umstrukturierung verbun- 
dene Veränderung der Situation in relativ kurzer Zeit vollzogen. 
Während bis in die 50er Jahre hinein die Arbeit in einem Land- 
haushalt von mehreren Frauen (untereinander verwandt oder 
angestellt) verrichtet wurde und die Hauswirtschaft einen aner- 
kannt wichtigen Teilk der bäuerlichen Ökonomie ausmachte, 
muß die Hausarbeit heute von den auf dem Lande lebenden 
Frauen i.d.R. ‚nebenbei‘ zur Arbeit auf dem Feld oder im Stall 
geleistet werden und wird mehr oder weniger als unwesentlich 
oder als das Hobby der Frau (z.B. Wäscheausbessern, Garten- 
arbeit) angesehen. 


„ES gibt in ländlichen Gebieten ... eine seit Jahrhunderten fest- 
gelegte Ordnung, was Frauenarbeit sei. Erst die Einführung 
neuer Arbeitsmethoden und Hilfsmittel, vor allem aber der Ar- 
beitskräftemangel in den bäuerlichen Familienbetrieben, hat 
dieses Brauchtum, das zugleich einen Schutz vor Überbean- 
spruchung der Frau darstellte, weithin außer Kraft gesetzt. Eine 
unerträgliche, auf den Nachwuchs abschreckend wirkende Ar- 
beitsüberlastung der Landfrau war die Folge.‘'”) 


Von der Ausstattung der Haushalte mit Elektrogeräten profitier- 
te z.T. die Elektroindustrie weit mehr als die Frauen; genau wie 
in der Landwirtschaft hat die Anschaffung von Maschinen teil- 
weise zwar zu einer Erleichterung der schweren körperlichen 
Arbeit beigetragen, vor allem aber zu einer Erhöhung der Ar- 
beitsintensität, zum lückenloseren Funktionieren der Menschen 
in der Produktion geführt. 


Oft sind diese drastischen Veränderungen der letzten Jahr- 
zehnte noch als stilistische Brüche in den Bauernhäusern und 
an ihnen deutlich erkennbar. Die moderne Einbauküchenein- 
richtung, auf den Bewegungsradius einer Person zugeschnit- 
ten, paßt im doppelten Sinne nicht in die großen Küchenräume 
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der Höfe, die in ihrer Weitläufigkeit mit allen Vorratskammern 
und -kellern und ihrer großzügigen Anlage noch für die Großfa- 
milie gebaut wurden. 


Individualisierung und Privatisierung 


Je funktionaler, ordentlicher und fabrikmäßiger die Ausstattung 
der Häuser und Höfe von außen und innen wird, desto mehr 
entwickelt sich die nostalgisch-kitschige „‚Kultur‘‘ in den Wohn- 
stuben, je mehr die gewachsenen Lebenszusammenhänge 
zerstört werden, desto mehr entsteht das Bedürfnis nach Kom- 
pensation durch die künstliche Herstellung von heimeliger At- 
mosphäre und Geborgenheit. Die neuen Höfe werden gleich 
zeitgemäß gebaut: Neben riesigen Wirtschaftsgebäuden ein 
bungalowähnliches Einfamilienhaus für die moderne Kleinfami- 
lie. Die Annäherung an vorstädtische ästhetische Standarts ist 
unverkennbar; während früher ein niedersächsisches Dorf sich 
durch die Bauweise der Häuser eindeutig von z.B. einem baye- 
rischen Dorf unterschied, ist heute den Häusern nicht mehr an- 
zusehen, ob sie auf dem Land oder in der Stadt stehen. 


Die Umwälzungen in der landwirtschaftlichen Produktionsweise 
lassen sich aber auch in den veränderten Dorfstrukturen deut- 
lich wiedererkennen. Genau wie auf den Höfen sind in den letz- 
ten 30 Jahren auch innerhalb der Dörfer die Reste gemein- 
schaftlicher und relativ kommunikativer Arbeit fast völlig ver- 
schwunden und damit auch die kommunalen Produktionsstät- 
ten wie Spinn- oder Backstuben. „Nach dem Kriege war das 
Spinnen nicht mehr üblich, sondern es wurden meist Säcke, 
Wagentücher u.a. geflickt und später auch mehr und mehr an- 
dere Handarbeiten verrichtet, wie Stricken, Häkeln usw. Dieser 
Übergang zu ’feineren’ Handarbeiten hing ebenfalls mit der 
Technisierung der Landwirtschaft zusammen, denn je mehr die 
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Getreideernte durch den Mähdrescher mit Korntank und der 
Transport der Körner vom Felde mit dem Kippanhänger und auf 
den Speicher mit dem Körnergebläse erfolgte, desto weniger 
brauchte man Getreidesäcke (zum Abfüllen an der Dreschma- 
schine) und Wagentücher (lagen auf dem Leiterwagen um Tan- 
sportverluste von Körnern zu verhindern). Änderte sich also 
durch Technisierung zunächst nur der Charakter der Spinnstu- 
be, so kam es im weiteren Verlauf zur fast völligen Auflösung 
dieser Art von Geselligkeit.‘‘'®) 


Die spezialisierte landwirtschaftliche Produktion für den Groß- 
abnehmer bzw. den überregionalen Markt zerstört auch die al- 
ten überschaubaren Strukturen bäuerlicher Selbstversorgung, 
sowohl in der Familie, die sich früher weitgehend von eigenen 
Produkten ernähren konnte, wie auch im Dorf oder der Region 
(über den örtlichen Metzger oder Bäcker oder den Direktver- 
kauf gelangten die Produkte an die Verbraucher der Umge- 
bung) und macht das Dorf abhängig von den zentralen städti- 
schen Versorgungseinrichtungen; dies jedoch nicht nur bezüg- 
lich der Lebensmittelversorgung, sondern auch in Bezug auf 
die Vorleistungen für landwirtschaftliche Produktion (Futtermit- 
tel, Dünger, Ersatzteile für Maschinen) und die Infrastruktur. Die 
Rentabilität dieser Versorgungseinrichtungen wird von Regio- 
nalplanern berechnet nach ihrer möglichst optimalen Ausnut- 
zung. Da für ein kleines Dorf große Investitionen ab einer be- 
stimmten Höhe unrentabel sind, werden die Bewohner durch 
planmäßig hergestellte ‚‚Versorgungsdefizite‘“ zur allmählichen 
Abwanderung in größere Orte gezwungen. Durch die Mechani- 
sierung der Landwirtschaft findet auch ein großer Teil der Dorf- 
handwerker nicht mehr genug Arbeit, um davon zu leben. „Der 
Strukturwandel der Landwirtschaft wurden von den Dorfbewoh- 
nern als Schrumpfungsprozeß der sozialen Strukturen des Dor- 
fes wahrgenommen. Das alte Dorfnandwerk war weitgehend 
verschwunden (Wagner, Schmied, kleines Bauhandwerk), und 
auch ein Krämerladen, einen Schlachter und zwei Gastwirt- 
schaften hatten geschlossen. Die Post schloß ihre Filiale und 
die landwirtschaftliche Genossenschaft reduzierte ihren Betrieb 
auf reine Banktätigkeit. Für die alte Arztpraxis fand sich kein 
Nachfolger.‘'? „Die enge Verknüpfung der Bauern mit den an- 
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deren Dorfbewohnern, besonders der Handwerker und Arbei- 
ter, die in den Bereichen Arbeit und Freizeit bestand, hat sich 
gelöst. Individualisierung und Privatisierung sind Kennzeichen 
der neueren Entwicklung. ... Privatisierung und Unabhängigkeit 
(von den Arbeitskräften im Dorf) bedeutet für die Bauern in die- 
sem Zusammenhang, daß sie heute ihren Betrieb weitgehend 
auf sich allein gestellt bewirtschaften können bzw. müssen, mit 
allen damit verbundenen Implikationen, wie erhöhter Arbeitsbe- 
lastung, weniger Freizeit etc. Dazu kommt ein erhöhtes ökono- 
misches Risiko und eine weitgehend gleichmäßig hohe Arbeits- 
belastung in allen Jahreszeiten. Der Winter ist keine 'ruhige’ 
Zeit mehr mehr in den Betrieben mit intensiver Viehhaltung.“ = 


Vervollkommnet wurde diese Entwicklung durch die Gemein- 
dereform, die das Zentrale-Orte-Programm auf der Verwal- 
tungsebene erst richtig realisierte, indem die Dörfer und kleine- 
ren Städte nach ihren „Entwicklungsmöglichkeiten‘‘ aufgeteilt 
wurden in Ober-, Mittel-, Unter- und Kleinzentren. Die Gemein- 
de- oder Kreisverwaltungen, die Schulen und oft auch die Kir- 
chen wurden aus den kleinen Dörfern in weiter entfernt liegen- 
de Zentren verlegt, wobei die Dorfbewohner wegen der 
schlechten Verkehrsverbindungen meistens auf Autos ange- 
wiesen sind, um in irgendwelchen Mittelpunktgemeinden die 
neuen Schul-, Einkaufs-, Verwaltungs- oder andere -zentren 
zu erreichen. Aber die Aufteilung der Funktionen zieht sich 
auch durch’s Dorf selbst hindurch: Die Lärm- und Geruchsbelä- 
stigung der industrialisierten Viehhaltung z.B. macht eine Tren- 
nung von Arbeits- und Wohnbereich im Dorf nötig. Die neuen 
Aussiedlerhöfe, Hühnerfarmen oder sonstigen landwirtschaftli- 
chen Fabriken werden expansionsfähig außerhalb der Orts- 
chaften gebaut, der alte Dorfkern zerfällt. ‚Waren die Häuser in 
dem Straßendorf ursprünglich eng aneinandergesetzt, so hatte 
die Dorfstraße (jetzt) nicht unähnlich einem alten Gebiß! eine 
Vielzahl von Lücken, abgesehen davon, daß vielen moderni- 
sierten Bauernhäusern die Zeichen des Wohlstandes ee 
ren, moderne Doppelfenster) kaum zu Gesicht standen.‘ ?) Am 
Rande des alten Dorfkerns entstehen neue Einfamilien- oder 
Mietshaussiedlungen für die Pendler und z.T. für alte Leute. 
Dem Vorstadtcharakter dieser Neubausiedlungen entsprechen 


weitgehend die Umgangsformen dort. Nachbarschaftliche und 
verwandtschaftliche Beziehungen zerfallen, Kommunikation 
findet weniger bei der Arbeit oder im Alltag statt, sondern wird 
formalisiert und in Vereine verlagert, zumal ein großer Teil der 
traditionellen Dorffeste (Erntedank, Kindervogelschießen, Rin- 
greiten etc.) funktionslos geworden und die neu entstandenen 
Formen des Feierns (Party oder Disco) weit weniger kommuni- 
kativ sind. 


Die Zerstörung der alten Dorfstrukturen ist die Voraussetzung 
für die „Eingliederung“ der ländlichen Bevölkerung in den ge- 
samtgesellschaftlichen Produktionszusammenhang, ihre Re- 
duzierung auf Anhängsel der Gesamtmaschinerie. Ich habe 
versucht zu zeigen, daß die Funktionalisierung der Dörfer in 
diesem Sinne in erster Linie vollzogen wurde über die möglichst 
gründliche Reformierung der bedarfswirtschaftlichen bäuerli- 
chen Produktionsweise nach marktwirtschaftlichen Profitkrite- 
rien, die als „‚Entwicklungschancen“ angepriesen wurde. Die- 
ser Umstrukurierungsprozeß ist so alt wie die Industriegesell- 
schaft selbst und ist in seinem Tempo und der Radikalität im- 
mer wieder behindert worden. In manchen Situationen, dort wo 
die Rationalisierung ihre Existenz am unmittelbarsten bedrohte, 
haben die Bauern mit offenem Widerstand reagiert (z.B. in der 
Landvolkbewegung 1929 und den Bauerndemonstrationen der 
60er Jahre), in anderen Situationen stand der Verplanung und 
Zerstörung des Dorfes einfach das Festhalten der Bevölkerung 
an den traditionellen Lebenszusammenhängen entgegen, ihre 
Beziehung zu ihrem Land. Erst seit den 50er Jahren eigentlich 
hat sich dieser Prozeß rapide ausgebreitet und die Strukturen in 
den Dörfern so tiefgreifend verändert, daß die traditionellen Le- 
bensformen heute nur noch in Brüchstücken erhalten sind — 
und zwar durch das Aufbrechen der Dorfgemeinschaften durch 
den Zuzug von Flüchtlingen und die Verlagerung der Industrie 
auf’s Land, was praktisch die existenzgefährdeten Kleinbauern 
als erste dazu gezwungen hat, die Landwirtschaft aufzugeben. 


Regionaler Widerstand und EG-Agrar- 
planung 


1974 triumphierte denn auch Landwirtschaftsminister Ertl auf 
der „Grünen Woche‘: ‚Der Anteil der in der Landwirtschaft Tä- 
tigen an der gesamten Erwerbsbevölkerung beträgt im Augen- 
blick 7%. Was verbirgt sich hinter dieser Zahl? Ein Strukturver- 
änderungsprozeß größten Ausmaßes. Ich möchte nur daran 
erinnern, daß der Anteil der Bauern 1950 noch 25% betragen 
hat, und seitdem ist auch die Zahl der landwirtschaftlichen Be- 
triebe auf weniger als die Hälfte zurückgegangen. Besonders 
bemerkenswert und gesellschaftspolitisch bedeutungsvoll ist, 
daß sich dieser tiefgreifende und rasante Anpassungsprozeß 
ohne größere soziale Unruhen vollzogen hat. Über mangelnde 
Anpassungsbereitschaft unserer Bauern kann sich also nie- 
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Das war 1974 — im gleichen Jahr noch spitzte sich der Wider- 
stand der Bauern (aber nicht nur der Bauern) in Wyhl an einem 
völlig unerwarteten Konflikt zu: Der Zerstörung ihrer Landwirt- 
schaft und Landschaft durch verseuchende Industrieanlagen, 
das Atomkraftwerk am Kaiserstuhl und das Bleichchemiewerk 
in Marckolsheim. Und bekanntlich war Wyhl ja nur der Anfang, 
so daß sich durchaus die Frage stellt, ob Herr Ertl sich nicht zu 
früh gefreut hat. 


Die Reste der alten Dorfstrukturen, die Tatsache, daß sie noch 
nicht ganz zerstört waren, hat gerade bei der Entwicklug des 
Kampfes in Wyhl, Marckolsheim und anderswo eine wesentli- 
che Rolle gespielt. ‚In dieser Einheitsfront treten zeitweilig die 
Unterschiede zwischen Arm und Reich, Gebildet und Ungebil- 
det in den Hintergrund. Besonders wohl deshalb, weil auf dem 
Land der soziale Abstand — soweit er sich in Sprache, Um- 
gangsformen, gegenseitiger Kenntnis, ja sogar der Arbeit aus- 
drückt — nicht so groß ist wie in der Großstadt ... Die Kommuni- 
kation in den Dörfern ist direkt, persönlich. In heißen Phasen 
des Kampfes läuft die Mobilisierung mündlich: auf der Straße, 
im Gasthaus, auf dem Felde, im Laden, am Telefon. Auf diese 
Weise kommen dann auch die schnellen Aktionen zustande, 
wie etwa Straßensperren oder die Blockade einer Grenzbrücke. 
Die Überschaubarkeit und strenge soziale Kontrolle im Dorf, 
unter der jeder Unangepaßte elend leidet, ist also offenbar für 
diesen Kampf ein Vorteil.‘2°) „In den Amtsstuben, Schulen, 
Unis, Büros wird kein Dialekt geduldet, er paßt sich also auch 
nicht den dort herrschenden Denkgewohnheiten an. Er hält und 
entwickelt sich in den Dörfern und Fabriken und drückt deshalb 
auch drastisch die Realität dort aus. (Natürlich auch die Dorf- 
Beschränktheit, aus der dann die 'Muedersprach-Gesellschaft’ 
ihre romantische Idylle herstellt!) Wenn Dialekt benutzt wird, ist 
das oft eine bewußte Aggression gegen die wissenschaftlichen 
Schleimer und Herrschaftstechniker.‘?* 


Daß der regionale Widerstand auch mit der EG-Agrar- und In- 
dustrieplanung bisweilen in Konflikt gerät, hat sich nicht nur in 
Wyhl gezeigt. Denn gerade die Bestrebungen, Westeuropa 
aufzuteilen in verschiedene Wirtschaftszonen mit eindeutiger 
Funktionsbestimmung (Industrie, Landwirtschaft, Fremdenver- 
kehr etc.) bedeutet in jedem Fall für die Regionen eine enorme 
Veränderung ihrer traditionellen Produktionsstruktur, oft sogar 
deren totale Vernichtung, soweit nämlich die bestehenden Wirt- 
schaftsstrukturen nicht mit den zentral zugewiesenen Funktio- 
nen übereinstimmen; „,... rückt nämlich die EWG noch näher 
zusammen, was allgemein erwartet wird, so wird das Rheintal 
zwischen Basel und Frankfurt die Wirtschaftsachse überhaupt 
werden. Ob dann noch Platz für den Umweltschutz ist, muß be- 
zweifelt werden. Sachverständige Leute sind der Ansicht, die 
Ebene solle für gewerbliche und industrielle Zwecke freigege- 
ben werden, während die Funktion Wohnen und Erholung in 
der a a und in den Seitentälern angesiedelt werden 
sollen . 


Zunächst wehren sich die Leute regional und mit ihren jeweili- 
gen Methoden (ob nun Unterschriftensammlungen, Platzbeset- 
zungen wie in Wyhl oder Brandbomben wie in Okzitanien) ge- 
gen die Zerstörung ihrer Lebensgrundlagen. Allerdings scheint 
es so, als würde gerade dieser Widerstand einen ganz emp- 
findliichen Punkt des Systems treffen; dafür spricht jedenfalls 
die Tatsache, daß sich die EG die Verhinderung von Unruhe in 
den ländlichen Gebieten ’'ne ganze Menge kosten läßt, indem 
sie langfristige und kostspielige Übergangslösungen zur all- 
mählichen Anpassung an ihre strukturpolitischen Zielsetzungen 
finanziert. 


Susanne Heim 
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Die Zerstörung und 
Enteignung 
unseres Alltags 


Es ist verblüffend, wie ungestört und unwidersprochen nicht nur 
die sozialdemokratischen Priester des „technischen Fort- 
schritts‘‘, sondern selbst Horden von Kulturphilosophen sich auf 
den Trümmern unseres städtischen Alltags atzen und laben 
konnten: „Krise der Urbanität‘‘, „Modernität‘, „Funktionalis- 
mus“, „Strukturwandel der Öffentlichkeit‘ waren Begriffe, die 
Habermas, Lefebvre, Bahrdt, Bemdt zur friedvollen kulturkriti- 
schen Verdauung eines Zerstörungsprogramms feilboten, dem 
selbst sprachloses Entsetzen angemessener gewesen wäre. 
Erst die rüde Art, in der innen nunmehr die Theoretiker des 
Bundeskriminalamtes und der Landeskriminalämter unwillig 
den Griffel aus der Hand nehmen, scheint einige Verwirrung zu 
stiften: Als letztendlicher Beleg dafür, daß sozialdemokratisch- 
kapitalistischer Städtebau von Anbeginn eine Strategie der Ge- 
walt gewesen ist. 


Aus der Geschichte wissen wir von der Vertreibung ganzer Völ- 
ker, der völligen Zerstörung von Städten, der Verwüstung gan- 
zer Landstriche. Aber so gründlich die Gewaltanwendung auch 
sein mochte, selten traf sie auch die Formen menschlichen Zu- 
sammenlebens, die Inhalte menschlicher Identität in ihrem 
Kern. Und dies ist auch, was unser — auf dem Hintergrund ei- 
nes nunmehr dreißigjährigen bundesrepublikanischen Friedens 
anscheinend pflichtschuldiges — Entsetzen vor den geschichtli- 
chen Beispielen äußerer Gewalt zu einem bestürtzenden An- 
achronismus macht. Denn als Kinder dieses dreißigjährigen 
Friedens sind wir die Produkte einer Gewaltstrategie, die sich 
nicht mit äußerer Zerstörung zufrieden gab, sondern auf die in- 
nere Zerstörung unseres alltäglichen Lebens, seiner Enteig- 
nung und Kontrolle zielte. Es ist eine Heimatvertreibung ohne 
Ortswechsel, eine kalte Lebenszerstörung ohne physischen 
Mord, eine Exilierung im eigenen Land. Ich kann mir vorstellen, 
daß jemand an dieser Stelle verblüfft fragt: „Wo denn, ich sehe 
nichts, es ist doch alles ganz normal!“ In der Tat: Es ist genau 
diese Normalität die ich meine, die Normalität der in abgeschot- 
teten Wohnwaben isolierten Kernfamilie, der Siedlungs- 
Zwangswege, der vorprogrammierten Kundenströme, der er- 
drückend vordefinierten sozialen Situationen im Einkaufszen- 
trum, in der Fußgängerzone, im sanierten Stadtteil. Es geht mir 
darum, auf den folgenden Seiten kurz darzustellen, warum und 
wie ihre Gewaltsamkeit gerade nicht nur ein bedauerliches Ne- 
benprodukt des technischen Fortschritts ist, sondern warum 
dieser technische Fortschritt diese Normalität der Vernunft im 
rationalen Kern ihres logischen Konzepts die bislang gründlich- 
ste Form gesellschaftlicher Gewalt und Unterdrückung ist: Nicht 
als Gewalt der Technologie, sonder als Technologie der Ge- 
wait. 


Stadtknast: Die unsichtbaren Gitter des 
Käfigs 


Was fällt einem bei diesem Tagesablauf ein? Ein Mensch ver- 
läßt pflichtgemäß morgens um’7 Uhr seine nach Quadratme- 
tern und Ausstattung genormte Zelle und wird an vielen ande- 
ren Zellen, deren Insassen er nicht kennt, vorbei über den Hof 
geführt. Über einen vorbestimmten Weg erreicht er einen 
Gang, durch den er schließlich zu einer Erweiterung gelangt, 
wo er einige genormte Greifbewegungen nach rechts oder 


nach links vollführen muß. Wieder durch einen Schlauch ge- 
führt, erreicht er den Transporterraum von dem aus er nach 
einigen Unterbrechungen wieder zu einer Zelle transportiert 
wird. Völlig isoliert und von allen Informationen abgeschottet 
hat er zu seiner Beschäftigung und Unterhaltung nur einige 
kärgliche Lichtsignale. Am Abend schließlich wird er dann auf 
dem gleichen Weg wieder in seine erste Zelle zurückgeführt. 


Knast? Nein: Stadt! Oder besser: Stadt- 
Knast. 


Der Weg, den ich eben beschrieben habe, ist der alltägliche 
Weg eines Menschen, der in einer voll durchrationalisierten 
Großsiedlung mit integriertem Einkaufszentrum wohnt und über 
eine Stadtautobahn zu seinem vollcomputerisierten Arbeits- 
platz, bestehend aus einigen Signalreizen, gelangt. Die Mau- 
ern, die ihn umgeben, sind nicht aus Stein und die Befehle 
stammen nicht aus dem Munde eines Wärters, gleichwohl sind 
sie genau so wirksam. Das Zerstörungskonzept, mit dem 
Deutschland, der deutsche Alltag, unser Leben in kleinste Stük- 
ke blutlos zerschnitten und danach wieder zusammengesetzt 
wurde, heißt: Definition von Situationen und Räumen und ihre 
Anordnungen zu Programmen für eine beliebige Vielzahl von 
Bewegungseinheiten (Menschen). Sie wirkt im Großen und 
Ganzen so sicher wie Gefängnismauern. 


Die Gewalt der Algorithmisierung 


In anderen Beiträgen dieses Hefts haben wir einige Erschei- 
nungsformen der Gewaltstrategie geschildert: Die Großsiedlun- 
gen der Gemeinnützigen als Raumprogramme abgezählter und 
wohldefinierter Lebensfunktionen, die integrierten Einkaufs- 
zentren als Maschinen, zusammengesetzt aus einer dürftigen 
Anzahl von Nutzungsfunktionen, und beide zusammen als La- 
borexperiment am lebenden Menschen für die Entwicklung ei- 
nes Modells für die gesamte Gesellschaft: durchgesetzt in vie- 
len hundert Sanierungen, Orts- und Stadtkernerneuerungen. 
Das Gewaltschema, zugleich technisches Organisationssche- 
ma, kann man leicht auf eine einfache Formel bringen. Der 
unendlich vieldeutige Raum, sein unendlicher Reichtum an 
Möglichkeiten wird radikal entleert und zu einem armen Sche- 
ma. abgezählter und seriell angeordneter Operationen ent- 
mischt. 

Der formallogische bzw. kybernetische Ausdruck für eine sol- 
che Anordnung wohldefinierter Operationen heißt „Algorith- 
mus‘ (oder Programm), man sagt aber auch : „‚determinierte 
Maschine‘. Ich habe an anderer Stelle belegt, daß er die logi- 
sche Formel, den Inbegriff des fundamentalen ee 
politischen Gewaltprinzips des Kapitals darstelit.'! Nach die- 
sem Schema hat es sich die kreative Produktivität des Hand- 
werkers in der Fabrik unterworfen und einverleibt, und nach 
und nach Lebensautonomie in vielen anderen Bereichen der 
Gesellschaft zerstört und aufgesogen: in der computerisierten 
und programmierten Schule, im programmierten Krankenhaus, 
in den programmierten Büros, in der programmierten Öffent- 
lichkeit. Es ist darum ein Schema der Gewalt, weil es die primi- 
tivste Form logischer Operation ist, die es gibt, die logischen 
Möglichkeiten, der logische Reichtum menschlicher Sozialität 
dagegen auf en bisher unermeßlich höheren Niveau ange- 
siedelt sind.?) Es ist darum Herrschaft, weil es die Freiheit und 
den logischen Reichtum dieses Niveaus in seinem armen 
Schema vernichtet und unterwirft und es ist daher auch in sei- 
ner permanenten Verfeinerung als RapuaNBISChe „Vergesell- 
schaftung‘‘ eine Strategie des Klassenkampfs.?) Die logische 
Form ist nicht neutral, sie zielt auf die Zerstörung von Autono- 
mie, profitiert von der Zerstörung von Intuition, Sinn und Bedeu- 
tung, enteignet Leben zu Maschinenleben, fabrikisiert unseren 
Alltag. Wenn wir sagen: „Plastic People‘ dann meinen wir ge- 
nau das: Ausgeblutete Menschen, unterschiedsloses Eigentum 
der Programme. 
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Dimensionen technologischer 
Zerstörung und Herrschaft 


Die Dimensionen der Lebenszerstörung und ihre politische Be- 
deutung kann ich hier nur summarisch abhandeln. Gewaltsame 
Einschränkung, exakte Definition, Entmischung und Zerschnei- 
dung des Raums und seiner Bedeutung sind nur verschiedene 
Seiten derselben Sache. Denn der potentielle Reichtum unbe- 
grenzter Möglichkeiten schließt die Möglichkeit gleichzeitiger, 
voneinander unterschiedlicher und nicht vordefinierter Sinnge- 
bung, die Offenheit für unterschiedliche Deutungen derselben 
Vorgänge und in dem selben Raum ein. Um den Menschen die 
aktive Beteiligung an der Herstellung von Sinn und Bedeutung 
ihrer Autonomie und Kompetenz zu entziehen, muß die Offen- 
heit des Raums, die unbestimmte Tiefe seiner Möglichkeiten 
und die Gleichzeitigkeit der Bedeutungen zerstört werden. Die 
Einengung von vorbestimmten Möglichkeiten auf abgezählte, 
wohldefinierte Funktionen, ihre gegenseitig ausschließliche 
Aufteilung auf die endlichen Teile des zerschnittenen Raums, 
ihre serielle Anordnung und schließlich die Zerstörung der 
Gleichzeitigkeit zur schematisch geordneten Abfolge exklusiver 
Vorgänge und Verhaltenspartikel sind daher ein und dasselbe. 
(Dies ist genau der politisch-technologische Kern dessen, was 
Marcuse als ‚eindimensional‘ bezeichnet hat: Die Zerstörung 
und Einebnung der Dimension des Raum-Zeitkontinuums). 


Herrschaft 


Das technologische Konzept ist zugleich ein Herrschaftskon- 
zept, weil es die Kompetenz zur Definition von Situationen zur 
Bestimmung von Verhalten und den zeitlichen Ablauf öffentli- 
cher Prozesse nach oben in die Hände der Planer und des 
Mangement von Öffentlichkeit abgezogen werden. Die Zerle- 
gung des Raum- und Zeitkontinuums in Einzelprogramme spal- 
tet die Lebenspraxis der Menschen und damit auch die Men- 
schen selbst. Sie gehören nicht mehr sich selbst, sondern im- 
mer mehr den einzelnen Situationen, die je nach Belieben des 
Managements montiert oder demontiert werden können. Sinn 
und Bedeutung ihres öffentlichen Alltags, ihres Miteinanders 
wird ausgelaugt und in den Händen des Managements konzen- 
triert. In der Tat sind die Menschen soweit nur noch leere Be- 
wegungseinheiten. Um ein radikales Wort von Goffmann auf 
ein noch radikaleres politisches Verhältnis anzuwenden: „Es 
geht hier also nicht mehr um Menschen und ihre alien, son- 
dern eher um Situationen und ihre Menschen‘) oder, im eu- 
phorischen Jargon der Lebensgestalter aus den Chefetagen 
der Neuen Heimat: „Zur Vielfalt der Angebote muß noch gesagt 
werden, daß das Wesentliche daran die Unverbindlichkeit ist. 
Der Urgrund der Mischungsfunktion ist ja gerade der perma- 
nente Austausch von Menschendekoration‘‘.) 


Leicht ist danach die strategische Identität mit dem sogenann- 
ten „Taylorismus‘‘ zu erkennen: Mit der Zerlegung vormals in- 
tuitiv durch den Arbeiter selbst organisierter Produktionspro- 
zesse und ihre Neuorganisation zu Algorithmen mit dem Ziel, , 

.. to relagate the entire marmaı parts of the tasks in hand to the 
managerial staff.‘ (Anm.)®) In übertragener Bedeutung kann 
man daher auch von „Taylorisierung der Öffentlichkeit‘ spre- 
chen. 


Technologische Aussaat von Herrschaft 


Es ist klar, daß damit zugleich Wahrnehmung und Kommunika- 
tion, das ganze Miteinander der Menschen zerstört und reorga- 
nisiert wird. Die aufgezwungene Deutung der Situation filtert 
zugleich begrenzte Wahrnehmungsinhalte heraus, gezielte In- 
formationen dienen als Anlaß oder Auslöser für den jeweils fälli- 


gen Programmteil. Luhmann stellt befriedigt fest: „Durch Routi- 
neprogrammierung kann nicht hierarchischen Kommunikatio- 
nen eine abgeleitete Autorität verliehen werden. Die Autorität 
wird in diejenigen Informationen ausgelagert, die als Program- 
mauslöser dienen sollen.‘ „Innerhalb der so gezogenen Gren- 
zen wird Autorität zur freiplazierbaren Ordnunggsleistung, zu ei- 
nem beliebig einsetzbaren Kaptial und damit in mancher Hin- 
sicht dem Geld vergleichbar, daß ebenfalls als ein hochabstra- 
hiertes Kommunikationsmittel der generalisierten System- 
steuerung dient.‘ „Die Hierarchische Autorität kann ausgesät 
und zur Programmierung von Kommunikationsabläufen benutzt 
werden, an welchen sie selbst nicht beteiligt ist.‘ Das bedeu- 
tet zugleich, daß die Kommunikation der an einer Situation Be- 
teiligten zur Orientierung und Herstellung von Sinn und Bedeu- 
tung völlig überflüssig wird. Die Individuen laufen auf ihren ein- 
dimensionalen Schienen durch den Raum, gleichgeschaltet 
und von einander getrennt durch die unsichtbaren Wände des 
Programmkanals. Die gleichgerichtete Programmierung ihres 
Verhaltens gibt keinen Spielraum ‚‚zur Seite‘‘, sie erlaubt es ih- 
nen nicht, sich aufeinander zu beziehen. Das Ordnungsprinzip, 
die Summierung unverbundener atomisierter Abläufe, zer- 
schneidet die Kontaktmöglichkeiten der einzelnen wie eine 
Schaar parallel angeordneter Messer. Wie das alles funktio- 
niert, wissen wir von unserem eigenen Verhalten im Super- 
markt, Einkaufszentrum, in der Fußgängerzone. Diese innere 
Zerstörung unserer Umwelt, die Vernichtung ihres Reichtums 
steht der äußeren Umweltzerstörung in nichts nach. 


Neue Technik der Kontrolle 


Mit dieser Objektivierung des herrschaftstechnologischen Kon- 
zepts — und dies ist eine weitere Seite von grundsätzlicher Be- 
deutung — haben sich die Monopolherren über unseren Alltag 
eine ganz andere Kontrollstruktur geschaffen. Die genaue 
Festlegung und Einschränkung erlaubter Funktionen hat einen 
gewaltsam armen und dürftigen Kern gebotenen Verhaltens or- 
ganisiert und damit zugleich den reichen Rest als abweichen- 
des Verhalten davon geschieden, man kann auch ebensogut 
sagen: erst geschaffen. 

Abweichendes Verhalten ist daher ein Produkt kapitalistischer 
Gewalt und bringt zugleich neue Kontrolitechniken mit sich. 
Denn je genauer die Funktionen definiert sind, je enger das 
Normengerippe festgelegt ist, desto leichter ist abweichendes 
Verhalten zu erfassen, desto problemloser zu sanktionieren. Es 
genügt ein Blick, um festzustellen, ob die maschinisierte Öffent- 
lichkeit reibungslos funktioniert oder nicht. Die Polizei, die die 
Störungen dieses Ablaufs beseitigt, wird hier praktisch zum 
Werkschutz für fabrikisierten Alltag. Dessen extreme Armut 
macht reiches Leben, Musik, Diskutieren, Spielen, zur Sabota- 
ge am Kapital. Abweichendes Leben in Einkaufszentren ist 
auch juristisch schon Hausfriedensbruch. Es ist nur eine Frage 
der Zeit, wann die Rechtssprechung zu Fußgängerzonen nach- 
zieht. 


Daß die beschriebenen Formen politischer Gewalt nur die tech- 
nologische Seite zur ökonomischen Verwertung darstellen, 
braucht wohl nicht mehr breit ausgeführt zu werden. Vor allem 
das Steuerungsmodell des integrierten Einkaufszentrums, der 
über Verkehrsmaßnahmen integrierten Fußgängerzone erlau- 
ben eine ganz neuartige Kalkulierbarkeit von Kaufkraftflüssen, 
die optimale Nutzung der Partikel menschlichen Verhaltens. Mit 
der Entwicklung generell anwendbarer Ordnungsschemata 
werden Organisationsmodelle von Stadtöffentlichkeit zugleich 
freiverkäufliche Ware von Planungsunternehmen. 


Der technologische Schein 


Der brüchige Schein von „Normalität‘‘ dieser Maschine aus le- 
bendigem Fleisch entsteht paradoxerweise gerade durch die 
technologische Trennung der Herrschaftsebene von der Voll- 
zugsebene. Denn ein Herr, der einem Befehle gibt, tritt gar nicht 
in Erscheinung. Vielmehr rechnet sich das Individuum den in 
das Signal oder die signalisierte Situationsdefinition ausgela- 
gerten Befehl sogar als eigene Wahrnehmungs- und Deu- 
tungsleistung zu und wird durch den stummen Nebenmen- 
schen noch darin bestätigt. So ist selbst der Schein der Norma- 
lität noch ein unmittelbares Produkt der Gewaltform. 


Gewalt als Fortschritt 


Die kritische bürgerliche und linke Kulturphilosophie haben 
gleichermaßen wie der ortnodoxe Marxismus dazu beigetra- 
gen, all die hier aufgezeigten Zusammenhänge so lange wie 
möglich zu verschleiern. Die Mankisten können wir an dieser 
Stelle völlig beiseite lassen. Sie haben in den technologischen 
Fortschritten des Kapitals immer nur die neutralen nützlichen 
Formen von „Gebrauchswert‘ und „Vergesellschaftung‘ gese- 
hen. In dieser Propaganda für die technologischen Gewaltfor- 
men der Zerstörung unseres Lebens stellten sie sich — wenn 
auch manchmal mit leichtem Unbehagen — auch auf dem Sek- 
tor kapitalistischer Stadtplanung auf die Seite des Kapitals. 


Die theoretischen Äußerungen der kritischen und linken Kultur- 
philosophie nehmen sich daneben weniger plump aus, sind 
aber dafür ein gutes Stück frecher. Denn sie beschworen mit 
geübter Berufsblindheit die Förderung „urbäger Öffentlichkeit“ 
auch dann noch, als schon der größte Teil def Bundesrepublik 
vor unser aller Augen zerstört und einverleibt war. 


Ihr theoretischer Ausgangspunkt ist interessant. Ihre Grundvor- 
stellung und Orientierungsschema für „städtische Öffentlich- 
keit,, ist der ‚Markt‘, auf dem sich die einzelnen autonomen, 
gleichrangigen und isolierten Individuen beliebig miteinander 
austauschen und in „horizontaler‘‘ Kommunikation miteinander 
regeln, was Sache ist. Hans Paul Bahrdt, Stammvater dieser 
Urbanitätsdiskussion, sagt: „Im Gegenteil, die Ordnung des 
Marktes garantiert gerade eine gewisse Beliebigkeit des Kon- 
taktaufnahme jedes mit jedem, genauer: jedes Individuums mit 
jedem Individuum. Ein Merkmal des Marktes ist also gerade die 
unvollständige Integration, eine Offenheit der sozialen Intentio- 
nalität der Einzelnen, deren Willkür es überlassen bleibt, mit 
wem, auf welche Weise und wie lange sie Kontakt aufnehmen, 
um zu handeln.‘“®) „Der Markt ist also eine Form der Verteilung 
durch Tausch, wobei die Tauschenden bis zu einem gewissen 
Grade Herr ihres Entschlusses, d.h. Wirtschaftssubjekte blei- 
ben, ... Zum Warenaustausch gehört wenigstens die Fiktion der 
Äquivalenz ... Aus der partiellen Freiheit der Tauschenden auf 
dem Markt ergibt sich ein Weiteres: Eine partielle Beliebigkeit 
der Kontaktaufnahme all derer, die als Käufer oder Verkäufer 
auf dem Markt auftreten.” Auch wenn Bahrdt dies sicherlich 
von sich weisen würde, es ist nicht schwer, darin das Marxisti- 
sche Schema der „kleinen Zirkulation‘ wieder zu erkennen. ') 
Der politisch entscheidende Grundzug dieser ‚Öffentlichkeit‘ 
beruht nun darin, daß sich die Macht der fiktiv gleichrangig Tau- 
schenden im Zwang zum Ausstausch und zu tauschförmiger 
Kommunikation gegenseitig neutralisiert. Goffmann’s Interak- 
tionsvorstellung für die solchermaßen geschaffene „Öffentlich- 
keit‘ ist, daß „gemeinsame Anwesenheit Menschen in einzigar- 
tiger Weise erreichbar, verfügbar und einander unterworfen 
macht.‘‘'') Was immer an Relikten einer solchen „Öffentlich- 
keit‘‘ in anfänglichen Phasen der kapitalistischen Gesellschaft 
noch bestanden haben mochte, '?) es ist mit der beschriebenen 
Herstellung des Monopols einer durchrationalisierten Öffent- 
lichkeit mit dem inneren Imperialismus über unseren Alltag zer- 


stört. Horizontale gegenseitige Unterworfenheit und Kontrolle, 
horizontale Kommunikation ist in einem vertikalen Schema 
technologischer Herrschaft und informationeller Steuerung zer- 
quetscht worden. 


Die kritische Stadtplanungsphilosophie hat diese Wahrheit — 
man kann schon sagen systematisch — unterdrückt, und damit 
dazu beigetragen, daß der Zusammenhang von Städtebau und 
Lebenszerstörung als Thema gar nicht erst aufkam. Das ist für 
mich am deutlichsten bei Hans Paul Bahrdt. Er ist ein geschul- 
ter Organisationstheoretiker und sieht in der Tat das Anwach- 
sen eines ‚dritten‘ Bereichs formaler Organisation neben der 
marktförmigen Öffentlichkeit und der Privatheit: Großbetriebe, 
Bürokratien, auch: Straßenverkehr. Ich traue es ihm schlicht 
nicht zu, daß er nicht erkannt hat, daß Großsiedlungen, Ein- 
kaufszentren, Fußgängerzonen dazu gehören. Aber offenbar 
will er kein Eingeständhis der totalen Herrschaft und Kontrolle 
im öffentlichen Raum. Und so ist er sich nicht zu schade, die 
behauptete ‚Willkür‘, „Freiheit‘‘, „Beliebigkeit‘‘ des Marktes in 
den letzten Lebensäußerungen des im Schema erstickten Sub- 
jekts aufzuzeigen: „Sich-Zeigen, Neugieriges-Sich-Umschau- 
en, Window-Shopping, Luft-schnappen usw.‘'?) Der Bahrdt- 
Anhänger Karolus Heil zieht die Ehrlichkeit vor, verlegt sie aber 
weise auf die Ebene unmittelbarer Empirie: In sensiblen Unter- 
suchungen läßt er einen Hauch von Gewalt der „totalen Privat- 
heit‘ moderner Großwohnanlagen aufkommen.'*) Heide 
Berndt’s Beiträge zu diesem Thema sind am interessantesten. 

In ihrem Aufsatz „Der Verlust von Urbanität im Städtebau‘'?) 
konstatiert sie immerhin die zerstörende Wirkung „monofuktio- 

naler Nutzungsfelder‘‘ auf die Kommunikation, auch wenn sie 
sich im übrigen Hans Paul Bahrdt anschließt. In einem weiteren 

Beitrag jedoch nimmt sie die Erkenntnis der technologisch-ge- 

walttätigen Seite des Monofunktionalismus zurück zugunsten 

einer rein ästhetischen Sehweise.'®) 

Sie versagt es sich, weiter ins technische Detail zu gehen. 


Lediglich Goffmann und die Amerikanerin Jane Jacobs ahnen, 
daß die Zunahme von Vandalismus, Kriminalität, Psychiatrisie- 
rung die Reaktion auf die technologische Verschärfung der öf- 
fentlichen Gewaltstruktur und der restlosen Vernichtung indivi- 
dueller Autonomie ist.'7) Jacobs bezieht intuitiv richtig die öde 
und latente Gewaltsamkeit monofunktionaler Bereiche auf die 
Zerstörung der Tauschöffentlichkeit.'®) 

Naiv schlägt sie daher die Wiedereinführung der schönen guten 
alten Korridorstraße mit der kleinen Bar, dem kleinen Lebens- 
mittelhändler und dem kleinen Zeitungsladen vor. Es war diese 
dem vor unser aller Augen abrollenden Angriff spottende Naivi- 
tät, die sie der ganzen Horde deutscher Kulturphilosophen 
brauchbar erscheinen ließ. Alle jubelten über ihr Buch und lieb- 
ten Jane Jacobs. Als Mittel zur Wiederbelebung der Urbanität 
propagierten sie die Anreicherung städtischer Funktionen im 
Zentrum, eine rein quantitative Addierung zusätzlicher pro- 
grammierter Verhaltensanlässe ohne Änderung der Gewalt- 
struktur: Die Schmückung einer Leiche, die Analogie zum ‚‚job- 
enrichment‘ und „job-enlargement‘ als Humanisierungsersatz 
in der industriellen Produktion ist unverkennbar. 


Wenn wir die Technologie städtebaulicher Gewaltorganisation 
an dem extremsten Punkt ihrer Entwicklung kennengelernt ha- 
ben, so kann dies nur als Ansatz dienen, die Geschichte städt- 
baulicher Gewaltorganisation überhaupt als Auseinanderset- 
zung aufzurollen. Über die Kämpfe in der naturwüchsig geglie- 
derten Stadt des letzten Jahrhunderts müßte sie den Beginn 
von Stadtplanung als Kampfmittel in der ersten Phase von Gar- 
tenstadtmodellen bis zur theoretischen Ausdifferenzierung 
räumlich getrennter Stadtfunktionen (Charta von Athen) auf- 
spüren. Sie müßte die Rolle der gewaltsamen Rationalisierung 
von städtischen Prozessen nicht nur in der Optimierung ökono- 
mischer Verwertung, sondern auch in der Zerstörung des 
schwer kontrollierbaren subversiven Potentials horizontaler Be- 


ziehungsgeflechte in den alten Arbeiterquartieren entdecken. 
Sie müßte Jahr für Jahr beschreiben, wie sich die neugebacke- 
nen Monopolherren über unser Leben mit der Zerstörung des 
horizontalen Geflechts und individueller Autonomie nur einen 
neuen Gegner eingehandelt haben. Die nicht einkalkulierten 
Reste des vergewaltigten Subjekts, die von den Gerippen ärm- 
licher logischer Strukturen fließenden Bedürfnissen nach ge- 
sellschaftlichem Reichtum, die Reaktionen auf die gänzliche 
Zernichtung von Autonomie artikulieren sich in einer Weise, die 
nunmehr auch die Landeskriminalämter und das Bundeskrimi- 
nalamt auf den Plan gerufen haben. Es ist nur folgerichtig, daß 
ihre mildesten Strategieüberlegungen darauf abzielen, ersat- 
zweise den Schein subjektiver Autonomie über den Raum wie- 
der herzustellen: Die anachronistische Rückübertragung von 
Kleineigentum (über die Verbesserung der Bildung von Woh- 
nungseigentum) und entsprechende Ersatzformen sollen die 


"Subjekte auf eine „‚defensible space‘ richten, um dort abwei- 


chendes Verhalten zu kontrollieren. In die gleiche Richtung zie- 
len die Angebote kontrollierter Partizipation. Darüberhinaus 
aber drängen die großen Wohnungsbaugesellschaften im Ver- 
ein mit dem BKA und den Landeskriminalämtern auf die Institu- 
tionalisierung eines gigantisachen Kontrollgeflechts über die 
Zusammenarbeit sämtlicher sozialer Dienste, einschließlich ge- 
meindenaher Psychiatrie, Sozialarbeit und Polizei. Es ist ein 
manifestes Eingeständnis, daß sich das Leben in die Gewalttä- 
tigkeit ihrer Maschinen nicht restlos einsaugen läßt und es ist 
offen zu Tage tretende Erwartung, daß das Kapital seine immer 
ärmlicher werdenden Gewaltkene gegen ein wachsendes 
Meer fremder Subjektivität wird verteidigen müssen. 


Detlef Hartmann 
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Die immer wieder unterbrochene 
Stimme des Lumpenproletariats 


Im Anschluß an das Heft 2 "Die 
neuen Gefängnisse" und als Bei- 
trag zum Sonderheft "Sicherungs- 
verwahrung" hat uns Peter Erlach 
den folgenden Beitrag zugesandt. 


Der Gefangenenrat als Modellfall einer zukünfti- 
gen revolutionären Selbstorganisation des sich ver- 
größernden Subproletariats.Dieses Thema impli- 
ziert eine Reihe komplizierter historischer Analy- 
‚sen,die hier nicht versucht werden sollen. Ich be- 
schränke mich auf das Phänomen und auf die Apo- 
logie einer Gruppe,die wie keine andere unter das 
banalisierende Verdikt der "Tageszeitung" und an 
derer geraten ist. 


Die linken Gruppen in Deutschland produzieren kä- 
nen Mythos.Obwohl es den Rationalisten organisa- 
torischer Zweckmäßigkeit scheint,daß das gerade 
ihr Vorteil ist,offenbart der Mangel an Mythos eher 
den nichtrevolutionären Charakter dieser Gruppen. 
Die vollständige Rationalität,die sie umgibt, ist auch 
das Einzige,was sie mit den unterdrückten Massen 
verbindet - und das ist wenig oder gar nichts.Die 
Anfangsbuc hstaben eines Namens,SB,KB und so 
weiter,oder das Firmenzeichen einer Zeitung:die 
radikale Antimythologie verbirgt dahinter das äu- 
ßerst rationale Kalkül,das auch aüßerst kleinlich 
ist.Strategien wie die der neuen Partei oder der 
TAZ kommen deshalb nie dazu,etwas zu verändern, 
weil sie in ihrer Kleinlichkeit für jeden unzuver- 
lässig sind,der die Revolution wirklich will. In de- 
ser Beziehung unterscheiden sich diese Versuche 
linker Rekonstruktion nicht von der '"Friedensbe- 
wegung" der 60er Jahre. 


Die maoistischen Gruppen ‚hilflose Nachahmungen 
eines erloschenen Mythos, verklären sich nur in 
wirren Träumen.Hier geschieht das gleiche, was 
mit den Auftritten der Nazi-Epigonen geschieht: 
ihr Enthusiasmus gilt nur noch ihnen selbst. 

Er hat keinerlei Verhältnis zur Realität mehr, 
seit die Realität - China - ihr Gesicht gewechselt 
hat.Die absterbende Ideologie erzeugt ebenfalls 
keinen Mythos,wie es Christus, Ghandi,Mao oder 
Che Guevara sind.Sie waren zugleich Realisten 
und Mythos. 


Denn seltsarnerweise scheint es der Realitätsge- 
halt einer Gruppe zu sein,ihre Übereinstimmung mit 
den sensiblen Linien der Wirklichkeit und ihr abso- 
luter Mut,die ihr Charisma erzeugen - ebenso wie 
ihre blutige Verfolgung.Die Rote Armee Fraktion, 
als Teil des antiimperialistischen Kampfes der Völ- 
ker ‚lebt vom Mythos dieses Kampfs,der sich für 
den Spießer im Fernsehen und für den Linken in 
seiner Zeitung abspielt.Die Guerilla überlebt auch 
ihr erstes Scheitern,als Söldner Libyens ‚als ver 
zweifelte Abstraktion,als Identität ohne das, womit 
man sich identifiziert.Wäre es nicht schwerer sich 
an diesem Kampf zu beteiligen,statt den Statisten 
einer Demonstration zu stellen,wäre es der Kampf 
aller,und von den Demonstrationen der Prostitu- 
tion blieben nur ihre zynischen Organisatoren üb- 
rig.Cohn-Bendits Trumpf ist,daß man die anderen 
nicht sieht.Er spricht,die andern sind verdammt 

zu schweigen. Vielleicht ist heute bereits das Spre- 
chen eine Form der Kollaboration.Wer kann noch 
offen sprechen?Der Kollaborateur. 


Die linken Parteien und Gruppen der Legalität. Ihre 
ununterbrochene peinliche Gegenwart in Form von 
Broschüren und Zeitungen steht in einem merkwü r- 
digen Verhältnis zu dem,was wir von ihnen wahr- 
nehmen - nämlich nichts!Wir können uns nichts un- 
ter ihnen vorstellen.Sie sind imaginär,ein nega- 
tiver Mythos. Als müßten wir an Siemens oder AEG 
glauben, traktieren sie uns mit ihrem Anspruch. 
Aber er bleibt imaginär, in unserem Herzen be- 
wegt sich nichts. Man sieht ihnen allen an,daß sie 
eines Tages Noske sein werden.Was wollen wir al- 
so mit ihnen? 


Heute ist die "Tageszeitung" die neue Sozialde mo- 
kratie. Ihre Funktion ist es,Meinungen aufzunehmen 
und sie dadurch zu vernichten.Die "Staatsschutz - 
funktion" der "Tageszeitung" ist die umfassende 
Information,mit eingeschlossen die Abtötung dessen, 
worüber informiert wird.Die Zerstörung eines Ge- 
sichts durch einen Abdruck ‚die Zerstörung einer 
Erklärung durch ihre Bekanntmachung,die Vernich 
tunf von Information durch Information - diese Rol- 
le der Kollaboration kann nur eine scheinbar unab- 
hängige Zeitung übernehmen. 


Im Potpourri der Albernheiten des "Pflasterst rand" 
und der ''"Tageszeitung'' tauchen politische Strategi- 
en auf,die sich jedoch derselbe Redaktionsklüngel 
ausgedacht hat,der auch für das Übrige verantwort- 
lich ist.Die Amnestiestrategie,die Mahler/Baum/ 
Klein - Strategie unterscheiden sich kaum von der- 
jenigen,die die TAZ auf den Markt gebracht hat - 

es sind die Märkte,die sie sich in unseren Köpfen 


erobert.Aber nach dem Genuß der Ware bleibt nur 
ein trauriges Gefühl der Leere.Es ist nichts zu tun. 


Hier treffen wir auf ein Merkmal,das zur Unterschei- 
dung wertvoll ist:Die Guerilla hat es gewagt zu han- 
deln und sich politische Macht anzueignen.Sie:ist die 
ändere Exekutive.Unter den politischen Gruppen der 
Linken ist das nahezu ohne Beispiel.Es ist charak- 
teristisch,das das,was die "Tageszeitung" vertritt, 
in der Situation des Scheiterns auftaucht. 


DER GEFANGENENRAT 


Es ist heute unbestreitbar,daß durch den Gefange- 
nenrat die er sten präzisen Konturen einer Politik 
der Gefangenen und Subproletariern geschaffen wor- 
den sind,das heißt:einer Revolution der Basis der 
Asozialisierten,der Arbeitslosen, Jugendlichen - 
einer neuen subproletarischen Unterklasse. In einer 
Weltzone und in einer Zeit,in der das Proletariat 
nur noch soziologische Bedeutung zu haben schien, 
ist eine Gruppe wie der Gefangenenrat der Beweis 
eines historischen Zusammentreffens:einerseits der 
Verwandlung eines Teils der Arbeiterklasse in eine 
neue Mittelklasse,andererseits des wachsenden S e- 
diments einer asozialen Klasse: illegalisierte Ar- 
beiter ‚Dauerarbeitslose,,‚Entqualifizierte,struktu- 
rell Arbeitslose ,‚Krimindisierte,Ghettoisierte, 
Gebran dmarkte ihrer Herkunft, ihres sozialen Kön- 
nens,ihrer Triebe und Sozialisation von Geburt an. 


Die soziale Normierung der Gesellschaft,nicht ge- 
hemmt sondern gefördert durch die linken Kräfte in 
den Institutionen ‚nimmt- Ausmaße eines neuen Ras- 
sismus gegen die Entsozialisierten an.Das Resul- 
tat eines F lächenbombardements impsychosozialen 
Innenraum der Gesellschaft ist die Vernichtung 
autonomer Lebensräume ‚Verstaatlichung und ver- 
wissenschaftlichte Planung und Verwaltung der 
eingeebneten Sozialisation,die verwaltete Kommun i- 
kation,die Planifizierung des eigenen Schicksals. 
Armeen von Sozialarbeitern, Sozialpädagogen, Ps y- 
chologen und sonstigen Sozialoffizieren werden der 
sozialen Infektion entgegengeworfen,um jeden Herd 
von Dissozialität bilden sich Belagerungsringe der 
hygienischen Hilfskräfte des Regimes.Und es sind 
ihre Ziele:Sozialisierung, Kommunikation, Diskussi- 
on,Rationalität,die uns wie das höhnische Echo ver- 
gangener ‚gescheiterter Revolutionen in den Ohren 
klingen.Heute sind es die strategischen Begriffe 
eines totalitären Regimes ‚tauglich für die endgül - 
tige Befriedung der Gesellschaft und der Kommunik a- 
tion,die sich der Gewalt der Medien und der Verpla- 
nung ausliefert. 


Freiheit wird zu Unverständlichem - der Gedanke 

an ein Schicksal ohne die Macht der Tatsachen wird 
undenkbar .Das allesumgreifende soziale Regime re- 
giert mit Hilfe der Tatsachen, ‚und mit Hilfe aller,die 
ihre Ansprüche erfüllt sehen,der Mehrheit.Der 
Staat kann tatsächlich eine revolutionäre Rolle spie- 
len, indem er in einem psychosozialen Genocid zur 
Gesellschaft wird:die Herrschaft der Sozialen Klas- 
se über das Parialeben einer Asozialen Klasse. 

Der Staat monopolisiert nicht nur die Betriebe, 
sondern auch die Eigenschaften.Mit den Kommuni - 
kationsmitteln und mit der totalen Erfassung der 
Bürger ist es möglich geworden,daß dieser neue 
Staat zur Eigenschaft aller wird und wie ein be- 
täubendes Chloroform alle Zonen der Gesellschaft 
durchdringen kann.Jedoch,er produziert - wie die 
Atommeiler - einen schrecklichen und gefährlichen 
Abfall:die Asozialität. 


DEFINITION DES SCHEITERNS 


Die kleine Gruppe des Gefangenenrats,die mit dem 
Frankfurter Büro verbunden war und bis zuletzt ei- 
ne Art revolutionärer Exekutive der Gefangenen dar- 
stellte,wurde im Dezember 1975 verhaftet.Ohne Pro- 
zeß (der heute immer noch nicht stattgefunden hat) 
verbrachte sie zum Teil zwei Jahre in Untersuchungs- 
haft. 


Der Gefangenenrat bestand mit einer Nachfolgegr up- 
pe bis 1976,dann hörte er auf zu bestehen,als auch 
ein Teil dieser Nachfolgegruppe verhaftet wurde. 
Nachfolgegruppen in anderen Städten - Mannheim, 
Bremen, Ber! in - bestanden nur kurz und scheiter- 
ten offenbar an inneren Schwierigkeiten.Bis jetzt 
überlebt nur die ""Gefangenenselbstinitiative' in Ham- 
burg,die eine unpolitische,auf Öffentlichkeitsarbeit 
spekulierende Richtung verfolgt. Außerdem die 
Gefangenengruppe Nürnberg,dem Gefangenenrat 
„eher ähnlich,die einer massiven Verfolgung ausge- 
setzt scheint.Das Häftlingskollektiv wurde Ende 
1978 zerschlagen.Ein Teil der ehemaligen Mit- 
glieder des Häftlingskollektivs und des Gefangenen- 
rate emigrierten,nachdem ihre erneute Verhaftung 
voraussehbar war,ins Ausland.Ein Weiterbestehen 
beider Gruppen in Deutschland ist durch die Repres- 
sion unmöglich geworden,die Gruppen sind faktisch 
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verboten. Im November 1979 wurde versucht,den 


- Nachrichtendienst des Gefangenenrats wieder er- 


scheinen zu lassen. Nach zwei Nummern tauchte der 
Verantwortliche,angesichts der unmittelbar drohen- 
den Verhaftung, unter. : 


Die Tragik der Gefangenenbewegung ist unverk enn- 
bar.Sie ist das Objekt eines Kräfteverhältnisses, 
das zur Zeit radikal zu ihren Ungunsten ausschlä-gt, 
und dabei vereinigen sich die widersprüchlichsten 
politischen Strömungen zu dem eirien Effekt,daß 
eine Gefangenenbewegung und eine politische Bew e- 
gung des Subproletariats auf der Vorstufe des 
scheinbar Unmöglichen stehenbleiben. 


Dem Gefangenenrat wurde häufig der Vorwurf der 
Selbstisolierung gemacht,die zu seinem Scheitern 
geführt hätte.Es wird aber übersehen,daß diese 
Isolation nur der Ausdruck eines Beharrens auf die 
Konstituier ung eines eigenen subproletarischen 
Interesses war.Der Gefangenenrat hätte nicht die 
Stimme des Subproletariats sein können,ohne sich \ 
damit völlig zu isolieren. Ausdruck eines radikalen 
Suchens nach der eigenen Identität gegenüber ande- 
ren Klassen war der Gefangenenrat eher erfolg- 
reich in seiner Isolation von fremden Klassen und 
Kräften (die zur Definition seiner eigenen politischen 
Rolle geführt hat) ‚als in dem, was er mit Hilfe'an- 
derer Kräfte tatsächlich erreicht hat.Das Mißver- 
ständnis einer Gefangenenhilfsorganisation umgibt 
noch immer diese Gruppe ‚die sich als das politis ghe 
Zentrum des Lumpenproletariats,einer sich ausdeh 
nenden asozialen Klasse der Gesellschaft, ver stand. 
Die radikale,militante Aktion ersetzte zum Teil die 
Verständigung über eine begrifflose Identität der 
Asozialisier ten - in einer sich sozialisierenden 
totalen Gesellschaft,die die Verwirrung der Begrif- 
fe produziert. N 
Für die,die es schon immer wußten,ist das Erschei- 
nen dieser seltsamen kleinen Gruppe die Folge von 
politischen Mißverständnissen und Fehleinschätzun- 
gen,über die man heute hinweggehen kann. Die Ge- 
fangenenbewe gung ist wieder zur politisch uneffek 
tiven und subjektiv unerträglichen Form der indi vi- 
duellen Unterstützung von Gefängnisinsassen zur ück- 
gekehrt (von seiten einer Klasse,die dafür sorgt , 
daß es weiter Gefängnisinsassen gibt) - vom Traum 
einer revolutionären Miliz,von den Losungen des 
Gefangenenrats, von der Intention seines Manifests 
und seiner düsteren grauen Fahne,vom Aufbau einer 
revolutionären proletarischen und subproletarischen 
Gegenmacht redet scheinbar niemand mehr .Wie tief 
dieser Impuls in die Gefängnisse eingedrungen ist, 
läßt sich nicht feststellen - eher jedoch der Impuls 
der Enttäuschung über die Untätigkeit und die Kolla- 
boration der Linken,die mißverstanden wird als 
unnütze Taktik.Die Revolution ist wieder die Ange- 
legenheit von einigen,die sie machen wollten,und 

den allzu vielen,die sie jetzt im Knast betreuen. 
Selbst das verfällt der Kollaboration - man verbin- 
det es,den einen zu helfen,die der Staat geschlagen 
hat,und dem Staat zu helfen,der sie schlug. 


Nicht genug,daß die Medien und Gruppen ihre eige- 
ne legalistische Position verkünden,sind sie nöch 
darum bemüht die im Kampf untergegangenen Gruppen 
als legalistisch erscheinen zu lassen,und brechen 
ihnen damit mit sanfter Hand noch nachträglich das 
Rückgrat - als hilflosen,kriminalisierten Opfern der 
Justiz. 


BEWAFFNETER KAMPF— MILIZ ODER 
KOMMANDOAKTION EINES AGENTEN — 
RINGS ? 


Der Gefangenenrat hat mehrfach erklärt (z.B. im 

ND Nr.8,Die drei Schritte der Gefangenenbewegung), 
daß seine Taktik der bewaffnete Kampf,der Aufbau 
einer subproletarischen Miliz ist.Die Organisati - 
onsform ist politisch und militärisch zugleich.Sie 
zielt darauf ab,von Anfang an eine Gegengewalt ge- 
gen das Regime zu bilden - nicht in einem unbestimm- 
ten Untergrund ohne Basis,sondern auf breitester 
Basis,legal und öffentlich, solange als möglich.Von 
einer Beschränkung des bewaffneten Kampfes auf 
bloße symbol ische Anschläge unterschied sich die- 
ses Konzept durch die Annahme ‚daß nicht die mili- 
tärische Strategie oder Technik ‚sondern die Bewaff- 
nung der Mitgliederbasis einen Machtfaktor darstellt 
- anders als bei einer geheimdiensthaften Organisa- 
tion wie der RAF ‚dem 2.Juni oder den RZ.Dabei ist 
der Grad der Bewaffnung zweitrangig neben der Tat- 
sache,daß sich die Basis bewaffnet und ihr strate- 


» gisches Ziel definiert. Als erstes sind dies: Abschrek- 


kung des Terrors,den das Regime über die Gefan ge- 
nen ausübt,Schutz der Internierten durch die Gewiß- 
heit der Vergeltung,die eine bewaffnete Gruppe aus- 
zuüben imstande ist,gerade weil sienicht aus der 
Illegalität operiert und ihre Basis inmitten des ein- 
fachen Lebens der Mitglieder niemals aufgibt.Die 
Aktionen bleiben dadurch auf einer Stufe,die keinen 
Militanten zum Söldner für nationalstaatliche Inter- 


essen der arabischen Länder machen kann,wie es bei 
den drei linken Guerillaorganisationen der Fal| ist. 


- Die Einheit des politischen und militärischen Kampfs 
an der Basis,die Klarheit eines Konzepts für eine 
Revolution gegen Kapital und Konsumeigentum,der 
Angriff auf Machtstellungen des Regimes,ohne die 
Falschen,die Unbeteiligten zu treffen,und die Rolle, 
die diese kleine Gruppe durch ihre exekutive Funk- 
tion als Gegenmacht zu spielen fähig war, - dies al- 
les zeigt das Gegenteil des Scheiterns und der selb st- 
verschuldeten Isolation.Durch seine exekutive Stel- 
lung und Definition,gleichzeitig als Vertretung einer 
Klasse und einer gesellschaftlich klar definierten 
Gruppe und alsmilitärische Exekutive dieser K las- 
se,hat der Gefangenenrat ein Exempel für den Be- 
ginn einer Revolution geliefert. Er ist deshalb nach 
wie vor ein Modellfall einer realen Revolution.Er 
vereinigt die Basis mit theoretischer Arbeit,politi- 
sche und militärische Organisation,Definition der 
eigenen Klasse mit Definition des historischen Inter- 
esses,und das Anknüpfen an die unmittelbaren Inter- 
essen der Basis. 


Die Fehler,die im Gefangenenrat gemacht worden 
sind, sind nicht unvermeidlich,auch wenn sie dem un- 
entwickelten Politisierungsprozeß des Subproleta- 
riats zuzuschreiben sind. Der Gefangenenrat ist 
vermutlich nicht durch diese Fehler gescheitert, son- 
dern daß die mit dem Frankfurter Büro verbundenen 
Mitglieder nahezu vollständig verhaftet wurden, Die 
Verhaftung wurde durch einen Denunzianten ausgelöst 
- ein Umstand,der nichts darüber aussagt,ob ein 
solsher Verrat auch eine größere Gruppe hätte läh- 
meh und vernichten können.Wer den Verrat selbst 
zum Vorwurf des Scheiterns erhebt,mag sich dam it 
beruhigen,daß,wo nichts Unerlaubtes geschieht, 
auch nichts zu verraten ist - die bornierteste Auf- 
fassung von politischer Effizienz,die sich immer 
mehr zu verbreiten scheint.Solche Niederlagen,der 
Untergang einzelner Gruppen, sind nicht der Maß- 
stab für das Scheitern einer Bewegung. Tatsächlich 
ist auch die Ursache der Hemmung einer subproleta- 
rischen Bewegung eine andere ‚und sie hat viel mehr 
mit dem politischen Prozeß innerhalb der Linken 

als mit den Verhaftungen zu tun,so einschneidend Ver- 
haftung,F lucht, Zerschlagung von Organisationen 
auch sind. 


DIE NEUE UNTERKLASSE 


Der Gefange nenrat verkörpert drei Tendenzen,die 
an der Politik der Linken links vorbeigehen - wobei 
er sich nie als "links" ‚sondern als "unten" einstuf- 
te - im absichtlichen Gegensatz zu dieser parlamen- 
tarischen Unterscheidung. 


Erstens ist es die Annahme der Veraltung der poli - 
tischen Revolution,die Abwendung von der nahelie- 
genden Möglichkeit,eine Koalition mit anderen, in 
der sozialen Hierarche günstiger gestellten Klassen 
einzugehen,die den Gefangenenrat kennzeichnet. 

Das Konzept der '"Reproletarisierung" wurde ver- 
worfem;aber die "Asozialisierung" war nicht Aus- 
druck eines sich selbst isolierenden Trotzes,son- 
dern vor allem der Einsicht,daß der traditionelle 
Begriff der sozialen und politischen Revolution in 
den entwickelten,hochindustrialisierten Zonen sich 
nicht mehr durchführen läßt, Die soziale Revo lu- 
tion hat ebenso ihren Zenit überschritten wie ihr 
Subjekt:die Arbeiterklasse.Mit dem Absterben der 
Arbeiterklasse und dem Aufstieg der sozialen Arbeit 
begann für die Revolution selbst ein Prozeß der 
"Asozialisierung' ‚an dessen Ende Revolution und 
asoziale Existenz zusammenfallen müssen:die 

neue asoziale Klasse definiert sich anders als die 
Arbeiterklasse,und sie ist gegenüber der totalisier- 
ten Funktionalität der Gesellschaft in einerm höhe- 
ren Maße revolutionär als die Arbeiterklasse und ih- 
re Qrgani sationen bisher. ; 


Die Eigentumsfrage betrifft die zweite wesentliche 
Differenz zur Linken.Das Kommur..stische Manife st 
kennt nur das Privateigentum an den Produktion s- 
mitteln. Das Elgentum der Proletarier selbst war 
zu jener Zeit so unbedeutend und notdürftig,daß ein 
Hinweis auf die mögliche Enteignung auch dieses Ei- 
gentums nur Zynismus sein konnte.Dieser Umstand 
hat sich inzwischen jedoch grundlegend geändert. 
Sowohl im Westen wie in den östlichen Übergangs- 
gesellschaften hat sich gezeigt,daß das Konsum ei- 
gentum eine eigenständige soziale Formation dar- 
stellt und die Eigentumsform einer neuen Klasse 
ist,die sich in ihrer Existenz von dem früheren 
Proletariat und von jetz igen Eigentums- und Be- 
sitzlosen,vor allem vom Lumpenproletariat der Driit- 
ten Welt, unterscheidet.Der Gefangenenrat hat zum 
ersten Mal radikal die Frage nach dem Konsumei - 
gentum gestellt. Und er hat die neue Klasse dieses 
Eigentums beim Namen genannt.Das Interesse der 
Sozialen Klasse steht einer Klasse,die sie asozi- 
alisiert und ausbeutet,antagonistisch gegenüber. 

Es ist diese Soziale Klasse,die das neue Subjekt des 
Sozialismus ist,während die revolutionären Mythen, 
Theorien,Begriffe und Hymnen des aussterbenden 
Proletariats wie der tote,abgesunkene Glaube einer 
Religion weiterwirken - aber nicht mehr für , sondern 
gegen die Armen,die Ausgebeuteten. 


Drittens:die Vergesellschaftung wird verknüpft mit 
der Herrschaft der Sozialen Klasse,die eine Eigen- 
tümerklasse neuen Typs ist.Die Gesellschaft mit ihrer 
von der. Sozialen Klasse zurückgehaltenen,terroris- 
tisch werdenden technischen Verwaltung,das Ver- 
spielen der Chance,das menschliche Leben durch 


Entpossessi v ierung,die Abschaffung des Konsume i- 
gentums,auch zu entsozialisieren,und die fälschli - 
che Indentif izierung der Befreiung mit einem größe- 
ren Ausmaß an verinnerlichten Normen,rigider Ko- 
ordination der Individuen,unausweichlicher Organi- 
sation und Einheitlichkeit der Vorstellungen,Begrif- 
fe und Kommunikationsformen - diesem Bild einer so- 
zialisierten Gesellschaftdas bereits ein Bild des 
Terrors ist,wird die Vorstellung der "Asozialisie- 
rung" entgegengesetzt - sowohl als mögliche Wider- 
standsform einer asozialen Klasse,wie als grundsätz- 
liche Strategie der Gesellschaftsveränderung selbst, 
an deren Ende das Ziel der Gesellschaftsauflösung 
steht.Gesells chaft kann sich nur befreien durch ihre 
sukzessive Auflösung in die produzierten Dinge ‚die 
technisch gew ordenen menschlichen Funktionen. 

Als menschl iche Funktion hat Gesellschaft die histo- 
rische Tendenz, Technik zu werden und dadurch ein 
Potential an sich frei entfaltenden ästhetischen 
Selbstäußer ungen des Menschen zu entwickeln. 


Zur Politik der Asozialisierten wird die bewuß te 
Verwerfung sozialer Normen.Doch dieser Kampf geht 
aus von der realen sozioökonomischen Lage einer 
Klasse,die das Erbe der Klasse der Verdammten zu 
übernehmen hat.Das Subproletariat in den industr i- 
ellen Zonen ist das neue Proletariat.Seine neue 
Produktivität ist die strukturelle Arbeitslosigkeit, 
die die Revolution produziert.Die Internierung in 
Gefängnissen,Lagern,Erziehungsheimen bildet die 
Ausbeutun gsform in Gestalt der industriellen Skla- 
verei - einer der unausbleiblichen Boten der Antike, 
die unser stillgestelltes Zeitalter erreichen. 


Die Sklaverei besitzt eine Kontinuität durch alle 
Epochen hindurch.Sie wandelt jedoch ihre Form mit 
den verwandelten ökonomischen Bedingungen. Zu al- 
len Zeiten verfiel die veraltete Arbeitskraft der 
Kriminalisier ung und damit der Internierung und 
Sklaverei .Dieser Prozeß der Versklavunv,der das 
Geheimnis der Justiz ist,befindet sich heute in 

einem neuen Llmbruch,und zwar entsprechend dem 
Umbruch der Arbeitskraft selbst,von dem er ab- 
hängt.Die rein technische Arbeitskraft beginnt zu 
veralten.Dem manuellen Arbeiter weicht der soziale, 
politische Arbeiter ‚dessen Arbeitskraft vorzugswei- 
se sein sozialer charakter ist.Auf der anderen 
Seite ist es hauptsächlich das Phänomen des sozia - 
len Charakters,der Soziabilität,die einen Menschen 
zur Sklaverei herabdrückt:zu seiner Eigenschaft 

als bloßer Reflex der Eigenschaften der herrschen- 
den Klassen. Ist es heute noch die aushilfsweise Be- 
tätigung in besondern schmutzigen ,‚diskriminierenden 
Arbeiten oder die Ausbeutung als menschliche Atr ap- 
pe durch die Dienstleistungsindustrie (Prostituierte, 
Kellner, Türsteher usw.),scheint es für die Zukunft 
den neuen Reservaten der Dienstleistungen über| a s- 
sen,die Unqualifizierten in ihr ökonomisches Ghet-. 
to aufzunehm en,abgesondert vom Leben der soziab- 
len Gesellschaft,die längst eine sozialistische Ge- 
sellschaft sein kann. 


Auf der denkbaren Linie dieser Entwicklung der Skla- 
verei liegt auch ihre technische Revolution zur Ver- 
wendung von Menschen als Rohstoff der medizinischen 
Industrie,wie sie bisher mit den Körpern der Gefan- 
genen praktiziert wurde.Die Sklaverei,als Ausdruck 
dessen,daß jede Gesellschaft auch aus ihrem Abfa II 
noch Nutzen zieht,hat mit er Ausbreitung der Auto- 
mation nur noch am Fleisch der Sklaven Interesse. 
Die Ausbeutung des Menschen entbehrt das Gefüh | 

für die Grenze zwischen totem und lebendigem 

Stoff - Fleisch und Blut,von Tieren wie von Men- 
schen, verwandeln sich zu totem Stoff der ökonomi - 
schen Verwertung.Die Moral setzt keine Schranken, 
sondern verschiebt sie lediglich in die gewünschte 


“ Richtung,und so trägt sie selbst dazu bei,daß aus 


Leben unwertes Leben wird, wert nur zu seiner Ver- 
wertung als Rohstoff.Dazu tragen sowohl die reak- 
tionären wie die progressiven sozialistischen Ideo- 
logien der Sozialisation und des sozialen Verhaltens 
bei.Der Kampf um das physische Überleben kann zur 
Triebkraft künftiger Revolutionen werden. 


INTERNIERUNG UND REVOLUTION 
Justiz und Sklaverei 


Justiz und Sklaverei sind historisch verknüpft als 
zwei sich bedingende Institutionen der Repression, 
die bestrebt sind,einen Teil der Bevölkerung auf 

der Stufe zu halten,die eine spezifische Ausbeutungs- 
weise ermöglicht. Diese erniedrigte Ausbeutungswei- 
se ist heute die Dienstleistung als "'Mensch'" ‚nicht 
mehr nur als Teil der Maschine,die immer weniger 
Menschen zu ihrer Bedienung bedarf.Dieser Überfluß 
an Menschen hat ihre neue "menschliche" Arbeits- 
kraft erzeugt.Und das, was dieser Arbeitskraft ihr 
Wesen, ihre eigentümliche Bestimmung verleiht, ist 

die soziale Diskriminierung:die Zerstörung des sozi - 
alen Charaktersin Institutionen wie Fürsorgeerzie- 
hung, Gefängnis, Psychiatrie, Jugendamt usw. ‚den 
großen Kommandanturen des Subproletariats.Wäh- 
rend die eingeführte subproletarische Arbeitskraft 
der Arbeitsemigranten die Sub-Produktivität der 
Produktion bildet - immer mehr abgedrängt vom Pro- 
duktionsprozeß selbst - ‚verschiebt sich die Produk- 
tivität des einheimischen Subproletariats in eine Zo- 
ne,wo der Mensch "an sich'' Stoff der Arbeitskraft 
wird,die keinen anderen Stoff mehr braucht als die- 
sen:den Menschen.Er bietet sich an,sich benutzen 

zu lassen wie ein Pferd,das den Grobheiten,dem 
Blödsinn,den Witzen und dem rücksi cHslosen Ge- 
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brauch der Konsumenten ausgesetzt wird,denen man 
es zum Reiten anbietet - drapiert mit Reklame, in 
einer Szene unwirklicher Warenästhetik ‚die das 
Wesen des Pferdes auf seinen Gebrauch reduzieren. 
Das Geheimnis der neuen subproletarischen Pro- 
duktivität ist jedoch,daß sie der Verbrechen und 
des sozialen Scheiterns bedarf. 


Angesichts der naiven, von den Apologeten der Mo- 
dernisierung vorgebrachten Behauptung,das Subpro- 
letariat könnte sich durch Arbeit und anständiges 
Leben resozialisieren,ist dies von entscheidender 
Bedeutung. Im Bereich der subproletarischen Pro- 
duktivität ‚also der Su b-Dienstleistungen, zu denen 
z.B.die Prostitution,aber auch nicht inkriminierte 
Tätigkeiten gehören, wird der Gebrauch,den man von 
Menschen macht ‚derart totalitär,daß er,wie die 
Bauernarbeit einen Bauern und die Angestelltenar- 
beit einen Angestellten,einen adäquat entwerteten, 
dissozialisierten Menschn var aussetzt „Ähnlich der 
Arbeit der Hausfrau,cıe ebenfalls nichts wert ist, 
weil sie diskriminiert ist,wird die '"'Menschlichkeit'' 
des Subproletariats gleichzeitig extrem ausgebeutet, 
was den Bedarf nach ihr angeht ‚andererseits extrem 
entwertet,und die Ideologen bringen es fertig uns 
vorzuspiegeln,daß diese Produktivität,auf die eine 
repressive Gesellschaft ihren Bauch, ihren Geist und 
alle ihre Triebe stützt,etwas schlechtes wäre.Sie 
wollen sich um sie kümmern und die Jugend davon 
abhalten,und gerade darum verleihen sie dem Schlech- 
ten noch die Authentizität,die es zu seiner Schlecht- 
heit braucht. 


Die Dialektik von Ekel und Notwendigkeit der Ökono- 
mie schafft einen Zustand der idealen Ergänzung von 
humanitären Phrasen,drakonischen Strafen, Resoz i- 
alisierungsbestrebungen, sozialer Entwertung und 

dem geplanten Verfall der Normen.Die Inflation des 
menschlichen Werts verbilligt die Ausbeutung des Men- 
schen,analog dem Tier,das ebenfalls diesen Prozeß 
der Destruktion des eigenen sozialen Werts - bis 

zur Eleminierung seiner Subjektivität - durchlaufen 
hat. 


DIE ÖKONOMIE DES ASOZIALEN 


Das Zusammentreffen einer Anzahl ökonomischer 
Faktoren, wie strukturelle Arbeitslosigkeit, Entwick- 
lung der Dienstleistungs- und Freizeitindustrie, Aus- 
dehnung des Konsums bei einer restriktiven Vernich- 
tung aller natürlichen Bedürfnisse wie nach Luft, 
Licht,Ruhe,Landschaft,Muße usw. ‚der dadurch her- 
vorgerufenen Perversion der Konsumbedürfnisse - 
alles dies schafft eine neue Arbeitskraft,die bereits 
ästhetischen Charakter hat, während alle bisherige 
Arbeitskraft technischen Charakters ist.Und diese 
Arbeitskraft ist,was ebenfalls neu ist,nicht mehr aus- 
schließlich vom Kapital ausgebeutet,,sondern, in 
ihrer spezifischen Form,auch eine soziale Ausbeu - 
tungs- und Perversionsform des Konsumeigentums. 
Die Ausdehnung der Sub-Dlenstleistungen zerstört , 
mit dem Aggregat der Zerstörung sozialer Normen, 
das ihre produktive Energie erzeugt,auch die Un- 
schuld des Konsumeigentums.Das Konsumeigentum, 
das von den Marxisten unbeachtet in der gleichen Wei- 
se,wie das Kapital bei den Apologeten des Kapitals, 
enthüllt seinen Charakter als parasitäres Eigentum. 
Dle Form ihrer Produktivität ist die Unmenschlich- 
keit. Nur die Unmenschlichkeit des Subproletariats, 
die Eliminierung seines menschlichen Daseins durch 
seine "'menschliche'' Produktivität,kann dieses Kon- 
sumeigentum reproduzieren. 


Diese Form des sublimierten Kannibalismus,der je- 
derzeit zu seiner mörderischen Ursprungsform re- 
gredieren kann (heute der Ausraubung von menschli- 
chen Körpern) ist die modernste Produktivität - ab 
hängig vom Konsumeigentum ‚nicht als Arbeutnehmer 
gegenüber einem Arbeitgeber ,der nach wie vor Kapi- 
talist ist,sondern als konsumierter Rohstoff,der sich 
nur in einem Arragement konsumierender Sinne und 
sozialer Werte verwerten läßt.Gerade dazu bedarf 
es jener ausgedehnten sozialen und moralischen In- 
frastruktur,die von der vergleichsweisen Homogeni- 
tät von Gesellschaften gescgaffen wird, in denen die 
Arbeiterparteien,ohne noch Arbeiterparteien zu 
sein,am allgemeinen Geschick mitbestimmen und die 
Arbeiter keinen Wunsch nach tiefgreifender Verände- 
rung mehr hegen.Das merkwürdige an den Sub-Dienst- 
leistungen ist auch,daß die Produktivität in ihrer 
"'menschlichen'"' Form sich ihrer Grenzen nicht mehr, 
bewußt zu sein scheint. Sie übertritt die Grenzen 
des unmittelbaren Produzenten und vereinigt sich 

mit seinem Konsumenten,mit dessen '"'Produktien'' , 
der Werte-Destruktion,der Normenzerstörung,de s 
Bedürfnisses der Entmenschlichung des andern.Eine 
ganze Gesellschaft hat Teil an der Raffinerie des 
Bösen.Das ist die Erklärung dafür,daß es bei völli- 
ger technischer Überflüssigkeit immer noch Berufe 
gibt,die scheinbar eine D lenstleistung, in Wirklich- 
keit die Entwürdigung und Entmenschlichung des Ar- 
beiters darbieten,wie z.B.Kellner. 


Es ist anachronistisch geworden,sich auf eine "Ar- 
beit,die Werte schafft!" zu berufen,wenn diese Arbeit 
die Zerstörung von Menschen und Dingen produziert 
und ihr einziger scheinbarer Nutzen,das Konsumei- 
gentum die soziale Destruktion von Menschen als 
Konsumgegenstände bedeutet. 


So kann sich die Auflehnung der Subproletarier 
nicht primär gegen das Kapital richten,das nur der 
abstrakte Hintergrund ihres Elends ist - vergleich- 
bar mit der Abstraktheit des Feudalismus zur Zeit 


der bürgerlichen Revolutionen.Das Subproletariat 
hat mit der Linken nur noch wenig gemeinsam,denn 


wogegen sich sein Kampf richten muß,ist gerade das, 


-was die Linke verbirgt:das Konsumeigentum.Es ist 
sehr wahrscheinlich,d4ß es mit der Fortdauer dieses 
Spaitungsprozesses zu einer Allianz der Linken mit 
den Regimeparteien kommen wird,mit denen sie sich 
günstigenfalls in einem gemeinsamen Parlament wie- 
derfinden wird.Eine Organisation der Unterklasse 
geht den entgegengesetzten Weg. Zum ersten Mal 
"rückt das Ziel der:universellen Besetzlosigkeit und 
der Befreiung des Menschen aus seiner Gesellschaft 
in greifbare Nähe - auf dem blutgetränkten Boden 
vergangener Kämpfe entfaltet sich ein Kampf von 
einzigartiger Radikalität.Die sozialistische Revo lu- 
tion ist - weil sie vom Staat und seinen Parteien 
vollzogen wird - zu einem Anachronismus geworden. 
Nur noch unter den Bedingungen nationaler Befrei - 
ungskämpfe finden sozialistische Revolutionen statt, 
und auch hier ist es nicht das Lumpenproletariat 

(das oft mehr als 50% der Bevölkerung dieser Län- 
der ausacht),das ihr Subjekt ist - sondern es kämpft 
den Kampf anderer ,welche,einmal an der Macht,ge- 
wöhnlich die neue Burgeoisie,eine sozialistische 
Staatsbourgeoisie,mit einem breiten Unterbau von 
Beamten und Technikern sowie Geschäftemachern 
jeder Art stellen. Die Besitzlosigkeit hat eine neue, 
terroristische Form angenommen in der Verwertung 
des Menschen als Menschen,die für einen Teil der 
Bevölkerung ein Pariadasein am Rand der Gesell- 
schaft schaffen wird,einen Bezirk der Asozialität, 
in dem die Soziale Kontrolle und die Polizei herr scht. 


Wenn es die Bedingung des Sozialen ist,sich in den 
unteren Zonen der Gesellschaft aufzulösen,um sich 
zu reproduzieren,reproduziert das Soziale seinen 
eigenen Untergang:die Nihilisierung seiner Kultur, 
seines Eigentums,seiner Werte.Und die scheinbaren 
kriminellen Unwerte,die dissoziale Verelendung, 
die Flucht aus einer Arbeitskraft,die Unmenschlich - 
keit ist,die Flucht aus einer Gesellschaftlichkeit, 
die ungesellschaftliche Unmenschlichkeit ist, werden 
in der individuellen und kollektiven Revolte zum Fo- 
cus der asozialen Revolution.Die Abundanz des Men- 
schen wird zur Bedingung des gesellschaftlichen 
Fortschritts,der nur noch jenseits der menschli- 
chen Form der Gesellschaft möglich ist,deren epi- 
demische Herde persönliches Eigentum ‚persönliche 
Kompetenz und persönliche Sozialität heißen.Das 
revolutionäre Subproletariat bietet der Gesellschaft 
nicht eine neue Verwaltung und ein neues Eigentum, 
sondern die technologisch möglich gewordene Auf- 
lösung aller Verwaltung und aller Gesellschaft.Es 
ist,als Klasse,die radikale Inkompetenz ‚die zur 
Kompetenz über eine apparativ verselbständigte So- 
zietät allein fähig sein könnte. In der negativen 
Vermenschlichung der Arbeitskraft liegt die Poten- 
tialität der Vermenschlichung aller technischen und 
sozialen Kompetenzen:jeder ist,nur als Mensch,dazu 
gleich berechtigt, wenn ihr Eigentumscharakter fort- 
fällt.Denn technische Kompetenzen sind nur der 
Schleier des Eigentums. 


E DREI 
ON 


I SCHRITTE DER ORGANISA— 
j 

Die Originalität des Gefangenenrates als strategisch 
- politisches Konzeptbesteht zunächst darin,daß er 
von Anfang an eine revolutionäre Exekutive darstelH- 
te: Vertretung aller Internierten,als Vertretung des 
Lumpenproletariats. Vertretung nicht in einem affirma- 
tiven Sinn der Reklamierung vorl'Rechteri'! sondern 
als Eindringen in ein Machtvakuum (es gab aufgrund 
der Rückständigkeit des deutschen Gefängniswesens 
keine Vertretung der Gefangenen) und die Verwand- 
lung dieser scheinbar reformistischen Position in 
eine revolutionäre Exekutive. 


Der Sprung von einer scheinbar angepaßten refor- 
mistischen Gefangenenvertretung zu einer revolutio- 
nären Initiative wurde deshalb auch zunächst von 
der Justiz nicht verstanden und schuf einen zeitli- 
chen Vorsprung,der es erlaubte,das Konzept der 
Massenexekutive in seinen drei Stufen, von einer Ge-: 
fangenen vertretung und politischen Klassenver tr e- 
tung zu einer lumpenproletarischen revolutionären 
Miliz,als eindeutiges Modell des Kampfes zu dem on- 
strieren.An diesem Modell werden vermutlich zu- 
künftige Kämpfe anknüpfen,nicht nur der Gefangenen, 
‚sondern der Unterklasse insgesamt. 


ı 
In der kurzen Zeit seines Bestehens hat der Gefan- 
genenrat einen Zyklus des Kampfs durchlaufen,der, 
beginnend mit der Organisierung der Basis,sich fort- 
setzend und steigernd in der politischen Strategie 
und politischen Organisation und auslaufend in der 
politisch-mi litärischen Organisation,kennzeichnend 
für den revolutionären Sprung von der einfachen 
Interessenvertretung zur revolutionären Gegenmacht 
ist. Alle drei Stadien haben ihre eindeutigen Erfol- 
ge:das erste Stadium im Mannheimer Gefängnisskan- 
dal,der eine schwere Niederlage der Justiz dar- 
stellte,das zweite Stadium in der Konzeption einer 
politischen Strategie und Theorie des Subproleta- 
riats,das dritte Stadium in der Exemplifizierung 
der kämpf erischen Taktik des Subproletariats und 
einer politisch-militärischen Organisation,die sich 
nicht in die konspirative Falle locken läßt,sondern 
aus demHinterland ihrer Legalität und ihrer breiten 
Basis operiert und gerade dadurch fähig ist, immer 
„wieder überraschend anzugreifen und sich unerkannt 


zurückzuziehen.KeinAngriff hatte die Verhaftung von 
Mitgliedern zur Folge - Verhaftungen waren immer 
die Folge von Denunziationen,die auf künstlichen 
Behauptungen aufgebaut waren und sich größtenteils 
als haltlos erwiesen. 


Die administrative Exekutive des Gefangenenrats, 
völlig verschieden von der sich bescheidenden dekla- 
matorischen und agitatorischen Rolle der heutigen 
Knastgruppen, schuf in verhältnismäßig kurzer Zeit 
eine breite Basis innerhalb der Gefängnisse und un- 
ter den Angehörigen.Wie groß diese Basis war, läßt 
sich daran ab lesen, in welchem Ausmaß von der Re- 
pression auch Angehörige,sogar Gefängnispfarr er 
getroffen wurden. Tatsächlich war der Einfluß des 
Gefangenenr ats viel größer,als am Umfang der Or- 
ganisation sich nachträglich ablesen läßt. Trotzdem 
war die Repression imstande,eine spontane Fortpflan- 
zun des Modells zu unterbrechen, und das liegt ei- 
nerseits an der (durch die kurzt Zeit bedingte) Be- 
schränkung auf die Basis der Gefangenen und Inter- 
nierten(statt ihrer immer wieder sporadisch versuch- 
ten Ausdehnung auf die gesamte subproletarische 
Unterklasse),und an der agitatorischen, auf Öffent- 
lichkeitsarbeit beschränkten Rolle der Nachfolge- 
gruppen,die sich durch die massive Repression ge- 
gen den Gefangenenrat abschrecken ließen. 


EINHEIT UND WIDERSPRUCH : 
DIE GESPALTENE REVOLUTION 


Ein Model | politischer Organisierung läßt sich je- 
doch nicht zu jedem Zeitpunkt beliebig wiederholen. 
Die Bedingungen haben sich innerhalb weniger Jahre 
geändert.Die Basis der Knastgruppen hat sich zwar 
verbreitert und umfaßt heute auch die Atomkraf twerk: 
gegner und nahezu alle linken Gruppen;ihre klassen- 
mäßige Eindeutigkeit ist jedoch verloren gegangen 
und damit auch die Militanz der Jahre 74/75/76. 

Die frühreren Knastgruppen waren gekennzeichnet 
durch eine Koalition von Studenten und Gefangenen 
aus dem Subproletariat,heute erscheint die Beteili- 
gung von Studenten eher sekundär ‚die subproleta ri- 
sche Basis ist zerfallen. An ihre Stelle ist ein brei- 
tes Spektrum von Interessen getreten,die mit der 
Zone der subproletarischen Kämpfe - Gefängnis, 
Psychiatrie,Erziehungsheim.Sozialamt, Arbeitslosig- 
kei,Entqualifizierung, soziale Diskriminierung usw. 

- nur noch indirekt,sporadisch oder von der Be- 
treuerseite verbunden ist.Die entscheidenden Im- 
pulse gehen von einer Klassenallianz von Lehrern, 
Sozialarbeitern,qualifizierten Arbeiternaus, die 
ihre Ziele mit allgemeinbürgerlichen Interessen ver- 
knüpft,die politisch definiert sind: AKW-Gegner, 
Ökologiebewegung, undogmatische Linke.Der ver- 


breiterte demokratische Gehalt dieser Bewegung m ani- 


festiert sich auch in den Knastgruppen,die sich als 
Hilfe gegen die Repression verstehen, Darin zeigt 
sich,daß sich die Klassenbasis der Gefangenenbewe- 
gung wesent lich verändert hat;sie definiert sich 
nicht mehr als subproletarische Bewegung.Eine 
Konsequenz daraus ist,daß eine politisch-militä- 
rische Organisation, wenn überhaupt, ihre Basis 
nicht mehr in Knastgruppen haben kann, sondern eher 
in der Klassenallianz der AKW-Gegner .Diese Alli- 
anz ist jedoch in sich so brüchig und zu einer brei- 
ten Radikalisierung so unfähig,daß eine solche or- 
ganisatorische Konsequenz ausgeschlossen scheint . 


Das Modell des Gefangenenrats bedeutet keinen Ver- 
zicht auf eine Koalition mit anderen Klassen. Aber 
eine Koalition ist nur möglich mit definierten stra- 
tegischen Interessen,und gegenwärtig gibt es kein 
Indiz eines eigenständigen Organisationsprozesses 
innerhalb der subproletarischen Unterklasse.Den 
sozioökonomi schen Bedingungen - strukturelle Ar- 
beitslosigkeit,Entwertung der manuellen Arbeits- 
kraft in den Dienstleistungen, wachsende sub jekt i've 
Verelendungder unteren Teile der Arbeiterklasse, 
wachsende Delinquenz als Ausdruck des individuali - 
sierten Wider standes - entspricht noch kein Organi- 
sationsprozeß.Der Organisationsprozeß beschränkt 
sich auf die gefährdete Intelligenz und die qualifi- 
zierten Teile der Arbeiterklasse und definiert sich 
mit Interessen,die auf eine Abschaffung des Produk- 
tionsmitteleigentums und auf eine Vergesellschaftung 
aller Institut ionen unter der Ägide einer neuen so- 
zialprodukti ven Klasse zielen - einer Klasse,deren 
Produktivität die soziale Arbeit ist und deren Hege- 
monie auf einen verschärften Klassenkampf gegenü- 
ber der Unterklasse hinauslaufen würde. In ihrer Iso- 
liertheitwird die Linke heute allein bestimmt von dn 
Interessen dieser aufstrebenden Mittelklasse,deren 
Produktivität die anachronistische E Igentumsverwa |- 
tung des Kapitals ablösen kann. Aber die Ablösung 
dieses Kapitaleigentums ‚längst historisch überfällig, 
trifft überhauptnicht das ökonimische Interesse der 
Unterklasse :dasKonsumeigentum und die produktiven 
Kompetenzen.Für eine Klasse,die im Konsumeigen- 
tum der anderen Klasse eingesperrt ist und deren Da- 
sein die Kompetenzen ihrer Verwalter, Aufseher und 
Betreuer zu erleiden hat,ist die Abschaffung des 
Produktionsmitteleigentums lediglich nominell,eine 
politische undkeine soziale Revolution.Die 
Struktur der Gesellschaft wird durch einen Sozialis- 
mus,der sich auf die Enteignung des Kapitals be- 
schränkt, für Jahrhunderte auf ein parasitäres Kon- 
sumeigentum und auf individuelle Kompetenzen fest- 
gelegt - auf eine Entwicklung,die erst recht zur Ak- 
kumulation einer von der Gesellschaft abgesonderten , 
diskriminierten und ausgebeuteten asozialen Unter- 
klasse führen muß.Die Institutionen bleiben den 
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Inkompetenten verschlossen wie das Eigentum der 
anderen,es regiert eine Soziale Klasse der Kompe - 
tentenund ihr Eigentum,das sie wie einen Schildk rö- 
tenpanzer mit sich schleppt. Für eine Klasse, _ 
deren allgem einste Erfahrung ihre Diskriminierung 
und ihre Ausgeschlossenhe it ist,ist die Aussicht auf 
eine sozialisierte Gesellschaft der Konsumeigent üm er 
definitiv die Notwendigkeit zu einer Revolution. 

Es ist eine merkwürdige Ironie,daß es diese Revo- 
lution ist,die die alten Hoffnungen des Proletariats 
verwirklichen könnte - gegen die Parteien des Pro- 
letariats und ihren Staat. 


PARTEI ODER BEWAFFNETE BASIS 
— DAS KONZEPT DER REVOLUTIO 
NÄREN MILIZ UND DER RÄTE 


Die Revolution ist jedoch von der geschichtlichen 
Dialektik keineswegs konserviert- auch sie unterliegt 
der Veränderung. Die linken Parteien,die sich bilden, 
leben von einem Mechanismus der Machtergreifung, 
der heute ab surd ist.Eine Gesellschaft,die vollk om- 
men repressi v strukturiert ist und deren Repression 
in ihrer totalen Strukturiertheit wurzelt,kann nur 
durch die Erschütterung aller Strukturen verändert 
werden.Die neuen Parteien der Linken scheinen 
diese Struktur heute mehr bestätigen als zersetzen 
zu wollen - man kann sie vergleichen mit den ein- 
fältigen Gefängnisreformern,die mit ihren humanitä- 
ren gutgemeinten Vorschlägen immer wieder neue in- 
humanere Zustände schaffen, weil sie die innere Dia- 
lektik ihrer Erfolge nicht verstehen.Eine Partei 
lebt aus zwei Momenten:Beschränkung auf Erreich- 
bares und Koalition mit möglichst vielen.Beide Mo- 
mente bedeuten nach jahrhundertelang verzögerten 
Revolutionen in Deutschland die Fluch t in die Re- 
gression.Statt zu mobilisieren,schaffen die Partei- 
en den Apparat einer Demobilisierung,mit dem sie 
schließlich ihre erkaltete Masse von Interessen irs 
Spiel zu bringen suchen - als eine weitere Insti- 
‚ution der Desorientierung der Massen.Eine revo- 
lutionäre Partei wird nach hunderten gescheiterten 
revolutionären Parteien ein Anachronismus.Statt | 
die Revolution auf lebendige Prozesse auszudehnen, 
beschränkt die Partei sie auf die Verwesung von 
Ideen, Interessen, ,Bürokratien. 


Eine andere Tendenz rekuriert auf den bürgerlichen 
Skeptizismus.Doch die Vermeidung von Dogmen i st 
nicht notwendigerweise die Vermeidung von Irrtü- 
mern.Es gibt auch keine Garantie dafür, für die 
wirklichen Probleme nicht blind zu sein und immer 
das Wichtiger e zu sehen. In skeptizistischer Ein- 
falt zieht sich ein Teil der Linken auf Positionen zu- 
rück ‚die weder Klassen,noch Dialiktik und Revolu- 
tionen kennt.Die politische Strategie kommt herunter 
auf ein menschlich-allzumensch liches Gefasel.F ür 
die neue Romantik der Linken entwickelt sich selbst 
die materiel le Ökonomie ihres Interesses,das Kon- 
sumeigentum,zu den Urahn en zurück:zum eigenen 
gebackenen Brot,zum eigenen Eingemachten, zum 
kleinbäuerlichen Betrieb (der seit hundert Jahren 
ein Anachronismus ist) und zum ländlichen IdylI. 
Zusammen mit der Frauenbewegung,deren Anthro- 
pologismus bei vielen die Klassenorientierung, 
Klassenbe wußtsein und Klassenkampf verschwinden 
ließ,hat die neue Romantik eine Desorientierung her- 
‚vorgerufen,die aus ihrer moralisierenden Innerl ich- 
keit nur noch zu moralischen Urteilen kommt - 

von den Strömungen der Zeit hin und her gerissen 
wie jede Moral ohne des festen Boden einer Klasse. 


In der linken "undogmatischen'' Politik,die mit dem 
Monopol über ihre Medien neue Dogmen zu schaffen 
beginnt,deren Opfer die Subproletarier sind,haben 
eine revolutionäre Organisation der Unterklasse, 
ihr Kampf gegen das kapitalistische und konsumisti- 
sche Eigentum, ihre militärische Entschlossenhe it, 
die Revolution in die eingene Hand zu nehmen,keinen 
Platz mehr.Die neuen Dogmen haben mit dem Öko- 
logismus,mit der Frauenbewegung und der neuen | n- 
nerlichkeit der Alternativbewegung Pseudobewegun- 
gen geschaffen,die gegenüber Klasseninteressen 
scheinbar neutral sind.Das Frauenzentrum kann 
sich der gefangenen Frauen annehmen (mit Zustim- 
mung der Änstaltsleitung) das Betreuerinnenteam 
kann sich der gefangenen Kinder annehmen (im 
Frauengefängnis von Frankfurt,wo Kinder inhaf- 
tert sind),das illosorische Interesse der "Frau" 
deckt zu,daß es verschiedene Klassen gibt und daß 
das Leben der einen Klasse der Tod der anderen ist. 
Die humanitäre Hilfe trägt da zumindest ebensovid 
bei wie der Terror,den das Regime ausübt. 


In der Weise,wie sich die alternativen Medien des 
Gefange nenrates annehmen, ‚erkennen wir, welche 
Funktion er für die hat.Er erscheint nur in der e- 
nen Funktion,die er in Wirklichkeit nie hatte:als 
Betreuungsverein,als Gefangenenhilfe,als krimin a- 
lisierte legale Gruppe der Linken.Keine dieser Be- _ 
reichnungen ist wahr ‚auch nicht,daß der Gefangenen- 
“ kriminalisiert wurde. Er hat sich von Anfang an 
die Seite der Kriminellen gestellt. ı 
Neben der seitenlangen Exemplifizierung des Baus 
eines eigenen Webstuhls oder den witzigsten Neu- 
igkeiten,die die Banalität eines angepaßten Lebens 
wiederspiegeln,nehmen sich der Tod,das Leiden, 
der wütende und verzweifelte Kampf unter den Be- 
dingungen des faschistischen Ausnahmezustandes#), 
wie Fremdkörper aus.Die Sprache der Leiden und 
des Kampfs hat keine Medien,keine Öffentlichkeit . 


Und zwar nicht, weil in Deutschland zensiert wird, 
weil man Angst vor polizeilicher Verfolgung hat, 
sondern weil die Linke zensiert.Heute sind es die 
Propagandisten der legalen Veränderungen,die den 
Zustand veränderungsloser Lähmung schaffen - 
Agitatoren der Indifferenz,mit Zeitungen,deren 
Botschaft der Zynismus ist,der ebensogut der einer 
faschistischen Jeunesse doree sein könnte. 


DIE LUMPENPROLETARIER — 
EWIGE KOMBATTANTEN DER 
REVOLUTION 


Es gibt die andere Seite:die bewaffneten Gruppen , 
die nachts das Vorgelände eines Gefängnisses durch- 
queren ‚entschlossen,ein taktisches Ziel zu verwirk- 
lichen.Es ist dieses Stadium der Entschlossenheit, 
der exekutiv gewordenen Organisation,das die re- 
volutionäre Miliz der Lumpenproletarier hervorbr in- 
gen wird. 


In einer künftigen revolutionären Situation, ausge- 
löst durch eine anwachsende strukturelle Arbeitslo- 
sigkeit,kann das Modell des Gefangenenrats eine 
Schlüsselrolle für den revolutionären Prozeß spie- 
len:Zentrum und Organisation der entschiedensten 
militantesten Basis,deren Interesse sich nicht mit 
Gesetzen, Verordnungen ‚Reformen ‚nominellen Be- 
sitzänderungen fesseln läßt,weiterdrängende rad i- 
kale Fliehkraft der Revolution,bewaffnete Miliz, 
die nicht wie die konspirative Guerilla zu isolieren 
ist,sondern durch Besetzungen, wechselnde An- 
griffs- und Verteidigungszonen in der Bevölkerung 
präsent bleibt und fähig ist,ihre Basis ständig zu 
vergrößern. 


Der Kapitalismus läßt sich heute nicht mehr isoliert 
bekämpfen,denn sein natürlicher Widerspruch,die 
Arbeiterklasse,stirbt ab. Im oszillierenden Raum 

der Moral entsteht keine Revolution. Andererseits 
lassen sich die Probleme nicht mehr auf der Ebene 
einer sozialistischen Gesellschaft des Konsumeigen- 
tums lösen - im Gegenteil:der Kapitalismus ist in 
dieser Beziehung den Revolutionären weit voraus, 
denn er selbst revolutioniert sich in diese Art des 
Sozialismus.Die Apologeten der Sozialistischen Re- 
volution treffen auf ihrem revolutionären Kurs un- 
verhofft auf die Apologeten der friedlichen Über- 
gänge, wie .s uns die Begegnung von Mahler und 
Baum,dem deutschen Innenminister ,vorführt.Die 
"ökologische Krise" des Systems,die Krise seiner 
Akkumulation und Reproduktion,ist die Bedingung ei- 
nes ungeheuren Anwachsens des europäischen Sub- 
proletariats,das in dieser Krise seine revolutio- 
nare Kolle erkennen wird.Hinter den moralisierenden 
Begriffen des Ökologismus und der linken Alternativ- 
bewegung verbirgt sichaber auch “ie Krise desKon- 
sumeigentums.Auf eine knappe Formel reduziert: 

das Konsumeigentum ist das größte Maß der Ver- 
schwendung an Resourcen und der Vernichtung von 
Lebensmöglichkeiten.Eine Gesellschaft,die mit der 
kapitalistischen Krise fertig wird,findet sich mit dem 
Konsumeigentum mit derselben Krise von neuem kn- 
frontiert. Die saubere Skala der Übergangslösungen 
hat endgültig versagt. 


Andererseits ist das Subproletariat heute noch k eine 
revolutionäre Kraft,die für sich allen steht - sein 
Kampf ist immernoch eine unklare Variante innerhalb 
des linken Spektrums.Eine revolutionäre Situation 
würde das ändern.Es wäre nicht die eigene Revolu- 
tion der Unterklasse,aber es wäre die Revolution, 

in der sie zur revolutionären Klasse wird. Jahrhun- 
dertelang war das Subproletariat nur der Mitläufer 
und der Kombattant fremder Revolutionen - heute 


ist seine Stunde gekommen, als Subjekt in die Geschich- 


te, der Klassen einzutreten. 


Peter Erlach 

(Der Verfasser ist einer der im 
Untergrund lebenden Mitglieder 
des Gefangenenrats) 


*)Man lehnt es ab,wie Mahler,vom gegenwärtigen Regime in der Bundes - 
republik als faschistisch zu sprechen.Das ist angesichts der Klasse, 
die sich anschickt,den Staat über das Eindringen in seine Instituti - 
onen zu erobern,auch richtig - sicher ist für einen Lehrer,einen 
Sozialarbeiter usw.dieser Staat nicht faschistisch,genausowenig,wie 
er es vermutlich zwiwchen 1933 und 1945 für einen Lehrer oder ir- 
gendeinen "Sozialarbeiter" war.Umgekehrt aber ist für das Leben der 
subproletarischen Unterklasse das Regime nach wie vor faschistisch. 
Und es ist nicht einmal ein "neuer Faschismus",sondern noch der 
alte,der mit dem Mordwerkzeug seiner Folter,seiner Gefängnisse, 
seiner Internierungsarstalten und seiner drückenden noral herrscht. 
Jeder,der einige Zeit, im Gefängnis verbracht hat,muß wissen,daß 

dort nicht das Grundgesetz,sindern der militärische Ausnahmezustand 
herrscht.Dieser Ausnahmezustand hat Märtyrer,deren Zahl in die Tau- 
sende geht. 
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